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Präsident Ralf Wieland eröffnet die Sitzung um 
11.01 Uhr. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 
72. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin. Ich 
begrüße Sie, unsere Gäste und Zuhörer sowie die Medi-
envertreter sehr herzlich. 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Vor knapp zwei Wochen erschütterten meh-
rere Terroranschläge unsere Partnerstadt Paris. Dieser 
Schock sitzt immer noch tief. Die Terroristen sind mit 
äußerster Brutalität vorgegangen. Sie wollten so viele 
schutzlose Menschen wie möglich töten und richteten 
ihre automatischen Waffen wahllos gegen jeden. Diesem 
Wahnsinn fielen 132 Menschen zum Opfer. Zum Glück 
konnte verhindert werden, dass Sprengstoffattentäter das 
Stade de France betraten. Ansonsten wären wohl noch 
mehr Tote und Verletzte zu beklagen gewesen. 
 
Die Anteilnahme in Deutschland und Berlin war groß. So 
haben u a. der Regierende Bürgermeister und ich sich am 
Sonnabend nach den Anschlägen in das Kondolenzbuch 
in der französischen Botschaft eingetragen. Wir wollten 
damit unsere Betroffenheit und unsere Solidarität mit der 
französischen Bevölkerung zum Ausdruck bringen. Bot-
schafter Etienne hat sich bei uns für die Anteilnahme  
– auch der vielen Berlinerinnen und Berliner, die sich am 
Pariser Platz versammelten – bedankt.  
 
Am Montag, am ersten Arbeitstag nach dem Terrorakt, 
haben viele Mitglieder des Abgeordnetenhauses, haben 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung und 
der Fraktionen während einer Schweigeminute im Foyer 
unseres Hauses innegehalten.  
 
Die Botschaft war überall dieselbe: Frankreich und Paris 
sind nicht allein. Wir trauern mit den Französinnen und 
Franzosen, und wir stehen an ihrer Seite.  
 
Wir haben aber auch gespürt: Der nächtliche Terror von 
Paris war ein Angriff, der uns alle treffen soll. New York, 
London, Madrid, zweimal Paris in schneller Abfolge – ja, 
es hätte auch Berlin sein können. Das wissen wir. Schnell 
erfuhren wir: Es sind die Terroristen des sogenannten 
Islamischen Staates, die die Verantwortung für den letz-
ten barbarischen Anschlag in Paris tragen. Sie hassen das 
Leben in Freiheit. Sie verfolgen und töten alle Menschen, 
die nicht ihrer Überzeugung sind – übrigens auch viele 
Muslime. 
 
Wir aber wollen in einer Gesellschaft leben, die zusam-
menhält. Die Terroristen hingegen wollen Unsicherheit 
verbreiten und Unfrieden säen. Sie wollen ihren Glau-
benskrieg in unsere Gesellschaft pflanzen und Muslime 
gegen Christen und Christen gegen Muslime aufhetzen. 
Sie wollen unsere gute Nachbarschaft mit den Muslimen 

zerstören. Unsere offene Gesellschaft, unsere Willkom-
menskultur passt ihnen nicht. Sie wollen einen Keil trei-
ben zwischen Flüchtlinge und uns. Das aber werden wir 
nicht zulassen, denn die Flüchtlinge sind ja gerade vor 
diesen Mördern geflohen. Und deshalb müssen wir uns 
schützend vor sie stellen und diejenigen in die Schranken 
weisen, die diese leidgeprüften Menschen und deren 
Schicksal für ihre menschenverachtende Ideologie miss-
brauchen. 
 
Sicher, der Terrorismus fordert uns heraus. Er greift unse-
re Überzeugungen und Werte an, die in der europäischen 
Aufklärung wurzeln. Er attackiert unsere Idee der 
Menschlichkeit, er bekämpft unser verbrieftes Recht auf 
Freiheit und Gleichheit. Vor allem aber wollen die Terro-
risten die Angst in unsere Gesellschaft tragen und damit 
die Solidarität zerstören.  
 
Das wird ihnen aber nicht gelingen. Die Demokratie ist 
nicht wehr- und schutzlos. Sie werden wir jederzeit ver-
teidigen – auch und gerade gegen gewalttätige Fanatiker. 
 
In aller Klarheit noch dieses: Wir stehen zur Religions-
freiheit. Aber Hassprediger haben in unseren europäi-
schen Ländern, haben in Deutschland und in Berlin nichts 
zu suchen. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam Wege 
finden, um junge Muslime, die ohne Orientierung sind, 
für unsere Gesellschaft und für unsere Werte zurückzu-
gewinnen! Deren Gewaltbereitschaft hat nicht nur religi-
öse Anschubkräfte. Vielfach leben sie in sozialer Aus-
grenzung oder empfinden es so. Hier müssen wir anset-
zen, um diese jungen Menschen nicht aufzugeben. Was 
sie brauchen, sind Perspektiven.  
 
Berlin steht wie kaum eine andere Stadt mit seiner Ge-
schichte für den Freiheitskampf. Wir wissen sehr genau, 
was es heißt, unfrei zu leben. Niemand will das jemals 
wieder erleben. Und deshalb sage ich: Lassen Sie uns 
zusammenstehen, um unsere offene Gesellschaft zu 
schützen! Lassen Sie uns zusammenstehen für unsere 
Freiheit, für unsere Demokratie und für die Menschen-
rechte! Liebe Kolleginnen und Kollegen, geben wir dem 
Terror keine Chance! 

[Allgemeiner Beifall] 

Ich habe dann wieder Geschäftliches mitzuteilen. Am 
Montag sind folgende fünf Anträge auf Durchführung 
einer Aktuellen Stunde eingegangen:  
 
− Antrag der Fraktion der SPD zum Thema: „Digitale 

Wirtschaft in Berlin“ 
− Antrag der Fraktion der CDU zum Thema: „Digitale 

Wirtschaft in Berlin“ 
− Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum 

Thema: „Vier Jahre rot-schwarzer Streit sind genug – 
Infrastruktur und Verwaltung müssen wieder funktio-
nieren“ 
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− Antrag der Fraktion Die Linke zum Thema: „Drin-

gend notwendige Investitionen für Berlin statt symbo-
lischer Schuldentilgung“ 

− Antrag der Piratenfraktion zum Thema: „Nach Paris: 
Besonnenheit statt Terrorpanik“ 

 
Ich lasse abstimmen und zwar zunächst über den Antrag 
der Fraktion Die Linke, für den sich im Ältestenrat eine 
Mehrheit abgezeichnet hat. Wer diesem Antrag zum 
Thema Haushalt zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktion Die Linke und die 
Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? – Bei den Piraten. 
Enthaltungen? – Bei den Grünen. Dann rufe ich dieses 
Thema für die Aktuelle Stunde als Punkt 1 unserer heuti-
gen Tagesordnung auf, und zwar in Verbindung mit dem 
Tagesordnungspunkt 25. Die anderen Anträge auf Aktu-
elle Stunde haben damit ihre Erledigung gefunden. 
 
Dann möchte ich auf die Ihnen vorliegende Konsensliste 
sowie auf das Verzeichnis der Dringlichkeiten hinweisen. 
Ich gehe davon aus, dass allen eingegangen Vorgängen 
die dringliche Behandlung zugebilligt wird. Sollte dies im 
Einzelfall nicht Ihre Zustimmung finden, bitte ich um 
entsprechende Mitteilung.  
 
Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 1: 
Aktuelle Stunde 
gemäß § 52 der Geschäftsordnung 
des Abgeordnetenhauses von Berlin 

„Dringend notwendige Investitionen für Berlin 
statt symbolischer Schuldentilgung“ 
(auf Antrag der Fraktion Die Linke) 

in Verbindung mit 

lfd. Nr. 25: 
Zweiter Nachtragshaushalt für das Land Berlin 
für das Jahr 2015 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
20. November 2015 
Drucksache 17/2580 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2565 

Die Fraktionsgeschäftsführer haben sich darauf verstän-
digt, diese Beschlussempfehlung bereits heute dringlich 
zu behandeln. – Dazu höre ich keinen Widerspruch. Ich 
hatte den Antrag der Fraktion Die Linke Drucksa-
che 17/2565 nämlich vorab an den Hauptausschuss über-
wiesen – und darf nachträglich Ihre Zustimmung feststel-
len.  
 
Für die Besprechung der Aktuellen Stunde und die Bera-
tung des Antrages steht den Fraktionen jeweils eine Re-
dezeit von bis zu zehn Minuten zur Verfügung, die auf 

zwei Redebeiträge aufgeteilt werden kann. Es beginnt die 
Fraktion Die Linke. – Frau Dr. Schmidt, bitte schön. Sie 
haben das Wort. 
 

Dr. Manuela Schmidt (LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! – Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Wenn es um Finanzen geht, wenn 
Steuermittel ausgegeben werden, dann erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger unserer Stadt mit gutem Recht, dass 
die Politik sich ernsthaft damit befasst und dass es seriös 
dabei zugeht – insbesondere bei denen, die die Regie-
rungsmehrheit stellen. Doch mit Seriosität hat, was uns 
SPD und CDU hier Anfang der Woche präsentiert haben, 
leider herzlich wenig zu tun. 

[Beifall bei der LINKEN] 

Seit Monaten befassen wir uns intensiv mit dem Haus-
halt, und seit Wochen gibt es eine verlässliche Steuer-
schätzung. Aber es gibt nichts, was die Koalition gemein-
sam vorlegt. Da ging es offenbar auch nicht besser, als in 
einer Nacht- und Nebelaktion eben mal das Fell des Bä-
ren zu verteilen. Was muss das für ein wildes Geschacher 
gewesen sein? – Danach verkündete SPD-Fraktionschef 
Saleh gegen den Sachverstand in den eigenen Reihen und 
im Kita-Bündnis Kostenfreiheit bis 2018. Wie kurzsich-
tig, wo doch jeder erdenkliche Euro gebraucht wird, um 
für ausreichend Personal in den Kitas zu sorgen und da-
für, dass 20 000 neue Plätze geschaffen werden, die die 
Stadt dringend braucht. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN  
und den PIRATEN] 

Und Herr Graf tröstete seine CDU mit einem Sicherheits-
paket über die Demütigungen der letzten Wochen hin-
weg, hinter dem sich offenbar allerlei verbirgt. Wofür es 
wirklich gebraucht wird, weiß in der Koalition wiederum 
keiner, da wir es laut Senator Henkel in Berlin auch nicht 
mit einer veränderten Sicherheitslage zu tun haben. Das 
ist doch absurd! 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN –
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

Ich möchte das hier auch gar nicht weiter vertiefen, dafür 
ist in den Haushaltsberatungen noch ausführlich Gele-
genheit. Aber mit einem Plan oder gar mit einer Idee für 
Berlin hat das alles nichts zu tun. 

[Beifall bei der LINKEN] 

Sie behandeln uns in der Opposition bei solchen Gele-
genheiten ja gern von oben herab, aber das haben Sie 
umsonst. Diese Stadt hat das Recht auf eine Regierung, 
die seriös arbeitet und Verantwortung wahrnimmt, die 
dafür sorgt, dass unsere Stadt nicht schlechter, sondern 
besser funktioniert auch für die vielen, die hier täglich 
neu ankommen. SPD und CDU zusammen können das 
ganz offensichtlich nicht. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN  
und den PIRATEN] 

(Präsident Ralf Wieland) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2580.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2565.pdf
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Wir als Opposition nehmen unsere Verantwortung wahr. 
Denn was die Steuereinnahmen betrifft, hat Berlin eine 
besondere Chance – und wir wollen nicht, dass die spur-
los verstreicht. Rund 500 Millionen Euro wird der Jahres-
überschuss 2015 betragen. Die Einnahmen aus Steuern 
und die Aufstockung bei der Bundesbeteiligung Asyl 
werden zusammen rund 600 Millionen Euro über dem 
gültigen Nachtragshaushalt liegen. Und die Zinsausgaben 
werden erneut um rund 400 Millionen Euro unter den 
Ansätzen des gültigen Haushaltsplanes bleiben. Das sind 
zusammen – leicht gerechnet, das kann jeder – 1 Milliar-
de Euro. Selbst unter Würdigung von Mehrausgaben im 
Personalbereich, bei den Zuwendungen oder bei den 
Ausgaben für die Flüchtlinge bleibt ein großer Spielraum, 
um sofort zu handeln.  
 
Wir haben eine Idee, wie das geht. Wie wollen, dass der 
Senat einen zweiten Nachtrag für das laufende Jahr vor-
legt. Der muss nicht dick sein, der ist auch schnell ge-
macht, und das schafft der Senat bis zur letzten Lesung 
des Haushalts im Parlament am 10. Dezember. Wir wol-
len die 500 Millionen Euro Überschüsse dieses Jahres 
komplett und sofort investieren. Wir wollen dieses Geld 
nicht wieder bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag in einem 
Sondervermögen parken und die Hälfte davon im Alt-
schuldenloch versenken, 

[Beifall bei der LINKEN] 

nur damit der Senat bei einer 59 vor dem Komma landet 
statt bei 60 Milliarden Euro Altschulden. Das ist Sym-
bolpolitik. Es ist angesichts des bestehenden Sanierungs-
staus in unserer Stadt und der insgesamt niedrigen Zins-
belastung volkswirtschaftlicher Unsinn, und es ist kein 
Wert an sich.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Die volle Summe investieren zu können, bedeutet dage-
gen, dass wir sofort in bessere Flüchtlingsunterkünfte, in 
Wohnungen und auch in die energetische Sanierung von 
Gebäuden investieren können. Und wir können mit einem 
Nachtragshaushalt noch etwas Kluges tun: Wir können 
die Rücklagen für den BER jetzt auffüllen. Was nicht 
heißt, dass wir die in Aussicht gestellten Darlehen per se 
freigeben wollen – im Gegenteil. An dem von uns gefor-
derten transparenten Verfahren im Rahmen des Haushalts 
halten wir ausdrücklich weiter fest. Aber wir gewinnen 
Spielräume für den Doppelhaushalt, und die brauchen wir 
auch. 
 
Wir könnten Berlin-Energie beispielsweise endlich bie-
terfähig machen. Sie erinnern sich an die Absichtserklä-
rung der Koalition zur Rekommunalisierung von Strom 
und Gas in der Stadt? – Dann bitte schön, nutzen Sie 
doch die Jahresüberschüsse sofort, um Berlin Energie mit 
ausreichend Kapital und Personal auszustatten!  

[Beifall bei der LINKEN –  
Beifall von Heidi Kosche (GRÜNE)] 

Diese sofortige Kapitalzuführung an die Berliner Stadt-
werke würde die Chancen im Vergabeverfahren sprung-
haft verbessern. Eine Investition in die Zukunft, jetzt 
machbar! Packen Sie es an! 
 
Womit wir bei der Herausforderung wären, der sich zu-
mindest die SPD mit aller Kraft stellen will: Dass der 
Senat aus dem Überschuss des Jahres 100 Millionen Euro 
für mobile Unterkünfte für Flüchtlinge bereitstellen will, 
unterstützen wir ausdrücklich. – Aber unsere Meinung zu 
SIWA ist bekannt, und die bisherigen Ergebnisse geben 
uns recht. Es steht zwar Geld für Investitionen zur Verfü-
gung, aber es wird nicht ausgegeben. Wie viel von den 
496 Millionen Euro haben Sie denn bisher investiert? – 
Ich sage es Ihnen: weniger als 10 Prozent, und das beinah 
ausschließlich für die Beschaffung von U-Bahn-Zügen! 
Nicht dass wir keine U-Bahn-Züge brauchen, im Gegen-
teil! Doch die Stadt wächst nicht nur beim öffentlichen 
Personennahverkehr, sie wächst überall – auch im Kita- 
und im Schulbereich.  
 
Sicher, vieles liegt auch an den Bezirken. Kein Bezirk hat 
es bisher geschafft, mehr als 1 Million zu investieren, 
eher deutlich weniger. Ein Bezirk hat trotz großem Sanie-
rungsstau sogar noch nicht einen Euro für die Schulen 
ausgegeben. Aber, Herr Schneider, glauben Sie jetzt 
nicht, dass ich in Ihre oft bemühte Bezirksschelte ein-
stimme. Die Koalition wusste von Anbeginn – und das 
war auch Kalkül –, dass die schönen Millionen gar nicht 
investiert werden können, weil immer wieder auch das 
Personal fehlt, das dafür gebraucht wird.  

[Torsten Schneider (SPD): Sie wollen doch gerade selber 
investieren! Das ist doch absurd!] 

Und SIWA bleibt das falsche Instrument. 

[Beifall bei der LINKEN] 

Und die Berlinerinnen und Berliner sind doch nicht blöd. 
Die merken doch, wenn Sie erst im Wahljahr wieder 
anfangen, das Füllhorn auszuschütten. Das ist doch ein 
durchsichtiges Spiel.  

[Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

Es hilft der Stadt nicht weiter, und es ist eben auch keine 
seriöse Politik. 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN] 

Es fehlt noch immer ein Plan des Senats, in welcher Zeit 
und mit welchen Maßnahmen er schrittweise den Sanie-
rungsstau abbauen und gleichzeitig der wachsenden Stadt 
gerecht werden will. Mit einem zweiten Nachtragshaus-
halt 2015 könnten wir gleich zwei wichtige Dinge tun: 
Zum einen könnten wir sofort investieren und zum Zwei-
ten die in den nächsten beiden Jahren geplanten Mittel für 
den BER freischaufeln und für andere notwendige Inves-
titionen in die wachsende Stadt, in die technische und 
soziale Infrastruktur einsetzen. Das müsste doch im Inte-
resse aller sein. Und es könnte der Einstieg in eine nach-
haltige und kontinuierliche Investitionsstrategie sein. 

(Dr. Manuela Schmidt) 
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Beweisen Sie, dass Sie mehr drauf haben als Wahl-
kampfgeschenke verteilen! Es liegt doch an Ihnen, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen von SPD und CDU zu 
beweisen, dass Sie mehr können, als dringend notwendi-
ge Entscheidungen wieder nicht zu treffen. Fordern Sie 
mit uns den Senat auf, einen zweiten Nachtragshaushalt 
für dieses Jahr vorzulegen! Dafür braucht es auch keine 
Nachtsitzung, und es ist allemal planvoller als eine Gieß-
kanne voller Gefälligkeiten. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: Danke schön, Frau Kollegin! – 
Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Kollege Schneider das 
Wort. 

 

Torsten Schneider (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Einiges ist passiert, was wir erwartet haben, wenn ein so 
großer Wurf im Haushalt abgeliefert wird,  

[Lachen bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

nämlich Nachtsitzung, Geschachere usw. Das haben wir 
erwartet, obwohl ich mir immer wieder wünschen würde, 
dass das Parlament ein bisschen mehr Souveränität hat 
und substanziell in der Sache streitet. Denn das ist ja 
keine substanzielle Kritik! Aber in einem Punkt haben 
wir uns entschlossen, heute Ihr Thema zur Aktuellen 
Stunde aufzurufen: dass der Fraktionsvorsitzende der 
Linken gesagt hatte, er würde in diesem Haushalt keine 
Linie erkennen. Ich muss ehrlich sagen – und das meine 
ich gar nicht persönlich –, ich habe bei Ihnen jetzt auch 
keine Linie erkannt. 

[Zuruf von Harald Wolf (LINKE): Sie auch! – 
Zuruf von Heidi Kosche (GRÜNE): Auch, auch!] 

Wer nämlich vorschlägt, SIWA abzuschaffen, Frau Kol-
legin Dr. Schmidt, und gleichzeitig beantragt, dem SIWA 
100 Millionen zuzufügen, der muss natürlich seine Dia-
lektik auch hier erklären – das ist schwierig. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

So ist das voll in der Linie Ihrer haltlosen Kritik geblie-
ben. Denn was Sie vorschlagen, ist ja nur ein mathemati-
scher Kunstgriff. Wenn Sie – ich unterstelle mal – von 
1 Milliarde Überschuss ausgehen, dann macht es über-
haupt keinen Unterschied 

[Steffen Zillich (LINKE): Halbe Milliarde!] 

– Na ja, mit Zinsen, hat sie ja gerade gerechnet, das kön-
ne jeder, und das sei 1 Milliarde; so habe ich das erinnert, 
ich kenne Ihre Fabelzahl nicht –, aber wenn Sie davon 
ausgehen als Prämisse und uns dann vorschlagen, man 
soll einen Nachtrag machen über 500 und sofort investie-
ren – wo ist denn dann der Unterschied, wenn es bei der 
Gesetzeslage bleibt und aus diesen 1 000 die Hälfte in 

SIWA läuft und da auch übertragbar investiv gebunden 
sofort investiert werden kann? – Das habe ich nicht ver-
standen. Aber das ist eben auch Dialektik. 

[Udo Wolf (LINKE): Gut zuhören!] 

– Das Zuhören fällt manchmal schwer! – Aber jetzt 
komme ich mal zu Ihren Linien, und das ist ja der Grund, 
warum wir uns heute dieser Debatte hier stellen wollen: 
Sie sagen „Stückwerk“ zur Kita und werden dann Ihrer 
Wählerschaft erklären müssen, warum Sie gegen die 
Kita-Gebührenfreiheit sind. Da will ich mich nicht mit 
Ihren Problemen befassen.  

[Zuruf von Udo Wolf (LINKE)] 

Ich sage Ihnen: Die SPD-Fraktion hat auf ihrer Frakti-
onsklausur beschlossen, dass das ein Schwerpunkt ist für 
den nächsten Haushalt, ein strategischer Schwerpunkt für 
die familienfreundliche Stadt, für die familienfreundliche 
Metropole Deutschlands. Und da haben wir nicht gesagt, 
wir machen Kitafreiheit, sondern wir stellen uns der Her-
ausforderung, dass wir Kitaplätze schaffen müssen zu den 
18 000, die dieser Senat in der Verantwortung der Sena-
torin Scheeres bereits geschaffen hat. Dafür stehen insge-
samt mit SIWA, mit Veranschlagungen, mit echtem Geld 
und Verpflichtungsermächtigungen mindestens 70 Milli-
onen Euro zur Verfügung. Ich habe überhaupt noch kei-
nen Antrag der Opposition gesehen, da draufzusatteln 
oder runterzugehen. Das ist zunächst, für sich genommen, 
eine riesige Aufgabe und ein sehr großer Erfolg dieser 
Koalition! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Zweitens: Kitaqualität. – Ich kenne Oppositionsanträge, 
die genau auf unserer Linie der Höhe nach liegen. Ich 
kenne Oppositionsanträge, die für das zweite Planjahr 
höhere Zahlungen fordern. Ich kenne Kostenschätzungen 
der Kitafachleute im Kitabündnis, die ungefähr bei 
70 Millionen liegen. Ich kenne Kostenschätzungen von 
116 Millionen; ich kenne auch welche von 127 Millio-
nen. Diese Koalition ist bereit, für das Thema Kitaqualität 
in den nächsten Jahren 120 Millionen Euro zur Verfü-
gung zu stellen. Dahinter bleiben Sie doch im Nirwana 
zurück! Das ist ein weiterer, sehr großer Erfolg dieser 
Koalition. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 
Zuruf von Steffen Zillich (Linke)] 

– Ach, Herr Zillich, wir kennen doch das Geschäft! – 
Und jetzt höre ich ja: Na ja, wir bleiben aber doch nur in 
der Hälfte dessen, was andere wollen! – Und das ist auch 
eine Linie, auch eine strategische Linie: Wir bringen doch 
keine Verheißungen in die Stadt! – Wir haben ja gestern 
am Rande schon gesprochen; und Sie sehen das ja alle 
genauso. – Wir bringen doch keine Verheißungen in die 
Stadt, jetzt sofort 100 Millionen bereitzustellen, wenn wir 
doch alle wissen, dass es dieses erforderliche Personal so 
ad hoc gar nicht gibt! Eine solche Verheißung wäre unse-
riös wie Ihr Gequatsche! 

(Dr. Manuela Schmidt) 
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[Beifall bei der SPD und der CDU –  
Zuruf von Uwe Doering (LINKE)] 

Dann müssen wir auch ein bisschen präziser sein: Das, 
was die Koalition beantragt hat und was Ihnen allen vor-
liegt, sagt nicht, wir wollen die Relation bei der Kitaqua-
lität um ein Kind pro Erzieher im U-3-Bereich absenken. 
Wir sagen, wir wollen sie um mindestens ein Kind ab-
senken, und das ist viel, viel mehr, als Sie sich überhaupt 
in Ihren kühnsten Träumen vorstellen! Dem muss man 
sich erst mal stellen. 
 
Zweiter Punkt: Wir sagen, wir wollen das stufenweise 
tun; und stufenweise bedeutet eben, dass wir im Jahr ’16 
damit beginnen. In diesem Gesamtkonzept reden wir 
eben über 120 Millionen, die ja 50 über der Schätzung 
des Kitabündnisses liegen, auch nicht von prekärer Be-
schäftigung: In unsere Zahlen sind bereits ordentliche 
Tarifabschlüsse eingepreist. Dazu haben Sie ja überhaupt 
keine Visionen entwickelt – das können Sie ja noch bis 
morgen reparieren. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Und wenn man das jetzt mit der Kitagebührenfreiheit – 
zu der wir natürlich stehen und die wir für einen absolu-
ten Erfolg für diese Stadtgesellschaft halten –, nämlich 
Gebührenfreiheit von der Kita bis zur Universität – –  

[Zurufe von der LINKEN] 

– Ich weiß, da haben Sie ordnungspolitisch andere Vor-
stellungen! 

[Beifall bei der SPD] 

Wenn wir diese bildungspolitische Vision der Chancen-
gleichheit nun hier in Berlin das erste Mal verwirklichen, 
dann können Sie reden, was Sie wollen: Jeder Taxifahrer, 
jede Mutter, jeder Vater und jede Großmutter werden uns 
dafür feiern. Ich weiß, dass Ihnen das wehtut – aber das 
können wir Ihnen nun nicht auch noch abnehmen! 

[Beifall bei der SPD] 

Ich will Ihnen das mal in Zahlen sagen:  

[Zurufe von den Grünen] 

– Ja, ja, diese Aufregung! – Wenn eine Mutter und ein 
Vater den Mindestlohn in Berlin verdienen, 8,50 Euro, 
dann bezahlen die für ein Kind über 100 Euro Kitagebüh-
ren. Und Sie sind dagegen, das abzuschaffen? – Das ist ja 
völlig irre, was Sie da machen mit Ihrer eigenen Logik! 

[Beifall bei der SPD] 

Aber jetzt komme ich mal zu den großen Linien im Rest 
der Zeit. 

[Zurufe von der LINKEN] 

– Ja, wenn Sie aufgeregt sind, trifft das natürlich! – Ich 
will mal an die Linien erinnern: Die SPD-Fraktion hat auf 
einer Fraktionsklausur besprochen – und zwar in Anse-
hung auch der Kosten: Wir werden bei den Beamtenbe-
soldungen die Schere schließen und 0,5 Prozent auf den 

Länderdurchschnitt drauflegen. – Da sind wir natürlich 
voll auf einer Linie mit der CDU gewesen; das will ich 
gar nicht für uns alleine vereinnahmen. – Das haben wir 
ein Jahr später hier gesetzlich durchgetragen als strategi-
sche Linie in Ansehung eines dreistelligen Millionenauf-
wuchses. 

[Steffen Zillich (LINKE): Mit Hilfe der Opposition!] 

– Ihre Hilfe kenne ich bei der Wasserrekommunalisie-
rung! Darauf komme ich gleich zurück. – In der nächsten 
Fraktionsklausur haben wir uns dem Kitathema gestellt, 
und auch dies tragen wir jetzt durch. Das wird am Ende 
eine Viertelmilliarde Euro kosten. – Das nenne ich Stra-
tegie, und das, was Sie hier anbieten, nenne ich Stück-
werk! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Die SPD hat auch gesagt – und zwar gemeinsam mit den 
Energiepolitikern, mit den Umweltpolitikern und mit den 
Finanzern –, dass der Weg der Rekommunalisierung für 
Berlin der richtige Weg ist. 

[Heidi Kosche (GRÜNE): Das ist ja Ihre  
Erfolgsgeschichte!] 

– Jetzt komme ich zu Ihrer Erfolgsgeschichte, Frau Ko-
sche! Als wir diesem hohen Haus diesen Weg vorgelegt 
haben, da hat die Opposition, da haben die Linken und 
die Grünen – Piraten weiß ich gar nicht mehr – zweimal 
zum Rückkauf der Wasserbetriebe Nein gesagt – und das 
müssen Sie erklären und doch nicht wir! 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 
Zurufe von der LINKEN und den GRÜNEN – 

Zuruf von Steffen Zillich (LINKE)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Kollege Zillich! Sie haben nicht das Wort! 
 

Torsten Schneider (SPD): 

Als wir die BIH-Privatisierung angehalten haben – eine 
Position, die sich die SPD entwickelt hat –, 

[Zuruf von Heidi Kosche (Grüne)] 

da haben Sie auf Ihrem Parteitag einen Antrag aus Char-
lottenburg, das zu machen, weggedrückt. Ihr Landesvor-
sitzender und Spitzenkandidat war für Privatisierung, 
während wir den richtigen Weg gegangen sind und heute 
die berlinovo so dasteht, wie sie dasteht. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Deshalb lassen wir uns auch kein X für ein U vormachen. 
Das Credo in der Haushaltspolitik in der Gesamtbetrach-
tung bleibt: Wir konsolidieren; wir tilgen Schulden schon 
aus taktischen Gründen. Die Verhandlungen zum Länder-
finanzausgleich werden auf unentschieden verhandelt, 
und da gehen wir nicht – –  

[Zuruf von Dr. Manuela Schmidt (LINKE)] 

(Torsten Schneider) 
 



Abgeordnetenhaus von Berlin 
17. Wahlperiode 
 

Seite 7353 Plenarprotokoll 17/72 
26. November 2015 

 
 
– Ihre Linie, Frau Dr. Schmidt, führt auf 90 Milliarden 
Schulden! Unsere Linie führt auf unter 60 Milliarden – 
das ist ein Riesenunterschied! 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 
Zuruf von Wolfgang Brauer (LINKE)]  

Und deshalb ist Berlin auch in der Lage, die gesellschaft-
lichen Herausforderungen, denen wir uns gemeinsam 
stellen, zu meistern. Wir werden da am stabilsten stehen 
von allen Bundesländern, weil wir eben Ihrem Gehopse 
nicht nachgeben, sondern vorsichtig agieren. Und deshalb 
haben sich auch die Fraktionen verständigt, die Einmalef-
fekte aus der VBL stehenzulassen – da habe ich ja von 
Ihnen noch gar nichts gehört außer wüstem Durcheinan-
dergerede – und die Senatsreserven auf über 160 Millio-
nen Euro zu verdoppeln. In Ansehung der Begehrlichkei-
ten auch unserer Fachleute ist doch das ein Meilenstein! 
Wo stehen Sie denn da an diesem Punkt? – Äußern Sie 
sich mal! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Und da ich hier eine Punktlandung hinzulegen gedenke – 
ich könnte Ihnen noch so viele Geschichten erzählen über 
Ihre Dialektik: Ihre Linie hat Plinius der Ältere schon 
gerade Kurve geheißen – neudeutsch: Zickzack! – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
hat jetzt der Kollege Esser das Wort.  
 

Joachim Esser (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das ist jetzt 
eine merkwürdige Debatte, worüber wir hier diskutieren. 
Die zweite Lesung des Haushalts steht uns noch bevor. 
Ich will deswegen versuchen, zu diesem Antrag zurück-
zukehren und würde Ihnen in einer Sache, Kollege 
Schneider, recht geben. Der unmittelbare praktische Nut-
zen des Antrags ist angesichts der zumindest kurzfristig 
sehr entspannten Haushaltssituation in Berlin gering. 

[Torsten Schneider (SPD): Das ist 
aber nett, Jochen!] 

Der Haushaltsentwurf des Senats ist derart aufgeblasen, 
dass sich auch ohne Überleitung von Überschüssen von 
diesem Jahr ins nächste, genug Positionen finden, die wir 
zugunsten von Investitionen umschichten können und in 
unserem Antrag auch werden. Das heißt, wir brauchen 
das Geld, von dem hier bei Frau Schmidt die Rede war, in 
diesem Jahr eigentlich gar nicht und können dennoch eine 
vernünftige Politik machen. 
 
Unsere Fraktion wird dennoch für den Antrag stimmen, 
weil man den Grundgedanken, Herr Schneider, nicht oft 
genug betonen kann: Unterlassene Instandhaltung ist eine 

besonders teure Form der Verschuldung. Jedes Schlag-
loch ist auch ein Haushaltsloch und jedes kaputte Schul-
dach ist zugleich ein Haushaltsdefizit, das geschlossen 
werden muss. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN – 

Beifall von Heiko Herberg (PIRATEN)] 

Man muss deswegen also auf die Gesamtentwicklung von 
Liquidität, Schulden und Vermögen gucken und nicht nur 
auf den Finanzierungssaldo des Kernhaushalts schauen, 
wenn man ein zutreffendes Bild der realen Finanzlage 
gewinnen will. Es gibt da – wir haben hier oft darüber 
gesprochen – Tausend und eine Möglichkeit, den Lan-
deshaushalt auf Kosten des Landesvermögens vorder-
gründig zu entlasten. Unterlassene Instandhaltung, wie 
gesagt, aber auch Privatisierungen und Kapitalentnahmen 
bei den Landesunternehmen, wie Sie es offensichtlich bei 
der BSR wieder vorhaben, gehören dazu. Kaum eine 
dieser Operationen wurde in den letzten 25 Jahren unter 
den wechselnden Regierungen von CDU, SPD, aber auch 
von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken, 
unterlassen. Seit der Wiedervereinigung wurden nicht nur 
60 Milliarden Euro Kreditmarktschulden im Kernhaushalt 
angehäuft, es wurde auch ein Sanierungsstau von round 
about 12 Milliarden Euro zugelassen, und obendrein 
wurde Vermögen im Wert von mehr als 16 Milliarden 
Euro versilbert und für laufende Zwecke verbraucht. 
Dabei entfielen, nur um Ihre Erinnerung aufzufrischen, 
rund 2,5 Milliarden Euro auf den Verkauf von Immobi-
lien, 5,3 Milliarden Euro auf den Bankverkauf und 
8,5 Milliarden Euro waren Kapitalentnahmen und Privati-
sierungen anderer Landesunternehmen – GASAG, Be-
wag, BWB und GSW, um nur die allergrößten zu nennen. 
Die Partei der Tilgung und der Rekommunalisierung war 
da immer mit vorne dabei. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN – 

Beifall von Fabio Reinhardt (PIRATEN) – 
Heidi Kosche (GRÜNE): Jawoll!] 

So hat sich insgesamt die finanzielle Situation Berlins in 
den letzten 20 Jahren um rund 90 Milliarden Euro ver-
schlechtert und nicht nur um die 60 Milliarden Verschul-
dung im Kernhaushalt. Dabei ist die Zukunftsblindheit 
der unterlassenen Rückstellungen für Pensionsverpflich-
tungen, die ungefähr 50 Milliarden Euro betragen müss-
ten, noch gar nicht eingerechnet. 
 
Der vorliegende Antrag legt an dieser Stelle schon den 
Finger in die Wunde. Deshalb unterstützen wir ihn. Wir 
müssen nicht nur die Schuldenbremse umsetzen, Herr 
Schneider, und die Verschuldung im Kernhaushalt stop-
pen, sondern wir müssen gleichermaßen den Verfall der 
öffentlichen Infrastruktur und den Ausverkauf des Lan-
desvermögens entgegentreten. Das ist ein höchst an-
spruchsvoller Dreiklang in der Haushalts- und Vermö-
genspolitik, den wir gemeinsam zuwege bringen müssen, 
zumal unsere Stadt wächst und durchgreifende ökolo-

(Torsten Schneider) 
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gische Modernisierung der Infrastruktur erforderlich 
wird. Da haben wir in Berlin etwas aufzuholen. Wir ha-
ben in der ersten Lesung zum Haushalt darüber gespro-
chen. Wir Grüne wollen in diesem Haushalt wenigstens 
Grundlagen legen. 
 
Wir veranschlagen zusätzlich 100 Millionen Euro für die 
Sanierung des Gebäudebestandes, damit mindestens die 
vom Parlament und innerhalb der BIM längst beschlosse-
nen Maßnahmen auch durchgeführt werden können. Wir 
wollen die Ausgaben für den Radverkehr auf 30 Millio-
nen Euro verdoppeln. 

[Torsten Schneider (SPD): Jetzt 
redest du selbst zum Haushalt!] 

– Ich rede aber über Investitionen und nicht über Kitage-
bühren und sonst etwas. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und  

den PIRATEN] 

Berlin hat einen großen Rückstand in der Fahrradinfra-
struktur aufzuholen. Wir müssen das Radwegenetz aus-
bauen, und wir wollen zunächst auf zwei Radrouten 
schnelles und sicheres Fahren quer durch die Stadt er-
möglichen. Wir wollen Fahrradparkhäuser an stark fre-
quentierten ÖPNV-Knotenpunkten bauen und am Ost-
kreuz und am Hauptbahnhof damit anfangen. Radfahren 
muss sicherer werden. Die Radfahrer müssen runter vom 
Bürgersteig und für Autofahrer sichtbarer werden, und 
wir müssen umgehend damit beginnen, zumindest die 
zehn gefährlichsten Kreuzungen mit den meisten Toten 
umzugestalten, die der Senat selbst als solche identifiziert 
hat. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und  

den PIRATEN] 

Sie aber lassen das alles liegen. 
 
Dann bekommen wir 30 Millionen Euro zusätzliche Mit-
tel für den öffentlichen Nahverkehr. Die wollen wir in ein 
besseres Angebot bei Bahn und Bus investieren. Was 
aber wollen Sie? – Sie wollen dieses Geld der S-Bahn zur 
Ertüchtigung ihrer veralteten Züge zuschanzen. Die Ber-
linerinnen und Berliner sollen also nach dem von der 
Deutschen Bahn verursachten S-Bahn-Chaos durch die 
mangelnde Wartung dieser Züge jetzt auch noch die Sa-
che finanziell ausbaden. Ich sage Ihnen: Für die Fahr-
zeugschäden trägt allein die Deutsche Bahn die Verant-
wortung – und dabei muss es auch bleiben. Deswegen 
lehnen wir Grüne Ihren Vorschlag entschieden ab. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Wir sagen stattdessen: Berlin braucht mehr Stadtgrün. 
Wir wollen 1 000 grüne Dächer für Berlin, wir wollen 
mehr Straßenbäume pflanzen, wir wollen – mit Ihnen 
zusammen, da haben Sie sich bewegt – ein Mischwald-

programm umsetzen, wir fordern grüne Innenhöfe, wir 
wollen 200 Trinkwasserbrunnen in der Stadt errichten. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Marion Platta (LINKE)] 

Das ist gut für das Klima, das ist gut für Luft und Wasser, 
das verschönert das Stadtbild und erhöht unsere Lebens-
qualität insgesamt. Eine Großstadt von morgen muss 
klimaverträglich und ökologisch so gestaltet sein, dass sie 
wirklich eine lebenswerte Metropole ist. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Zum Schluss vielleicht das Wichtigste: Wir wollen 
50 Millionen Euro in die Energiewende investieren. Die 
Enquete-Kommission „Neue Energie für Berlin“ hat dem 
Land Berlin empfohlen, einen entschlossenen Kurs einzu-
schlagen, bis 2030 ganz aus der Kohlekraft auszusteigen 
und bis 2050 klimaneutral zu werden. Das ist richtig. Sie 
hat als Mittel zu diesem Zweck vorgeschlagen, einen 
Titel für „Energiewende-Investitionen“ im Haushalt ein-
zurichten. Der Umweltausschuss hat in seiner ersten 
Lesung diesen Vorschlag einstimmig übernommen. Aber 
was machen jetzt die Haushälter von SPD und CDU? – 
Die streichen im Hauptausschuss diesen Titel wieder 
heraus. Ich kann nur sagen: Das fängt ja gut an mit dem 
angeblich neuen Konsens in der Energiepolitik! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Harald Wolf (LINKE) – 

Buh! von den GRÜNEN] 

Wir können das Ziel der ökologischen Modernisierung 
nur erreichen, wenn wir die überall im Haushalt verstreu-
ten Mittel für Elektromobilität bündeln und das Kli-
mastadtwerk endlich in den Mittelpunkt der Berliner 
Energiepolitik rücken. Da hat die Linke mit der Eigenka-
pitalausstattung völlig recht. Dazu sollten wir die Berliner 
Energieagentur nach unserer Meinung vollständig in 
Landesbesitz überführen und zum Kern des Stadtwerks 
machen. Mit dann rund 50 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern und 100 dezentralen Erzeugungsanlagen wäre das 
Stadtwerk sofort sehr viel handlungsfähiger als heute. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Mit der nötigen Eigenkapitalausstattung könnten wir zum 
Beispiel die 15 Windräder bauen, deren Errichtung der 
Senat den Stadtgütern verwehrt hat. Wir könnten die 
Verwaltungsstandorte in Moabit und am Fehrbelliner 
Platz mit Blockheizkraftwerken ausstatten, das wäre 
einmal eine positive Nachricht vom LAGeSo-Campus. 
Wir könnten in Kooperation mit der BIM in eine intelli-
gente Finanzierung der energetischen Gebäudesanierung 
einsteigen. 
 
Ich gebe Ihnen zu – und freue mich auch darüber –: Wir 
haben viele kleine Erfolge im Verlauf der bisherigen 
Beratung erzielt, oder man könnte auch sagen, wir haben 
uns ein Stück gemeinsam aufeinander zubewegt. Ich 

(Joachim Esser) 
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nenne einmal einen bunten Strauß an Stichworten, weil 
die Redezeit zu Ende ist. 
 
Unbeschadet dieses Streits über die Kitagebühren, gibt es 
eine Annäherung beim Thema Kitaqualität. Ich weise 
aber darauf hin, dass der Trick von Ihnen ist, dass Sie, um 
den Betreuungsschlüssel um ein Kind zu verbessern, vier 
Jahre brauchen werden, während unser Vorschlag besagt, 
dass das in zwei Jahren zu erreichen ist. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN – 

Beifall von Katrin Möller (LINKE)] 

Aus diesen zwei Jahren Streckung haben Sie die 
40 Millionen Euro für die Gebührenfreiheit herausge-
schnitten. Das war eine schlaue Operation. Die Zahlen 
sehen auf der Oberfläche ähnlich aus, genau wie Sie das, 
Herr Schneider, gesagt haben, aber es ist ganz Unter-
schiedliches im Paket drin. 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Aber gut! Wir haben uns über Bürgerämter, außerschuli-
sches Lernen, freie Schulen, Kindertheater, Mädchenfuß-
ball, Strategien gegen rechts, Kältehilfe für Wohnungslo-
se, im investiven Bereich über Rettungsstellen, Rad-
schnellwege, Beuth Hochschule, Tierpark, Sportanlagen-
sanierung ein wenig aneinander angenähert. Dafür danke 
ich Ihnen auch. Aber von einem bin ich nach dieser 
Haushaltsberatung auch weiterhin überzeugt – das habe 
schon in der ersten Lesung gesagt: Zur Auflösung des 
umweltpolitischen Reformstaus in Berlin sind wir Grüne 
dringend nötig. Ohne uns wird das mit Sicherheit auch in 
Zukunft nichts. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank, Herr Kollege! – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt der Kollege Goiny das Wort. – Bitte schön! 
 

Christian Goiny (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Schwerpunktthemen der Union sind auch in diesem 
Doppelhaushalt Sicherheit für alle Menschen in dieser 
Stadt, gute Bildung für alle Kinder und gut bezahlte Ar-
beitsplätze. Diese Forderungen und diese Schwerpunkte 
ließen sich aber nicht umsetzen, wenn man nicht die 
finanziellen Spielräume hat. Wir als CDU-Fraktion sind 
sehr froh, dass wir mir den Sozialdemokraten in diesem 
Haus einen Koalitionspartner haben, mit dem man solide 
Haushaltspolitik betreiben kann. Das ist nicht in allen 
Bundesländern der Fall. 

[Zuruf von Ramona Pop (GRÜNE)] 

Wir sind hier auch erfolgreich. Der Kollege Schneider hat 
zu Recht darauf hingewiesen, dass wir in den letzten 

Jahren haushaltspolitisch solide Arbeit geleistet und eine 
gute Grundlage auch für die Gestaltung der Stadt ge-
schaffen haben. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Wir haben seit Beginn der Wahlperiode nicht nur keine 
neuen Schulden mehr aufgenommen, sondern am Ende 
fast drei Milliarden Euro Schulden getilgt.  

[Steffen Zillich (LINKE): Ist doch Quatsch!] 

Alle Vorschläge, die wir hier von der Opposition gehört 
haben, wären am Ende darauf hinausgelaufen, dass Berlin 
mit den Themen Infrastruktur, Verkauf bzw. Verscher-
beln von Tafelsilber – das hat der Kollege Esser gerade 
noch einmal angesprochen – heute nicht 60 oder 63 Mil-
liarden Euro an der Spitze Schulden, sondern vielleicht 
120 oder 150 Milliarden Euro gehabt hätte.  

[Steffen Zillich (LINKE): Ist doch grober Unsinn!] 

Wir hätten nicht 2 Milliarden Euro an Zinsen zahlen 
müssen, sondern 4 oder 5 Milliarden Euro, Herr Zillich! 

[Steffen Zillich (LINKE): Würden Sie das bitte in  
irgendeiner Art unterlegen, was Sie da sagen?] 

Herr Zillich! Dass uns ausgerechnet Sozialisten etwas 
zum Thema Haushalt und Finanzpolitik erzählen, ist ge-
radezu abwegig.  

[Beifall bei der CDU] 

Wir haben einen Kurs der Konsolidierung gefahren. Wir 
haben Schulden abgebaut. Wir haben die zusätzlichen 
Risiken bewältigt. Ich erwähne hier die Finanzierung der 
Mehrkosten beim Flughafen BER. Wir stemmen die 
Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge in dieser 
Stadt. Wir haben den Abbau der Solidarpaktmittel ver-
kraftet und die Absenkung des Zuschusses über den Zen-
sus.  

[Zuruf von Dr. Manuela Schmidt (LINKE)] 

Trotzdem hat diese Koalition die richtigen Schwerpunkte 
gesetzt, indem sie mit der Finanzierung eines Infrastruk-
turgesetzes mit dem SIWA dafür gesorgt hat, dass endlich 
wieder in die Infrastruktur dieser Stadt investiert wird.  

[Udo Wolf (LINKE): Wo waren Sie eigentlich bei zehn 
Jahren Konsolidierungspolitik? Witzbold!] 

Der Kollege Esser hat recht, dass wir es auf Dauer nicht 
zulassen können, die Infrastruktur dieser Stadt auf Ver-
schleiß zu fahren. Deswegen ist es richtig, dass wir die 
vorhandenen Spielräume nicht verkonsumieren und sie 
nicht in Phantasieprojekte, wie sie vonseiten der Linken 
vorschlagen wurden, stecken, sondern tatsächlich in die 
hier genannten Schwerpunkte investieren.  

[Steffen Zillich (LINKE): Welche?] 

Wir haben an dieser Stelle – Herr Kollege Zillich, ent-
schuldigen Sie bitte, dass ich Ihre Rede mit meinem Bei-
trag unterbreche, aber ich würde doch auch gern noch 
einmal zu Wort kommen – 

(Joachim Esser) 
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[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Simon Kowalewski (PIRATEN] 

Wert darauf gelegt, dass nicht nur aufgrund der jüngsten 
Ereignisse – die Gefährdungslage in Europa besteht leider 
schon länger – die Polizei und Sicherheitsbehörden in 
dieser Stadt so ausgestattet werden, dass sie mit den not-
wendigen Instrumenten ausgerüstet sind, um dieser terro-
ristischen Bedrohung zu begegnen. Der Parlamentspräsi-
dent hat eingangs die richtigen Worte hierzu gefunden. 
Das funktioniert letztlich leider nur, wenn die Sicher-
heitsbehörden ausstattungs- und ausbildungsmäßig in den 
Stand versetzt werden, dieser Herausforderung auch zu 
begegnen.  

[Beifall bei der CDU – 
Steffen Zillich (LINKE): Was ist denn Gegenstand  

des Sicherheitspakets? Sie haben keine Ahnung,  
was beantragt wurde!] 

Es ist uns aber genauso wichtig, in die Bildung zu inves-
tieren. Wir wollen hier auch die Gymnasien, die freien 
Schulen, das außerschulische Lernen stärken. Bildung ist 
die beste Voraussetzung dafür, dass Menschen in einer 
freien Gesellschaft friedlich und zivilisiert miteinander 
umgehen. Gerade für Berlin ist das ein Schwerpunktthe-
ma der Union. Das zu stärken ist uns ein wichtiges An-
liegen. 

[Beifall bei der CDU] 

Wir sind uns mit der SPD-Fraktion auch sehr schnell 
einig gewesen, dass das Thema bessere Betreuung in den 
Kitas ein Thema ist, was wir auch für dringend erforder-
lich halten. Die tatsächliche personelle Verbesserung in 
den Kitas ist uns ein Anliegen.  
 
Der öffentliche Dienst profitiert ebenfalls weiter. Wir 
haben einen Anpassungspfad verabredet, der 0,5 Prozent 
zu dem Tarifergebnis bei den Berliner Beamten vorsieht, 
um den Rückstand in der Besoldung abzubauen, den wir 
noch immer in Berlin haben. Wir haben für Anwärter bei 
Feuerwehr und Justizvollzug Zuschläge eingeführt, auch 
eine Vollzugszulage, die die gefährliche Arbeit der Be-
diensteten in Vollzugsanstalten ausgleichen soll.  
 
Uns ist auch die Förderung des Sports nach wie vor ein 
wichtiges Anliegen, weswegen wir bei dem Schul- und 
Sportanlagensanierungsprogramm auch eine weitere Ver-
stärkung geplant haben.  
 
Ein Ärgernis, das wir – so glaube ich – alle gemeinsam 
sehen, ist, ist dass das Thema Bürgerämter momentan 
personell nicht richtig funktioniert. Auch hier gibt es eine 
klare Verabredung der Koalition, dass wir mit mehr Per-
sonal und entsprechenden verbindlichen Auflagen, was 
den Einsatz des Personals und die Umsetzung bestimmter 
Verfahrensmittel in den Bürgerämtern sicherstellt, künf-
tig diesen Wartezeiten ein Ende setzen werden.  

[Uwe Doering (LINKE): Doch nicht in zwei Jahren!] 

Wir haben hier eine ganze Reihe Schwerpunkte gesetzt, 
die diese Stadt auf einer soliden haushaltstechnischen 
Grundlage voranbringen. Es gibt keine neuen Schulden, 
stattdessen Schuldenabbau, Investitionen in Infrastruktur, 
Investitionen in Sicherheit für alle Menschen in dieser 
Stadt und eine Verbesserung des Bildungsangebots. Die 
Wissenschafts- und Forschungslandschaft von der Inves-
tition in die Nachnutzung des Flughafens Tegel über den 
Ausbau der Beuth Hochschule, über die Stärkung der 
Charité und der anderen wichtigen Wissenschafts- und 
Forschungseinrichtungen zeigt, dass Berlin auch als Stadt 
von Wissenschaft und Forschung von dieser Koalition, 
insbesondere aber von der CDU-Fraktion, unterstützt 
wird. 
 
Zum Thema Verkehr, weil es auch ein von Herrn Esser 
angesprochener Schwerpunkt war, sind wir für eine mo-
derne, effektive Verkehrspolitik, die eben nicht darauf 
ausgerichtet ist, andere Verkehrsteilnehmer zu schikanie-
ren. Deswegen haben wir auch wenig Verständnis dafür, 
dass – wie in der Vergangenheit – Fahrradwege zur 
Schönung der Statistiken aufgemalt werden, die in Sack-
gassen enden. Wir finden es viel innovativer, moderne 
Verkehrskonzepte wie die Radschnellwege, sei es auf der 
Trasse der Stammbahn oder dieses Radbahn-U1-Projekt 
zu unterstützen, weil es eine tatsächliche Qualitätsverbes-
serung für diesen Radverkehr darstellt und nicht vorran-
gig eine Scheinverbesserung ist, die in Wahrheit die Ver-
kehrssicherheit für Radfahrer nicht verbessert, aber ande-
re Verkehrsteilnehmer schikaniert. Insofern glauben wir, 
dass wir auch hier auf einem modernen Weg sind. 
 
Vieles, was Sie zum Thema grüne Politik gesagt haben, 
findet sich auch in den Beschlüssen der Koalition wieder. 
Nun mag es sein, dass wir nicht jede Ihrer politischen 
Vorstellungen treffen, aber dass das Thema Ökologie und 
Nachhaltigkeit und eine lebenswerte Stadt etwas ist, was 
uns von besonderer Bedeutung ist, Herr Kollege Esser, 
kann ich Ihnen für die CDU-Fraktion versichern. Das ist 
auch etwas, das für uns ein Schwerpunkt in der Haus-
haltspolitik ist.  
 
Alles in allem gibt es – das ist hier auch schon zu Recht 
von meinem Kollegen Schneider gesagt worden –, über-
haupt keinen Grund, einen Nachtragshaushalt zu fordern. 
Das ist Klamauk, Das ist keine seriöse Haushaltspolitik. 
Wir befinden uns in der Schlussphase der Haushaltsbera-
tungen für die Jahre 2016/2017. Mit diesem Haushalts-
entwurf gestaltet die Koalition die Zukunft dieser Stadt. 

[Udo Wolf (LINKE): Arme Stadt!] 

Ich freue mich, dass wir nächste Woche noch Gelegenheit 
haben, mit Ihnen darüber intensiv zu diskutieren. – Vie-
len Dank! 

[Beifall bei der CDU] 

 

(Christian Goiny) 
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Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön, Herr Kollege! – Für die Piratenfraktion hat 
jetzt der Kollege Herberg das Wort. – Bitte schön! 
 

Heiko Herberg (PIRATEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Koalition! Lieber Herr 
Schneider! Lieber Herr Goiny! Ihre Reden können Sie in 
zwei Wochen noch einmal halten. Ich kann verstehen, 
dass Sie jetzt zu guter Stunde Ihre Rede halten wollen, 
weil Sie beim nächsten Mal als Haushälter erst später an 
der Reihe sind. Das Thema ist aber nicht der Haushalt 
2016/2017, sondern die Betrachtung der Jahre 2014/2015. 
Das ist auch das, was in dem Antrag der Linken enthalten 
ist. Damit sollen sich die jetzigen Reden beschäftigen. 
Deshalb komme ich auch noch einmal zum Thema zu-
rück. 
 
Wenn wir uns das Jahr 2015 anschauen, haben die Lin-
ken, die Grünen und wir festgestellt – Ihre eigene Regie-
rung und Sie selbst auch –, dass wir wieder Überschüsse 
produzieren werden, nicht in kleinem, sondern in sehr 
großem Maß, im dreistelligen Millionenbereich, was zur 
Folge hat, dass Geld zur Verfügung steht. Wenn wir uns 
anschauen, woher das Geld kommt, stellen wir fest, dass 
es wieder weniger Ausgaben für die Zinstitel gibt. Das 
führt uns zur der Schlussfolgerung, dass der Senat im 
Haushalt 2014/2015 und vor allem im Nachtragshaushalt 
2015 – zu dem uns angekündigt wurde, dass jetzt or-
dentlich veranschlagt worden ist – wiederum nicht or-
dentlich veranschlagt wurde. Das ist Haushaltsvoodoo 
etc. Darüber haben wir schon mit Nußbaum gekämpft. Da 
hat es sich auch schon nicht verbessert. Das kreiden wir 
heute wieder an. 
 
Dann: Wo kommt noch Geld her? – Unterlassene Ausga-
ben bei Investitionen zum Beispiel! Das grundlegende 
Problem, das wir hier mit den Haushaltsplänen haben, ist: 
Wir stellen Geld für Investitionen ein, und das nicht nur 
im Haushalt, sondern mittlerweile auch in den ominösen 
SIWA-Topf, den wir auch noch haben. Da werden eben-
falls Gelder eingestellt. 

[Torsten Schneider (SPD): Sie sollen zu  
dem Antrag reden!] 

– Ich rede zu dem Antrag. – Dort werden Gelder für In-
vestitionen eingestellt. Diese Gelder werden aber nicht 
abgerufen. Was passiert? – Es entstehen daraus Über-
schüsse. Es entsteht Geld, das auf einmal wieder frei ist. 
Das Problem, das wir mit der Situation haben, ist, dass 
wir in einem laufenden Haushaltsjahr natürlich nicht 
massiv in die Exekutive eingreifen und sagen können, das 
Geld soll anders verwendet werden, denn wir haben der 
Exekutive ja gesagt, wie das Geld zu verwenden ist. Das 
heißt, wir als Parlament, als höchstes Verfassungsorgan 
haben beschlossen, wie das Geld verwendet werden soll. 

[Torsten Schneider (SPD): Sind wir in 
 einem Proseminar?] 

Der Senat hält sich aber nicht daran. Er gibt das Geld 
nicht aus. Das Geld fließt wieder zurück und wird nicht 
für die Sachen verwendet, für die es verwendet werden 
soll. Das Problem, das wir damit haben, ist: Auf der einen 
Seite wird das Geld nicht für die Dinge verwendet, für die 
es vorgesehen ist, und fließt deshalb in die Schuldentil-
gung. 
 
Dann kommen wir zu dem gesamten Dilemma, bei dem 
wir jetzt gerade sind. Das Geld ist natürlich nicht verlo-
ren. Es ist auch nicht weg. Man hört immer Aussagen, 
dass Geld, wenn es in die Schuldentilgung fließt, weg 
und nicht mehr zu gebrauchen sei. Das ist die Debatte, 
die Sie, liebe Koalition, immer eröffnen und wegen der 
Sie das SIWA beschlossen haben. Dass Sie über dieses 
Geld verfügen und dieses Geld ausgeben wollen, weil es 
sonst verloren sei, ist haushälterisch Blödsinn. Das Geld 
ist nicht weg. Wenn wir 500 Millionen Euro im Jahr 2015 
in die Schuldentilgung packen würden und dieses kom-
plette unnötige SIWA-Gesetz, das nur dazu führt, dass es 
keine Haushaltstransparenz mehr gibt, dass es keine or-
dentliche Beratungen über die Haushaltspläne mehr im 
Parlament gibt, dass immer mehr Schattenhaushalte auf-
gebaut werden, dass es für die Abgeordneten und die 
Bürger und Bürgerinnen immer schwieriger wird zu ver-
stehen, wo das Geld in Berlin hinfließt, von wo es 
kommt – das ist ein Riesenproblem. Ihr SIWA-Gesetz 
führt dazu, dass über kurz oder lang auch Sie als Koaliti-
on den Überblick verlieren werden. Wir haben jetzt die 
SIWA-Liste 1. Wir werden demnächst die SIWA-Liste 2 
bekommen. Die SIWA-Liste 1 ist aber noch nicht abge-
flossen. Da sind nur 10 Prozent abgeflossen. Dann kom-
men die SIWA-Listen 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 und 10, die alle 
parallel – neben den dann aktuellen Haushalten – entste-
hen. Es wird ein Konvolut an Listen entstehen mit Ab-
flüssen von A nach B, wo selbst Sie, Herr Schneider – 
Sie schütteln jetzt den Kopf –, irgendwann den Überblick 
verlieren werden. Der Senat wird als Einziger, weil er 
über genügend Personal verfügen und mit den Bezirken 
reden kann, in der Lage sein, den Überblick zu behalten. 
 
Wissen Sie was? – Sie werden aktuell auch schon veräp-
pelt. Wir haben es gestern im Hauptausschuss mitge-
kriegt. Wir reden über den Haushalt 2016/2017 und dar-
über, dass Bezirke, Senatsverwaltungen und Ähnliches, 
wenn sie Projekte haben, diese bei uns anmelden sollen. 
Und was sagt uns der Senat gestern? – Na ja, wir haben 
den Haushalt jetzt hier, aber wir reden über das nächste 
SIWA, das schon kommt, mit den Bezirken, damit sie 
damit ihre Projekte finanzieren können. 

[Torsten Schneider (SPD) meldet sich  
zu einer Zwischenfrage.] 

Das heißt, während wir hier als Parlament, als Verfas-
sungsorgan über den Haushalt 2016/2017 reden, redet der 
Senat im Hintergrund schon darüber, wie er Gelder, die in 
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die Schuldentilgung etc. fließen sollen, ausgeben will, um 
es uns im nächsten Jahr hier vorzulegen. 
 
– Herr Schneider, Sie können eine Zwischenfrage stellen. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön, Herr Schneider! 
 

Torsten Schneider (SPD): 

Sehr geschätzter Herr Kollege Herberg! Stimmen Sie mir 
in meiner Wahrnehmung zu, dass der Weg zwischen Ihrer 
Vision der vollständigen Schuldentilgung und der der 
Linken, die keinen Cent tilgen will, die Opposition daste-
hen lässt, als sei sie von verschiedenen Sternen? 
 

Heiko Herberg (PIRATEN): 

Nein! Dem kann ich nicht zustimmen, denn wenn man 
sich die Haushaltsberatung für 2016 und 2017 anschaut, 
stellt man fest, dass die komplette Opposition nicht das 
macht, was SPD und CDU behauptet haben, nämlich 90 
oder 120 Milliarden Schulden aufzubauen. Wir haben 
Änderungsanträge vorgelegt, die zeigen, dass wir sogar 
alle trotzdem noch Schulden in den Jahren 2016 und 2017 
getilgt haben. Das heißt, wir sind genauso mit dem Geld 
umgegangen. 

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

Wir sind auch nicht dafür verantwortlich, Ihre Hausauf-
gaben zu machen. Heute geht es, wie gesagt, um die 
Überschüsse aus 2015, und das grundlegende Problem, 
weswegen Investitionen etc. dransteht, ist, dass Sie als 
Koalition in der gesamten Amtszeit, die Sie hier waren, 
nicht in der Lage waren – obwohl das Land Berlin Jahr 
für Jahr riesige Überschüsse produziert hat und eines der 
Bundesländer ist, das super dasteht –, die Investitions-
quote dieses Landes anzuheben und überhaupt in die 
Nähe anderer Bundesländer zu kommen. 

[Beifall bei den PIRATEN und  
der LINKEN – 

Beifall von Benedikt Lux (GRÜNE)] 

Wir gehen auf eine Schuldenbremse zu, und Sie fahren 
diese Stadt komplett auf Verschleiß. Das fällt uns 2020 
und in den Folgejahren massiv auf die Füße, weil die 
Gesetzeslage beschissen ist und dazu führt, dass wir die 
gesamten Schulden, die wir jetzt in der Infrastruktur 
aufbauen, dann nicht mehr ordentlich bearbeiten können. 
Wir müssen die Investitionen jetzt hochfahren, und wir 
müssen die Investitionsgelder vor allen Dingen auch 
ausgeben. 

[Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Udo Wolf (LINKE)] 

Ich komme noch zu dem Antrag, dass es so, wie es vor-
geschlagen ist, nicht hundertprozentig funktionieren wird. 

Das Problem ist nämlich: Wir als Opposition können die 
besten Ideen haben – am Ende sind es Haushaltstricks, 
wie man damit umgeht. Packen wir das Geld jetzt in 
einen Nachtragshaushalt oder  – – Niemand hindert uns 
daran, im Jahr 2015  500 Millionen Euro zu tilgen und im 
Doppelhaushalt 2016/2017 einfach 500 Millionen Euro 
neue Schulden aufzunehmen. Das macht der Senat im 
Hintergrund mit seinen Kassenkrediten sowieso. Der 
schichtet Geld von A nach B um. Am Schuldenstand 
würde sich nichts ändern. Es wäre keine Neuverschul-
dung, weil die Vorstellung, dass Geld, wenn man tilgt, 
weg ist, Blödsinn ist. In der Kasse bleibt nichts. Wir 
haben Schulden. Und wenn wir Geld ausgeben wollen, ob 
wir mit dem Geld nicht tilgen oder neues Geld aufneh-
men, ändert am Ende nichts. Das Problem ist nur: Auch 
wenn wir als Opposition die schönsten Ideen haben, wer-
den wir am Ende an der SPD und der CDU scheitern, die 
nicht in der Lage sind, es ihren Verwaltungen und den 
Bezirken zu ermöglichen, diese Investitionsgelder auch 
auszugeben. Das ist das grundlegende Problem, über das 
wir heute hier reden. Wir sehen ja, dass wir in der gesam-
ten Stadt einen Sanierungsstau haben, den Sie aktuell 
auffahren. Sie haben uns mit der SIWA-Liste verspro-
chen, dass die Investitionen in den Bezirken etc. ankom-
men. Wir sehen aber, dass da nichts passiert. Der Sanie-
rungsstau wird nicht abgebaut. Der Sanierungsstau steigt 
noch überall. Er steigt in den Hochschulen, den Kranken-
häusern, den Bezirken, den Schulen, der S- und U-Bahn, 
auf der Straße und überall. 

[Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Heidi Kosche (GRÜNE)] 

Sie von der SPD und der CDU sind nicht in der Lage, 
diesen Sanierungsstau abzubauen. Deshalb wäre es sinn-
voll, in der aktuellen Phase 2016/2017, wozu wir in den 
Haushaltsberatungen sind, die Gelder, wenn wir sie dafür 
verwenden wollen, in den aktuellen Haushalt zu schrei-
ben. 
 
Wir als Piraten werden den Antrag der Linken ablehne, 
und zwar aus einem Grund. Wir lehnen das Instrument 
SIWA in Gänze ab. Wir lehnen es ab, neben den norma-
len Haushaltsplänen mit Schattenhaushalten zu agieren. 
Das haben wir unter Nußbaum schon abgelehnt, der sich 
seine Polster gebastelt hat. Das bauen Sie jetzt als Koali-
tion mit den SIWA-Listen wieder auf. Die Vorstellung, 
dass mit einer SIWA-Liste Geld auf irgendeinem Konto 
liegt, ist Blödsinn. Intern schuldet der Senat dieses Geld 
sowieso um. Es gibt keine Konten, auf denen 400 Millio-
nen Euro liegen, die zu 0 Prozent verzinst werden, wenn 
stattdessen 400 Millionen Euro Schulden getilgt werden 
intern in der Kalkulation, damit wir weniger Zinslast 
haben. 

[Beifall von Andreas Baum (PIRATEN)] 

Das passiert intern im Senat sowieso. Wir müssen uns als 
Opposition und Sie müssen sich als Koalition überlegen: 
Welche Projekte sind sinnvoll? Welche Projekte können 
finanziert werden? Wie bekommen wir es hin, dass die 

(Heiko Herberg) 
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Investitionsgelder, die wir hier als Parlament bzw. Sie als 
Koalition – – Wir haben ja kein Mitspracherecht; das hat 
man gestern im Hauptausschuss gesehen. Sie waren nicht 
mal in der Lage, Ihre eigenen Anträge zu erklären. Wenn 
ich nur mal einen Antrag herausnehme. Der ist so absurd, 
dass er unbedingt hier erklärt werden muss. 

[Beifall bei den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN  

und den PIRATEN – 
Zuruf von Dr. Manuela Schmidt (LINKE)] 

Die CDU hat ihr Sicherheitspaket. Darin ist ein Antrag zu 
einer sogenannten Anti-Terror-Force, was auch immer 
das sein soll. 

[Beifall von Stefan Evers (CDU)] 

– Da können Sie klatschen. – Das Problem ist nur, dass 
Sie so inkompetent sind und das Geld nicht einmal in den 
Haushaltsplan richtig eingestellt haben. Wo haben Sie es 
eingestellt? – In einem Titel, der sich Überführungen 
nennt. Was eine Anti-Terror-Force, was auch immer das 
sein soll, in einem Titel Überführungen zu suchen hat, 
das konnten Sie im Ausschuss auch nicht erklären. Statt-
dessen haben Sie der Opposition vorgeworfen, sie sei 
dafür, dass alle Islamisten nach Berlin kommen, um uns 
wegzubomben, und gegen Sicherheit in Berlin. Wenn Sie 
mit einer solchen Argumentation kommen, müssen Sie 
sich nicht wundern, wenn wir am Ende Ihrem Haushalt 
nicht zustimmen können. Das, was Sie eingestellt haben, 
konnten Sie als Koalition nicht einmal selbst begründen. 
Wenn Sie als Koalition das nicht können und der Senat 
sagt, er begründet es nicht, weil es nicht seine Anträge 
sind, und wir als Opposition keine Antworten darauf 
bekommen, worüber Sie da reden, wie sollen wir dann 
irgendwelchen Blackboxen zustimmen können, von de-
nen anscheinend keiner in diesem Parlament weiß, was 
damit gemacht werden solle.  

[Steffen Zillich (LINKE): Was sollen Sie  
auch machen? Sie wissen es ja selbst nicht!] 

Dagegen sind wir komplett. 

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank, Herr Herberg! – Für den Senat hat jetzt 
Senator Dr. Kollatz-Ahnen das Wort. – Bitte schön, Herr 
Senator! 
 

Senator Dr. Matthias Kollatz-Ahnen 
(Senatsverwaltung für Finanzen): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich fange mal 
mit Frau Dr. Schmidt an: Ich hoffe, dass Sie nicht tat-
sächlich das Gefühl haben, dass die Diskussion mit der 
Opposition von oben herab stattfindet. 

[Zuruf von Dr. Manuela Schmidt (LINKE)] 

Das ist nicht das, was ich zu praktizieren versuche. 

[Zurufe von der LINKEN] 

Das ist nicht das, was der Senat praktiziert, und das ist 
auch nicht das, was wir bisher in den Haushaltsberatun-
gen erleben konnten. 

[Steffen Zillich (LINKE): Sie sind ja auch  
nicht immer da! –  

Heiterkeit von Torsten Schneider (SPD)] 

Das Ziel, den Haushalt des Landes Berlin zu konsolidie-
ren, war über lange Jahre Konsens in diesem Haus. Die 
Senate unter der Führung von Klaus Wowereit haben 
zunächst, als ersten Schritt, den Anstieg der Ausgaben 
gebremst. Dann haben sie als Zweites den Schuldenstand 
stabilisiert und als Drittes schließlich mit der Schulden-
tilgung begonnen. Der Senat von Michael Müller hat das 
Erreichen laufender Haushaltsüberschüsse und den 
Schuldenabbau verstetigt. Wir haben, weil wir uns nun 
mühsam diese Spielräume geschaffen haben, neben das 
Ziel der anhaltenden Konsolidierung gleichgewichtig, 
gleichberechtigt das Ziel des Investierens gesetzt. Und 
zusätzlich hat das Abgeordnetenhaus diese doppelte Ziel-
setzung mit den Stimmen der Regierungsfraktionen durch 
Gesetzesbeschluss mit dem SIWA, dem Sondervermögen 
„Infrastruktur der Wachsenden Stadt“, für die Verwen-
dung ungeplanter Haushaltsüberschüsse einen weiteren 
gesetzlichen Rahmen geschaffen. 
 
Die Haushaltskonsolidierung und die Schuldentilgung 
waren richtig, und sie bleiben auch in Zukunft richtig. 
Deswegen werden wir auch nicht davon abrücken. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Linkspartei! Es ist keine 
Symbolpolitik! Der Hauptpunkt Ihres Antrags ist die 
Frage: „Machen wir auch Schuldentilgung, ja oder nein?“ 
Deswegen will ich auch zu diesem grundsätzlichen The-
ma Stellung nehmen. 
 
Um das klarzustellen: Natürlich lässt sich über die Sinn-
haftigkeiten der volkswirtschaftlichen Nutzung von Til-
gung relativ zu Investitionen differenziert streiten. Aber 
man muss in der Situation, in der Bundesländer sind, 
sehen: Den Luxus einer solchen Debatte können sich nur 
diejenigen leisten, deren Schuldenquote eher in der Grö-
ßenordnung von 30 als von 60 Prozent des regionalen 
Bruttoinlandsproduktes liegt. Leider gehört Berlin zu der 
Gruppe, in der sie eher bei 60 Prozent liegt. 
 
Warum spielt das eine so wichtige Rolle? – Nach dem 
Maastricht-Kriterium, das verpflichtend für die Bundes-
länder ist, das auch im Prinzip Grundlage der Schulden-
bremse in Deutschland ist, ist es nun einmal so, dass 
60 Prozent die Obergrenze darstellen. Wenn man das 
verteilt, dann ist es so, dass wir ungefähr hälftig das Steu-
ereinkommen zwischen Bund und Ländern verteilen. Das 
heißt also, ein Bundesland mit seinen Kommunen – und 
in Berlin ist das in unserem Haushalt gemeinsam abge-
bildet – würde ungefähr, nach den Stabilitätsüberlegun-
gen, die wir als Staat insgesamt haben, einem Schul-
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denstand von 30 Prozent entsprechen, wenn eben 
30 Prozent auf der Bundesebene rechnerisch auf Berlin 
angerechnet werden. 
 
Wir sollten uns mal gemeinsam klarmachen, woher wir 
kommen und wo wir stehen. Trotz der Konsolidierungs-
politik sind die Schulden des Landes seit 2001 von 
42,4 Milliarden stetig angewachsen und lagen 2011 in der 
Spitze bei fast 63 Milliarden Euro. Das war ein Anstieg 
um fast 50 Prozent – trotz Privatisierungen, trotz Einspa-
rungen, trotz aller Maßnahmen, die ergriffen worden 
sind. Diese 63 Milliarden Euro entsprachen damals, 2011, 
ungefähr knapp 60 Prozent des regionalen Bruttoinlands-
produkts in Berlin, allein als Verschuldung des Landes 
und der kommunalen Ebene. Seit 2011 sinken die Schul-
den allmählich. Es ist gelungen, die Schulden um fast 
3 Milliarden Euro abzubauen. Und wenn nichts Unvor-
hergesehenes geschieht, werden wir die Gesamtschulden 
des Landes inklusive der inneren Darlehen tatsächlich 
zum Ende des Jahres auf unter 60 Milliarden Euro drü-
cken können. Das wäre, wenn wir das hinbekommen, ein 
großer Erfolg. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Die Quote der Schulden Berlins, der Schulden relativ 
zum regionalen Bruttoinlandsprodukt, würde dann von 
diesen über 58 Prozent im Jahr 2011 auf unter 50 Prozent 
sinken. Wenn wir in die Zukunft schauen und annehmen, 
wir würden in den nächsten Jahren immer 250 Millionen 
Euro tilgen und hätten ein Wirtschaftswachstum von 
3 Prozent pro Jahr, dann brauchte es noch immer bis 
2028, dass wir die Situation eines normalen Schulden-
stands von etwa 30 Prozent des regionalen Bruttoinlands-
produkts erreichen. Das heißt, wir haben mit harter Kon-
solidierungsarbeit einen Rückgang der Schuldenlast er-
reicht. Aber es ist noch ein langer Weg zu gehen. Ich 
werde auch begründen, warum er gegangen werden muss 
und warum es nicht beliebig ist, so zu tun, als sei es nicht 
nötig. 
 
Wir haben jetzt ein Fenster, eine Chance, einen Raum, in 
dem wir das tun können, weil nämlich zum einen der 
Bund einige Leistungen des Landes übernommen hat – 
ich erinnere an das Thema BAföG-Paket. Wir haben eine 
gute Konjunktur, und wir haben etwas Glück bei der 
Zinsentwicklung. Damit sich niemand täuscht: Wenn wir 
das als Land Berlin nicht selbst hinbekommen, dann wird 
uns niemand anderes helfen. In den laufenden Verhand-
lungen über die Neuordnung der Bund-Länder-Beziehung 
gibt es niemanden, der Berlin bei den Altschulden helfen 
will. Das ist ungerecht, denn das Saarland hat auch keine 
niedrigeren oder höheren Schulden als wir pro Kopf, aber 
während es ganz unstrittig ist, dass das Saarland eine 
Altschuldenhilfe bekommt, gibt es niemanden, der Berlin 
eine Altschuldenhilfe zubilligen will. Jeder, der uns glau-
ben machen will, es käme uns jemand zur Hilfe, der führt 
uns in die Irre.  

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 

Das Gleiche tut der, der behauptet, Berlin wächst jetzt 
schneller als der Rest des Bundes, und das allein reiche 
aus, um aus den Schulden herauszuwachsen. Ja, Berlin 
wächst schneller als die meisten anderen Bundesländer, 
aber der Vorsprung beim Wachsen beträgt ungefähr 
1 Prozentpunkt. Wenn wir uns darauf allein verließen, 
dass Berlin auch dauerhaft um 1 Prozentpunkt schneller 
wächst als die anderen Bundesländer, dann dauerte es bis 
2060, bis Berlin auf das Niveau eines durchschnittlichen 
Schuldenstandes von ungefähr 30 Prozent käme. Und das 
ist mehr als eine Generation. Das wäre nach meiner Auf-
fassung nicht zu verantworten, und ich will es auch des-
wegen nicht. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Niemand bestreitet den Investitionsbedarf im Lande Ber-
lin – niemand! Wie schon gesagt: Bereits den Nachtrags-
haushalt 2015 und auch diesen Doppelhaushalt habe ich 
als Finanzsenator unter die Überschrift „konsolidieren 
und investieren“ gestellt und mit der Zustimmung des 
gesamten Senats so in dieses Haus gebracht. Wir haben 
den Investitionsplafond von 1,4 auf 1,74 Milliarden Euro 
erhöht. Wir haben die Beteiligungsunternehmen veran-
lasst, ihre Investition deutlich zu steigern. Die Beteili-
gungsunternehmen steuern bereits jetzt über 1,7 Milliar-
den Euro im Jahr an Investitionen für Berlin bei. Das 
wird in den nächsten Jahren auf 2,2 bis 2,5 Milliarden 
Euro pro Jahr ansteigen. Und wir werden mit einem vo-
raussichtlichen SIWA-II-Programm versuchen, einen 
Schwerpunkt beim Wohnungsbau für Flüchtlinge zu 
setzen. 
 
Trotz dieses Investitionsbedarfs, wo wir auch versuchen, 
etwas zu tun, bleibt es notwendig, beides zu tun, zu kon-
solidieren und zu investieren. Das hat nicht nur etwas mit 
den langen Zeiträumen zu tun, sondern – und das ist das 
zweite ganz wichtige Argument, das in der Debatte bisher 
vernachlässigt worden ist – das hat viel mit der Ver-
wundbarkeit des Landeshaushalts und da mit dem Hand-
lungsspielraum aus eigener Kraft zu tun. Hohe Schulden 
bedeuten Anfälligkeit. Auch wenn mancher es anders 
glauben mag, die Politik kann die Zinsentwicklung am 
langen Ende der Zinskurve nicht kontrollieren. Das ist in 
der Vergangenheit immer gescheitert. Als Parlament und 
Regierung sind wir gezwungen, passiv entgegenzuneh-
men, welcher Marktzins sich bildet. Wir haben zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt einen jährlichen Refinanzierungs-
bedarf von rund 7 Milliarden Euro. Damit ist klar: Jede 
Erhöhung des Marktzinses auch um nur 1 Prozentpunkt 
bedeutet höhere Zinsausgaben um 70 Millionen Euro pro 
Jahr. Ultimativ bedeuten um 1 Prozent höhere Refinan-
zierungskosten bei diesen 60 Milliarden Euro Schulden 
höhere Zinsleistungen von 600 Millionen Euro pro Jahr. 
Und das ist mehr, als wir in den letzten drei Jahren pro 
Jahr als Überschüsse erzielt haben. Das heißt, die Spiel-
räume, in denen wir uns bewegen können, können durch 
Marktprozesse jederzeit zusammengeschoben und auf 
null begrenzt werden. Wir wissen nicht, wann die Zins-
wende kommt, aber wir wissen doch, dass das gegen-
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wärtige Zinsniveau ein Ausdruck der Krise und nicht ein 
Ausdruck des Normalzustandes ist. Wenn die Normalisie-
rung eintritt, dann wird es nicht nur bei diesem einen 
Prozentpunkt bleiben. Vor der Krise lag der Durch-
schnittszinssatz bei zehnjährigen Bundesanleihen bei 
etwa 4,5 Prozent und nicht bei etwa 0,6 Prozent wie der-
zeit. Der Unterschied dazu ist gigantisch, und dieser Un-
terschied würde alleine für uns pro Jahr am langen Ende 
2 Milliarden Euro mehr Zinsausgaben ausmachen. Das 
heißt, der Haushalt ist verwundbar. Höhere Schulden 
konstituieren also nicht nur eine fiskalische Anfälligkeit, 
sondern deshalb auch eine politische Anfälligkeit; denn 
wenn wir das nicht aus eigener Kraft hinkriegen, dann 
werden andere bestimmen, was wir tun, und wir werden 
unsere Selbstständigkeit verlieren. Es gilt deshalb, die 
Selbstständigkeit zu verteidigen, und Schuldentilgung in 
diesem begrenzten Umfang, den ich darzustellen versucht 
habe, neben der Ausweitung von Investitionen, dient 
dazu, autonomen Handlungsspielraum zurückzugewinnen 
– politisch wie wirtschaftlich. Und der letzte Grund, den 
ich erwähnen will, ist, dass es auch um die Verstetigung 
einer Finanzpolitik geht, und das ist, denke ich, auch 
selbstverständlich.  
 
Ich will noch ganz kurze Anmerkungen zu dem machen, 
was in der Debatte erwähnt worden ist. Bei der Technik 
von SIWA, das heißt, dass wir Haushaltsüberschüsse, 
auch ungeplante, für Investitionen verwenden – übrigens 
für Investitionen, nicht für Konsumtion, ganz wichtig –,  

[Steffen Zillich (LINKE): Doch, auch!] 

spielt es keine Rolle, ob die Investitionen in den Bezirken 
schnell oder langsam laufen. Wenn das in dem Haushalt 
eingestellt wäre, wäre das genauso. Ob Projekte in den 
Krankenhäusern, bei Charité oder Vivantes, langsam oder 
schnell laufen: Aber ja, ich bin natürlich auch der Auffas-
sung, dass die Projekte lieber schneller als langsam laufen 
sollten. Und ich wünsche mir auch manchmal, dass das 
schneller geht. Aber daraus, dass es weniger schnell ge-
schieht, als wir, glaube ich, alle gemeinsam hier im Haus 
wollen, darf man nicht die Schlussfolgerung ziehen, dass 
es nicht kommt und dass es scheitert. Sondern es kommt, 
und wir sind unterwegs bei den Investitionen.  
 
Das zweite Thema, zu dem ich noch etwas sagen will: Es 
ist nicht so, dass wir die Personalknappheit vernachlässi-
gen, sondern wir haben in einer beispiellosen Art und 
Weise in den letzten zwölf Monaten Personal aufge-
stockt, gerade bei den Bezirken, 300 Stellen für die Be-
zirke zusätzlich bewilligt; die finden Sie auch im Haus-
halt, und 146 Stellen sind jetzt im Rahmen des Flücht-
lingspakets für die Bezirke vorgeschlagen. Weitere wer-
den kommen, wenn die Aufgaben der wachsenden Stadt 
wachsen.  
 
Und, Herr Herberg, im Nachtragshaushalt haben wir als 
Senat gesagt, wir begrenzen ihn, wie es auch von der 
Landeshaushaltsordnung vorgesehen ist, auf einige weni-
ge Punkte. Wir haben ihn bewusst auf einige wenige 

Punkte beschränkt. Und das, um das Doppelhaushalts-
prinzip zu wahren. Die Zinsen waren nicht Teil der Ände-
rung. Das wissen Sie, und insofern ist es auch klar, dass 
Sie im nächsten Haushalt, im Haushaltsentwurf, den Sie 
jetzt gerade beraten, die Zinsen als deutlich niedriger 
angesetzt vorfinden. Insofern ist es aus meiner Sicht 
völlig unklar, wo das Problem liegt. Wenn Sie ansonsten 
gesagt haben, technisch – da stimme ich Ihnen ja zu – ist 
es eigentlich egal, ob man Schulden 2016 aufnimmt und 
2015 mehr tilgt: Das ist leider für das System, in dem wir 
uns mit der Schuldenbremse befinden, nicht ganz egal; 
sondern es ist so, dass wir als Land Berlin zu einem linea-
ren Abbaupfad verpflichtet sind, dass wir zu einem linea-
ren Abbaupfad bis 2020 all diese Themen, die auch schon 
von Vorrednern angesprochen wurden, bewältigen müs-
sen. Insofern hat die Systemantwort, die über SIWA 
gefunden ist, einen Vorteil, nämlich dass sie dann, wenn 
die Überschüsse da sind, diese für Investitionen einsetzt.  
 
Und last but not least: Berlin stand tatsächlich bei den 
Investitionsausgaben je Einwohner auf Platz 15 von 16 
Bundesländern. Wenn man sich das aber anschaut, und 
wir werden das heute noch mal in der Internetseite mei-
nes Hauses einstellen, damit Sie alle Gelegenheit haben, 
sich das anzugucken: Bereits im Haushalt 2015 befinden 
wir uns auf dem Platz 6. Und ich kann mir gut vorstellen, 
dass wir mit dem neuen Haushalt weiter auf Platz 5 vor-
rücken. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit!  

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – In der zweiten Runde hat sich für die 
Linke Herr Kollege Zillich noch mal gemeldet; eine Mi-
nute, fünf Sekunden.  
 

Steffen Zillich (LINKE): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kollegen von der Koalition! Das, was Sie erzählt haben 
von 90 und 120 Milliarden Euro Schulden, was das Pro-
gramm der Opposition sei, ist natürlich grober Unfug, 
und das wissen Sie auch.  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN] 

Sie haben es ja auch nicht mit einem Argument unterlegt. 
Nein, es geht um die Frage – und da danke ich Herrn 
Kollatz-Ahnen, denn er hat diese Frage so angenommen –
, wie schafft man es, mehr Investitionen umzusetzen, 
mehr Geld für Investitionen bereitzustellen, ohne zusätz-
liche Schulden aufzunehmen. Und genau das ist die Fra-
ge, die wir über diesen Nachtragshaushalt stellen.  

[Beifall bei der LINKEN] 

Herr Kollatz-Ahnen! Sie haben Gründe angeführt, in der 
langfristigen Finanzplanung – über die man sicherlich 
diskutieren kann –, man muss aber auch anmerken, dass 
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das, was Sie gesagt haben, sich in Ihrer Finanzplanung 
nicht widerspiegelt.  

[Senator Dr. Matthias Kollatz-Ahnen: Doch!] 

– Nein, diese Schuldenabbaupfade spiegeln sich darin 
nicht wider. Uns geht es darum, einfach zu sagen: Es gibt 
eine Viertelmilliarde, die wir entweder tilgen, wenn wir 
es so lassen, oder aber für zusätzliche Investitionen be-
nutzen. Sie wollen die symbolische 59 vor dem Komma 
haben, wir sagen: Wir wollen dafür Spielräume schaffen, 
um Schulen zu sanieren, um in die energetische Sanie-
rung von Landesimmobilien zu investieren und dadurch 
auch einen Haushaltseffekt zu erzielen. Das spart Geld. 
Wir sagen, wir wollen jetzt investieren und nicht das 
Geld in die symbolische Schuldentilgung stecken.  

[Beifall bei der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön! – Für die CDU-Fraktion hat noch mal der 
Kollege Goiny das Wort.  
 

Christian Goiny (CDU): 

Herr Kollege Zillich! Weder von der Lautstärke noch von 
den Inhalten werden Sie unseren Oppositionsführer im 
Haushalt Jochen Esser übertreffen können.  

[Beifall von Benedikt Lux (GRÜNE)] 

Das hat man auch nach Ihrem zweiten Redebeitrag ge-
merkt, Herr Kollege. Es ist doch in der Tat nicht richtig, 
was Sie hier erzählen, zum wiederholten Male. Sie ver-
kennen völlig, dass wir ein Instrument geschaffen haben, 
mit dem wir sowohl die zusätzliche Schuldentilgung 
bedienen als auch die Infrastrukturinvestitionen mit dem 
SIWA entsprechend abbilden. Ich bin dem Finanzsenator 
ausdrücklich dankbar dafür, dass er hier noch einmal in 
aller Klarheit die Handlungsspielräume, aber auch die 
Handlungsnotwendigkeiten für das Land Berlin aufge-
zeigt hat, weil das tatsächlich auch für uns der Pfad ist, 
den wir beschreiten wollen. Wir sind eben nicht mit dem 
erreichten Stand zufrieden, sondern wir haben gesagt, wir 
müssen mehr machen. Und deswegen ganz bewusst die-
ser Schwerpunkt in zusätzliche Infrastrukturinvestitionen. 
Der Senat hat sie in seinem Entwurf hochgefahren, das 
Gesamtvolumen steigt; damit hält der prozentuale Anteil 
nicht in dem Maße Schritt. Aber wir sind zuversichtlich, 
dass wir auch mit dem SIWA in den kommenden Jahren 
die entsprechenden Bedarfe abdecken können. 
 
Und weil Sie das ja auch so interessiert hat: Zum Thema 
Sicherheit will ich nur sagen, dass wir beim LKA, bei der 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität, bei der Aus-
stattung von Polizei, bei IT-Experten, beim Objektschutz 
und bei anderen Dienststellen der Innenverwaltung, die 
sicherheitsrelevante Aufgaben wahrnehmen, Personal 
nachgesteuert haben und dass wir damit auch ganz genau 

belegt haben, welche zusätzlichen Maßnahmen zur Ver-
besserung der inneren Sicherheit wir Ihnen vorschlagen. 
Das werden wir dann am 10. Dezember noch mal im 
Detail diskutieren können. Aber ich wollte das hier noch 
mal in aller Deutlichkeit sagen: Hier gibt es ein klares 
Konzept, das mit der Innenverwaltung abgestimmt ist und 
das für mehr Sicherheit für die Berlinerinnen und Berli-
ner sorgen wird. – Vielen Dank!  

[Beifall bei der CDU –  
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön! – Kollege Esser! Weil Sie eben so skep-
tisch geguckt haben: Ich habe das auch so verstanden. 
Das war ein Kompliment.  

[Joachim Esser (GRÜNE): Es kommt an!] 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aktu-
elle Stunde hat damit ihre Erledigung gefunden. Der 
Vorabüberweisung hatten Sie ja eingangs bereits zuge-
stimmt.  
 
Zu dem Antrag Drucksache 17/2565 empfiehlt der 
Hauptausschuss mehrheitlich gegen Grüne und Linke die 
Ablehnung. Wer dem Antrag dennoch zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Frak-
tion Die Linke, die Grünen und ein Pirat. Gegenstimmen? 
Das sind die Koalitionsfraktionen und der Rest der Pira-
tenfraktion. Damit ist der Antrag abgelehnt.  
 
Ich rufe auf  

lfd. Nr. 2: 
Fragestunde 
gemäß § 51 der Geschäftsordnung 
des Abgeordnetenhauses von Berlin 

Die Wortmeldungen beginnen wie immer in zwei Runden 
nach der Stärke der Fraktion mit je einer Fragestellung an 
den Senat. Das Verfahren ist Ihnen bekannt. Die erste 
Frage steht der Fraktion der SPD zu. – Frau Kollegin 
Spranger, bitte schön, Sie haben das Wort! 
 

Iris Spranger (SPD): 

Verehrter Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! 
Ich frage den Senat: Wie bewertet der Senat die einge-
gangenen Wohnprojekte, die im Rahmen des SIWA-Pro-
jektaufrufs experimenteller Geschosswohnungsbau aus-
gewählt wurden? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Geisel, bitte schön! 
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Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Frau Abgeordnete Spranger! In dem SIWA-Programm 
sind für den Teil experimenteller Geschosswohnungsbau 
30 Millionen Euro reserviert. Wir haben im Juni dieses 
Jahres einen Projektaufruf gestartet, für 2016 Projekte 
einzureichen, die tatsächlich 2016 realisiert werden kön-
nen, um die Fragen zu beantworten: Wie kann qualitativ 
hochwertiger Wohnungsbau stattfinden und trotzdem die 
bisherige Logik des Wohnungsbaus verlassen werden? 
Wie kann man Wohngebäude schnell errichten? Wie 
kann man trotz geringerer oder verringerter Baukosten für 
Qualität sorgen? Welche neuen Ideen gibt es überhaupt 
für den Wohnungsbau?  
 
In diesem Teil des SIWA-Programms haben wir in der 
Ausschreibung Zuschüsse für zu errichtende Wohnungen 
vorgesehen. Es werden etwa 600 Wohnungen sein. Der 
einmalige Wohnkostenzuschuss pro Wohnung liegt bei 
maximal 55 000 Euro. Vor Kurzem hat die Submission 
stattgefunden. Eine Jury hat getagt, besetzt mit Vertretern 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, 
mit Vertretern von Wohnungsunternehmen, von der In-
vestitionsbank Berlin, von Hochschulen, soweit ich in-
formiert bin, um gemeinsam in der Jury zu beurteilen, 
welche von den eingereichten Vorschlägen prämierungs-
würdig sind.  
 
In der Tat war eine Reihe wirklich guter, innovativer 
Vorschläge dabei. Sie sind auch in den Zeitungen veröf-
fentlicht und dargestellt worden. Insofern gehen wir fest 
davon aus, dass dieser Teil des SIWA-Projekts tatsäch-
lich 2016 umgesetzt wird. Vor allem legen wir großen 
Wert darauf, dass die Wohnungen dann auch tatsächlich 
gebaut werden. So war diese Ausschreibung ausgerichtet, 
dass wir nicht experimentelle Vorschläge bekommen, von 
denen wir sagen, oh, die sehen aber super interessant aus, 
leider können wir sie aber nicht umsetzen, sondern wir 
wollen auch diesen Teil des SIWA-Programms explizit 
dafür verwenden, dass 2016 bezahlbarer Wohnraum 
errichtet werden kann. Da bin ich für das Ergebnis, dass 
das geschehen kann, optimistisch. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Frau Spranger für eine Nachfrage haben 
Sie das Wort. – Bitte schön! 
 

Iris Spranger (SPD): 

Herzlichen Dank, Herr Senator! Sie haben das jetzt in 
Ihrem letzten Satz ein bisschen angedeutet. Wie werden 
sich diese Projekte insgesamt mit welcher Anzahl unge-
fähr in diese Wohnungsneubauprojekte des Senats einfü-
gen? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön, Herr Senator!  
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Frau Abgeordnete Spranger! Sofern der Haushalt 2016/ 
2017 hier am 10. Dezember eine Mehrheit findet, wird 
die Wohnungsbauförderung im Land Berlin deutlich 
aufgestockt. Die Wohnungsbauförderung soll verdrei-
facht werden auf 2017 dann 3 000 Wohnungen. Dieses 
SIWA-Programm ist zu diesen geförderten Wohnungen 
eine zusätzliche Wohnungsbauförderung in einem Um-
fang von weiteren 600 Wohnungen.  
 
Wir reden immer darüber, wie wir die Baupreise im 
Zaum halten können, wie wir dafür sorgen können, dass 
Mieten zukünftig auch bei Neubau bezahlbar sind. In der 
Vergangenheit sind in Berlin vor allem Eigentumswoh-
nungen und hochpreisiger Mietwohnungsbau realisiert 
worden. Wir müssen bezahlbaren Wohnraum zur Verfü-
gung stellen. Das geht nur, wenn wir anders bauen als 
bisher, wenn wir es schaffen, Baukosten zu senken. Dazu 
trägt einmal die neue Liegenschaftspolitik bei, indem wir 
Grundstücke nicht nach Höchstpreis verkaufen und die 
Grundstücke unseren Wohnungsbaugesellschaften als 
Werteinlage zur Verfügung stellen.  
 
Zum anderen müssen wir uns aber auch überlegen, was 
man beim Wohnungsbau insgesamt ändern kann. Was ist 
experimentell möglich, was kann aus dem experimentel-
len Stadium tatsächlich zum Standard werden? Das ist die 
Frage, die diesem Wettbewerb zugrunde lag. Das heißt, 
wir haben hier Projekte, 600 Wohnungen, die in der Tat 
realisiert werden. Aber die Idee dahinter ist, den Woh-
nungsbau der Zukunft so zu gestalten, dass diese Ideen, 
die sich unter anderem aus diesem Wettbewerb speisen, 
die Erkenntnisse, die Erfahrungen, die wir damit gewin-
nen, in den zukünftigen Wohnungsbau übernommen 
werden, damit wir auf diese Art und Weise zu bezahlba-
rem Wohnungsbau in Berlin kommen und aus der Logik 
der steigenden Baupreise und steigenden Mietpreise aus-
steigen.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Die zweite Nachfrage geht an Herrn 
Kollegen Otto von den Grünen. – Bitte schön, Herr Kol-
lege Otto! 
 

Andreas Otto (GRÜNE): 

Danke schön, Herr Präsident! – Herr Senator! Ich frage 
Sie: Wenn Sie da schon so innovative Projekte in diesem 
Wettbewerb gesehen und sich auch mit anderen Baumate-
rialien beschäftigt haben, kurzum, wenn das modern und 
preiswert sein soll, warum ist dann bei Ihrem Thema der 
modularen Bauten, das wir gestern im Ausschuss be-
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sprochen haben, nichts davon angekommen? Warum 
schließen Sie dort alternative Baustoffe aus?  

[Daniel Buchholz (SPD): Das haben wir  
doch gestern schon besprochen!] 

Warum schließen Sie dort Wettbewerb um die besten 
Konzepte und Materialien aus und setzen einseitig auf die 
Betonkategorie? 

[Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN – 
Daniel Buchholz (SPD): Das hat er gestern schon  

erklärt! Da hat er geschlafen, der Herr Otto!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön, Herr Senator! 
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abge-
ordneter Otto! Zunächst einmal haben wir eine erste Aus-
schreibung gestartet, die am 19. November submittiert 
wurde. Der Umfang der ersten Ausschreibung betrug 
80 Millionen Euro auf zehn Grundstücke ausgerichtet. 
Die Frage, die mit dieser Ausschreibung beantwortet 
werden sollte, ist: Bietet der Markt? Wir haben ja ver-
schiedene Fertighausanbieter, wir haben Containerher-
steller. Und da nicht nur Berlin in einer besonderen Situa-
tion wegen der Flüchtlinge ist, sondern auch viele andere 
Kommunen in Deutschland, ist der Markt beispielsweise 
bei Containern und bei Fertigteilhäusern leergefegt. Da 
wir sehr viele Flüchtlinge unterbringen müssen im Lauf 
des Jahres 2016, geht es auch nicht darum, kleine Men-
gen von Menschen unterzubringen, sondern wir gehen 
von 24 000 Menschen aus, die untergebracht werden 
müssen.  
 
Also ist die Ausschreibung so ausgerichtet worden, dass 
praktisch jedes Rohbauunternehmen in Deutschland und 
in Europa bieten konnte. Deswegen war die Ausschrei-
bung auf der Basis von Betonfertigteilen. Die Ergebnisse 
der Ausschreibung werden gegenwärtig noch bewertet. 
Es finden Nachverhandlungen statt. Aber man kann 
schon auf die Frage, bietet der Markt, eine klare Auskunft 
geben: Ja, der Markt bietet. Wir haben mehrere Bieter, 
darunter auch mehrere Bieter, die auf beide Lose, also auf 
vollständige Umsetzung der Ergebnisse, geboten haben. 
Insofern macht uns das optimistisch.  
 
Die Ergebnisse dieser Ausschreibung sollen auch dazu 
dienen, für die nachfolgenden Ausschreibungen – in 
diesem Jahr sollen in einem Volumen von etwa 
100 Millionen Euro noch weitere Ausschreibungen fol-
gen – für diese zweite, dritte und vierte Ausschreibung, 
die wir machen, Erkenntnisse zu gewinnen. Deshalb 
werden wir die Erkenntnisse des SIWA-experimentellen 
Geschosswohnungsbaus und die Erkenntnisse, die wir 
aus der ersten Ausschreibung gewonnen haben, nutzen, 

um sie für die zweite Ausschreibung dann entsprechend 
einsetzen zu können. Dabei geht es um Erkenntnisge-
winn.  
 
Ansonsten muss ich Ihnen sagen: Wir sind im Moment 
wirklich in zeitlichem Druck. Ziel ist es, mit dem Bau 
dieser Gebäude im Frühjahr nächsten Jahres zu beginnen 
und sie Ende nächsten Jahres abzuschließen, damit wir 
beispielsweise Sporthallen freiziehen können. Deshalb 
gehen wir Schritt für Schritt vor. Gewonnene Erkenntnis-
se fügen wir jeweils in die neuen Ausschreibungen mit 
ein. – Vielen Dank! 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön!  
 
Die nächste Mündliche Anfrage geht an die CDU-
Fraktion. – Herr Kollege Trapp, bitte schön, Sie haben 
das Wort! 
 

Peter Trapp (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich frage den 
Senat: Herr Innensenator! Sie hatten in der vergangenen 
Woche im Rahmen der Kampagne „Respekt? Ja, bitte!“ 
der Landeskommission gegen Gewalt einen Filmclip 
vorgestellt. Worum geht es da? 

[Lachen bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN – 

Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Schenken 
Sie ihm eine Freikarte!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Ich nehme an, – – 

[Regierender Bürgermeister Michael Müller:  
Wir nehmen mal Herrn Henkel!] 

– Wir nehmen mal Herrn Senator Henkel. – Bitte schön, 
Herr Senator, Sie haben das Wort. 

[Zuruf von Stefan Gelbhaar (GRÜNE)] 

 

Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Trapp! Dieser Film ist – wenn Sie nach dem Inhalt fra-
gen – im Internet abzurufen, jedenfalls der Kurzclip; es 
gibt noch eine längere Ausführung darüber. 

[Zuruf von der LINKEN] 

Zur Ernsthaftigkeit der Frage: Sie verlangen nicht wirk-
lich, dass ich den Inhalt hier wiedergebe. 

[Zurufe von der LINKEN: Doch!] 

(Andreas Otto) 
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Das würde den Umfang der Fragestunde wahrscheinlich 
sprengen. In aller Kürze: In der Tat geht es darum, dass 
wir Filmsequenzen aus dem Alltag von Ordnungsamts-
mitarbeitern, von Mitarbeitern der Berliner Feuerwehr 
und von Mitarbeitern der Berliner Polizei zeigen. Den 
Titel haben Sie zutreffend hier zitiert. Er lautet: „Res-
pekt? – Ja, bitte!“ – und es geht im Grunde darum, dass 
Menschen, die, nur weil sie eine Uniform tragen, nur weil 
sie sich in unserer aller Auftrag für Ordnung und Sicher-
heit einsetzen, in Ausübung dieser Tätigkeit oftmals zu 
Opfern von Gewalt werden. Diese Debatte in den Mittel-
punkt zu rücken, erschien der Landeskommission für 
Gewalt und auch mir persönlich als ein lohnendes Pro-
jekt. Es hat auch – wie ich finde – eine wunderbare Me-
dienresonanz erfahren und damit im Grunde sein Ziel, 
dass darüber gesprochen wird, wie wir eigentlich mit 
Menschen umgehen, die ihren Kopf tagtäglich für die 
gesamte Gesellschaft hinhalten, schon erreicht.  
 
Das ist in eine Vielzahl von anderen Maßnahmen, die wir 
durchführen, eingebunden, wenn ich etwa an Dialogver-
anstaltungen, an Diskussionsveranstaltungen denke, die 
wir durchführen, die die Landeskommission durchführt 
oder die ich auch persönlich im Rahmen meines Wertedi-
alogs durchgeführt habe, den ich unmittelbar nach dem 
brutalen Verbrechen an Johnny K. unter der Fragestel-
lung ins Leben gerufen habe: Was ist eigentlich der Kitt, 
der unsere Gesellschaft zusammenhält, und wieso kommt 
es überhaupt zu solchen Attacken, vor allem in der Viel-
zahl? Meine schlichte Antwort darauf ist, immer wieder 
zu mahnen, diese Diskussion in die Öffentlichkeit zu 
bringen und auch klarzumachen: Menschen, die für uns 
alle arbeiten – Polizei, Feuerwehr, Ordnungsämter oder 
andere –, sind kein Freiwild, und eine Uniform ist keine 
Zielscheibe. 

[Vereinzelter Beifall bei der CDU und der SPD – 
Beifall von Benedikt Lux (GRÜNE)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön! – Herr Trapp! Für eine Nachfrage – bitte 
schön – bekommen Sie das Wort! 
 

Peter Trapp (CDU): 

Herr Senator! Schönen Dank für die Antwort. Gewalt 
gegen Einsatz- und Rettungskräfte ist ein sehr ernstes 
Thema. Kann nicht auch eine Verschärfung des geltenden 
Rechts hier einen Beitrag zur Prävention leisten? 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Und wer ist zuständig?] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator – bitte schön! 
 

Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Herr Kollege Trapp! Sie kennen die Diskussion. Natür-
lich kann auch im Wege der Generalprävention, also 
Abschreckung durch Strafandrohung, ein Beitrag zu mehr 
Schutz von Staatsbediensteten geleistet werden. Wir 
diskutieren – unter anderem auch hier im Haus –, ob 
Körperverletzungsdelikte ausreichend erfasst sind. Und 
wir diskutieren, ob es letztlich zu einer Erweiterung des 
Strafrechtsschutzes kommen muss. Das diskutieren wir 
hier im Haus. Wir diskutieren es aber immer wieder auch 
auf der Innenministerkonferenz. 
 
Wir haben in der nächsten Woche eine weitere Innenmi-
nisterkonferenz, und ich gehe davon aus, dass dieses 
Thema wieder diskutiert wird. Es gibt derzeit mehrere 
Initiativen. Es gibt zwei, eine aus dem Saarland und eine 
aus dem Land Hessen. Wir haben uns bislang im Rahmen 
der Innenminister noch nicht darauf verständigen können 
– weil es unterschiedliche Ansichten gibt –, ob das, was 
vorhanden ist, ausreicht oder ob wir es verschärfen müs-
sen. Ich gehöre zu denen, die sagen: Alles, was helfen 
kann, diesen Straftatbestand zu erweitern, um ihn dann in 
Folge auch entsprechend anwenden zu können, bei The-
men, die jetzt noch nicht erfasst sind, da unterstütze ich 
Initiativen dieser Art ausdrücklich und freue mich auch 
jetzt schon auf die Diskussion, die wir führen werden. Es 
gibt auch – wie gesagt – die Anträge im Geschäftsgang 
des Bundesrats. Wir werden schauen, wie weit wir da 
kommen. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Die zweite Nachfrage geht an die Piraten. 
– Herr Kollege Lauer! Bitte schön! 
 

Christopher Lauer (PIRATEN): 

Vielen lieben Dank! – Da der Senat ja jetzt zu Filmclips 
Auskunft gibt, würde mich interessieren: Es gab diese 
Woche noch einen anderen Filmclip von einem Sicher-
heitsmitarbeiter am LAGeSo. 

[Heiterkeit bei den PIRATEN und der LINKEN – 
Beifall von Dr. Gabriele Hiller (LINKE)] 

Da würde mich interessieren, wie der Senator diesen Clip 
interpretiert und findet, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass diese Firma noch immer für das Land Berlin 
arbeitet, und wie man das bewertet, dass dieser Mann 
Einzeltäter sein soll – das sind die überraschenderweise 
immer –, wenn auf dem Video hörbar ist, dass die Leute – 
auch anscheinend in dieser Firma angestellt –, die diese 
rassistischen Bemerkungen hören, über diese Kommenta-
re, die dieser Mensch dort abgibt, anfangen zu lachen. 
Wie bewerten Sie denn diesen Filmclip? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Henkel! 

(Bürgermeister Frank Henkel) 
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Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kollege Lau-
er! Ich habe vorhin bewusst nicht auf einen Filmclip 
geantwortet, sondern habe das Ganze unter der Über-
schrift einer Kampagne gestellt. Aber Sie fragen jetzt zu 
einem Clip, der in der Tat das Licht der Öffentlichkeit 
erblickt hat, zu einem Vorfall, der sich im LAGeSO ab-
gespielt hat. Ich habe mir diesen Film angeschaut, und ich 
habe mich auch damit auseinandergesetzt, was es an 
Vorwürfen zu diesem Sachverhalt gibt. 
 
Das, was ich derzeit nach meinem Kenntnisstand sagen 
kann, ist, dass die Polizei von Gesetzes wegen verpflich-
tet ist einzuschreiten, wenn sie eine Straftat beobachtet. 
Wir nennen das Ganze Legalitätsprinzip. Sie wissen das, 
weil wir auch darüber im Ausschuss immer mal wieder 
und in anderen Zusammenhängen diskutieren. 
 
Mit dem Bezug auf den Vorfall am LAGeSo ist mir be-
kannt, dass Strafanzeige gestellt wurde. Deshalb wird 
ermittelt, und zwar in alle Richtungen. 

[Zuruf von der LINKEN: In welche Richtungen? – 
Elke Breitenbach (LINKE): In alle Richtungen?] 

Wir werden sehen, was die Ermittlungen ergeben. Das, 
was ich in dem Film gesehen habe, ist nicht so, dass es 
unmittelbar im Zusammenhang mit dem Vorfall Polizis-
ten gab, die drumherum gestanden haben und nicht einge-
schritten sind. Es gibt einen Schnitt und einen Perspek-
tivwechsel in der Objektivbetrachtung, wo Polizisten 
dann in offensichtlich einem weiteren, einem ferneren 
Schritt – wie auch immer – im Hintergrund zu sehen sind. 
Unmittelbar beim Vorfall sind sie nicht zu sehen. Ich will 
das gar nicht für mich jetzt bewerten, da ich nur dieses 
Filmmaterial zur Verfügung habe. Da ist deutlich zu 
sehen, dass es sich um einen Schnitt handelt. 
 
Da die Polizei aber ermittelt, da sie in alle Richtungen 
ermittelt, bin ich ganz sicher, dass wir über kurz oder 
lang Aufklärung darüber erfahren, was wirklich stattge-
funden hat. Dann können wir gerne darüber noch einmal 
en detail sprechen. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! 
 
Für die Grünen hat jetzt Frau Kollegin Bayram das Wort. 
– Bitte schön! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat: Hat 
der Senat sich darum bemüht, das ehemalige Bundesin-
nenministerium mit 800 Räumen – dort könnte man bis 
zu 2 000 Geflüchtete unterbringen – für die Unterbrin-

gung von Geflüchteten in Anspruch zu nehmen, oder 
erwägt der Senat gar eine Beschlagnahme? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja – bitte schön! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Bayram! Ja, es gibt 
eine Anfrage an das Bundesministerium des Inneren, 
dieses Objekt für die Flüchtlingsunterbringung zu nutzen. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Für eine Nachfrage – bitte schön, Frau Bayram! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Nur noch einmal für alle 
Kollegen zur Info: Das Gebäude ist bis 2016 angemietet. 
Monatlich werden dort 570 000 Euro gezahlt.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Frau Kollegin! Sie wollten eine Nachfrage stellen! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Ja! Umso dringlicher ist die Unterbringungsfrage: Wann 
rechnen Sie mit einem Ergebnis, und wären Sie bereit, 
das zu beschlagnahmen? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön, Herr Senator! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Bayram! Es gibt noch 
keine abschließende Nachricht vom Bundesministerium 
des Inneren, das der Mieter dieses Objektes ist. Das Mi-
nisterium hat uns aber mitgeteilt, dass es dieses Objekt 
von einem privaten Eigentümer zum Zwecke der Bü-
ronutzung angemietet hat und dass bislang der Eigentü-
mer nicht die Auffassung vertritt, dass eine anderweitige 
Nutzung als die Nutzung als Büroraum gerechtfertigt 
wäre und er dies dem Bundesministerium des Inneren, 
das momentan noch das Nutzungsrecht für Büroräume 
hat, ermöglichen oder erlauben würde. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Die zweite Nachfrage geht dann an Herrn Kollegen Lux. 
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Benedikt Lux (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Vielen Dank, Herr Sena-
tor, ausdrücklich für Ihre Bemühungen, das ehemalige 
Bundesinnenministerium für Geflüchtete zur Verfügung 
zu stellen. Hielten Sie es denn nicht generell für besser, 
wenn man leerstehende Gewerbeimmobilien, Hallen 
beschlagnahmt oder vertraglich vereinbart und gegen 
Entschädigung anmietet, statt dauernd Schulturnhallen 
oder andere schwierige Unterkünfte für die Flüchtlings-
unterbringung zu nutzen? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Ich halte es nicht nur 
für den richtigen Weg, sondern es ist auch der Weg, den 
wir gehen. Wir haben in der Mertensstraße eine Indus-
trieanlage übernommen, die sowohl von den Bürogebäu-
den, von den Sanitäreinrichtungen für die ehemaligen 
Beschäftigen her als auch im allgemeinen Bereich für die 
Flüchtlingsunterbringung genutzt wird. Wir sind in der 
Hennigsdorfer Straße, beim Tetrapak-Gelände, genau 
diesen Weg gegangen. Wir haben bei einem ehemaligen 
Gelände der Deutschen Telekom in Karlshorst von einem 
privaten Eigentümer eine Unterkunft übernommen – mit 
ASOG-Bescheid, im Einvernehmen plus LOI, also Letter 
of Intent zur Verabredung über die Zahlung der Ausfall-
leistungen. 
 
Unsere Intention ist immer, mit dem Instrument des 
ASOG-Bescheids den Haftungsübergang und die rechtli-
chen Fragestellungen unmittelbar zu klären und mit dem 
Instrument einer gemeinsamen Absichtserklärung zu 
verhindern, dass derjenige dagegen klagt, sondern das 
Einvernehmen herzustellen über diesen ASOG-Bescheid 
und gleichzeitig die Entschädigungsfrage zu klären. So 
gehen wir im Übrigen auch bei öffentlichen Gebäuden 
vor. Auch für das ICC oder für die Messe gibt es gegen-
über der Messegesellschaft einen ASOG-Bescheid, weil 
zwingend erforderlich ist, solange der Mietvertrag noch 
nicht vollständig abgeschlossen ist und noch nicht alle 
Details geklärt sind, Haftungsübergänge und Verantwor-
tungsübergänge für unsere Behörde, das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales, zu ermöglichen.  
 
Insofern ist diese Frage der Sicherstellung immer eine, 
die in der Öffentlichkeit so in der Art: „Man sollte das 
machen!“ diskutiert wird. Wir machen das regelmäßig – 
an unterschiedlichen Orten, ganz häufig. Vivantes hat, 
glaube ich, am Anfang auch für die Einrichtung am 
Waldschluchtpfad erst einen ASOG-Bescheid gehabt, 
und danach wurde ein Mietvertrag gemacht. Ich kann 
Ihnen gar nicht sagen, bei wie vielen Objekten wir 
ASOG-Bescheide machen, aber es sind bestimmt mehr 

als zwei Dutzend. So viel wird es schon ungefähr sein, 
was wir derzeit an ASOG-Bescheiden bei den Einrich-
tungen haben. Das ist also kein ungewöhnlicher Weg, 
und das, was Sie an der Stelle fordern, ist der Weg, den 
wir schon ganz lange gehen und den wir auch bei weite-
ren Objekten und anderen Gewerbeobjekten, die uns 
angeboten werden, aktuell gehen.  

[Steffen Zillich (LINKE): Aber ausschließlich 
bei Objekten, die Ihnen angeboten werden!] 

– Auch bei Objekten, die wir auf dem Markt sehen und 
wo wir nachfragen! – Wir sind immer bei größeren Ob-
jekten mit privaten Eigentümern, aber auch mit öffentli-
chen Eigentümern im Übrigen – weil man auch bei Bun-
desimmobilien einen Schritt des ASOG-Bescheides ge-
hen müsste – auf diesem Weg.  
 
Sie sehen es ja: Als ich das letzte Mal im Parlament war, 
hatten wir in Berlin um die 90 Unterkünfte. Wir haben 
gestern 116 Unterkünfte gehabt. Wir werden morgen früh 
120 Unterkünfte haben.  

[Heidi Kosche (GRÜNE) und  
Fabio Reinhardt (PIRATEN): Turnhallen!] 

– Es sind nicht nur Turnhallen, sondern es sind auch 
andere Unterkünfte, die geschaffen werden.  

[Heidi Kosche (GRÜNE):  
Nicht nur, aber auch!] 

Insofern: Das öffentliche Augenmerk richtet sich zu 
Recht auf die schwierige Unterbringung in Turnhallen, 
die wir so schnell wie möglich abstellen wollen. Aber 
andere Unterkünfte werden auch regelmäßig eröffnet, 
auch mit dem Instrument des ASOG-Bescheids bei priva-
ten oder gewerblichen Eigentümern.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön!  
 
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt Frau Kollegin 
Lompscher das Wort. – Bitte schön!  
 

Katrin Lompscher (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich frage den 
Senat: Wann kann der Mietzuschuss nach dem Wohn-
raumversorgungsgesetz erstmalig an berechtigte Miete-
rinnen und Mieter ausgezahlt werden? Wie wird in der 
Antragstellung mit nicht vorliegenden Nachweisen um-
gegangen? Wird der Mietzuschuss bei nicht vollständigen 
Unterlagen – vergleichbar dem Wohngeld – unter Vorbe-
halt im Voraus gezahlt?  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Geisel! 
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Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Frau Abgeordnete Lompscher! Das Wohnraumversor-
gungsgesetz tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. Das heißt, 
ab diesem Zeitpunkt können entsprechende Anträge ge-
stellt werden. Wir gehen davon aus, dass die Bearbeitung 
dieser Anträge einige Zeit in Anspruch nehmen wird, 
sodass mit ersten Bescheiden im Frühjahr 2016 zu rech-
nen ist.  
 
Was war der zweite Teil Ihrer Frage? 

[Katrin Lompscher (LINKE):  
Nicht vorliegende Nachweise!] 

– Genau! – Die Ausführungsbestimmungen zum Wohn-
raumversorgungsgesetz werden gegenwärtig erarbeitet. 
Die werden die von Ihnen hinterfragten Punkte enthalten. 
Wir werden mit diesen Ausführungsvorschriften vorher 
in den Hauptausschuss gehen, sodass die mit allen Frak-
tionen des Abgeordnetenhauses dann entsprechend disku-
tiert werden können. Ich gehe aber davon aus, dass wir 
für den von Ihnen beschriebenen Fall entsprechende 
Regelungen finden, weil es notwendig ist, die betroffenen 
Mieterinnen und Mieter zumindest mit Abschlagszahlun-
gen zu unterstützen.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön! – Frau Lompscher, Sie haben das Wort für 
eine Nachfrage. – Bitte schön! 
 

Katrin Lompscher (LINKE): 

Dann würde ich Sie gern fragen, ob Sie hier und heute 
ausschließen, dass der Mietzuschuss erst in dem Monat, 
in dem der Antrag vollständig ist, erstmalig ausbezahlt 
wird, und bestätigen, dass der Mietzuschuss bereits im 
Monat der Antragstellung unter Vorbehalt ausgezahlt 
wird?  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator! 
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Frau Abgeordnete Lompscher! Ich kann Ihnen hier bestä-
tigen, dass der Vorschlag des Senats so aussehen wird. 
Ob der Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses das 
dann auch entsprechend so billigt, kann ich nicht vorher-
sagen. Ich gehe aber davon aus.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Die zweite Nachfrage geht an die Grünen. – Frau 
Schmidberger – bitte schön! 
 

Katrin Schmidberger (GRÜNE): 

Vielen Dank! – Laut IBB sind die Mieten im sozialen 
Wohnungsbau seit der Diskussion zum Wohnraumver-
sorgungsgesetz bereits um ungefähr 1 Euro gestiegen. 
Deshalb möchte ich gern vom Senat wissen, ob der Senat 
überlegt, generell den Zuschuss, der ja gerade auf 
2,50 Euro begrenzt ist, zu erhöhen.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator! 
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Frau Abgeordnete Schmidberger! Diese Aussage der IBB 
kann ich vonseiten der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt so nicht bestätigen.  
 
Zweitens: Die Zuschusshöhe wird durch den Haushalt 
2016/2017 determiniert, und der muss am 10. Dezember 
2015 vom Abgeordnetenhaus beschlossen werden. Die 
Haushaltsberatungen dauern ja noch an.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! 
 
Für die Piratenfraktion hat jetzt Herr Kollege Lauer das 
Wort. – Bitte schön! 
 

Christopher Lauer (PIRATEN): 

Vielen lieben Dank! – Ich frage den Senat: Nachdem 
Flüchtlinge von der Firma Spysec vermöbelt worden sind 
und wir jetzt in dieser Woche lernen durften, dass bei der 
Firma Gegenbauer Leute arbeiten, die durch rassistische 
Kommentare auffallen: Warum sieht sich der Senat nicht 
in der Lage, sich von diesen beiden Firmen, die schweren 
Schaden auch für das Image des Landes Berlin angerich-
tet haben, zu trennen?  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter Lauer! Zunächst ist es 
wichtig, deutlich zu machen, dass wir als gesamter Senat 
über diese Bilder und dieses Video entsetzt waren und es 
für ein völlig inakzeptables Verhalten halten – vor allem 
für eine Person, die auch noch in einem öffentlichen 
Gebäude arbeitet. Das sind für uns Zustände, die unhalt-
bar sind, und das haben wir auch dem Vertragspartner 
unmissverständlich deutlich gemacht. 
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Die Berliner Immobilienmanagement GmbH, eine Ge-
sellschaft, die durch die Senatsfinanzverwaltung geführt 
wird, ist Vertragspartner für das gesamte Gelände in 
Moabit, auf dem sehr viele verschiedene Mieter sind. 
Dieser Vorfall soll sich im Eingangsbereich des Gesamt-
geländes abgespielt haben – also nicht im unmittelbaren 
Geschäftsbereich des LAGeSo. Wir haben die Gespräche 
dazu unmittelbar aufgenommen. Staatssekretär Glietsch 
war gestern bei diesen Gesprächen dabei – genauso wie 
die BIM und der Dienstleister, soweit ich weiß. Meines 
Wissens gibt es ein Paket von Maßnahmen. So habe ich 
es auch der Öffentlichkeit heute entnommen. Wir haben 
miteinander noch nicht alle Details dazu besprochen. Es 
gibt ein Paket von Maßnahmen, das zwischen der BIM 
und dem Dienstleister besprochen ist, um die Sicherheit 
auf dem Gelände noch weiter zu verbessern und auch die 
Mitarbeiter der jeweiligen Unternehmen zu schulen. Die 
Entscheidung über das Halten des Vertrags mit dem Un-
ternehmen trifft die BIM. Ich denke, die BIM hat ihre 
Abwägung auch gestern in der Runde zum Ausdruck 
gebracht und wird sich im Zweifel weitere Schritte vor-
behalten.  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Lauer hat das Wort für eine Nachfrage. – Bitte 
schön! 
 

Christopher Lauer (PIRATEN): 

Können Sie nachvollziehen, dass das extrem unbefriedi-
gend ist, weil Sie jetzt gesagt haben: Ja, ja, ist zwar 
schlimm, aber andere waren eigentlich schuld, und sie 
haben ja gesagt, sie machen es besser – und sich an der 
Situation nichts ändern wird? Wie viele Dinge müssen 
denn jetzt noch passieren, bis auch bei Ihnen der Gro-
schen fällt und man sagt: Wir trennen uns einfach von 
diesem Unternehmen? – Sagen Sie doch mal, was noch 
passieren muss!  
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Ich habe eben zum 
Ausdruck gebracht, dass wir nicht Vertragshalter sind, 
sondern dass dies die BIM ist.  

[Christopher Lauer (PIRATEN): Ach!] 

Aber ich will an dieser Stelle deutlich machen, dass diese 
Vorfälle auch geprüft werden – es sind Anzeigen gestellt 
worden, und sie unterliegen auch einer juristischen Prü-
fung – und dass ein solcher Vorfall inakzeptabel ist und 
auf gar keinen Fall in irgendeinem Gebäude und ge-
schweige denn in einem öffentlichen Gebäude oder einer 
öffentlichen Einrichtung stattfinden darf.  Trotzdem muss 

man noch zum Ausdruck bringen, dass sehr viele Mitar-
beiter unterschiedlicher Sicherheitsunternehmen und 
sonstiger Unternehmen, die für das Land, aber auch für 
die Betreiber tätig sind, eine sehr gute und wichtige Ar-
beit leisten, sodass nicht durch ein, zwei oder drei Perso-
nen – im Video ist, glaube ich, nur eine Person zu sehen,  

[Christopher Lauer (PIRATEN): Ja, und  
die anderen lachen!] 

ermittelt wird aber in unterschiedliche Richtungen –, der 
Eindruck entsteht, alle Mitarbeiter, die in den Flücht-
lingsunterkünften oder am LAGeSo arbeiten, eine solche 
menschenverachtende Auffassung vertreten. Ich glaube, 
das Gegenteil ist der Fall. Sie wissen, dass viele Unter-
stützerinitiativen sehr viele positive Beispiele von Si-
cherheitsmitarbeitern, Mitarbeitern unseres Stabs und der 
Polizei zum Ausdruck bringen, die an vielen Standorten 
überall in Berlin dabei helfen, dass Integration gelingt 
und die Unterbringung menschenwürdig möglich ist. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Für die zweite Nachfrage hat Frau Kollegin Bayram das 
Wort. – Bitte schön! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Körperverletzung, Nazi-
Sprüche, Schmiergeldzahlung – die Liste der Videoclips 
im Zusammenhang mit dem LAGeSo ist lang. Was hat 
der Senat denn bisher gegenüber Gegenbauer gemacht? 
Gibt es da Schriftsätze, gibt es Prüfungen einer Vertrags-
verletzung, einer vorzeitigen Kündigung? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Bayram! Es gab unter-
schiedliche Treffen zur Situation auf dem Campus. Sie 
wissen, dass jeden Morgen zwischen der Caritas, dem 
LAGeSo und den Dienstleistern auf dem Gelände Ge-
spräche stattfinden, um die tägliche Situation zu bespre-
chen und sich den tagesaktuellen Aufgaben zu widmen. 
Ein Vertragsverhältnis zwischen der Firma Gegenbauer 
und dem LAGeSo gibt es hingegen nicht. 

[Christopher Lauer (PIRATEN): Warum arbeiten  
die denn da? – 

Steffen Zillich (LINKE): Es heißt: Ich frage den Senat! 
So ist die Einleitungsfloskel, nicht: Ich frage  

das LAGeSo! – 
Zuruf von Elke Breitenbach (LINKE)] 

 

(Senator Mario Czaja) 
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Präsident Ralf Wieland: 
Für die zweite Runde beginnt wieder die SPD-Fraktion. 
Frau Kollegin Radziwill – bitte schön! 
 

Ülker Radziwill (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wie 
der Senat die aktuellen Vorwürfe gegen einen Mitarbeiter 
des Sicherheitsdienstes am LAGeSo sieht, hat er soeben 
kurz dargestellt. Daher frage ich den Senat: Welche Maß-
nahmen ergreift der Senat, um das Sicherheitskonzept am 
LAGeSo und an den weiteren Flüchtlingseinrichtungen 
zu verbessern und Flüchtlinge vor Übergriffen und Hetze 
zu schützen? 

[Elke Breitenbach (LINKE): Vielleicht antwortet mal 
jemand, der Ahnung hat! – 

Christopher Lauer (PIRATEN): Ich beantrage, die BIM 
herbeizurufen!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Radziwill! Wir haben 
regelmäßige Rücksprachen zwischen dem LAGeSo, der 
BIM und den Dienstleistern zum Sicherheitskonzept. Es 
sind unterschiedliche Maßnahmen ergriffen worden, um 
die Sicherheit auf dem Gelände weiter zu erhöhen. Sie 
wissen, dass wir zusätzliche überdachte Wartebereiche 
geschaffen haben. Sie wissen, dass eine professionelle 
Kinderversorgung im Haus M neben der professionellen 
medizinischen Versorgung eingerichtet wurde. Mit der 
BIM ist meines Wissens darüber gesprochen worden, die 
Videoüberwachung auf dem Areal auszuweiten. Mit den 
Dienstleistern ist verabredet worden, dass weitere Dees-
kalationslehrgänge für die Mitarbeiter verpflichtend an-
geboten werden, um der besonderen Drucksituation, die 
sich sicherlich auch immer mal wieder in der Turmstra-
ße 21 ergibt, gerecht zu werden und dabei jeweils immer 
angemessen zu handeln. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Frau Radziwill, eine Nachfrage? – Bitte schön! 
 

Ülker Radziwill (SPD): 

Vielen Dank, Herr Czaja! Können Sie noch mal darstel-
len, ob Sie auch Kriterien zur Verbesserung der Schulung 
der Mitarbeiter vor Ort vorgeschlagen haben bzw. planen, 
dies zu tun? 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön, Herr Senator! 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Radziwill! Ja, diese Kriterien hat 
Staatssekretär Glietsch gestern vorgeschlagen. Wir kön-
nen sie Ihnen gerne im Detail schriftlich zukommen las-
sen. Im Rahmen der Fragestunde ist es sicherlich nicht 
möglich, alle Details dazu aufzuzählen. 

[Heidi Kosche (GRÜNE): Ich hätte die auch gerne!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Dann hat Frau Breitenbach von der Frak-
tion Die Linke die zweite Nachfrage. 
 

Elke Breitenbach (LINKE): 

Die Frage bezog sich auf ein Konzept, Herr Czaja! Bisher 
haben Sie was von Schulungen erzählt. Verstehe ich es 
richtig, dass Ihr Sicherheitskonzept darin besteht, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mit offensichtlich rechtsext-
remen Einstellungen zu Deeskalationsschulungen zu 
schicken? 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Christopher Lauer (PIRATEN): Segeltörn!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete! Ich habe den Ein-
druck, dass Sie mir nicht zugehört haben. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Ich habe den Eindruck,  
Sie wissen nicht, was ein Konzept ist! – 

Christopher Lauer (PIRATEN): Ich habe den Eindruck, 
dass Sie unsere Fragen nicht beantworten!  

So kann es gehen!] 

Wir haben deutlich zum Ausdruck gebracht, was wir als 
Nutzer dieses Areals von der Berliner Immobilienma-
nagement Gesellschaft gegenüber dem Dienstleister er-
warten. Dies hat die BIM unmittelbar umgesetzt, mit uns 
zusammen. Man hat sich von dem Mitarbeiter getrennt; 
es ist nicht so, dass dieser Mitarbeiter zu Schulungen 
geschickt wird. Die anderen Mitarbeiter, die auf diesem 
Areal – aber nicht nur dort – tätig sind, auch die Mitarbei-
ter von anderen Unternehmen, die tätig sind, haben weite-
re Schulungsangebote erhalten. Und ja, das ist Teil des 
Sicherheitskonzepts für das Gelände Turmstraße 21. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Das ist armselig!  
Es ist armselig und erbärmlich,  

was dieser Senat macht! – 
Zuruf von Uwe Doering (LINKE)] 
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Präsident Ralf Wieland: 
Jetzt hat von der CDU-Fraktion der Kollege Schlede das 
Wort. – Bitte schön! 
 

Stefan Schlede (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! – Ich frage 
den Senat: Welches Konzept verfolgt der Senat bei der 
Einrichtung von Willkommensklassen an den Berliner 
Schulen?  

[Zuruf von Elke Breitenbach (LINKE)] 

Welche Probleme sind dabei personell, räumlich und 
inhaltlich zu lösen? 

[Christopher Lauer (PIRATEN): Macht die BIM!  
Können wir gar nichts zu sagen!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Frau Senatorin Scheeres – bitte schön! 
 

Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Wissenschaft): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Schlede! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Senat ver-
folgt das Ziel – und zwar auf Grundlage dessen, dass alle 
Kinder und Jugendlichen ein Recht auf Bildung haben 
und selbstverständlich auch Flüchtlingskinder Rechtsan-
sprüche von der Kita bis zur Schule haben, auch im Hort-
bereich; natürlich unterliegen auch Flüchtlingskinder der 
Schulpflicht –, sie so schnell wie möglich in Regelklas-
sen zu integrieren. Wir haben ein sehr ausführliches Kon-
zept zu den Willkommensklassen. Uns ist es wichtig, 
dass Kinder und Jugendliche in der Schule beschult wer-
den. Im Moment befinden sich über 6 000 Kinder und 
Jugendliche in 605 Willkommensklassen, die es flächen-
deckend in Berlin gibt, angesiedelt in den unterschiedli-
chen Schulen – Grundschulen, Gymnasien, Oberstufen-
zentren, Kollegschulen und freien Schulen. Ich sehe hier 
auch noch weitere Kapazitäten. Für uns ist es sehr wich-
tig und selbstverständlich, dass zusätzliches Personal 
eingestellt wird; allein in diesem Jahr arbeiten über 
600 VZE-Lehrkräfte für diesen Bereich.  
 
Die Kinder, die sich in den Willkommensklassen befin-
den, bringen einen sehr unterschiedlichen Entwicklungs- 
bzw. Bildungsstand mit. In den Willkommensklassen 
geht es hauptsächlich darum, zunächst einmal die deut-
sche Sprache zu erwerben, aber auch in Deutschland 
anzukommen. Viele Kinder und Jugendliche sind trauma-
tisiert. Deswegen ist es sehr wichtig, dass es einen Aus-
tausch und eine Unterstützung der Kinder und Jugendli-
chen in diesen Klassen gibt. Die Spanne reicht von der 
Alphabetisierung von Kindern bis zu Jugendlichen, die in 
ihrem Herkunftsland kurz vor dem Abitur standen. Dem-
entsprechend findet eine individuelle Förderung statt. 

Individuell ist auch das Schulmaterial für die Kinder und 
Jugendlichen gestaltetet. 
 
Wir wollen nicht separieren. Unser Hauptziel ist es, dass 
die Kinder und Jugendlichen so schnell wie möglich in 
die Regelklasse integriert werden. Viele Flüchtlingskin-
der befinden sich schon in den Regelklassen. Wir haben 
uns die Verweildauer der einzelnen Kinder und Jugendli-
chen angeschaut und festgestellt, dass sie relativ schnell 
in die Regelklasse integriert werden. Ich finde, das ist ein 
sehr gutes Zeichen. Genau das ist unser politisches Ziel, 
die Kinder und Jugendlichen so schnell wie möglich in 
die Regelklassen zu integrieren. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Herr Schlede für die erste Nachfrage, 
bitte schön! 
 

Stefan Schlede (CDU): 

Schönen Dank, Frau Senatorin! Ist das Problem bekannt, 
das auch aufgrund der erfolgreichen Absolvierung der 
Willkommensklassen in den Schulen entstehen kann, 
dass die Übernahme in Regelklassen zu Frequenzerhö-
hungen führt und eventuell auch zu Teilungen und Ähnli-
chem führen kann? Das hört man teilweise aus den Schu-
len, die Willkommensklassen führen – dass sie erfolg-
reich sind, aber gleichzeitig mit erheblicher Frequenzer-
höhung rechnen müssen. 
 

Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Wissenschaft): 

Sehr geehrter Herr Schlede! Erhebliche Frequenzerhö-
hungen sind uns absolut nicht bekannt. Wenn es in Ein-
zelfällen eine solche Erhöhung gibt, geht die Schulauf-
sicht dem nach.  Es ist natürlich nicht unser Ziel, dass wir 
eine Frequenzerhöhung haben, aber es ist uns schon auch 
wichtig, dass wir so konzeptionell arbeiten, dass die Kin-
der in die Regelklassen integriert werden. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Weitere Nachfrage – Kollege Birk, bitte! 
 

Thomas Birk (GRÜNE): 

Frau Scheeres! Wie verträgt sich dieses Konzept, das Sie 
eben vorgestellt haben, mit dem Standort Tempelhof, wo 
offensichtlich vorgesehen ist, bis zu 1 000 Schüler in 
einem extra Schulstandort, der mobil errichtet werden 
soll, unterzubringen, und wie soll danach die Übernahme 
in die Regelklassen in Tempelhof-Schöneberg funktionie-
ren? 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte schön, Frau Senatorin! 
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Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Wissenschaft): 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Birk! Sie wissen ja, dass 
über 5 000 Menschen in Tempelhof sein werden. Wir 
gehen davon aus, dass es über 1 000 Kinder und Jugend-
liche sind. Das ist ja keine Dauereinrichtung für die Per-
sonen, sondern sie werden weiterverteilt in andere Ein-
richtungen. Wir gehen davon aus, dass die Personen ma-
ximal ein paar Wochen in Tempelhof sind. Wir haben 
eine Arbeitsgruppe mit den Bezirken, Schulaufsichten, 
Jugendämtern eingerichtet, weil es uns wichtig ist, dass 
die Kinder und Jugendlichen vor Ort einerseits betreut 
werden, dass da auch Freizeitangebote stattfinden. Wir 
stellen uns ein Mischkonzept in dem Sinne im Übergang 
vor, dass teilweise in den Schulen beschult wird. Es gibt 
einzelne Bezirke, die gesagt haben, sie können sich das 
vorstellen, Flüchtlingskinder und Jugendliche auch in 
dieser kurzen Phase in ihre Schulen aufzunehmen. Ein 
Teil der Kinder und Jugendlichen soll vor Ort beschult 
werden.  
 
Aber hier ist eine andere Situation. Das ist keine langfris-
tige Situation für die Personen, dort vor Ort zu leben. Sie 
werden weiterverteilt in die Bezirke. Ich finde, man muss 
eben auch sehen, inwieweit wir die Schulen und Lehr-
kräfte belasten. Ich finde es wichtiger, wenn die Kinder 
und Jugendlichen an ihren festen Standorten in den Be-
zirken sind, dass sie dort in die Willkommensklassen 
kommen. Wir sind in der Entwicklung eines Konzeptes 
vor Ort mit den Bezirken und mit den Schulen. Es wird 
ein Mischkonzept werden. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Meine Damen und Herren Kollegen! 
Bevor ich die nächste Frage aufrufe, wollte ich nur ganz 
kurz erklären, weil mehrere Fragen schon gekommen 
sind: Das Gerät, das auf dem Protokollantentisch ist, das 
ist ausschließlich dazu da, den Protokollanten, in diesem 
Fall Herrn Böhm-Christl, im Rahmen von Filmarbeiten 
zu filmen. Nur, dass Sie das wissen. Ihre und unsere 
Antlitze werden davon verschont.  

[Zuruf: Hollywood! – 
Heiterkeit] 

Für die nächste Frage erteile ich Frau Dr. Kahlefeld von 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort. – Und jetzt beruhigen 
wir uns wieder alle. – Bitte schön! 
 

Dr. Susanna Kahlefeld (GRÜNE): 

Meine Damen und Herren! Ich frage den Senat: Als Re-
aktion auf brennende Flüchtlingsunterkünfte und Brand-
anschläge auf Häuser von Zugewanderten sind die Berli-
ner Künstler damals auf die Straße gegangen und haben 
den Karneval der Kulturen gegründet. Ich frage Sie: Wa-
rum machen Sie jetzt diese Veranstaltung kaputt? Und 
können Sie uns etwas über den sinnlosen Machtkampf 

der zuständigen Senatorin gegen die Karnevalistinnen 
und Karnevalisten erklären, die gerade dabei sind, sich 
neu aufzustellen? 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Frau Senatorin Kolat, Sie antworten – 
bitte! 
 

Bürgermeisterin Dilek Kolat (Senatsverwaltung für 
Arbeit, Integration und Frauen): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren Abgeordnete! Sie haben alle zur Kennt-
nis genommen, dass der Senat in einer gemeinsamen 
Aktion den Karneval der Kulturen 2015 gerettet hat, 
natürlich deshalb auch gerettet hat, um ihn fortzuführen, 
also hier ein klares Bekenntnis zum Karneval der Kultu-
ren.  

[Beifall von Björn Eggert (SPD)] 

Dass diese Rettungsaktion nicht heißt, dass wir dauerhaft 
aus dem Haushalt eine Dauerfinanzierung in dieser Grö-
ßenordnung haben, war allen Beteiligten klar. Das wurde 
auch kommuniziert. So kann man positiv festhalten, dass 
im Haushaltsentwurf für 2016 die Ausfinanzierung gesi-
chert ist. Für 2017 sind auch Mittel vorgesehen. Zurzeit 
läuft ein Konzeptdialog, und wir können ohne Abschluss 
des Konzeptdialoges nicht beziffern, wie hoch der Bedarf 
2017 sein wird. In diesem Sinne – die Mittel sind einge-
stellt, der Konzeptdialog läuft, der Senat steht nach wie 
vor zum Karneval der Kulturen. Und alles Weitere wurde 
Ihnen im Rahmen der Haushaltsberatungen im Detail zur 
Kenntnis gegeben.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Nur wegen der Brummgeräusche, die 
man da im Hintergrund hört, das ist schon in Arbeit, dass 
das behoben wird. – Frau Dr. Kahlefeld, Nachfrage – 
bitte! Das können Sie vom Platz aus machen.  
 

Dr. Susanna Kahlefeld (GRÜNE): 

Sie wissen, dass die Gelder 2017 so gering sind, dass der 
Karneval da nicht stattfinden kann. Sie wissen auch, dass 
der Konzeptdialog abgeschlossen ist. Meine Frage ist 
deshalb, da es um Geld nicht gehen kann bei einer halben 
Million, sondern es um etwas anderes geht: Wollen Sie 
die politisch denkenden Künstlerinnen und Künstler los-
werden und sich im Jahr 2016 einen Karneval von den 
eingestellten Geldern einfach kaufen? 

[Torsten Schneider (SPD): Kümmert euch um  
Flüchtlinge, nicht um Fasching!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Frau Senatorin Kolat, bitte sehr! 
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Bürgermeisterin Dilek Kolat (Senatsverwaltung für 
Arbeit, Integration und Frauen): 

Der Konzeptdialog ist noch nicht abgeschlossen. Wir sind 
mit den Gruppen in einer zweiten Phase. Und da geht es 
tatsächlich darum, auch zu gucken, wie man die Einnah-
men erhöhen kann, damit der Bedarf aus dem Haushalt 
reduziert wird. Das ist eine bekannte Vorgabe – auch für 
diesen Konzeptdialog –, insofern ist Ihre Annahme nicht 
richtig. Der Konzeptdialog läuft noch. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Weitere Nachfrage, Kollegin Herrmann! 
 

Clara Herrmann (GRÜNE): 

Es ist ja schön, dass Sie in den Konzeptdialog treten, der 
Hauptausschuss hat aber die Haushaltsberatungen zu 
Ihrem Einzelplan abgeschlossen. Sie haben hier keine 
Aufstockung vorgesehen im Jahr 2017, das bedeutet eine 
Reduzierung um 68 Prozent der Mittel. Das soll der Kar-
neval der Kulturen auf einmal selber lösen. 

[Lars Oberg (SPD): Wo ist denn die Frage eigentlich? – 
Bürgermeister Frank Henkel: Frage?] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Ich bitte, jetzt zur Frage zu kommen. 
 

Clara Herrmann (GRÜNE): 

Finden Sie es nicht peinlich, dass Sie nicht einmal 
500 000 Euro für den Karneval übrig haben, angesichts 
der Tatsache, dass eine Einmalzahlung von 300 Millionen 
Euro nächstes Jahr und eine dauerhafte, strukturelle Ent-
lastung von 85 Millionen pro Jahr durch die VBL-Ent-
scheidung erfolgt?  

[Beifall bei den GRÜNEN –  
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und  

den PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte schön, Frau Kolat! Die Frage war, ob Sie das nicht 
peinlich finden, ja? 
 

Bürgermeisterin Dilek Kolat (Senatsverwaltung für 
Arbeit, Integration und Frauen): 

Wir können den Finanzierungsbedarf für 2017 nur dann 
beziffern, wenn, wie gesagt, der Konzeptdialog abge-
schlossen ist. Vorher ist eine Bezifferung nicht möglich. 

[Anja Kofbinger (GRÜNE): So ein Quatsch!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön!  
 
Wir kommen zur nächsten Frage. Und zwar erteile ich 
dem Kollegen Schatz von der Fraktion Die Linke das 
Wort. – Bitte schön, Herr Kollege! 
 

Carsten Schatz (LINKE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine Damen und Her-
ren! Ich frage den Senat: Wie stellt der Senat die gesund-
heitliche Versorgung der unregistrierten oder – wie ich 
jetzt lernte – anregistrierten oder angearbeiteten Flücht-
linge in den sogenannten Notunterkünften, die sich über 
die gesamte Stadt verteilen, sicher? 

[Christopher Lauer (PIRATEN): Es gibt Maßnahmen!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Senator Czaja, bitte schön! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter Schatz! Wir haben mit 
der Arbeitsgruppe innerhalb des Stabes, die für die medi-
zinische Versorgung zuständig ist, und den unterschiedli-
chen Krankenhausträgern, zudem der Kassenärztlichen 
Vereinigung und auch der Ärztekammer Gespräche dar-
über begonnen, wie in weiteren Notunterkünften, in de-
nen viele Flüchtlinge sind, die noch nicht vollständig 
registriert sind, die medizinische Versorgung verbessert 
werden kann.  
 
Grundsätzlich ist es so, dass die Notfallversorgung in all 
den Einrichtungen über die Krankenhäuser in der Nähe 
erfolgt und unmittelbar, wenn Einrichtungen eröffnet 
werden, die Träger mit den Kliniken vor Ort ins Gespräch 
kommen, um die ankommenden Flüchtlinge, wenn sie in 
eine Rettungsstelle müssen, eben auch adäquat versorgt 
zu bekommen. Wichtig ist es uns aber, diese Versorgung 
aus den Krankenhäusern auch in die Einrichtungen zu 
tragen. Insofern haben wir beispielsweise in Karlshorst in 
der Köpenicker Straße die Frage der medizinischen Ver-
sorgung für jene, die noch nicht registriert sind, im Ver-
trag mit dem Betreiber geregelt. Unser Ziel ist, dafür ein 
abgestimmtes Verfahren zu haben, das dann auf alle 
solche Einrichtungen übertragbar ist. Das nächste Treffen 
dazu wird es am 3. Dezember geben, und wir haben ges-
tern in der großen Lage die Details dazu vorgestellt.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Nachfrage? – Kollege Schatz, bitte! 
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Carsten Schatz (LINKE): 

Herr Senator Czaja, vielen Dank! – Aber wie kann es 
dann sein, dass beispielsweise unregistrierte oder anre-
gistrierte Geflüchtete in der Notunterkunft in der Köpeni-
cker Peter-Hille-Straße bei Notfällen anstatt in das 
nächstgelegene DRK-Klinikum nach Köpenick gefahren 
zu werden ins Vivantes-Klinikum nach Neukölln ge-
bracht werden und dann nach der Behandlung selber 
sehen müssen, wie sie von dort wieder zurück nach Fried-
richshagen kommen? 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte schön, Herr Senator Czaja! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! – Herr Abgeordneter! Ich kann Ihnen 
nicht in jedem Einzelfall sagen, warum die Entscheidung 
dann für dieses oder jenes Klinikum erfolgt. Häufig hat 
das etwas mit der medizinischen Indikation und den Fra-
gestellungen zu tun, die zwischen dem Heim und den 
Krankenhäusern stattfinden. Zudem ist Vivantes Teil des 
Stabes, und dadurch kennen sich die Betreiber und die 
Verantwortlichen und haben dann häufig Kontakte, um 
die medizinische Versorgung auch unter Berücksichti-
gung von Kultur- und Sprachbarrieren schnell zur Verfü-
gung zu stellen.  
 
Die berechtigte Frage, die Sie ansprechen, ist: Was ist, 
wenn eine Behandlung in einem Krankenhaus stattfindet, 
keine stationäre Nachversorgung notwendig ist und da-
nach wieder in eine Unterkunft gefahren werden soll? – 
Wir haben den Notunterkünften Fahrscheine der BVG zur 
Verfügung gestellt, um in solchen Fällen auch den Trans-
port zu ermöglichen. Es ist aber derzeitig so, dass Notun-
terkünfte in solch einer Geschwindigkeit eröffnet werden, 
dass nicht jeder Betreiber gleich am ersten Tag über ein 
Kontingent dieser Notfahrscheine verfügt.  

[Anja Kofbinger (GRÜNE): Mein Gott!] 

Sodass dann im Einzelfall, wie in diesem Fall sicher auch 
– die Träger wissen das –, die Taxikosten zurück in die 
Unterkunft vom Landesamt übernommen werden. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Weitere Nachfrage: Kollegin Bayram, 
bitte! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Herr Czaja! Ich muss mich beherrschen nicht auszuflip-
pen. Die ganze Untätigkeit! Sie gefährden doch nicht nur 
die Geflüchteten, 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte zur Frage! Keine Statements bitte! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

– Sie gefährden auch alle Berlinerinnen und Berliner, 
wenn Sie keine medizinische Versorgung gewährleisten. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Frau Kollegin Bayram! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Herr Präsident! Vielen Dank! – Aber wenn hier gesagt 
wird, wir sind wieder in der Runde und ich weiß es nicht! 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Frau Kollegin! 

[Zurufe von der CDU: Frage!] 

 

Canan Bayram (GRÜNE):  

Dann ist meine Frage, warum Herr Czaja eigentlich noch 
zuständig ist, wenn er nichts weiß. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN –  

Zuruf von der LINKEN: Dafür ist er aber  
nicht zuständig! –  

Kurt Wansner (CDU): Unverschämtheit!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Herr Senator Czaja, bitte schön! 
 

Senator Mario Czaja (Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Bayram! Ich bin bei all 
den Runden zur medizinischen Versorgung entweder – 
bei den kleinen Runden, die stattgefunden haben – im 
Nachgang unmittelbar informiert,  

[Canan Bayram (GRÜNE): Das eben nicht! Sie waren 
nicht informiert, Sie können nicht antworten!] 

nehme an den großen Runden teil und habe Ihnen alle 
Schritte berichtet, die derzeitig zur medizinischen Ver-
sorgung stattfinden. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Das passiert doch nicht!] 

Die Notfallversorgung findet über die örtlichen Kliniken 
und die Rettungsstellen statt. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Das stimmt einfach nicht! –
Hakan Taş (LINKE): Findet nicht statt, Herr Czaja!] 
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Sie wissen, dass es der Wunsch der Kliniken ist und auch 
unser Wunsch, die medizinische Versorgung in die Ein-
richtungen zu tragen.  

[Heidi Kosche (GRÜNE): Wir sind hier doch nicht bei 
„Wünsch dir was!“] 

Wir haben dazu bereits Verträge mit Kliniken an unter-
schiedlichen Standorten abgeschlossen: für die Schmidt-
Knobelsdorf-Kaserne, für die Messe, aber auch für die 
Köpenicker Straße. Und wir haben jetzt vor, dies auf alle 
zu errichtenden Notunterkünfte auszuweiten, um einen 
grundsätzlichen Rahmenvertrag für diese Dinge zu haben. 
Dazu wird es am 3. Dezember weitere Gespräche mit den 
Betreibern geben. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön!  
 
Für die nächste Frage erteile ich dem Kollegen Baum von 
der Piratenfraktion das Wort. – Bitte sehr! 
 

Andreas Baum (PIRATEN): 

Vielen Dank! – Ich frage den Senat: Welche konkreten 
Schritte hat er seit der hier vor 14 Tagen zugesagten Prü-
fung des Verkaufs von Bürgeramtsterminen unternom-
men und mit welchem Ergebnis? 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Herr Senator Henkel! – Bitte schön! 
 

Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Herr Präsident! – Meine Damen und Herren! – Kollege 
Baum! Aufgrund der anhaltenden Terminknappheit wer-
den kontinuierlich Maßnahmen ergriffen, darüber reden 
wir hier. 

[Andreas Baum (PIRATEN): Aber welche konkreten?] 

Es werden kontinuierlich Maßnahmen ergriffen, um die-
sem unhaltbaren Zustand Einhalt zu gebieten und die 
Terminbuchungspraxis zu optimieren. Das ist auch drin-
gend notwendig.  

[Heidi Kosche (GRÜNE): Herr Senator!  
Ich höre Sie nicht! – 

Anja Kofbinger (GRÜNE): Er hat ja auch  
nichts zu sagen!] 

Sie haben ja in Ihrer Frage dargestellt, worum es geht. 
Die Terminbuchung im Bürgeramt ist eben nicht nur 
online zu bewerkstelligen. Sie ist auch per Telefon und 
persönlich möglich, und die 115er-Nummer greift auch 
auf ein gesondertes Terminkontingent zu. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Wo war denn da jetzt 
die Antwort?] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Weitere Nachfrage: Kollege Baum, bitte! 
 

Andreas Baum (PIRATEN): 

Erst mal konnte ich keine Beantwortung meiner Frage 
feststellen. Ich frage deshalb noch einmal konkret. Viel-
leicht gelingt Ihnen das: Ab welchem Zeitpunkt und 
durch welche Maßnahmen wird es denn dem Senat mög-
lich sein, dass die Bürger Berlins wieder Terminbuchun-
gen vornehmen können? – Ich kann Ihnen aus eigener 
Erfahrung sagen, es funktioniert gerade weder online 
noch bei der Telefonnummer, noch auf anderen offiziel-
len Wegen. Der einzige Weg, der funktioniert, ist im 
Moment, eine E-Mail an die Bürgerämter zu schreiben. 
Wenn Sie das in Zukunft so verfolgen möchten, wäre es 
vielleicht auch sinnvoll, das so offen zu kommunizieren. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte schön, Herr Senator Henkel! 
 

Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Sehr geehrte Damen und Herren! – Herr Kollege Baum! 
Wir werden uns bemühen, nicht nur offen zu kommuni-
zieren, sondern natürlich im Rahmen der rechtlichen und 
technischen Möglichkeiten all die Maßnahmen zu ergrei-
fen, die dazu führen, dass wir wieder zu einem geordne-
ten Verfahren kommen. Wir werden fortlaufend alles 
Mögliche tun, um den Terminhandel zu verhindern. Die-
ser Terminhandel unterläuft die Praxis, die üblich ist, und 
ist nicht hinnehmbar, um das ganz klar zu sagen. Und 
deshalb wird fortlaufend an einer Optimierung gearbeitet.  
 
Wir haben als Senat, was die Frage der personellen Aus-
stattung, die ja auch unmittelbar damit zusammenhängt, 
wie wir mit Terminen umgehen können oder nicht, ge-
handelt. Wir haben im Dezember letzten Jahres nachge-
steuert, es gab 31 Stellen. Wir tun das im jetzigen Haus-
haltsentwurf auch wieder. Wenn ich mich recht entsinne, 
reden wir hier einmal von 25 Stellen und dann noch mal 
von einer zweistelligen Größenordnung im Personalbe-
reich. 

[Heidi Kosche (GRÜNE): Herr Senator!  
Ich höre Sie nicht!] 

Auch das sind ganz konkrete Maßnahmen, die wir ergrei-
fen, um in den Bürgerämtern wieder zu einem geordneten 
Verfahren zu kommen. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Das ist das Gegenteil 
von organisiert!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Zur weiteren Nachfrage erteile ich dem 
Kollegen Birk das Wort. 

(Senator Mario Czaja) 
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Thomas Birk (GRÜNE): 

Solange es Ihnen nicht gelingt – und es scheint Ihnen ja 
nicht zu gelingen, den Terminhandel zu unterbinden –: 
Meinen Sie nicht, dass es notwendig ist und Sie auch 
entsprechende Anweisungen geben müssten, dass die 
Bezirke wieder wenigstens in Teilen zu einem Warte-
nummernsystem zurückkehren, damit z. B. die nächste 
Wahl nicht gefährdet wird, weil die Leute sich schlicht-
weg nicht anmelden können in Berlin? 

[Steffen Zillich (LINKE): Gute Frage!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Senator Henkel, bitte! 
 

Bürgermeister Frank Henkel (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Abgeordneter Birk! Sie 
wissen nun wirklich aus den Debatten in Ihrem Aus-
schuss, dass Staatssekretär Statzkowski in ganz engem 
Kontakt mit den Bezirken ist. Und wir haben oft gemein-
sam diskutiert – auch Sie mit dem Staatssekretär –, in-
wieweit wir eine Verantwortung haben, die darin besteht, 
mahnend eingreifen zu können oder etwa genau da anzu-
setzen, wo die Verantwortung liegt.  

[Steffen Zillich (LINKE): Worauf ist das denn  
eine Antwort?] 

Ich kann die Bezirke hier nicht aus der Verantwortung 
lassen.  

[Andreas Baum (PIRATEN): Die Software  
kommt von Ihnen!] 

Und deshalb will ich Sie – sozusagen aus der Oppositi-
onssicht – nur bestätigen. Sie haben völlig recht, wir 
müssen hier weiter mit den Bezirken arbeiten. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Meine Damen und Herren! Die Frage-
stunde ist damit für heute erledigt. 
 
Wir kommen zur 

lfd. Nr. 3: 

Prioritäten 
gemäß § 59 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
des Abgeordnetenhauses von Berlin 

Lfd. Nrn. 3.1 und 3.2: 
Priorität der Fraktion der SPD und 
Priorität der Fraktion der CDU 
Zukunft von Air Berlin sichern – Bund muss 
Codeshare-Flüge weiterhin ermöglichen 
Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU 
Drucksache 17/2585 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. In der Beratung beginnt die Fraktion der SPD 
und ich erteile dem Kollegen Schneider das Wort. – Bitte 
schön! 
 

Torsten Schneider (SPD): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ihnen liegt 
heute ein dringlicher Antrag vor, in dem es um eine An-
gelegenheit geht, die für Berlin, für Berliner Arbeitsplät-
ze, aber auch für die Bundesrepublik Deutschland von 
herausragender Bedeutung ist. Die Koalition möchte, 
dass die Bundesregierung ihre diesbezüglichen Unter-
nehmungen verstärkt und die Methodik der Codeshare-
flüge auf dem Vertragswege beschleunigt. Wir adressie-
ren das als SPD-Fraktion natürlich ausdrücklich an das 
Bundesverkehrsministerium, weil wir erkennen, dass es 
sonst zu einer strategischen Verschiebung zwischen dem 
Standort Berlin, dem zukünftigen Standort in Schönefeld, 
möglicherweise zulasten anderer Verkehrsströme im 
Süden Deutschlands kommt, und das wollen wir in Berlin 
nicht akzeptieren! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Deshalb bitten wir auch um Ihre dringende Unterstützung 
hier im Haus, denn diese Verhandlungen müssen forciert 
werden. Es kann nicht sein – und das finden wir sogar 
inakzeptabel –, dass auf der Bundesebene zulasten ein-
zelner Standorte, zulasten des ganzen Ostens Deutsch-
lands möglicherweise falsche Prioritäten gesetzt wer-
den. –  Die Dringlichkeit erklärt sich von allein, denn hier 
ist der Zeitablauf das schlagende Argument. – Ich bedan-
ke mich! 

[Beifall bei der SPD] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
hat jetzt die Kollegin Ludwig das Wort. – Frau Kollegin, 
bitte sehr! 

[Unruhe] 

– Meine Herrschaften! Jetzt hat die Kollegin Ludwig das 
Wort! 
 

Nicole Ludwig (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Luftver-
kehr herrscht seit Jahren ein extremer Wettbewerbsdruck. 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2585.pdf
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Air Berlin, mit viel Ehrgeiz im Markt gestartet, ist in den 
letzten Jahren mehrfach, auch selbstverschuldet, in starke 
Turbulenzen geraten. Ich erinnere mich aber noch gut, 
wie viel Hoffnung die Fluggesellschaft in die geplante 
Eröffnung des BER im Juni 2012 gesetzt hat: Berlin 
sollte für sie das neue Drehkreuz werden für viele Ver-
bindungen weltweit und die angeschlagene Fluggesell-
schaft aus dem Tief holen. Auch war das Vertrauen in 
den Standort Berlin ein halbes Jahr vorher Grund für 
Etihad Airways, stark in Air Berlin zu investieren. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Brauner? 
 

Nicole Ludwig (GRÜNE): 

Nein! – Neben der Unternehmensbeteiligung half Etihad 
dem angeschlagenen Konzern auch mit rettenden Kredi-
ten in dreistelliger Millionenhöhe aus. – Das war natür-
lich kein Edelmut, sondern klar verbunden mit der Hoff-
nung auf eine Erweiterung der Landerechte in Deutsch-
land. Und man kann davon ausgehen, dass diese damals 
vom Verkehrsministerium auch in Aussicht gestellt wur-
den. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rein-
hardt? 
 

Nicole Ludwig (GRÜNE): 

Nein! – Nun kennen wir alle die Geschichte: Der BER 
wurde nicht eröffnet; in Berlin entstand kein Drehkreuz, 
und Air Berlin strauchelt weiter. Aber auch dank der 
Codeshareangebote mit Etihad kann sich die Fluggesell-
schaft noch in der Luft halten. In den vergangenen zwei 
Jahren haben beide Fluggesellschaften ihre Flugangebote 
zu einem weltweit verbundenen Streckennetz vereint. 
Insgesamt umfasst dieses derzeit etwa 100 Routen. 
 
Nun auf einmal pocht der CSU-Bundesverkehrsminister 
Dobrindt auf Details des Luftverkehrsabkommens mit 
den Vereinigten Arabischen Emiraten, nach dem nur 
Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg und – Überraschung! – 
München angeflogen werden dürfen. Warum aber auf 
einmal Flüge von Berlin, die seit vier Jahren als soge-
nannte Codesharingflüge kommentarlos genehmigt wur-
den, gestrichen werden sollen, bleibt völlig unklar – ein 
Schelm, wer Böses dabei denkt! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und der CDU] 

Will der bayerische Minister etwa das für seinen Münch-
ner Flughaften vorteilhafte Abkommen sichern? – Skan-
dalös, wenn das der Grund für sein Verhalten gegenüber 
Air Berlin wäre! 

[Zuruf von Lars Oberg (SPD)] 

29 Verbindungen verstoßen nach Meinung des bayeri-
schen Ministers plötzlich gegen das Abkommen mit den 
Emiraten und müssten ohne konkreten Grund gestrichen 
werden. Die Flüge erst zu genehmigen und sich dann 
nach mehreren Jahren auf bestehende Richtlinien zu 
berufen, ist ein Vorgang, mit dem kein Unternehmen 
dieser Welt seriös planen und wirtschaftlich arbeiten 
kann! Wir sind für faire Wettbewerbsbedingungen und 
keinerlei einseitige Bevorzugung – auch nicht oder schon 
gar nicht für München. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD, der CDU 
und den PIRATEN] 

Das bedeutet nicht nur einen Umsatzausfall für Air Berlin 
in hoher zweistelliger Millionenhöhe. Auch wird dadurch 
die strategische Partnerschaft mit Etihad in Gefahr ge-
bracht, und das ist ja nicht hausgemacht. Dann ist es auch 
nicht nur ein Problem für Air Berlin. – Im Übrigen muss 
ich als Grüne darauf hinweisen: Vor drei Tagen wurde 
Air Berlin von atmosfair ausgezeichnet als die internatio-
nal beste Fluggesellschaft mit der besten CO2-Bilanz – 
also auch aus diesem Grund heute ein paar positive Worte 
von meiner Seite für Air Berlin. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei SPD und CDU] 

Aber nicht nur für die Fluggesellschaft, auch für den BER 
insgesamt und damit natürlich für Berlin hat das Ganze 
Probleme, und dieser gesamte Vorgang ist nichts als ein 
Fußtritt Dobrindts gegen Berlin – das kann nicht in unse-
rem Sinne sein! Daher fordern wir Sie auf – Herrn Müller 
als Regierenden Bürgermeister und Sie, Frau Yzer als 
Wirtschaftssenatorin, vielleicht auch mit guten Kontakten 
in das CSU-Ministerium: Setzen Sie sich schnell für eine 
Überarbeitung dieser Regeln ein! Und wenn Sie schon 
dabei sind, können Sie auch gleich Antidumpingklauseln 
aufnehmen, wie sie sonst bei Luftverkehrsabkommen, 
z. B. zwischen der EU und den USA, üblich sind, um 
diesen Preisverfall am Flugmarkt zu begrenzen! – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei SPD und CDU] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Ludwig! – Für die CDU 
spricht der Kollege Friederici. – Bitte sehr! 
 

Oliver Friederici (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Koalition gibt heute ein klares Bekenntnis ab für den 
Luftverkehrsstandort Berlin und Brandenburg im Allge-
meinen und für das Unternehmen Air Berlin im Besonde-
ren. Der Flughafenstandort Berlin und Brandenburg ist 
einer der Wachstumsträger für unsere gemeinsame Regi-
on. Wir wollen, dass der Name der Stadt Berlin weiter 
und noch viel mehr auf den Flugzeugen des Unter-

(Nicole Ludwig) 
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nehmens in alle Welt getragen wird. Wir wollen, dass Air 
Berlin hier in Berlin sein Luftverkehrsdrehkreuz unbe-
schadet jeglicher Restriktionen behält und weiter ausbaut. 
Deshalb unterstützen wir Air Berlin in seinem Bemühen, 
dass die gemeinsame Nutzung und Vermarktung von 
Flügen im Verbund mit anderen Fluggesellschaften, also 
das Codesharing, weiter für das Unternehmen möglich 
ist. 
 
Wir sagen als CDU vor allem klar an die Adresse des 
Bundes: Was andere Fluggesellschaften dürfen, das muss 
auch für Air Berlin gelten! Deswegen waren wir auch 
sehr schnell bei der Geschäftsführung der Fluggesell-
schaft, um dies auch deutlich zu untermauern und uns 
solidarisch zu zeigen. Es ist Aufgabe der Berliner Lan-
despolitik, die Wirtschaft, die Arbeitsplätze und die Men-
schen zu fördern und zu schützen. Wir sagen aber auch 
klar: Die noch nicht erfolgte BER-Eröffnung macht vie-
len Unternehmen und eben vor allem Air Berlin zu schaf-
fen. Die Flughafenhauptkonkurrenten Berlins – das sind 
München und Düsseldorf – haben fertige, leistungsfähige 
Flughäfen, viel Luftverkehr und, zumindest Düsseldorf, 
ein weiteres Air-Berlin-Drehkreuz. 

[Beifall von Ajibola Olalowo (GRÜNE) 
 und Heidi Kosche (GRÜNE)] 

– Sie müssen sich mal fragen, wenn die Grünen bei Er-
folgen anderer Städte und anderer Luftverkehrsstandorte 
applaudieren, was Sie damit für einen Schaden für Berlin 
anrichten! Sie richten damit Schaden für die gesamte 
Stadt an! Fragen Sie sich mal, ob das so gut ankommt! 

[Beifall bei der CDU – 
Zuruf von Heide Kosche (Grüne) – 

Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Ihr Anti-Berliner!] 

Hier klar zu zeigen, dass wir es in Berlin und Branden-
burg auch können – das hat die Gesellschaft zum einen 
bewiesen. Aber sie und ihre Mitarbeiter haben vor allem 
bewiesen, dass sie zu Tegel und Schönefeld-Alt stehen 
und hier eines der beiden Drehkreuze des Unternehmens 
unter schwierigen Bedingungen bestehen lassen und 
ausbauen. Das vor allem ist eine große Leistung von Air 
Berlin, und dafür herzlichen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Air Berlin ist seit seinem letzten Quartalsergebnis auf 
einem guten Weg. Air Berlin verzeichnet erstmals wieder 
Quartalsgewinn aus generiertem Umsatz. Wir wollen und 
werden als Berliner Koalition weiter das Übrige dafür 
tun, dass Air Berlin seine Codeshareflüge weiter fliegen 
und anbieten darf, und wir fordern in dem Zusammen-
hang die Flughafengesellschaft Berlin-Brandenburg auf, 
solide und planvoll weiter mit einem belastbaren, wirkli-
chen Fertigstellungstermin für den BER zu arbeiten. 
 
Air Berlin hat eine gute Chance für die Zukunft – nicht 
nur, weil dieses Unternehmen und seine Mitarbeiter das 
verdienen. Air Berlin steht in schwierigen Zeiten gerade-

zu mustergültig für Berlin, auch wenn die beiden alten 
Flughäfen Tegel und Schönefeld-Alt weit über ihrer Be-
lastungsgrenze stehen. Deshalb kann, nein muss heute 
von diesem Parlament, von unserem Antrag der Koalition 
– und jeder in der Opposition ist aufgerufen, mitzuma-
chen – hier und heute ein klares Signal ausgehen zur 
Förderung von Air Berlin, ihrer Arbeitsplätze und der 
internationalen Flugverbindungen von Air Berlin – gera-
de eben von und nach Berlin. Wir treten energisch für die 
Zukunft Berlins und auch die Zukunft der Unternehmen – 
und hier ganz besonders von Air Berlin – und der Ar-
beitsplätze ein, für die Region, und bitten daher alle Frak-
tionen um Unterstützung für diesen Antrag heute in der 
Abstimmung. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Kollege Friederici! – Für die Fraktion Die 
Linke spricht jetzt der Kollege Harald Wolf. – Sie haben 
das Wort, bitte schön! 
 

Harald Wolf (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Friederi-
ci! Keine Sorge – wir werden diesen Antrag unterstützen! 

[Daniel Buchholz (SPD): Sehr gut!] 

Denn es geht um ein wichtiges Berliner Unternehmen; es 
geht um Tausende von Arbeitsplätzen, und es geht auch 
um die perspektivische Frage der Wirtschaftlichkeit des 
BER. Ich stelle mir allerdings die Frage, wozu ein solcher 
Antrag hier im Berliner Abgeordnetenhaus kurz vor To-
resschluss nötig ist, 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

weil das eigentlich das tägliche Brot des Senats ist. Ich 
möchte wissen, was die Wirtschaftssenatorin gegenüber 
der Bundesregierung unternommen hat, ich möchte wis-
sen, was der Verkehrssenator gegenüber seinen Kollegen 
im Bund unternommen hat, 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Wo sind die eigentlich?] 

um die Interessen Berlins und die Interessen des Unter-
nehmens und des Standortes hier zu gewährleisten und zu 
sichern. Das wäre eine interessante Information, eine 
interessante Auskunft. Ich sehe, dass beide zuständigen 
Senatoren gegenwärtig gar nicht auf der Bank sitzen. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN – 

Daniel Buchholz (SPD): Da sind sie doch!] 

Vielleicht führen Sie ja die Gespräche woanders. 
 

(Oliver Friederici) 
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Vizepräsident Andreas Gram: 
Kollege Wolf! Nur zur Information: Die Wirtschaftssena-
torin sitzt dort weiter hinten. 
 

Harald Wolf (LINKE): 

Ich bitte um Entschuldigung! Ich habe auf Ihren üblichen 
Platz gesehen und sehe jetzt, dass sie das Thema intensiv 
mit ihrem Staatssekretär bespricht. Das freut mich! 

[Vereinzelter Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN  
und den PIRATEN – 

Zuruf von Joachim Esser (GRÜNE)] 

Ich glaube aber, dass die Sache nicht ganz so einfach ist, 
wie sie hier in manchem Debattenbeitrag dargestellt wor-
den ist. Es ist in der Tat so, dass die Frage der Codeshare-
flüge in dem Luftverkehrsabkommen mit den Vereinigten 
Arabischen Emiraten nicht geregelt ist, dass auch immer 
klar war, dass die Genehmigung, die es bisher gegeben 
hat, keine endgültige, sondern eine befristete ist. 

[Daniel Buchholz (SPD): Aber es ist 
über vier Jahre geduldet worden!] 

– Ja, es ist über vier Jahre geduldet worden, und es ist 
auch vor einem Jahr gesagt worden, dass jetzt letztmalig 
verlängert werde, und es gibt Verhandlungen. In Ver-
handlungen gibt es unterschiedliche Interessen. Es ist 
richtig darauf hingewiesen worden, dass man den Ver-
dacht haben muss, dass der bayerische oder der aus Bay-
ern stammende Bundesverkehrsminister auch über die 
Maßen bayerische Standortinteressen vertritt. Dafür gibt 
es einige Indizien. Es ist gleichzeitig so, dass das deut-
sche Unternehmen Lufthansa unter einem starken Wett-
bewerbsdruck steht und es deshalb ein Interesse seitens 
der Bundesregierung gibt, an dieser Stelle auch die Inte-
ressen der Lufthansa zu wahren. Gleichzeitig ist es aber 
auch ganz offensichtlich, dass Etihad und die Vereinigten 
Arabischen Emirate die Situation von Air Berlin – dass 
die Existenz von Air Berlin unter anderem an diesen 
Codeshareflügen hängt, neben allen anderen unternehme-
rischen Fehlern, die in der Vergangenheit gemacht wor-
den sind – nutzt, um sozusagen Air Berlin in diesen Ver-
handlungen zu nehmen, um ein Maximum an Interessen 
für die Vereinigten Arabischen Emirate durchzusetzen 
und dabei herauszuholen. Das muss man auch berück-
sichtigen. Es kann nicht sein, dass das Abgeordnetenhaus 
von Berlin – einige Redebeiträge gingen in diese Rich-
tung – einfach sagt: Liebe Bundesregierung! Erfülle alle 
Forderungen von Etihad und der Vereinigten Arabischen 
Emirate, die das Interesse haben, ihr Luftdrehkreuz in 
Abu Dhabi zu stärken und auszubauen – zulasten des 
deutschen Standortes. Das kann auch nicht die Position 
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Wie gesagt, wir unterstützen diesen Antrag, weil wir der 
Meinung sind, dass die Bundesregierung in diesen Ver-
handlungen keine Münchner Lobbyinteressen zu vertre-

ten hat, sondern dass sie versuchen muss, ein Ergebnis zu 
erzielen, mit dem dann auch die Interessen von Air Berlin 
gewahrt werden und damit eine wirtschaftliche Perspek-
tive für Air Berlin entsteht. Aber ich sage: Es sind noch 
mehr Themen abzuwägen als nur die Interessen von Air 
Berlin. – Ich danke für die Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Das Wort zu einer Kurzintervention ertei-
le ich jetzt dem Kollegen Buchholz. 

[Björn Eggert (SPD): Der sah eben 
noch ganz anders aus!] 

– Wer den Schaden hat, spottet jeder Beschreibung. – 
Bitte schön! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – In meinem Ablaufplan 
sollte die Rederunde eine Viertelstunde später beginnen. 
Da war ich nicht ganz up to date. 
 
Meine Damen! Meine Herren! Ich will direkt auf den 
Kollegen Wolf eingehen. Denn, mit Verlaub, auch wenn 
Sie dem Antrag zustimmen werden, ist jetzt doch ein 
bisschen etwas durcheinandergegangen, was die Flugge-
sellschaften und das Codesharing angeht. Wir müssen uns 
alle vergegenwärtigen, was er bedeutet, dieser schöne 
englische Begriff. Auf gut Deutsch: Eine Fluggesellschaft 
fliegt mit Ihrem Flugzeug, und dieser Flug wird von meh-
reren Fluggesellschaften mit verschiedenen Namen unter 
verschiedenen Flugnummern angeboten. Das ist das Ein-
zige, worum es inhaltlich beim Thema Codesharing geht. 
Das ist tatsächlich recht kompliziert geregelt. 

[Zurufe von Jutta Matuschek (LINKE) 
und Harald Wolf (LINKE)] 

– Sie müssen sich das jetzt leider anhören, Sie haben eben 
etwas anderes erzählt, dass dieses Codesharing absolut 
Standard ist zwischen allen großen Airlines auf der Welt, 
auch mit vielen internationalen Verträgen abgesichert ist, 
die großen Airlineverbünde das alle standardmäßig tun. 
Hier geht es ganz speziell darum, ob das, was zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigen 
Arabischen Emiraten geregelt ist, nun den Standort Berlin 
negativ betreffen soll oder nicht. Ich sage Ihnen, das ist 
auch eine Lex Anti Berlin. 

[Uwe Doering (LINKE): Von wem denn?] 

Das lassen wir uns nicht bieten! Das kann die Bundesre-
gierung so nicht durchgehen lassen. 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 
Uwe Doering (LINKE): Von wem ist 

es eine Lex Anti Berlin?] 
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Es kann nicht sein, dass mit der Weigerung des Bundes-
verkehrsministeriums, die von Etihad beantragten Code-
sharingflüge zu genehmigen, hier wirklich der Fortbe-
stand der Airline Air Berlin gefährdet wird. Fragen Sie 
einmal die Personalräte, fragen Sie die Betriebsräte, es ist 
ein Unternehmen, das hier in Berlin seinen Hauptsitz hat, 
rund 8 000 Mitarbeiter! 

[Harald Moritz (GRÜNE): Aber nicht alle in Berlin!] 

Es geht letztlich, das ist ausgerechnet worden, um einen 
Umsatz von 140 Millionen Euro für die Fluggesellschaft 
Air Berlin. Es wäre fahrlässig, nicht nur fahrlässig, son-
dern vorsätzlich, wenn der Bundesverkehrsminister aus 
absolut egoistischen Gründen – weil er den Luftstandort 
München stärken will – Berlin preisgibt. Wir werden das 
jedenfalls nicht zulassen und kündigen ganz klar unseren 
Widerstand an. 
 
Ich will noch eines klarstellen, weil Sie gefragt haben, 
was die Wirtschaftssenatorin und der Regierende Bür-
germeister tun. Ich habe ihn eben noch einmal gefragt, 
ich kann es Ihnen ganz genau sagen. Dieser Regierende 
Bürgermeister Michael Müller hat nicht nur persönlich 
Herrn Dobrindt angesprochen, hat Briefe geschrieben, hat 
mit mehreren Mitgliedern der Bundesregierung – auch 
dem Wirtschaftsminister, mit anderen –, hat mit mehreren 
Länderministerpräsidenten schon darüber gesprochen, 
wie wir das Problem lösen können. Diese Landesregie-
rung ist dazu aktiv. Wir wollen ihr mit diesem Antrag den 
Rücken stärken, damit ganz klar ist: Nicht nur die Lan-
desregierung, sondern auch das Berliner Abgeordneten-
haus als Landesparlament fordern, diese egoistische und 
engstirnige Haltung des Bundesverkehrsministers aufzu-
geben. Wenn es darum geht, dass die Lufthansa etwas 
vorteilhaft haben kann, dass sie ihre Flüge international 
ausrichten kann, da gab es noch nie Probleme mit Code-
sharingflügen mit deren Allianz. Komischerweise wird 
bei Etihad und Air Berlin ein ganz großes Trara darum 
gemacht. Es geht jetzt aktuell um 31 Codesharingflüge. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Sie müssten bitte zum Ende kommen! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Deswegen sagen wir: Bitte folgen Sie diesem ganz klaren 
Aufruf des Abgeordnetenhauses! Wir bekennen uns zu 
dieser Gesellschaft, wir bekennen uns zu diesem Standort 
und den Arbeitsplätzen, die hier mit den Codesharingflü-
gen gesichert werden müssen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Herr Kollege Wolf! Wollen Sie replizie-
ren? – Bitte schön! 
 

Harald Wolf (LINKE): 

Lieber Kollege Buchholz! Wir sind uns doch darüber 
einig, dass es notwendig ist, eine Regelung zu finden, die 
das Unternehmen Air Berlin und die Arbeitsplätze si-
chert. Darüber sind wir uns einig, deshalb stimmen wir 
diesem Antrag auch zu. 
 
Ich habe nur auf eines hingewiesen und da unterliegen 
Sie einem Irrtum: Bei den Codeshareflügen geht es nicht 
einfach darum, dass die alle unter dem gleichen Kennzei-
chen fliegen, sondern es geht um die Frage, ob für Um-
steigebeziehungen durchgebucht werden kann. Das ist im 
Interesse der Arabischen Emirate und des Luftdrehkreu-
zes in Abu Dhabi. Darum geht es bei dieser Angelegen-
heit. 

[Zuruf von Daniel Buchholz (SPD)] 

Etihad versucht und die Vereinigten Arabischen Emirate 
versuchen, ihre Interessen zu vertreten. Darauf habe ich 
hingewiesen. 
 
Ich kenne das doch auch. Sie erinnern sich vielleicht, vor 
ein paar Jahren hatten wir die Diskussion mit Emirates 
wegen der Direktflüge von Berlin. Da gab es auch ein 
Luftverkehrsabkommen. Dabei ging es um die Frage, ob 
Emirates bereit ist, Direktflüge von anderen Standorten, 
die sie genehmigt bekommen hatten, abzugeben, und 
dann von Berlin aus zu fliegen. Dafür hätte es die Ge-
nehmigung der Bundesregierung gegeben. Insofern findet 
gegenwärtig das gleiche Spiel statt, leider auf dem Rü-
cken von Air Berlin. Darauf wollte ich hinweisen, dass 
die Interessenlage nicht so eindeutig ist, dass man sagen 
könnte, jetzt gebt einfach mal den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten und Emirates das, was sie wollen, son-
dern die Interessenlage ist etwas komplizierter. Deshalb 
glaube ich, dass das ganze Problem nur so gelöst werden 
kann, dass man ein neues Luftverkehrsabkommen mit 
den Vereinigen Arabischen Emiraten schließt, in dem ein 
Interessenausgleich stattfindet. Es kann jedoch nicht sein, 
dass man einfach sagt, jetzt gebt Etihad und den Verei-
nigten Arabischen Emiraten das, was sie schon seit lan-
gem verlangen. 

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Die Piratenfraktion hat den Kollegen 
Baum als Redner benannt. Ich erteile ihm jetzt das Wort – 
bitte sehr! 
 

Andreas Baum (PIRATEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Geehrte Kollegen und 
Kolleginnen! Werte Gäste! Hier wurde schon einiges 
gesagt und im Prinzip bleibt mir fast gar nicht mehr viel. 
Deswegen kann ich es nach dem Austausch von Herrn 
Buchholz und Herrn Wolf relativ kurz machen. Wir freu-
en uns natürlich, wenn die Koalition explizit die Oppo-

(Daniel Buchholz) 
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sition auffordert und um Hilfe ruft. In diesem Fall müssen 
wir sagen, aufgrund der Sachlage werden wir diesem 
Antrag auch zustimmen. 

[Daniel Buchholz (SPD): Wunderbar!] 

Mich wundert aber auch schon, dass wir seit Herbst 2014 
– nachdem jetzt die letztmalige Verlängerung angekün-
digt wurde – versuchen, eine Unterstützung in Richtung 
Bundesregierung zu verabschieden. Dass es nun aber so 
kurzfristig kommt, hat mich durchaus überrascht. Es 
würde mich freuen, wenn Sie grundsätzlich die großen 
Stücke, die Sie auf die Beschlüsse des Abgeordnetenhau-
ses halten, auch innerhalb des eigenen Senats umsetzen 
würden, beispielsweise in Bezug auf den Beschluss zum 
Bericht der Funkzellenabfrage, bei dem es einige Zeit 
gedauert hat, bis dieser überhaupt innerhalb des eigenen 
Senats ernst genommen wurde. 
 
Ich komme zurück zum Antrag. Es wurde schon erwähnt, 
dass die Codesharingflüge nicht nur bedeuten, dass man 
ein eigenes Ticket anbieten kann. Es geht explizit auch 
darum, dass man nicht umbuchen und ein neues Ticket 
buchen muss, wenn man längere Flüge absolvieren möch-
te, gerade auch bei durch den Partner durchgeführten 
Flügen. Deswegen zeigt es aber auch ein bisschen das 
Problem, das es immer bei den Codesharingflügen gibt, 
dass es eine Wettbewerbsverzerrung ist. Dessen muss 
man sich auch bewusst sein. Sie fußen auf Absprachen 
und entsprechenden Vereinbarungen, die zu Vereinba-
rungen führen, sich nicht gegenseitig in die Quere zu 
kommen. Es geht nicht ausschließlich nur um die Interes-
sen von Air Berlin. Vielmehr muss man immer berück-
sichtigen, welches Interesse der Andere an diesen Code-
sharingflügen hat, sie hier mit Air Berlin anzubieten.  
 
Hier wird ein Antrag der großen Koalition von SPD und 
CDU vorgelegt, der eine andere große Koalition von SPD 
und CDU im Bund beauftragen soll. Es wird ein Brief 
von Berlin nach Berlin geschickt. Das ist in etwa so, als 
würde ein Brief von CDU-Fraktionsvorstandsmitgliedern 
an die eigene Parteichefin und Bundeskanzlerin gerichtet. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Buch-
holz? 
 

Andreas Baum (PIRATEN): 

Gleich, nachdem ich meinen Satz beendet habe. – Mein 
Kollege Lauer sagte das neulich: Wenn das passiert, ist 
das Kind in den Brunnen gefallen. Ich hoffe, dass es hier 
nicht zu spät ist und dieser Antrag tatsächlich etwas be-
wirken kann. Allein, ich habe meine Zweifel. – Jetzt!  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Jetzt hat der Kollege Buchholz das Wort. – Bitte! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Vielen Dank, Herr Kollege für die Möglichkeit! Ich habe 
eine Frage. Sie sprachen vorhin an, dass Codeshareflüge 
eigentlich nur eine Wettbewerbsverzerrung seien. Ist 
Ihnen klar, dass beim Codesharing natürlich auch ein 
ökologischer Vorteil entsteht, weil nämlich nur ein Flug-
zeug für einen Flug benutzt wird, welcher unter mehreren 
letztlich Markennamen vertrieben wird und damit das 
Flugzeug besser ausgelastet ist? 

[Zuruf von Steffen Zillich (LINKE)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Meine Damen und Herren! Jetzt antwortet der Kollege 
Baum!  

[Zurufe von den Grünen] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Herr Kollege Baum, einen Moment bitte! – Meine Herr-
schaften! Wir haben hier immer noch die Gepflogenhei-
ten, dass derjenige antwortet, an den die Frage gestellt 
worden ist. Das ist Herr Baum. – Bitte sehr! 
 

Andreas Baum (PIRATEN): 

Ich bin im Übrigen auch lauter. – Ich habe nicht gesagt, 
dass es nur eine Wettbewerbsverzerrung ist. Sie ist es 
aber eben auch. Dessen sollte man sich bewusst sein.  
 
Was die Flugzeugfülle angeht, würde es mich sowieso 
freuen, wenn Flugzeuge nur starten, wenn sie voll besetzt 
sind und ansonsten eher am Boden bleiben. Das ist ein-
mal eine grundsätzliche Betrachtung zu diesem Thema. 
Wenn es hilft, ein Flugzeug besser auszulasten, ist es 
natürlich ein Aspekt, den man berücksichtigen kann. Ich 
sprach nicht nur von einer Wettbewerbsverzerrung, aber 
es ist eben auch eine. – Danke! 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Antragsteller haben die sofortige Abstimmung bean-
tragt. Wer dem Antrag der Regierungsfraktion Drucksa-
che 17/2585 zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind Linke, Grüne, SPD, CDU und 
Piraten. Gibt es Gegenstimmen? – Es gibt eine Gegen-
stimme. Enthaltungen? – Es gibt drei Enthaltungen. Da-
mit ist der Antrag mit überwältigender Mehrheit ange-
nommen.  
 
Ich rufe auf die 

(Andreas Baum) 
 



Abgeordnetenhaus von Berlin 
17. Wahlperiode 
 

Seite 7382 Plenarprotokoll 17/72 
26. November 2015 

 
 

lfd. Nr. 3.3: 
Priorität der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Tagesordnungspunkt 9 
Für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung in 
Berlin (Berliner Landesantidiskriminierungs-
gesetz) 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der 
Fraktion Die Linke und der Piratenfraktion 
Drucksache 17/2574 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung. Es beginnt in der Beratung 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Auf dem Weg ist 
schon der Kollege Dr. Behrendt. Er hat das Wort. – Bitte 
schön! 
 

Dirk Behrendt (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir Grünen 
wollen eine moderne Verwaltung für eine weltoffene und 
vielfältige Stadt. Der Schutz vor Diskriminierung gehört 
zu den elementaren menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen. Deshalb haben wir Grüne ein Landesantidiskriminie-
rungsgesetz erarbeitet, das die Diskriminierungsverbote 
unserer Verfassung in der Praxis umsetzbar macht. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Anja Kofbinger (GRÜNE)] 

Ziel ist es, dass in unserer Stadt auch der Schutz vor Dis-
kriminierung in den Bereichen der Verwaltung, in ihren 
Strukturen und im Umgang mit eigenen Fehlern greift 
und die Verwaltung gestärkt wird. Dafür haben wir zu-
sammen mit Linken und den Piraten, die sich dieser Initi-
ative erfreulicherweise schon angeschlossen haben, ein 
Landesantidiskriminierungsgesetz vorgelegt.  
 
Ich muss es heute besonders betonen: Wir haben es auch 
im ordentlichen Verfahren vorgelegt. Es scheint hier 
üblich zu werden, dass man Gesetze dringlich einbringt. 
Wir haben es regulär zum Druckschluss eingebracht und 
legen Wert auf eine reguläre parlamentarische Beratung 
mit allen dafür erforderlichen Fristen. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Unser Landesantidiskriminierungsgesetz soll es Betroffe-
nen erlauben, sich durch anerkannte Antidiskriminie-
rungsverbände vertreten zu lassen. Wir wollen ihnen 
einen Anspruch auf Entschädigung und Schadenersatz 
zur Seite stellen. Wir wollen ihnen vor allem helfen, die 
Beweisnot, die heute nicht besteht, vor Gericht zu lin-
dern. Zwar können sich die Betroffenen dank des 2006 
im Bund in Kraft getretenen Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes gegen eine Diskriminierung wegen Her-
kunft, Hautfarbe oder Geschlecht bereits jetzt auf dem 
Arbeitsmarkt, bei der Wohnungsvermietung oder aber im 
Club wehren. Das gilt allerdings nicht bei Benachteili-

gungen von Seiten des Staates. Deshalb wollen wir das 
mit diesem Gesetz ändern. Das, was wir zu Recht von 
Privaten in Deutschland verlangen, muss auch für die 
Polizei, muss auch für die Schule und muss auch für die 
Verwaltung allgemein gelten. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Kurz zur praktischen Relevanz dieser Diskriminierungen: 
Aus der Beratungspraxis des TBB wissen wir – sie haben 
berichtet –, dass sie in den Jahren 2011 bis 2013 206 
Beratungen zu Diskriminierungen im Land Berlin durch-
geführt haben. Davon betrafen 32 den Bildungsbereich 
und 31 Diskriminierungen in Ämtern und Behörden des 
Landes Berlin. Das ist immerhin ein Drittel im Rahmen 
der Beratungspraxis und ein Drittel der Fälle, die diese 
Bereiche, die wir jetzt hier regeln wollen, betreffen. Des-
wegen sind wir der Meinung, dass Handlungsbedarf be-
steht. Deswegen haben wir dieses Gesetz vorbereitet, das 
konkret vor rassistischer Diskriminierung, vor Benachtei-
ligung wegen der Herkunft, Benachteiligung wegen des 
Geschlechts, der Religion, der Weltanschauung, wegen 
einer Behinderung, wegen einer chronischen Erkran-
kung – hier noch einmal besonderer Dank an die Piraten, 
weil diese den Aspekt in das Verfahren eingebracht ha-
ben –, wegen des Alters – unsere Landesverfassung hat 
bislang noch keine Schutzvorschrift wegen Altersdiskri-
minierung, das würden wir hier einfach gesetzlich einfüh-
ren – und wegen der sexuellen Identität und des sozialen 
Status schützen soll. All diese Diskriminierungsmerkmale 
wollen wir hier in das Gesetz schreiben. Gegen alle diese 
Diskriminierungsmerkmale sollen sich die Betroffenen in 
Zukunft wenden können. 

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Wir setzen hier auf eine gewisse Offenheit auch der Kol-
legen aus der großen Koalition. Immerhin haben Sie sich 
in Ihrem Koalitionsvertrag zur Bildung der Landesregie-
rung dazu verpflichtet, ich zitiere:  

Es ist ein Ziel der Koalition, den Schutz jeder und 
jedes Einzelnen vor Benachteiligung zu verbessern 
und dem Recht auf Gleichbehandlung und Nicht-
diskriminierung zur tatsächlichen Durchsetzung zu 
verhelfen. Wir werden eine gesetzliche Regelung 
herbeiführen, die von Diskriminierung betroffene 
Menschen wirksamer unterstützt und … die die 
Verwaltung nicht nur in ihrer Rolle als Arbeitge-
berin, sondern auch als öffentliche Dienstleisterin 
in die Pflicht nimmt. 

Das weist in die richtige Richtung. Wir hoffen auf eine 
große Offenheit, dass Sie bereitstehen, mit uns dieses 
wichtige Gesetz zu verabschieden. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN – 

Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

(Vizepräsident Andreas Gram) 
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Ich darf auch an einen Beschluss des SPD-Landespar-
teitags aus dem letzten Jahr erinnern, wo die Abgeordne-
tenhausfraktion aufgefordert wurde, initiativ zu werden, 
ein Landesantidiskriminierungsgesetz vorzulegen. Sie 
sollte sich an die Spitze der Bewegung stellen. Wir haben 
Ihnen jetzt ein Jahr Zeit gelassen, das zu tun. Das ist 
bisher nicht passiert. Man kann mutmaßen, warum das 
bis jetzt nicht passiert ist, aber wir möchten Sie an diesen 
Beschluss erinnern. Wir stehen bereit, mit Ihnen diesen 
Beschluss des SPD-Parteitags umzusetzen und mit Leben 
zu füllen. Jeder sucht sich den Koalitionspartner aus, der 
einem gefällt. Leider scheint es mit der CDU in dieser 
Frage keine Einigung zu geben, liebe Sozialdemokraten. 
Das ist ausgesprochen bedauerlich, aber es bleibt richtig, 
was im Koalitionsvertrag steht und was der SPD-
Landesparteitag beschlossen hat. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Gerade in Zeiten, in denen so viele unterschiedliche Men-
schen zu uns kommen, ist es wichtig, der Gefahr von 
Diskriminierung zu begegnen. Wir wollen die Berliner 
Verwaltung zum Vorbild machen und die Gleichstellung 
der Geschlechter und die Akzeptanz verschiedener Mo-
delle zu lieben vorleben und bewahren. Genauso sind die 
zu uns kommenden Menschen vor Diskriminierung zu 
schützen – nicht nur auf dem Wohnungsmarkt, sondern 
auch durch die Verwaltung und die Polizei. Die Vor-
kommnisse der letzten Wochen bei der Berliner Polizei 
und gerade auch – wie haben es heute schon diskutiert – 
bei den Sicherheitsdiensten zeigen die besondere Not-
wendigkeit auf, diesen Bereich in den Blick zu nehmen. 

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Gleichzeitig wollen wir mit dem Gesetz die Verwaltung 
in die Lage versetzen, Diskriminierungen zu verhindern 
und die Auswirkung von geplanten Maßnahmen vorab zu 
überprüfen. Auch eine starke Berliner Antidiskriminie-
rungsstelle gehört zu einer Kultur der Vielfalt, und sie 
muss anders als bisher mit klaren gesetzlichen Aufgaben 
und Befugnissen ausgestattet werden und soll auch finan-
ziell in ihrer Unabhängigkeit – auch gegenüber der Ver-
waltung – gesichert und gestärkt werden. 
 
Ich fasse zusammen: Wir wollen den Schutz vor Diskri-
minierung durch ein Landesantidiskriminierungsgesetz 
erweitern. Dies verpflichtet alle Verwaltungsstellen im 
Land Berlin und ergänzt damit das Gleichstellungsgesetz 
des Bundes. Damit wird der Zustand beendet, dass Be-
troffene einen besseren Schutz vor Vermietern als vor 
Lehrern und Polizisten haben. Wir freuen uns auf die 
anstehende Beratung in den Ausschüssen und werben 
intensiv um Ihre Zustimmung. – Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank Kollege Dr. Behrendt! – Für die SPD-
Fraktion spricht jetzt Kollege Lehmann. – Bitte sehr! 

[Udo Wolf (LINKE): Der findet das Gesetz bestimmt  
auch gut! Ist doch ein super Gesetz, oder?] 

 

Rainer-Michael Lehmann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der vorlie-
gende Antrag der Oppositionsfraktionen beschäftigt sich 
mit der Frage eines selbstständigen Landesantidiskrimi-
nierungsgesetzes. 

[Richtig! von der LINKEN und den PIRATEN] 

Die Oppositionsfraktionen machen hier einen Vorschlag 
für ein Berliner Antidiskriminierungsgesetz. 

[Richtig! von der LINKEN und den PIRATEN] 

Dies wird in Fachkreisen durchaus schon lange diskutiert. 
Unter anderem geht es hierbei um die Berücksichtigung 
von Merkmalen wie sozialer Status oder chronische 
Krankheit, um Diversity-Mainstreaming und die Ausge-
staltung des Klagerechts. Alles richtige Forderungen! 
 
Lassen Sie mich aber dennoch erläutern, warum ein Lan-
desantidiskriminierungsgesetz an dieser Stelle momentan 
als nicht notwendig erscheint. 

[Zurufe von den GRÜNEN und den PIRATEN – 
Canan Bayram (GRÜNE): Da bin ich aber gespannt!] 

Das Land Berlin hat bereits ein sehr gut funktionierendes 
System im Hinblick auf Antidiskriminierung, und der 
Senat hat in diesem Bereich bereits vieles verbessert. Die 
Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen hat 
gemeinsam mit der LADS innerhalb des Hauses bereits 
2011 das Potenzial zur Verbesserung des Diskriminie-
rungsschutzes im Land Berlin mit Expertinnen und Ex-
perten gemeinsam erarbeitet. Das Anliegen einer Weiter-
entwicklung des rechtlichen Diskriminierungsschutzes ist 
grundsätzlich zu unterstützen. 

[Anja Kofbinger (GRÜNE): Ah!] 

Allerdings bedarf der vorliegende Entwurf eines Berliner 
Landesantidiskriminierungsgesetzes in verschiedenen 
Punkten einer vertieften Prüfung und Diskussion, wie 
zum Beispiel unabhängige Beschwerdestellen in staatli-
chen Institutionen. In den Richtlinien der Regierungspoli-
tik des gegenwärtigen Senats wurde an diese erarbeitete 
rechtspolitische Initiative durchaus angeknüpft und Fol-
gendes festgehalten: 

Im Wege einer Gesetzesinitiative wird der Senat 
dafür Sorge tragen, dass von Diskriminierung be-
troffenen Menschen wirksamer unterstützt werden. 

[Canan Bayram (GRÜNE): Und was folgt daraus?] 

Im Weiteren wurden antidiskriminierungspolitische Prio-
ritäten anhand dieser Maßgabe gesetzt. Eine allgemeine 

(Dirk Behrendt) 
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Antidiskriminierungsstruktur wird mit dieser Maßgabe 
demnach erfüllt. 

[Canan Bayram (GRÜNE): Wo?] 

Berlin hat ein Landesgleichstellungsgesetz, das LGG, ein 
Landesgleichberechtigungsgesetz, das LGBG, ein Parti-
zipations- und Integrationsgesetz, PartIntG. Diese Struk-
turen aktiver Antidiskriminierungsarbeit sind also schon 
da. 

[Philipp Magalski (PIRATEN): Die  
reichen aber nicht!] 

Dennoch sind viele der genannten Punkte im Geset-
zesentwurf richtig. Der Entwurf eines Berliner Landesan-
tidiskriminierungsgesetzes bedarf in den einzelnen Punk-
ten einer vertiefenden Prüfung und Diskussion, ob die 
bestehenden rechtlichen – – 

[Zuruf von Hakan Taş (LINKE)] 

– Hören Sie doch mal zu, Herr Taş. Mein Satz war ja 
noch gar nicht zu Ende. Warten Sie ihn doch einfach mal 
ab! 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Kosche? 
 

Rainer-Michael Lehmann (SPD): 

Nein, das gestatte ich nicht! – Der Entwurf eines Berliner 
Landesantidiskriminierungsgesetzes bedarf in den einzel-
nen Punkten einer vertiefenden Prüfung und Diskussion, 
ob die bestehenden rechtlichen Regelungen diese Aspekte 
gegebenenfalls nicht oder nicht voll umfänglich repräsen-
tieren. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Und was ist passiert?] 

Hier gäbe es sicherlich die Möglichkeit einer parlamenta-
rischen Prüfung und Anhörung. – Wenn Sie immer da-
zwischenrufen, können Sie nicht hören, welche Vor-
schläge ich mache. 

[Beifall bei der SPD] 

Ein wichtiger Aspekt in diesem Zusammenhang ist auch 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das AGG. 
Dieses wird derzeit im Rahmen einer von der Bundesan-
tidiskriminierungsstelle in Auftrag gegebenen Evaluation 
auf Wirksamkeit, Schutz- oder Regelungslücken geprüft. 
Diese Prüfung gilt es abzuwarten, um zu sehen, ob wir 
Ergänzungen des Landesrechts an dieser Stelle brauchen. 
Das Land hat nicht nur ein breites Regelwerk, um Dis-
kriminierung zu verhindern, und einen eigenen Haus-
haltstitel für diesen Bereich, sondern betreibt stetig aktive 
Antidiskriminierungspolitik. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Der Kollege Dr. Behrendt hat eine Zwischenfrage. 
 

Rainer-Michael Lehmann (SPD): 

Nein, auch die gestatte ich nicht! – In Berlin lebenden 
Menschen wird nicht nur ein Recht auf Gleichbehandlung 
abstrakt eingeräumt, sondern sie werden auch aktiv ermu-
tigt, dieses wahrzunehmen. Es gibt ein breites Angebot 
niedrigschwelliger Antidiskriminierungsberatung und 
eine breite Öffentlichkeits- und Informationspolitik. Die 
Umsetzung und Stärkung von Diversity-Ansätzen in der 
Verwaltung erfolgt. Auch ist an einzelnen Stellen die 
Korrektur problematischer Normen in bestehenden Berli-
ner Rechtsvorschriften bereits erfolgt. Ich nenne hier das 
Stichwort Altersgrenzen. Einen Anlass für eine Einfüh-
rung eines eigenen Landesantidiskriminierungsgesetzes 
für Berlin sehen wir daher bis zum Abschluss der Prü-
fungen bestehender Regelwerke nicht. 

[Canan Bayram (GRÜNE): Bis zum  
Ende der Koalition!] 

Ich bin sehr dafür, dass wir an dieser Stelle in den Aus-
schüssen fachlich weiter diskutieren müssen, um zu ei-
nem ordentlichen Ergebnis zu kommen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der CDU – 
Anja Kofbinger (GRÜNE): Peinlich!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Kollege Lehmann! – Für die Linksfraktion 
spricht Kollege Schatz. – Sie haben das Wort. 
 

Carsten Schatz (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Kolle-
ge Behrendt! Ohne jetzt in einen Wettstreit eintreten zu 
wollen: „Wer hat’s erfunden?“ 

[Heiko Herberg (PIRATEN): Wir waren es!] 

Bei der Vorbereitung fand ich schon erstaunlich, dass es 
2011 einen Entwurf aus der Senatsverwaltung für Integra-
tion, Arbeit und Frauen, oder wie sie damals hieß, gab, 
der ziemlich wortgleich mit dem Gesetzentwurf ist, der 
hier heute vorliegt. Das nur so als Fakt; alles Weitere 
können wir sicherlich noch diskutieren. 
 
Herr Kollege Behrendt! Ich fand es auch erstaunlich. 
Auch ich habe in den Koalitionsvertrag von Rot-Schwarz 
geschaut. Ich habe ein anderes Zitat gefunden. Allerdings 
sagt es dasselbe. Lieber Kollege Lehmann! Vielleich 
können Sie mal zuhören. 

Wir werden eine gesetzliche Regelung herbeifüh-
ren, die von Diskriminierung betroffene Menschen 
wirksamer unterstützt, eine niedrigschwellige und 
alle Merkmale umfassende Beratungsinfrastruktur 
gewährleistet und die die Verwaltung nicht nur in 
ihrer Rolle als Arbeitgeberin, sondern auch als öf-
fentliche Dienstleisterin in die Pflicht nimmt. 

Es geht weiter: 

(Rainer-Michael Lehmann) 
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Diskriminierungsschutz und Diversity-Mainstrea-
ming müssen als Querschnittsaufgaben verstanden 
werden. Wir werden daher die Kompetenzen der 
Landesantidiskriminierungsstelle und die Öffent-
lichkeitsarbeit weiter intensivieren. 

Nun liegt hier dieser Gesetzentwurf vor. Die Notwendig-
keiten – der Kollege Behrendt hat darauf hingewiesen – 
ergeben sich aus den Gesetzgebungslücken zum Allge-
meinen Gleichstellungsgesetz, das in der Tat nur in den 
privaten Bereich geht. Ins öffentliche Recht, was Schulen 
angeht oder auch den öffentlichen Dienst als Arbeitgeber, 
reicht es nicht. Und, wenn wir uns noch mal genau angu-
cken: Deutschland war damals eins der letzten Länder, 
das die EU-Richtlinien zur Antidiskriminierung umge-
setzt hat – und dann auch noch schlecht. So sind nämlich 
die Lücken geblieben. Insofern hat der hier vorliegende 
Gesetzentwurf nicht nur die Lücke gefüllt, die sich aus 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ergibt, son-
dern er sogar hat aus der Umsetzung des AGG gelernt. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Sozialdemokra-
ten! Ich empfehle Ihnen gern diese Publikation von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung – sie dürfte Ihnen bekannt vor-
kommen –: „Diskriminierungsschutz weiterentwickeln!“. 
Erst unlängst wurde auf einer Fachtagung auf Dinge 
hingewiesen. Beispielsweise finden Sie erstaunlicher-
weise die Verlängerung der Klagefristen in diesem Ent-
wurf für ein Landesantidiskriminierungsgesetz, die Frage 
des Verbandsklagerechts und die unabhängige Antidis-
kriminierungsstelle. Sie wollten selbst in Ihrer Koaliti-
onsvereinbarung die Kompetenzen stärken, haben wir 
gerade gelernt. Auch das ist in diesem Gesetzentwurf 
umgesetzt. 
 
Und natürlich – das finde ich an dieser Stelle erwähnens-
wert – ist auch eine weitere Forderung der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes in diesem Gesetzentwurf um-
gesetzt, nämlich die Aufnahme des Diskriminierungs-
merkmals der chronischen Erkrankung. Dieses aufzu-
nehmen, wird erfüllt. Im Übrigen: Wenn wir uns die 
Antidiskriminierungsgesetzgebung in den europäischen 
Ländern ansehen, dann muss Deutschland im Hinblick 
auf die chronische Erkrankung nachziehen, sie ist im 
AGG nicht enthalten. Ich finde, Berlin kann hier mit dem 
Antidiskriminierungsgesetz Vorreiter sein. Andere Län-
der haben uns da einiges voraus. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Insofern werbe ich auch für diesen Gesetzentwurf. Wir 
sollten eine ordentliche Diskussion in den Ausschüssen 
führen. Ich glaube, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Sozialdemokratie, wenn Sie noch mal in sich gehen 
und Ihren Koalitionsvertrag angucken, vielleicht auch 
mal einen Blick in das Heftchen der Friedrich-Ebert-
Stiftung werfen – ich glaube, man kann es kostenfrei 
beziehen –, können Sie Ihre Meinung vielleicht noch mal 
ändern. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schatz! – Für die Fraktion der 
CDU spricht jetzt der Kollege Dregger. – Bitte sehr! 
 

Burkard Dregger (CDU): 

Vielen Dank! – Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Am 13. Januar 1991 ist das Berliner Landesan-
tidiskriminierungsgesetz in Kraft getreten, das seit 1993 
Landesgleichstellungsgesetz heißt und seitdem eine hohe 
Anzahl von Änderungen erfahren hat. Kollege Lehmann 
hat bereits darauf hingewiesen: Im Berliner Landesrecht 
gibt es bereits eine ganze Reihe von Gesetzen, die Rege-
lungen zum Schutz vor Diskriminierungen zum Schwer-
punkt haben. Dazu gehören erstens das Landesgleichstel-
lungsgesetz, das dem Ziel dient, die Gleichstellung von 
Frauen und Männern zu vollenden, zweitens das Landes-
gleichberechtigungsgesetz zur Begegnung von Diskrimi-
nierungen von Menschen mit Behinderungen, drittens das 
Gesetz zur Gleichberechtigung von Menschen unter-
schiedlicher sexueller Identität, viertens das Partizipa-
tions- und Integrationsgesetz, das dem Ziel dient, die 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrati-
onshintergrund zu ermöglichen. Weitere Landesgesetze 
enthalten Einzelregelungen zur Bekämpfung von Diskri-
minierungen aller Art. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Lassen Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Kosche zu? 
 

Burkard Dregger (CDU): 

Nein, danke! 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Bitte schön! 
 

Burkard Dregger (CDU): 

Der Bund – darauf ist hingewiesen worden – hat das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz verabschiedet. 
Auch insoweit gibt es Schutz. Hierzu läuft eine Evaluati-
on. Es ist sicherlich klug, die dort zu ziehenden Erkennt-
nisse einzubeziehen. 
 
Last but not least enthält die Berliner Verfassung klare 
verfassungsrechtliche Diskriminierungsverbote. In Arti-
kel 10 heißt es: 

Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner re-
ligiösen oder politischen Anschauungen oder 

(Carsten Schatz) 
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seiner sexuellen Identität benachteiligt oder bevor-
zugt werden. 

und: 

Frauen und Männer sind gleichberechtigt. 

und in Artikel 11:  

Menschen mit Behinderungen dürfen nicht be-
nachteiligt werden. 

Ich zähle das alles auf, damit es Ihnen nicht gelingt, hier 
den Eindruck zu erwecken, Ihr Gesetzentwurf eines Ber-
liner Landesantidiskriminierungsgesetzes sei die Erfin-
dung des gesetzlichen Antidiskriminierungsschutzes in 
Berlin. Berlin verfügt bereits heute über einen beispiel-
haften gesetzlichen Diskriminierungsschutz. Er geht weit 
über das hinaus, was die zugrunde liegenden EU-
Richtlinien vorschreiben. Diese beschränken sich auf ein 
Diskriminierungsverbot aufgrund der Rasse, der ethni-
schen Herkunft und des Geschlechts. Wir hier in Berlin 
sind schon viel weiter. 
 
Es ist richtig, bestehende gesetzliche Regelungen auf ihre 
Wirksamkeit, Angemessenheit und etwaige Schutzlücken 
zu überprüfen. Es kommt daher bei den bevorstehenden 
Beratungen darauf an, zunächst einmal festzustellen, ob 
es überhaupt einen Regelungsbedarf für einen weiteren 
Schutz vor Diskriminierungen gibt und worin ein etwai-
ger Regelungsbedarf besteht.  
 
Sollten wir zu dem Ergebnis kommen, dass eine gesetzli-
che Regelungslücke besteht, müssen wir uns fragen, wie 
wir sie schließen. Dann wird sich die Frage stellen, ob 
wir das durch ein fünftes Landesgesetz machen sollten 
oder ob es nicht besser wäre, die bestehenden gesetzli-
chen Regelungen zu ergänzen. Für unser christliches 
Menschenbild ist die Unverletzlichkeit der Würde eines 
jeden Menschen wesentlich. 

[Elke Breitenbach (LINKE): Aber jeden Tag! – 
Zuruf von Fabio Reinhardt (PIRATEN)] 

Darum ist es für uns auch selbstverständlich, dass wir die 
Diskriminierung des Einzelnen wegen äußerer Merkmale 
oder seiner Veranlagung ablehnen und dies in wirksamer 
Weise gesetzlich abgesichert sehen möchten. Grundsätz-
lich sind wir der Ansicht, dass die bestehenden gesetzli-
chen Regelungen diese Absicherungen bieten. Wir sind 
aber gern bereit, dies in den zuständigen Parlamentsaus-
schüssen einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. 
Darauf sollen wir uns konzentrieren. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Alex Lubawinski (SPD)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Kollege Dregger! – Für die Piratenfraktion 
spricht jetzt Kollege Reinhardt. – Sie haben das Wort. 
Bitte sehr! 
 

Fabio Reinhardt (PIRATEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Das ist doch wirklich ein Trauerspiel hier! 
Das meinen Sie doch nicht wirklich ernst! Wir haben in 
vielen Bereichen durch vier Jahre rot-schwarze Blockade 
Probleme, Investitionsstau und was auch immer. Aber im 
Bereich Antidiskriminierung ist es richtig akut, da sind 
die Menschen direkt davon betroffen, dass wir hier zwei 
Fraktionen haben, die sich komplett lahmlegen und über-
haupt keine Bewegung zu erkennen geben. Nicht nur, 
dass es überhaupt keine Entwicklung oder progressiven 
Projekte in dem Bereich gibt – Herr Kollege Lehmann! 
Nein, das, was wir in den letzten Jahren erlebt haben, ist 
keine grundsätzliche Verbesserung! –, es gibt noch nicht 
mal eine Einigung darüber, dass der Koalitionsvertrag 
umgesetzt wird. Das muss man sich mal vorstellen! 

[Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

Das hatten wir schon beim Thema „Ehe für alle“, das wir 
hier besprochen haben, wo man dreist gesagt hat: Nein, 
den Koalitionsvertrag setzen wir an der Stelle einfach 
nicht um. Wir haben gerade keine Lust darauf. Wir befra-
gen mal lieber unsere Mitglieder. – Bei anderen Themen 
ist das natürlich nicht der Fall. Aber hier: Der Koalitions-
vertrag gilt nicht. Das, was dort völlig präzise formuliert 
wird, wird außer Kraft gesetzt. Aber nur beim Thema 
Antidiskriminierung! Super! 
 
Und, Kollege Lehman: Die ganzen Gesetze, die Sie gera-
de aufgezählt haben, die auch in vielen Bereichen hilf-
reich sind, die gab es doch damals schon. Man fragt sich: 
Wer setzt sich denn hin und schreibt diesen Koalitions-
vertrag und kennt angeblich die ganzen Gesetze nicht, die 
Sie gerade genannt haben? Das macht doch keinen Sinn! 
Waren das Stümper? 

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

Zumal Sie verschiedene Gesetze genannt haben, die völ-
lig unterschiedliche Wirkungsformen entfalten! Das Par-
tizipations- und Integrationsgesetz, das Sie gerade aufge-
führt haben, hat mit dem Themenbereich überhaupt gar 
nichts zu tun. Da werden Beiräte und Beauftragte festge-
legt und gesetzlich geregelt, die in der Praxis überhaupt 
keine Wirkung entfalten können, weil Frau Senatorin 
Kolat sie erfolgreich lahmgelegt oder in ihre Verwaltung 
integriert hat. Das hilft den Leuten, die auf ein Landesan-
tidiskriminierungsgesetz warten, null weiter. 

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

Natürlich braucht man ein Landesantidiskriminierungsge-
setz. Mit diesem LADG würden das Verbot der Diskri-
minierung und das Gebot der Gleichbehandlung im Land 
Berlin endlich vollständig umgesetzt. Das ist bisher nicht 
der Fall. Deutschland hat zwei der vier europäischen 
Richtlinien im Bereich Antidiskriminierung, deren Zweck 
es ist, Diskriminierung aufgrund von Rasse, ethnischer 

(Burkard Dregger) 
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Herkunft, Behinderung, Alter, sexueller Ausrichtung oder 
Geschlecht zu bekämpfen, nicht vollständig umgesetzt. 
Das ist bekannt. Und diese Richtlinien gelten gleicher-
maßen nur für Personen in öffentlichen wie in privaten 
Bereichen. Insofern brauchen wir ein Landesantidiskri-
minierungsgesetz, das diese Lücke füllt. Genau deswegen 
haben Sie das auch in den Koalitionsvertrag geschrieben, 
in dem Wissen, dass es notwendig ist. 
 
Ja, und es ist gut, dass das Gesetz schon einige Jahre lang 
ausgearbeitet wurde. Es hätte auch in der letzten Legisla-
turperiode schon verabschiedet werden können, wurde es 
leider aber nicht. Insofern haben wir gewartet, dass es in 
dieser Legislaturperiode passiert. Und Sie können uns an 
dieser Stelle nicht nur zugutehalten, dass wir Fristen 
einhalten und keine Dringlichkeit beantragen – nein, wir 
waren sehr geduldig. Ich habe schon im Februar 2012 – 
da wusste ich noch nicht mal, wo die Räume sind, in 
denen wir hier sitzen – eine Anfrage an den Senat ge-
stellt, wann endlich die Stärkung des Diskriminierungs-
schutzes, wie in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, 
umgesetzt wird. Und da hieß es dann, dass die verschie-
denen Durchsetzungsinstrumente des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes vor allem hinsichtlich der 
Fristen, der Beweislast und der unzureichenden Möglich-
keit für Antidiskriminierungsverbände, Betroffene bei der 
Geltendmachung ihrer Rechte zu unterstützen, noch aus-
gebaut werden müssen.  

Der Senat sieht in den genannten Punkten einen 
deutlichen Korrektur- und Handlungsbedarf durch 
den Bundesgesetzgeber. Soweit Länderzuständig-
keiten berührt sind,  

– und das ist hier das Land – 

wird der Senat im Wege einer eigenen Gesetzes-
initiative dafür sorgen, dass von Diskriminierung 
betroffenen Menschen wirksamer unterstützt wer-
den.  

Senat von Berlin, Februar 2012. So, Herr Lehmann, jetzt 
erzählen Sie mir noch, dass Frau Kolat damals Quatsch 
unterschrieben hat – weil Sie es ja alles besser wissen. Ich 
glaube, dass Frau Kolat richtig lag mit diesen Aussagen, 
die ich zu 100 Prozent teile.  

[Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN 
und der LINKEN] 

Und dann warten wir darauf dreieinhalb Jahre, komplett 
geduldig – nichts passiert. Und jetzt haben wir dieses 
Gesetz eingebracht, weil wir gesagt haben: Es reicht. Es 
muss in dieser Legislaturperiode noch darüber gespro-
chen werden, und jetzt haben wir die Zeit, das noch im 
Ausschuss zu debattieren, wobei ich mich wirklich frage, 
was das jetzt noch bringen soll, das im Ausschuss zu 
behandeln, denn Sie haben ja Ihre Linie festgelegt. Sie 
werden es nicht unterstützen und suchen nach Ausflüch-
ten, nennen Gesetze, die damit nichts zu tun haben. Das 
ist enttäuschend, das ist schade. Das ist eine vertane 

Chance für alle Menschen in Berlin, die auf dieses Gesetz 
warten. Und das ist eine Schande für diese Stadt.  

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN und  
der LINKEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Kollege Reinhardt! – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Es wird die Überweisung des An-
trags federführend an den Arbeitsausschuss empfohlen, 
mitberatend an folgende Ausschüsse: Bildungsausschuss, 
Innenausschuss und Rechtsausschuss. – Widerspruch 
höre ich nicht, dann verfahren wir so.  
 
Ich rufe auf  

lfd. Nr. 3.4: 
Priorität der Fraktion Die Linke 
Gesetz zur Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen 
Dringliche Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2583 

Erste Lesung 

Mir ist signalisiert worden, dass gegen die Dringlichkeit 
Widerspruch erhoben wird. Ich erteile dem Kollegen Lux 
von den Grünen das Wort. Nach unserer Geschäftsord-
nung § 59 Abs. 4 kann man Rede und Gegenrede haben. 
– Bitte schön, Sie haben das Wort!  
 

Benedikt Lux (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst einmal möchte ich mich bedanken, vor allen 
Dingen bei den Koalitionsfraktionen, dass wir in dieser 
Wahlperiode großzügig mit Dringlichkeiten umgehen, die 
insbesondere wir als Oppositionsfraktion häufig stellen 
und die dann auch dringlich auf die Tagesordnung ge-
nommen werden. Hier aber geht es um ein Gesetz zur 
Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen, durch-
aus ein dringliches Anliegen, das zum Gegenstand hat, 
das Gesetz zum Erhalt des Tempelhofer Feldes zu ändern. 
Und hier gibt es einen wesentlichen Unterschied, der 
dafür entscheidend ist, ob man einer Dringlichkeit zu-
stimmen sollte oder nicht. Es handelt sich bei dem Gesetz 
zum Erhalt des Tempelhofer Feldes eben nicht um ein 
Parlaments- und ein Fraktionsgesetz, nein, es handelt sich 
um ein Volksgesetz. Sie sehen es auch an der Einlei-
tungsformel.  

Das Volk des Landes Berlin hat das folgende Ge-
setz beschlossen:  

Nicht wir als Fraktionen, nicht die Abgeordneten, nicht 
das Parlament, sondern das Volk. Und das ist eine Zäsur. 
Das ist das erste Mal, dass das Parlament ein solches 
Volksgesetz ändern will. Und wir – nicht ganz 150 Leute 

(Fabio Reinhardt) 
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– sollten uns vor Augen halten, dass 1 115 000 Berline-
rinnen und Berliner am 25. Mai 2014 über dieses Gesetz 
abgestimmt haben und 740 000 Berlinerinnen und Berli-
ner mit ihrer Ja-Stimme das Gesetz beschlossen haben. 
Also, wenn das geändert werden soll, dann bedenken wir 
es wohl, übereilen nichts!  

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Ich darf bei Ihnen dafür werben, gerade bei dem Thema 
Unterbringung von Flüchtlingen, das uns allen ein wich-
tiges Anliegen ist, noch mal abzuwägen. Sie verlieren 
einen Monat Zeit, Sie gewinnen Verlässlichkeit, Vertrau-
en, Glaubwürdigkeit, indem Sie auf Augenhöhe mit den 
Berlinerinnen und Berlinern agieren und sich eben nicht 
das parlamentarische Dringlichkeitsrecht, das im Kern ein 
parlamentarisches Dringlichkeitsrecht der Fraktionen ist, 
zu eigen machen. Und deswegen bitte ich Sie, die Dring-
lichkeit hier abzulehnen. – Vielen Dank!  

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Das Wort zur Gegenrede erteile ich dem 
Kollegen Schneider von der SPD-Fraktion. Danach wird 
abgestimmt.  
 

[Steffen Zillich (LINKE): Es wäre jetzt wichtig, dass die 
CDU dagegen sprechen würde!] 

 

Torsten Schneider (SPD): 

Der Große sticht den Kleinen, so ist das Geschäft. – Mei-
ne Damen und Herren! Wir haben das gehört, der Kollege 
Lux hat zutreffend ausgeführt, dass, wenn die Opposition 
ein Anliegen für dringlich hält, das dann auch regelmäßig 
hier als dringlich aufgerufen wird. Im Gegenteil, es ist 
dann sogar so, dass sich die Opposition gelegentlich an 
ihre eigene Dringlichkeit nicht mehr erinnern möchte, 
wenn es darum geht, dass die Anträge dann auch aus den 
Ausschüssen dringlich wieder zurückkommen. Insoweit 
ist das in sich widersprüchlich.  
 
Wir wissen alle hier im Raum – insoweit will ich jetzt 
mal nachdenklicher werden –, um was es eigentlich geht. 
Der Senat bittet hier das Hohe Haus, zu einer schwierigen 
Abwägungsentscheidung zu kommen. Und, das will ich 
gar nicht wiederholen, Sie haben zutreffend gesagt, um 
was es geht, nämlich um das Novum, dass wir uns dem 
Umstand stellen, dass der Senat der Einschätzung ist, da 
eine gesetzgeberische Indikation zu haben, einen Novel-
lierungsbedarf zu sehen, und dass hier ein Volksgesetz 
das erste Mal in Rede steht. Das ändert aber überhaupt 
nichts an dieser Geschäftsordnungsdebatte. Denn es geht 
hier nur darum, dass der Senat zunächst etwas auf die 
Tagesordnung setzt. Wie seriös und wie objektiv dieses 

Hohe Haus den Umstand der dringenden Unterbringung 
von Menschen, die hier Zuflucht suchen, in Abwägung 
bringt zu dem Umstand, dass die Bevölkerung mit ande-
ren Voraussetzungen eine andere Entscheidung getroffen 
hat, ist nicht davon abhängig, ob wir heute dazu reden. 
Und ich finde, das entzieht sich eigentlich auch einer 
Geschäftsordnungsdebatte. Deswegen werden wir diesen 
Antrag ablehnen.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Rede und Gegenrede fanden statt. Ich 
lasse Sie jetzt abstimmen. Wer bei der Einbringung dieses 
Gesetzes die Dringlichkeit als gegeben ansieht, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind CDU und SPD. Wer 
ist dagegen? – Das sind Linke, Grüne und alle Piraten. 
Ersteres war die Mehrheit. Damit ist die Dringlichkeit 
beschlossen.  
 
Ich eröffne die erste Lesung und erteile dem Herrn Sena-
tor Geisel das Wort. Er bat um das Wort, und der Senat 
darf jederzeit, insbesondere wenn er es einbringt, spre-
chen. – Bitte sehr, Sie haben das Wort, Herr Senator 
Geisel.  
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! 
Ich habe für den Senat die Aufgabe übernommen, dieses 
Gesetz hier einzubringen und einige erklärende Worte 
dazu zu sprechen, aufgrund der öffentlichen Diskussion, 
die es zu diesem Gesetzentwurf gegeben hat.  
 
In welcher Situation befinden wir uns? – Wir haben im 
Jahr 2015 bisher 65 000 Menschen in unserer Stadt zu-
sätzlich aufgenommen. Wir haben für zusätzliche Unter-
kunft für 65 000 Menschen gesorgt. Das ist nicht immer 
leicht. Es ist sogar an verschiedenen Stellen unserer Stadt 
sehr schwierig. Trotzdem möchte ich festhalten, dass wir 
65 000 Menschen bisher untergebracht haben – eine gro-
ße Leistung der Stadt Berlin. Das ist eine große Leistung 
aller Menschen, die damit befasst waren und sind. Und 
wir müssen davon ausgehen, dass noch mehrere Tausend 
Flüchtlinge bis zum Ende des Jahres nach Berlin kommen 
und ebenfalls untergebracht werden müssen. Gegenwärtig 
erwarten wir etwa 800 Flüchtlinge pro Tag, die unterge-
bracht werden müssen. Und was glauben Sie, wie das 
2016 weitergeht? Meinen Sie, Ende des Jahres 2015 ist 
damit Schluss?  Ich fürchte, alle Anzeichen deuten darauf 
hin, dass wir auch im Jahre 2016 mit entsprechenden 
Flüchtlingszahlen in Berlin zu rechnen haben. Und dann 
ist es unsere Aufgabe, dafür Vorsorge zu treffen.  
 
Wie ist die gegenwärtige Situation? Wie ist die Aufgabe 
des Koordinierungsstabes zur Unterbringung von Flücht-
lingen? – Die gegenwärtige Situation ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass über Nacht Flüchtlinge in Berlin ankom-
men, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Koordi-

(Benedikt Lux) 
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nierungsstabs sich morgens treffen, um zu beraten, wie 
viele Flüchtlinge angekommen sind wie sie bis zum Ende 
des Tages untergebracht werden können, um für die 
Nacht für Obdach zu sorgen, um für die Nacht Obdachlo-
sigkeit zu vermeiden. Aufgrund der Zahl 800 Flüchtlinge 
pro Tag laufen wir der Situation hinterher und suchen 
immer am aktuellen Tag eine Unterbringungsmöglich-
keit.  

[Dr. Klaus Lederer (LINKE): Wie lange schon?] 

Wir stehen vor der Frage, wie wir das ändern können, ob 
wir für 2016 Vorsorge treffen können, damit wir nicht im 
Mai 2016 wieder zusammentreten und sagen, oh, wir sind 
aber überrascht, dass 2016 auch viele Flüchtlinge zu uns 
kommen, was machen wir denn da jetzt –, sondern unsere 
Aufgabe muss es doch sein, der Entwicklung zuvorzu-
kommen, nicht der Situation hinterherzulaufen, sondern 
Vorsorge zu treffen, damit wir Unterkünfte für Menschen 
haben, damit wir Obdachlosigkeit vermeiden können. 
Darum geht es hier. 
 
In der letzten Plenarsitzung hat der Regierende Bürger-
meister in der Regierungserklärung einen Neun-Punkte-
Maßnahmeplan vorgestellt, den wir jetzt abarbeiten. Die 
Nutzung der Ränder des Tempelhofer Feldes gehört zu 
dieser Frage dazu. Die temporäre Nutzung der Ränder des 
Tempelhofer Feldes ist nach unserer Auffassung 2016 
erforderlich, bzw. wir müssen Vorsorge treffen, damit wir 
die Ränder nutzen können, falls es notwendig wird. 
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Otto? 
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Nein, gegenwärtig in der Erklärung nicht.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Keine Zwischenfragen. 
 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt): 

Gestatten Sie mir an der Stelle die deutliche Erklärung: 
Die Volksabstimmung gilt.  

[Martin Delius (PIRATEN): Ach ja?] 

Das Tempelhof-Gesetz gilt.  

[Dr. Klaus Lederer (LINKE): Genau!] 

Es geht hier bei der Ergänzung des Tempelhof-Gesetzes 
nicht um die Ermöglichung von Randbebauung.  

[Martin Delius (PIRATEN): Ach ja?] 

Es geht hier um die temporäre Ermöglichung der Ver-
meidung von Obdachlosigkeit in den Jahren 2016 bis 
Ende 2019, nicht mehr, aber auch nicht weniger.  

 
Wir sind im Moment dabei, viele Unterkünfte für Men-
schen zu suchen. Wir belegen alte Bürogebäude, die 
Hangars des Flughafens Tempelhof. Wir nehmen Sport-
hallen in Anspruch. Das ist außerordentlich problema-
tisch für den Schulsport. Und es ist sehr problematisch 
für die Sportvereine, die dann Trainingsmöglichkeiten 
verlieren. Es ist übrigens auch problematisch für die 
Bezirke, die die Sporthallen nach Freiziehung wieder 
übernehmen müssen, weil natürlich Sanierungskosten 
durch die artfremde Nutzung entstehen. All das nehmen 
wir an dieser Stelle auf uns, um Obdachlosigkeit zu ver-
meiden, um humanitäre Hilfe zu leisten. Vor diesem 
Hintergrund der Inanspruchnahme der vielfältigen Mög-
lichkeiten in unserer Stadt ist es einfach notwendig, alle 
Möglichkeiten durchzuprüfen, alle Möglichkeiten zu 
denken.  

[Udo Wolf (LINKE): Wann denn endlich?  
Wann denn endlich?] 

Ich möchte einige Fragen beantworten, die in der Diskus-
sion aufgetaucht sind, erstens die Frage, müssen wir das 
Gesetz überhaupt ändern. – Da lohnt ein Blick in den 
Gesetzestext. Das Tempelhof-Gesetz § 5 – Rechte und 
Pflichten des Landes Berlin – enthält Absatz 3: 

Die Eigentümerin verzichtet, soweit in § 7 keine 
Ausnahmen hierzu genannt sind, darauf … Ge-
bäude und Bauwerke im Rechtssinne zu errichten 
und bauliche Anlagen, Aufschüttungen und Ab-
grabungen herzustellen. 

§ 8 – Verbote – sagt: 

In Widerspruch zu den Schutzzielen stehend und 
folglich untersagt sind: 1. Erweiterungen der Ge-
bäude, Bauwerke und baulichen Anlagen, 2. jede 
Form von Camping und provisorischen Behau-
sungen … 

Dann haben wir noch die zehnseitige Begründung zum 
Tempelhof-Gesetz. Auch dort zitiere ich die Einzelbe-
gründungen, die darstellen, wie die Paragrafen des Tem-
pelhof-Gesetzes ausgelegt werden sollen. Einzelbegrün-
dung zu § 5 – Rechte und Pflichten des Landes Berlin –:  

In dieser Norm sind die Rechte und Pflichten des 
Landes Berlin hinsichtlich der … definierten Flä-
che festgelegt. … Berlin verzichtet darauf, Verträ-
ge abzuschließen, mit denen es sich in Wider-
spruch zu den Normen des Tempelhofer-Feld-
Gesetzes setzen würde.  

Und zu § 8 Nr. 2 als Klarstellung: 

Als Camping oder provisorische Behausungen im 
Sinne des Verbots gelten, unabhängig davon, ob 
eine Übernachtung stattfindet, alle auf mehreren 
Seiten materiell abgegrenzten Räume, die zum 
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind.  

Also ist die Frage klar zu beantworten: Nach dem bisher 
geltenden Tempelhofer-Feld-Gesetz ist eine temporäre 

(Senator Andreas Geisel) 
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Unterbringung von Menschen an den Rändern des Feldes 
zur Vermeidung von Obdachlosigkeit nicht zulässig. 
Gerade deshalb gebietet es der offene Umgang mit dem 
Gesetz, der Respekt vor dem Tempelhofer-Feld-Gesetz – 
Herr Lux hat vorhin von dem Volksgesetz gesprochen –, 
offen mit der Frage umzugehen, ob wir eine Ergänzung 
vornehmen, nicht verdruckst, sondern klar zu sagen, was 
wir wollen, nicht heimlich Zelte oder Traglufthallen zu 
errichten, ohne das Gesetz selbst anzufassen. Wir müssen 
offen und klar den Berlinerinnen und Berlinern sagen, 
was wir tun, und dann auch tun, was wir sagen.  

[Zuruf von der LINKEN] 

Zweitens: Was wollen wir mit der Änderung, mit der 
Ergänzung des Gesetzes ermöglichen? – Es geht um die 
befristete Unterbringung von Menschen, längstens bis 
zum 31. Dezember 2019. Wir wollen Traglufthallen als 
Möglichkeit für die Unterbringung der Menschen an den 
Rändern, an einigen Rändern des Feldes aufstellen kön-
nen. Es gibt bisher nur ein konkretes Projekt, das ist die 
IGA-Blumenhalle am Tempelhofer Damm. Dort soll 
diese Halle, die etwa 700 bis 800 Menschen beherbergen 
kann, im Januar/Februar nächsten Jahres aufgestellt wer-
den. Verschiedene Artikel in Zeitungen des heutigen 
Tages suggerieren, dass es dort Meinungsverschiedenhei-
ten gäbe. Diese Artikel entsprechen nicht den Tatsachen.  

[Zuruf von Steffen Zillich (LINKE)] 

Es werden weitere alternative Standorte gesucht, auch für 
weitere Hallen, auch im Bezirk Pankow, aber nicht alter-
nativ, sondern additiv. Der Senat steht zu dem gestern im 
Senat beschlossenen Gesetzentwurf.  

[Antje Kapek (GRÜNE): Der Senat schon!] 

Für alle anderen Flächen gibt es, außer der angesprochene 
IGA-Blumenhalle am Tempelhofer Damm, noch keine 
konkreten Projekte. Alles andere ist reine Vorsorge, da-
mit wir auch 2016 handlungsfähig sind, denn wir wissen 
nicht, was 2016 passiert. Wenn wir davon ausgehen müs-
sen, dass die Zahl der Flüchtlinge, die nach Berlin kom-
men, auch 2016 anhält, müssen wir handlungsfähig sein.  
 
Drittens: Arbeitet der Senat nach Salamitaktik? – 

[Lachen bei den Grünen und der LINKEN – 
Heidi Kosche (GRÜNE): Das glauben wir! – 

Dirk Behrendt (GRÜNE): Er gibt es zu, er gibt es zu!] 

Nein. Wir lernen und präzisieren. Ich will Ihnen das 
schildern, wie wir in den vergangenen 14 Tagen vorge-
gangen sind.  

[Zurufe von den GRÜNEN und der LINKEN] 

Es gab die Überlegung, wenn wir am Tempelhofer Damm 
die IGA-Blumenhalle im Januar/Februar aufstellen, was 
dann danach passiert. Müssten wir nicht jetzt alle Karten 
auf den Tisch legen und deutlich sagen, dass wir Optio-
nen schaffen, um für den Fall, dass sich die Flüchtlingssi-
tuation nicht entspannt, auch weitere Flächen belegen zu 
können? Da kam in der Diskussion ins Spiel, auch die 

Neuköllner Seite des Tempelhofer Feldes mit in An-
spruch zu nehmen. Wir haben die vergangenen 14 Tage 
genutzt, diese Frage weiter zu untersuchen und weiter zu 
präzisieren. Deshalb sind die Flächenvorschläge heraus-
gekommen, die jetzt in der Gesetzesänderung enthalten 
sind. Es sind Präzisierungen. Wir haben deutlich ge-
macht, wir schließen die Nutzung der Gemeinschaftsgär-
ten in der Oderstraße aus. Wir haben deutlich gemacht, 
wir nutzen die Fläche des ehemaligen Zwangsarbeiterla-
gers nicht. Wir brauchen die Fläche am Columbiadamm 
als zweite Zufahrt für das Gebäude des Flughafens Tem-
pelhof, um dort die mit Flüchtlingen belegten Hangars 
entsprechend versorgen zu können.  
 
Vierter Punkt: Was ist eigentlich mit dem Gebäude des 
Flughafens Tempelhof? Und warum nutzen wir nicht das 
Vorfeld? – Wenn wir im Frühjahr nächstens Jahres aller 
Voraussicht nach alle sieben Hangars des Flughafenge-
bäudes Tempelhof belegt haben, dann befinden sich in 
dem Gebäude etwa 5 000 Menschen. 

[Heidi Kosche (GRÜNE): Es sind ja schon 3 000!] 

Das ist wie eine kleine Stadt. Das Vorfeld dieses Gebäu-
des hat eine zentrale Funktion für die Logistik. Frisch-
wasserversorgung, Entsorgung von Abwasser, Material-
lager, medizinische Einrichtungen, Krankenstation, gege-
benenfalls Quarantänelager, Schul- und Bildungseinrich-
tungen,  

[Zuruf von Elke Breitenbach (LINKE)] 

all diese Dinge müssen aufgestellt werden. Es ist auch 
eine Sicherheitsfrage, da Feuerwehr und Polizei im Zwei-
felsfall dort ungehinderten Zugang haben. Es gibt auch 
den Vorschlag, Versorgungsleitungen gegebenenfalls in 
die Regenentwässerungskanäle auf dem Vorfeld zu legen. 
Technisch wäre das mit beträchtlichem finanziellen und 
zeitlichen Aufwand sicherlich möglich. Nur: Die Regen-
wasserkanäle sind auf Regenentwässerung ausgelegt. 
Was passiert eigentlich dann, wenn es regnet? Was pas-
siert, wenn wir diese Regenentwässerungen entsprechend 
mit Versorgungsleitungen belegt haben? – Ich kann es 
Ihnen sagen: Das Vorfeld wird überschwemmt. 
 
„Alternative Standorte“ ist die Frage: Warum nutzt der 
Senat nicht alternative Standorte? – Wir nutzen alternati-
ve Standorte. 

[Zuruf von den GRÜNEN: Welche?] 

Ich sagte schon, in diesem Jahr haben wir 
65 000 Menschen in der Stadt untergebracht. Und das 
sind die Größenordnungen, mit denen wir auch im nächs-
ten Jahr zu rechnen haben. Ja, wir werden viele alternati-
ve Standorte nutzen müssen, wie beispielsweise – das ist 
auch schon diskutiert – das ICC oder andere Großeinrich-
tungen oder die Messehalle, die für die Grüne Woche 
vorgesehen ist, die wir gegenwärtig nutzen. Das wird 
auch 2016 der Fall sein. 
 

(Senator Andreas Geisel) 
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5 000 Menschen im Gebäude des Flughafens Tempelhof 
unterzubringen, ist eine Größenordnung, die ich vor 
Monaten noch vollkommen ausgeschlossen hätte. Ich will 
hier auch deutlich sagen: Natürlich ist eine dezentrale 
Unterbringung von Menschen in kleineren Größenord-
nungen viel besser. Das ist vollkommen unbestritten. 
Nur, darüber sind wir hinweg. 

[Canan Bayram (GRÜNE): Warum? – 
Zuruf von der LINKEN: Was?] 

Die Größenordnungen der gegenwärtig in Berlin eintref-
fenden Flüchtlinge zwingen uns dazu, Obdachlosigkeit zu 
vermeiden, und die zur Verfügung stehenden Flächen 
reichen gegenwärtig dezentral nicht aus, um kleinere 
Gruppen von Menschen dezentral in der Stadt unterzu-
bringen. 

[Zuruf von Canan Bayram (GRÜNE) – 
Unruhe] 

Es spricht übrigens auch gegen die Nutzung des Vorfel-
des des Flughafens Tempelhof, dass zu große Zusam-
menballungen von Flüchtlingen an einer Stelle nicht 
sinnvoll sind. Die Ränder der Flughafenfläche Tempelhof 
sind etwa einen Kilometer von dem Gebäude entfernt.  
 
Übrigens sind auch die Kritiker des Gesetzesvorschlags 
inzwischen über die Frage dezentraler Unterbringung in 
kleineren Größenordnungen hinweg. Sie erinnern sich 
vielleicht noch an die Diskussion, die wir Anfang dieses 
Jahres hatten, ob Traglufthallen genutzt oder nicht ge-
nutzt werden müssen. Da waren Traglufthallen angeblich 
noch menschenunwürdig. Auch bei Ihnen findet ein 
Denkprozess statt. 

[Zuruf von Elke Breitenbach (LINKE)] 

Auch bei Ihnen findet eine Reaktion auf die Realität statt. 
Und die leerstehenden Fabrikgebäude, die vorgeschlagen 
werden, die Standorte für Traglufthallen in der Stadt, 
leerstehende Bürogebäude, die vorgeschlagen werden: 
All das werden wir sicherlich nutzen müssen. Wenn die 
Kosten-Nutzen-Analyse ergibt, dass es sinnvoll ist, diese 
Nutzung vorzunehmen, dann wird der Senat das auch 
entscheiden müssen. 

[Udo Wolf (LINKE): Warum gibt es denn diese 
Analyse seit drei Monaten nicht?] 

Wir haben vorhin in der Fragestunde auch darüber ge-
sprochen, dass der Senat versucht, über serielle Bauwei-
se, modulare Bauweise im nächsten Jahr Unterkünfte für 
etwa 25 000 Menschen zu schaffen, um die bisher beleg-
ten Sporthallen, die bisher belegten alten Fabrikgebäude 
leer ziehen zu können. Allerdings wird noch einige Zeit 
vergehen. Diese Gebäude sind erst Ende 2016 fertig. So 
schnell können wir gar nicht bauen. Jetzt geht es darum, 
diese Zeit zu überbrücken. Da muss man schlicht sagen: 
Eine Traglufthalle – wo auch immer in der Stadt aufge-
stellt – hat im Durchschnitt die Kapazität von drei Schul-
sporthallen. Deshalb müssen wir über alle alternativen 

Möglichkeiten nachdenken, damit wir die Belegung von 
Schulsporthallen zumindest reduzieren können. 

[Beifall von Daniel Buchholz (SPD)] 

Sechstens und letztens, die Einbindung der Bürgerinnen 
und Bürger: Der Gesetzentwurf enthält den Auftrag an 
die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, 
weitere Gespräche zu führen. In der vergangenen Woche 
hat es einen Termin von Staatssekretär Gaebler in der 
alten Zollgarage mit einer Informations- und Diskussi-
onsveranstaltung für Bürgerinnen und Bürger vor Ort 
gegeben. 

[Zuruf von links: Die Informationen waren 
 aber komplett falsch!] 

Die Initiative „100 Prozent Tempelhofer Feld“ hat bei 
dem Vorschlag, das Vorfeld des Flughafens Tempelhof 
zu nutzen, ebenfalls den Vorschlag unterbreitet, den Dia-
log zu führen. Natürlich wird der Senat dieses Dialogan-
gebot aufgreifen. Selbstverständlich! Wir werben bei 
Bürgerinnen und Bürgern um Akzeptanz und um ein 
gemeinsames Engagement bei der Unterbringung von 
Flüchtlingen. Da sich viele Aktivisten von „100 Prozent 
Tempelhofer Feld“ auch in der Flüchtlingshilfe engagie-
ren, haben wir ein gemeinsames Ziel. Wir brauchen ein 
solidarisches und zügiges Handeln von Politik, Verwal-
tung und Bürgerinnen und Bürger. Wir müssen unter 
Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern zügig sinnvol-
le und geeignete Konzepte für die temporäre und auch für 
die dauerhafte Unterbringung von Flüchtlingen entwi-
ckeln. 
 
Wir diskutieren nicht die Abschaffung des Tempelhof-
Gesetzes. Wir diskutieren eine Ergänzung des Tempel-
hof-Gesetzes. Wir fügen einen Paragrafen ein, der klar 
regelt, was wie lange und an welchen Stellen möglich 
sein soll. Es geht um die Möglichkeit, befristet bis 2019 
an einzelnen Rändern des Tempelhofer Feldes Tragluft- 
und andere Hallen aufstellen zu dürfen, um Obdachlosig-
keit zu vermeiden. Das Tempelhof-Gesetz verbietet das 
bislang. Damit wir das Tempelhof-Gesetz nur einmal 
anfassen müssen – ich habe eingangs meines Statements 
geäußert, es wäre misslich, sich 2016 von der Situation 
überraschen zu lassen und dann im Mai nächstens Jahres 
die Diskussion von Neuem zu beginnen –, haben wir uns 
dazu entschlossen, auch einzelne Flächen auf Neuköllner 
Seite in § 9 des Gesetzes aufzunehmen. Wir tun das aus-
schließlich, um Vorsorge zu treffen, falls sich die Flücht-
lingssituation nicht entspannt. 
 
Mir ist klar, dass es viel Misstrauen gibt. Das zeigt die 
Diskussion. Das zeigt auch die Diskussion der vergange-
nen anderthalb, zwei Jahre. Glauben Sie mir: Wenn wir 
es uns ersparen könnten, diese Diskussion zu führen, 
dann würden wir es uns sehr gerne ersparen, diese Dis-
kussion zu führen. Aber zur Übernahme von Verantwor-
tung gehört auch, als ersten Schritt klar zu sagen, was ist. 

(Senator Andreas Geisel) 
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[Vereinzelter Beifall bei der SPD – 
Beifall von Matthias Brauner (CDU)] 

Wir wollen und wir müssen helfen, und wir müssen Ob-
dachlosigkeit von Menschen vermeiden. Es geht nicht um 
Revanche für einen verlorenen Volksentscheid. Deshalb 
bitte etwas weniger Wut, dafür mehr Bereitschaft zur 
Übernahme von Verantwortung und mehr Empathie für 
die Menschen, die unserer Hilfe bedürfen! – Ich danke 
Ihnen vielmals! 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU – 
Udo Wolf (LINKE): Wo ist der Prüfbericht über  

die anderen Möglichkeiten?] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Herr Senator Geisel! – Es war die Priorität 
der Fraktion Die Linke, und deshalb hat jetzt auch der 
erste Redner von der Linksfraktion das Wort, und das ist 
der Kollege Dr. Lederer. – Bitte schön! 
 

Dr. Klaus Lederer (LINKE): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nach drei Aktuellen Stunden und einer Regierungserklä-
rung hätten wir erwartet, dass nun endlich etwas ge-
schieht, um die Unterbringung von Geflüchteten transpa-
rent, klug und vor allem strategisch planvoll zu organisie-
ren, dass begonnen wird, die Liste von Immobilien im 
Bundes- und Landesbesitz abzuarbeiten, Gebäude zu 
ertüchtigen, dass begonnen wird, die gravierenden Män-
gel in der Registrierung, Versorgung, medizinischen 
Behandlung, Betreuung und Unterstützung bei Integrati-
on und Partizipation zu beheben, dass das Haus der Sta-
tistik, das Amt für Risikobewertung, das Bundesinnenmi-
nisterium und andere Gebäude jetzt endlich fit gemacht 
werden und die über 700 Hilfsangebote aus der Bevölke-
rung ernst genommen werden, auf die das LAGeSo der-
zeit überhaupt nicht reagiert, dass das Hamburger Modell 
endlich umgesetzt wird und dass den Ehrenamtlichen, die 
an der Grenze der Erschöpfung arbeiten, endlich wieder 
der Rücken gestärkt wird, satt dieses Engagement mit 
immer wieder neuen hektischen Zickzackentscheidungen 
zu erschweren. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und  

der LINKEN] 

Womit ich nicht gerechnet habe – und ich bin hier einiges 
gewöhnt –, ist, dass uns keine zwei Wochen nach einer 
ambitionierten Regierungserklärung nicht mehr vorgelegt 
wird als die Revision des von 700 000 Berlinerinnen und 
Berlinern beschlossenen Tempelhof-Gesetzes.  
 
Ja, die Unterbringung von Geflüchteten ist eine riesige 
Herausforderung für die Stadt. – Herr Geisel! Das hat 
Ihnen im Übrigen die Opposition seit 2012, seit 2014 
gesagt. 

[Beifall bei der LINKEN] 

Es wäre übrigens fair, wenn Sie zuhören, Herr Geisel. Sie 
haben hier eine halbe Stunde geredet. Ich kann fünf Mi-
nuten darauf reagieren. Es gebietet vielleicht die Höflich-
keit, dass Sie mir an der Stelle einfach mal zuhören! 

[Vereinzelter Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Alexander Spies (PIRATEN)] 

Und wenn Michael Müller sagt, Denkverbote darf es 
nicht geben, dann sage ich: Denk- und vor allem Hand-
lungsverbote scheinen im Senat von Berlin aber überall 
zu existieren, und zwar nicht nur bei der Frage, ob nach 
anderthalb Jahren ein erfolgreicher Volksentscheid im 
Schweinsgalopp und mit dringlicher Vorlage durch dieses 
Parlament ausgehebelt werden darf. Und wenn sich Herr 
Geisel jetzt herstellt und sagt, das ist ein Vorratsgesetz, 
das ist ein Vorsorgegesetz – warum muss das dann jetzt 
innerhalb von zwei Wochen verhandelt und hier durchge-
peitscht werden? Das ist doch unbegreiflich. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Es reicht halt nicht, Beteiligung immer nur zu propagie-
ren und zu behaupten, man wäre dazu bereit, man muss 
es ab irgendeinem bestimmten Punkt auch einfach mal 
machen, Herr Geisel! Und dazu hätte die Zeit gereicht, 
wenn Sie es nicht am 10. Dezember hier hätten verab-
schieden wollen. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und  

der LINKEN] 

Ich sage Ihnen aber auch, dass der Plan des Senats, dort 
eine Massenunterkunft für 10 000 bis 12 000 Menschen 
zu erreichten, von all den Lösungen, die hier diskutiert 
werden, die denkbar schlechteste ist.  

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und  

der LINKEN] 

Schon jetzt ist die Situation dort dramatisch. 2 300 Men-
schen in drei Hangars! Brandschutzprobleme und kata-
strophale hygienische Bedingungen! Strom, Heizung und 
Wasserversorgung sind nicht vorhanden, und medizini-
sche Versorgung ist kaum gegeben. Es gibt keine Mög-
lichkeit für eine Intimsphäre und dafür, ein paar persönli-
che Dinge einfach mal wegzuschließen. Waschmaschinen 
und Trockner – Fehlanzeige! Die Anlage hat Lagercha-
rakter mit Industriehallenatmosphäre, vollgestellt mit 
Doppelstockbetten. Mag ja sein, Herr Geisel, dass Sie 
gern so leben. Dann ziehen Sie doch da hin!  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN – 

Evrim Sommer (LINKE): Genau!] 

Der Lärmpegel ist hoch. Pro Person gibt es 2 Quadratme-
ter Platz. Statt, wie behauptet, für maximal 14 Tage hal-
ten sich manche Menschen dort mittlerweile seit der 
Eröffnung der Hangars auf. Es handelt sich um die mit 

(Senator Andreas Geisel) 
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Abstand schlechteste Notunterkunft, die Berlin betreibt. 
Herr Geisel! Traglufthallen – Sie sagen ja selbst, dass da 
drei Mal so viele hineinpassen wie in Schulturnhallen – 
machen es keinen Deut besser.  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN – 

Zuruf von Senator Andreas Geisel] 

– Nein! Jetzt rede ich. Sie haben eine halbe Stunde gere-
det, und Sie haben mir noch nicht mal richtig zugehört. 
Jetzt rede ich, und Sie hören mal zu. – 

[Beifall bei der LINKEN] 

Nur, weil Sie es ein Jahr lang nicht hinbekommen, diese 
lausige Unterbringung zu verbessern, akzeptieren weder 
wir noch die Initiative diesen gegebenen Normalzustand. 
Denn wenn Sie sich hier vorn hinstellen und sagen, dass 
das jetzt alle akzeptieren, dann sage ich: Nein! Das ist 
Ausdruck des Versagens Ihres Senats. Aber wir akzeptie-
ren das nicht. Wir akzeptieren diese Art der Unterbrin-
gung nicht. Auch wenn Sie das hundert Mal erzählen, 
werden wir das nicht tun.  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Beifall von Thomas Birk (GRÜNE) und  

Katrin Schmidberger (GRÜNE)] 

Dass diese Zustände jetzt auch noch potenziert werden, 
ist aus meiner Sicht der absolut falsche Weg, zumal Sie 
uns bis heute nicht sagen können, welchen Aufwand und 
welche Zeit die Planung, Realisierung und Erschließung 
mit Wasser, Abwasser, Strom und Straßenerschließung 
für Feuerwehr und Rettungsdienste erfordern werden – 
für das, was Sie da vorhaben.  
 
Anstatt der hektischen, hilflosen Diskussion über die 
Massenunterbringung anhand von Einzelstandorten sollte 
der Senat genau das tun, was Sie eben erneut in Aussicht 
gestellt haben, Herr Geisel, nämlich endlich ein transpa-
rentes und geeignetes Konzept für die dezentrale Unter-
bringung von Geflüchteten in ganz Berlin zu entwickeln. 
Insofern hätten Sie mal mit der Initiative „100 Prozent 
Tempelhofer Feld“ reden müssen. Dass sich Herr Gaebler 
da mal hinstellt und sagt: Wir machen das jetzt übrigens 
so und so! –, ist noch kein Gespräch mit einer Initiative 
und keine Beteiligung von Leuten.  
 
Das gilt auch für uns. Wir wären durchaus bereit, als 
Ultima Ratio auch über die Möglichkeiten temporärer 
Unterbringung am Tempelhofer Feld zu reden, aber der 
Senat hat bisher überhaupt nicht überzeugend dargelegt, 
warum die Nutzung des Flughafenvorfelds schlechter 
wäre. Die Argumente, die Sie eben aufgemacht haben, 
setzen nur voraus, dass Sie jetzt erst mal für gegeben 
annehmen, dass diese Masse von Leuten dort unterge-
bracht werden soll, und deswegen müssen Sie dann ir-
gendwie Schulen, temporäre Kitas und so etwas auf den 
Vorplatz stellen. Das ist ja genau das, was wir von einem 
Konzept verlangen, dass solche Überlegungen breiter 
angestellt werden und dass man keine Kleinstadt an das 

Tempelhofer Feld stellt. Das wollen weder wir noch die 
Initiative „100 Prozent Tempelhofer Feld“.  
 
Insofern kann ich überhaupt nicht sehen, welche Sachlage 
jetzt eine Revision des Volksgesetzes innerhalb von nur 
zwei Wochen rechtfertigen würde, zumal der Gesetzent-
wurf auch noch widersprüchlich ist. Herr Geisel! Das 
macht einen sofort misstrauisch, wenn im Gesetzentwurf 
in der Begründung von Modulbauten gesprochen wird, 
aber im Gesetzestext selbst nicht. Na, was wollen Sie 
denn da nun? – Wäre ich von der Initiative, würden bei 
mir alle Alarmglocken läuten. Ich finde, das zeugt von 
wenig Respekt seitens dieser Koalition gegenüber direk-
ter Demokratie. Nicht, dass das neu wäre. Den Volkswil-
len beiseite zu schieben, ist nicht unbedingt Respekt 
gegenüber dem Volkswillen, Herr Geisel. Aber Ihre Dia-
lektik ist speziell.  

[Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Es ist noch nicht einmal schlau, denn Sie legen sich jetzt 
mit allen an und machen eine riesige Welle. Ihr Dialog-
angebot wird, wenn Sie schon alles entschieden haben, 
nur noch Spott und Hohn auslösen. Wer soll den zukünf-
tig den Rest von Vertrauen haben, dass die Ergebnisse 
direktdemokratischer Verfahren von den Regierenden 
akzeptiert werden? – Und dann fragen Sie sich mal, ob es 
das jetzt wirklich wert ist, Herr Geisel! Wäre diese Ener-
gie, die Sie jetzt brauchen, nicht besser für die Bewälti-
gung der Probleme bei der Hilfe und Integration von 
Geflüchteten eingesetzt?  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

Dass Sie das nicht tun, nährt viele Zweifel, dass es Ihnen 
hier zuallererst um die Lösung einer akuten stadtpoliti-
schen Herausforderung geht. Sie haben selbst das schöne 
Wort „Salamitaktik“ in den Raum gestellt. Wer soll Ihnen 
denn glauben, dass das nicht die erste Scheibe einer Sa-
lami ist, um im Nachhinein Ihre Pläne durchzusetzen, für 
die Sie vor anderthalb Jahren von den Berlinerinnen und 
Berlinern eine große Abfuhr bekommen haben?  

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Zitat:  

Auch als jemand, der am Tempelhofer Feld für ei-
ne Randbebauung war, hat man ein schlechtes Ge-
fühl.  

Das sagt das SPD-Mitglied Klaus Böger, Präsident des 
Landessportbunds – jemand, der aus meiner Sicht allen 
Grund hat, die bisherige Praxis der Notunterkünfte zu 
kritisieren und von Ihnen strategisches Handeln einzufor-
dern. Wir haben mehr als ein schlechtes Gefühl, Herr 
Geisel. Wir ahnen die Absicht, und deswegen werden wir 
Ihr Gesetz ablehnen.  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

(Dr. Klaus Lederer) 
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Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön! – Für die Fraktion der SPD erteile ich jetzt 
das Wort der Kollegin Radziwill. – Bitte sehr! 
 

Ülker Radziwill (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Herr Lede-
rer! Sie haben hier eine wunderbare Wahlkampfrede auf 
dem Rücken der Geflüchteten gehalten. Schämen Sie 
sich!  

[Beifall bei der SPD – 
Beifall von Matthias Brauner (CDU) – 

Martin Delius (PIRATEN): Hören Sie auf!  
Das ist widerlich! – 

Weitere Zurufe von der LINKEN – 
Unruhe] 

Sie instrumentalisieren die Not der Geflüchteten, und Sie 
widersprechen sich auch.  

[Martin Delius (PIRATEN):  
Wir widersprechen Ihnen! – 

Weitere Zurufe von der LINKEN] 

Sie haben z. B. gefordert, dass wir Begriffe wie „Lager“ 
nicht benutzen sollten, und Sie benutzen sie jetzt selbst. 
Das war schon sehr interessant.  
 
Der Senat legt uns heute die Vorlage – zur Beschlussfas-
sung – über Gesetz zur Vermeidung von Obdachlosigkeit 
und zur Versorgung von Flüchtlingen und Asylbegehren-
den zur Beratung vor. Senator Geisel hat ausführlich eine 
Begründung dargelegt, und genau das werden wir hier im 
Parlament auch tun. Wir werden es beraten, und das in 
mehreren Ausschüssen – so, wie es aussieht. Es ist die 
Verantwortung des Senats und insbesondere der zustän-
digen Fachressorts, die Unterbringung der zu uns kom-
menden und Schutz suchenden Geflüchteten zu sichern. 
Angesichts der Jahreszeit – der Winter steht vor der Tür – 
wollen wir gemeinsam Obdachlosigkeit vermeiden. 
Schutz- und Hilfesuchenden wollen und müssen wir 
helfen. Dabei ist uns wichtig, dass die zuständigen Sena-
toren alle Möglichkeiten, alle infrage kommenden Lie-
genschaften in allen Bezirken und auch in allen Wahl-
kreisen zügig überprüfen. In allen Wahlkreisen – das 
bedeutet für mich, auch in den Wahlkreisen der Senats-
mitglieder.  
 
Das ist auch notwendig, weil die Zahl der täglich zu uns 
kommenden Schutzsuchenden und Geflüchteten steigt. 
Waren es vor ein paar Tagen noch 550 im Schnitt, sind es 
aktuell bis zu 800 Personen. Der Senat braucht hierbei 
auch die Unterstützung der Bezirke. Sie sind wichtige 
Partner bei der Suche nach weiteren Unterbringungsmög-
lichkeiten. Nachvollziehbar ist für uns alle, dass die Un-
terbringung in Turnhallen nicht die optimale Unterbrin-
gungsart für die Betroffenen ist. Angesichts der täglich 
steigenden Zahl und der wetterbedingten Situation 

scheint es aber für den Senat leider oft auch der schnellste 
Weg zu sein, eine Unterbringung im Warmen und mit 
Sanitärbereich anzubieten. An dieser Stelle sollten wir 
uns bei allen Sportvereinen, den Eltern, den Schülerinnen 
und Schülern, den Nutzerinnen und Nutzern für ihr bishe-
riges Verständnis, ihre Hilfe und ihre Unterstützung be-
danken. Ein Dank von allen Fraktionen wäre sicherlich an 
dieser Stelle sinnvoll.  

[Beifall bei der SPD, der CDU und  
den GRÜNEN] 

Andere Zeiten erfordern auch andere Betrachtungen. Das 
muss uns auch in der aktuellen Situation wichtig und 
bewusst sein. Es muss auch geprüft werden, ob hier eine 
neue Geschäftsgrundlage vorliegt. Theoretisch kann auch 
ein Volksgesetz geändert werden, wenn wir es hier ver-
einbaren.  

[Andreas Baum (PIRATEN): Nicht nur theoretisch,  
auch praktisch!] 

Das Ob und Wie werden wir hier gemeinsam beraten.  
 
Ich will hierbei auch auf eine aktuelle, neue Umfrage 
hinweisen, die ich bei der Recherche für die heutige Re-
derunde gefunden habe. Die Quelle ist der „Berliner 
Kurier“ vom 26. November 2015. 

[Heidi Kosche (GRÜNE)  
meldet sich zu einer Zwischenfrage.] 

Es geht um eine neue Umfrage zum Tempelhofer Feld. 
Dort steht geschrieben – ich zitiere –: 

Die große Menge von Flüchtlingen in der Stadt 
verändert die Haltung der Berliner: Eine – wenn 
auch knappe – Mehrheit ist inzwischen dafür, am 
Rand des Tempelhofer Felds Wohnungen zu er-
richten. 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Kosche? 
 

Ülker Radziwill (SPD): 

Vielen Dank für das Interesse, aber ich möchte zu Ende 
kommen.  
 
Ich zitiere weiter:  

Das ergab eine repräsentative Umfrage der INFO 
GmbH. 51 Prozent der 1005 Befragten sagten „Ja“ 
zu der entsprechenden Frage, 44,3 Prozent „Nein“. 
Der Rest war unentschieden. 

[Heidi Kosche (GRÜNE): Hat der  
„Berliner Kurier“ die Umfrage gemacht? – 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN] 

– Ich habe Ihnen soeben dargestellt, dass diese Umfrage 
von der INFO GmbH gemacht wurde. – Diese Umfrage 
finde ich interessant, und es zeigt mir, dass für die 
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Berlinerinnen und Berliner die Vermeidung von Obdach-
losigkeit ein wichtiges Anliegen ist.  
 
Für uns gilt selbstverständlich das Tempelhof-Gesetz. Es 
ist uns ein sehr wichtiges Gesetz. Das, was uns der Senat 
zur Beratung vorlegt, zeigt eindeutig Folgendes: Es geht 
nur um eine temporäre Nutzung mit mobilen Bauten, die 
wieder abgebaut werden können, die nicht von Dauer dort 
stehen, und das Ganze für maximal drei Jahre. Darüber 
gilt es zu beraten – um nicht mehr, um nicht weniger. Der 
Senat hat diesen Beschluss einstimmig gefasst; auch das 
ist wichtig, festgehalten zu werden. Es geht nun darum, 
darüber zu beraten. Ich möchte Sie bitten, auch aufgrund 
der aktuell veränderten Situation und mit Blick auf die 
Umfragen, die durchaus interessant sind, in diese Bera-
tungen zu gehen. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksam-
keit! 

[Beifall bei der SPD – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke sehr, Frau Kollegin Radziwill! – Der Kollege Udo 
Wolf hat um eine Zwischenbemerkung gebeten. – Ich 
erteile Ihnen das Wort! 

[Zuruf von den GRÜNEN und der LINKEN] 

– Das ist dasselbe wie eine Kurzintervention! 

[Zuruf von den GRÜNEN: Geht doch!] 

 

Udo Wolf (LINKE): 

Wie auch immer – danke, Herr Präsident! – Liebe Ülker 
Radziwill! Ich frage Sie: Ist Ihnen in irgendeiner Art und 
Weise ein Dokument bekannt, mit dem der Senat den von 
uns seit mindestens drei Monaten, seit wir seit der Som-
merpause das Flüchtlingsthema diskutieren, geforderten 
transparenten Nachweis erbracht hat, welche Flächen, 
welche Büroflächen, welche Immobilien im Landes- oder 
Bundesbesitz oder möglicherweise im Privatbesitz frei 
sind und besetzt werden könnten? Ist Ihnen eine solche 
geprüfte Unterlage bekannt? Solange das nicht bekannt 
ist – und uns ist hier im Hause nichts dergleichen vorge-
legt worden, obwohl wir es in drei Debatten immer wie-
der eingefordert haben –, gibt es keine wirkliche Begrün-
dung dafür, dass das Tempelhofer Feld alternativlos in 
dieser Frage ist. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Die einfache wortreiche Behauptung des Senators, ohne 
einen Beleg dafür zu bringen, ist einfach unangemessen, 
wenn es heute darum geht, ein Volksgesetz zu ändern.  
 
Liebe Frau Kollegin Radziwill! Sie wissen ganz genau, 
und deshalb ist es einigermaßen unanständig, uns vorzu-

werfen, dass wir dieses Thema auf dem Rücken der 
Flüchtlinge austragen wollten,  

[Zuruf von Ellen Haußdörfer (SPD)] 

dass wir seit Jahr und Tag – im Übrigen auch einmal 
gemeinsam, Frau Radziwill – sehr engagiert waren und 
sind, was die Flüchtlingsunterbringung  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

und die Frage dessen angeht, was Ihr Regierender Bür-
germeister in der letzten Regierungserklärung als politi-
sche Linie ausgegeben hat. 
 
Es ist unverantwortlich, immer wieder zu sagen, solche 
weitreichenden Eingriffe seien alternativlos, wenn die 
anderen Sachen nicht geprüft sind. Das führt zu Überfor-
derungs- und Krisenrhetorik, zu Sachen, die – auwei! – 
nur unter ganz drastischen und dramatischen Maßnahmen 
zu stemmen sind. Machen Sie das nicht mit! Gehen Sie 
einfach an Ihre Arbeit, arbeiten Sie das ab, was geht, und 
danach können wir reden, ob so drastische und dramati-
sche Maßnahmen noch notwendig sind. Bisher haben Sie 
den Nachweis nicht erbracht, dass sie notwendig sind. 
Deshalb bitte ich Sie: Führen Sie Debatten wie die zum 
Tempelhofer Feld eben nicht auf dem Rücken der Flücht-
linge, indem Sie etwas beantragen, von dem Sie nicht 
nachgewiesen haben, dass Sie es wirklich benötigen! 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Frau Kollegin Radziwill! Sie haben die Möglichkeit zu 
antworten. – Bitte sehr! 
 

Ülker Radziwill (SPD): 

Lieber Udo Wolf! Ich weiß, wir kämpfen gemeinsam im 
Interesse der Menschen, die geflüchtet sind, die Hilfe und 
Schutz bei uns suchen. Und genau das, was Sie hier so 
lautstark und energisch eingefordert haben, habe ich in 
meiner Rede dargestellt. Ich zitiere mich gerne selbst: 

[Ah! von der LINKEN – 
Zuruf von den GRÜNEN] 

Dabei ist uns wichtig, dass die zuständigen Sena-
toren alle Möglichkeiten, alle infrage kommenden 
Liegenschaften in allen Bezirken und auch in allen 
Wahlkreisen ... überprüfen. 

[Udo Wolf (LINKE): Liegt das vor?] 

Das bedeutet auch, dass wir uns in den Ausschüssen 
genau anschauen wollen, welche Möglichkeiten bisher 
geprüft wurden und welche noch geprüft werden. Es geht 
sicherlich auch um Listen. 

[Zuruf von Carsten Schatz (LINKE)] 

Ich bitte aber, mit Offenheit in die Debatte zu gehen. 

(Ülker Radziwill) 
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[Steffen Zillich (LINKE): Wir sind uns also einig! – 
Zuruf von Carsten Schatz (LINKE)] 

Meine Aussage, dass es eine Wahlkampfrede war, ging in 
Richtung von Herrn Lederer; seine Rede fand ich schon 
sehr populistisch. 

[Evrim Sommer (LINKE): Ach, Mann! – 
Steffen Zillich (LINKE): Wir sind uns also  

einig darin, dass die Voraussetzungen  
nicht nachgewiesen sind!] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank! – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
erteile ich jetzt der Kollegin Kapek das Wort. – Bitte 
sehr, Frau Kapek! 
 

Antje Kapek (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich muss schon sagen, ganz ehrlich: Es geht 
hier um eine ernste Sache. Es geht um Menschen, die 
teilweise unter erbärmlichen Umständen nach Berlin 
gekommen sind und unter erbärmlichen Umständen – 
leider auch in Tempelhof – untergebracht sind. Das eignet 
sich meines Erachtens wirklich nicht für Wahlkampfkla-
mauk! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Deshalb, Frau Radziwill, zitiere ich nicht Sie, sondern 
lieber den Regierenden Bürgermeister, der vor zwei Wo-
chen im Rahmen seiner Regierungserklärung einen Neun-
Punkte-Plan vorgestellt hat, in dem er Maßnahmen zur 
Unterbringung von Flüchtlingen präsentiert hat. Ohne die 
Details vieler dieser Punkte, die er vorgestellt hat, zu 
kennen, würde ich sagen: Im Grundsatz klingen die meis-
ten davon doch sehr vernünftig.  
 
Ihre Ausführungen zum Thema Unterbringung in Tem-
pelhof haben Sie  ziemlich vage gehalten. 

[Steffen Zillich (LINKE): Das stimmt!] 

An der Stelle muss ich sagen – kein Wunder, denn dass 
die von Ihnen heute vorgeschlagene Gesetzesänderung 
delikat ist, ist Ihnen sogar selbst schon aufgefallen. Und 
warum? – Weil es nicht einmal anderthalb Jahre her ist, 
dass die Berlinerinnen und Berliner für die Freiheit der 
Tempelhofer Freiheit gegen den Senat gekämpft und 
gewonnen haben. Nur 16 Monate später wollen Sie die 
Änderung eines breit getragenen Volksgesetzes, wie es 
das in der Form in Berlin noch nicht gegeben hat, im 
Schweinsgalopp durchs Parlament prügeln. Das ist, selbst 
wenn es keine juristischen Hürden für einen solchen Weg 
gibt, bei einer Änderung mit einfacher Parlamentsmehr-
heit und im Eiltempo ausgesprochen bedenklich. 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Ein respektvoller Umgang mit direkter Demokratie ist das 
mit Sicherheit nicht, und mehr Vertrauen bei den Wähle-
rinnen und Wählern gewinnt man so leider auch nicht. 
Ich kann mich da nur dem Kollegen Lederer anschließen: 
Wenn das eine Vorsorgemaßnahme für das Jahr 2016 
sein soll, dann brauchen wir diese Gesetzesänderung 
nicht, denn die Traglufthalle, die IGA-Halle, können Sie 
ohne Probleme auch ohne Gesetzesänderung aufstellen. 
Deshalb kann ich Ihnen nur noch einmal attestieren: Der 
Weg, den Sie hier vorgeschlagen haben, ist kein kluger! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Eine Unterbringung in und ein Aufstellen von Tragluft-
hallen entlang des Tempelhofer Damms oder auch auf 
dem Vorfeld sind nicht nur möglich – das haben Bread 
and Butter und viele andere Events, die dort schon ansäs-
sig waren, bewiesen –, vielmehr hat die Initiative 
100 Prozent Tempelhof vor einigen Tage dazu auch ein 
Konzept vorgelegt. Das muss man nicht toll finden, aber 
mit dem Konzept sind sie dem Senat zumindest einen 
Schritt voraus: 

[Katrin Schmidberger (GRÜNE): Genau!] 

Sie haben nämlich ein Konzept! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN – 

Zuruf von den GRÜNEN: Ja! ] 

Statt eines Senatskonzeptes produzieren Sie leider täglich 
nur immer wieder neue Schnellschüsse: Erst war es der 
T-Damm, dann das Oderquartier, kürzlich kam das Co-
lumbiaquartier dazu, und heute darf man der Presse ent-
nehmen, dass Senator Czaja doch wieder alles infrage 
stellt. Wenn das keine Salamitaktik ist, dann weiß ich es 
auch nicht. Vor allem ist es aber Chaos, und das verunsi-
chert nicht nur die Bevölkerung, es verunsichert auch Ihre 
Fraktion. Zum Glück nicht nur die CDU-Fraktion; selbst 
Mitglieder der SPD-Fraktion haben öffentlich schon ihre 
Kritik an Ihren Plänen geäußert. 

 
Es bleibt der Verdacht – und das haben meine Vorredner 
schon gesagt –, dass man mit dieser Gesetzesänderung 
nun den Eindruck schafft, als wolle man den Volksent-
scheid durch die Hintertür aushebeln und dann doch die 
Voraussetzung für den alten Masterplan schaffen. Ich 
kann es nur noch einmal sagen: Vertrauen und Akzeptanz 
schafft man so nicht! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Neben der direkten Demokratie geht es meines Erachtens 
aber vor allem um die Dimension der Unterbringung. 
Auch hier, lieber Herr Geisel, versuchen Sie, Nebelker-
zen zu werfen. Da heißt es, 600 bis 800 Menschen sollen 
in einer Traglufthalle der IGA-Halle untergebracht wer-
den. Vor nur zwei Tagen, bei dem Treffen mit den Bezir-
ken, wurde aber Ihre wahre Intention deutlich. Hier haben 
Sie nämlich verlautbaren lassen, dass tatsächlich 12 000 

(Ülker Radziwill) 
 



Abgeordnetenhaus von Berlin 
17. Wahlperiode 
 

Seite 7397 Plenarprotokoll 17/72 
26. November 2015 

 
 
bis 15 000 Menschen am Standort Tempelhof unterge-
bracht werden sollen.  

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Exitus! – 
Zuruf von der LINKEN: Völlig irre!] 

Und wenn wir uns dann fragen, warum dieses Gesetz im 
Eiltempo durchgebracht werden muss, dann liegt nahe, 
das ist der einzige Grund, und das ist dann auch keine 
Vorratsplanung, sondern das sind tatsächlich sehr konkre-
te Planungen, die höchstwahrscheinlich demnächst bei 
uns auf dem Tisch landen. Diese 10 000 Menschen extra 
sollen dann auch nicht nur in den sieben Hangars, son-
dern an den Rändern des Feldes untergebracht werden – 
an den Rändern, an denen es, Herr Geisel, entschuldigen 
Sie bitte, nullkommanull Infrastruktur, weder technische 
noch soziale, gibt. Da gibt es selbst auf dem Vorfeld noch 
mehr technische Voraussetzungen. Und da muss man die 
Initiative an der Stelle in Schutz nehmen: Die haben sich 
wenigstens Gedanken darüber gemacht, wie man hier 
eine menschenwürdige Unterbringung von Flüchtlingen 
realisieren könnte.  

[Beifall bei den GRÜNEN, der LINKEN 
und den PIRATEN] 

Keine Sorge, ich gucke auch gleich in die andere Rich-
tung, denn vor dem Hintergrund, dass die Versorgung der 
bereits untergebrachten 2 300 bis 2 400 Flüchtlinge heute 
überhaupt nicht im Griff ist, muss man sagen, ist dieser 
Vorschlag einfach nur verantwortungslos.  

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Die hygienische und die gesundheitliche Versorgung sind 
bedenklich,  

[Udo Wolf (LINKE): „Bedenklich“ ist nett gesagt!] 

und deshalb hat das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg 
auch einen Brandbrief an Senator Czaja geschrieben mit 
dem Ergebnis, dass es heute zwar ein paar Toiletten mehr 
gibt, aber ansonsten hat sich daran nichts geändert. Und 
von den wenigen Dixi-Toiletten und den Duschcontai-
nern, die es dort gibt, stehen die meisten unter freiem 
Himmel, was, wenn wir uns mal vorstellen, wie morgens 
im Moment die Temperaturen sind und wie sich das wei-
terentwickeln wird, natürlich bedeutet, dass diese häufig 
gar nicht nutzbar sind.  
 
Zudem – das gebe ich gerne auch noch zu bedenken – 
gibt es zu wenig Frischwasser, und es gibt nicht ausrei-
chend Handwaschbecken, und die, die es gibt, haben nur 
kaltes Wasser. Was bedeutet das? – Das bedeutet, dass 
man der Verbreitung von Schmierinfektionen Tor und 
Tür öffnet. Und das, ich kann es nur noch mal betonen, 
wenn man eine Unterkunft mit 12 000 bis 15 000 Men-
schen plant, sind nicht nur katastrophale Rahmenbedin-
gungen; ich kann Sie nur davor warnen, denn dies bedeu-
tet nicht nur ein Risiko für die Geflüchteten, dies bedeutet 
ein Gesundheitsrisiko für uns alle.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und  

den PIRATEN] 

Wenn die Unterbringung von Flüchtlingen wirklich eine 
Priorität für den Senat hätte, dann hätten Sie sie bereits 
längst in anderen Unterkünften untergebracht. Das Bun-
desinnenministerium hat 800 Büros frei, in die könnten 
morgen schon 2 000 Menschen einziehen. Die Bezirke 
haben Ihnen Immobilien und Flächen angeboten, die 
BImA ebenso. Das Potenzial an leerstehendem Gewerbe 
beträgt etwa 15 000 Quadratmeter, also machen Sie uns 
doch nichts vor: Tempelhof ist doch nur deshalb in der 
Debatte, weil der Senat bislang bei der Prüfung leerste-
hender Gebäude und Flächen versagt hat.  

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Und deshalb ist Tempelhof eine Verzweiflungsstrategie.  
 
Deshalb, lieber Michael Müller, will ich nur noch mal 
sagen, Sie haben im letzten Plenum eine Regierungser-
klärung gehalten, die viele von uns beeindruckt hat – 
mich auch. Sie haben dabei vollkommen zu Recht gesagt, 
dass Sie die Zustände, wie sie vor dem LAGeSo herr-
schen, so nicht mehr sehen wollen. Sie haben dort auch 
gesagt, dass Sie es nicht akzeptieren, dass so viele Ge-
bäude in Berlin leerstehen, wenn gleichzeitig Tausende 
von Menschen eine Unterkunft suchen. Und recht haben 
Sie! Ich nehme Sie dabei allerdings dann auch beim Wort 
und fordere Sie auf, lassen Sie Ihren Worten bitte auch 
Taten folgen!  

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

Sie haben die Richtlinienkompetenz, und Sie haben auch 
die Möglichkeit, die Überprüfung von allen leerstehenden 
Gebäuden in Berlin dann auf neuem und anderem Weg in 
die Wege zu leiten. Und solange das nicht getan ist, so-
lange Sie an dieser Stelle – da nehme ich den gesamten 
Senat wieder in Haftung – Ihre Hausaufgaben nicht ge-
macht haben, gibt es keine Rechtfertigung dafür, dass 
man ein so sensibles Etwas wie ein Volksgesetz ohne 
einen wirklich triftigen Grund aushebelt.  
 
Ich kann Sie nur noch mal dazu auffordern: Schaffen Sie 
endlich menschenwürdige Unterbringungen in der ganzen 
Stadt, dann haben Sie uns auch an der Seite! Für das 
Gesetz, das Sie heute vorgeschlagen haben, haben Sie, 
glaube ich, wenig Freunde in diesem Haus, und ich ver-
mute, selbst in den eigenen Fraktionen nicht.  

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Kapek! – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Evers. – Bitte! 
 

(Antje Kapek) 
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Stefan Evers (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wenn wir in den nächsten Wochen miteinander 
darüber sprechen,  

[Steffen Zillich (LINKE): In den nächsten Wochen!] 

ob und welche Notwendigkeit es gibt, Teilflächen im 
Geltungsbereich des Gesetzes zum Erhalt des Tempel-
hofer Feldes für eine vorübergehende Unterbringung von 
Flüchtlingen nutzbar zu machen, dann tun wir das in 
Anbetracht einer Lage, die von niemandem vorhersehbar 
war.  

[Zurufe von den GRÜNEN und der LINKEN: Oh! – 
Anja Kofbinger (GRÜNE): Schon wieder!] 

Und wenn heute schon so viel vom Volkswillen die Rede 
war, dann frage sich doch ernsthaft jemand, ob dieser 
Volkswille von einer Lage, wie wir sie heute haben, aus-
gehen konnte. Ich sage, wer das behauptet, der lügt. 

[Beifall bei der CDU] 

Seit September sind allein um die 40 000 Menschen als 
Flüchtlinge nach Berlin gekommen. Bis zum Ende dieses 
Jahres rechnet der Senat derzeit mit 26 000 weiteren 
Flüchtlingen, in kaum mehr als einem Monat. Diese 
Prognosen überholen sich immer wieder selbst, und ein 
Ende der Entwicklung ist im Moment nicht absehbar, das 
heißt, dass wir allein bis zum Ende der kalten Jahreszeit 
Unterbringungsmöglichkeiten für bis zu 100 000 Men-
schen benötigen, und von dieser Zahl war bisher noch gar 
nicht die Rede – zusätzliche Unterbringungsmöglichkei-
ten für 100 000 Menschen allein in diesen wenigen Mo-
naten.  
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Brei-
tenbach? 
 

Stefan Evers (CDU): 

Nein! –  

[Elke Breitenbach (LINKE): Macht er nie! Zu feige!] 

Vor dem Hintergrund eines solchen Notstandes und weil 
wir uns alle nicht wünschen, täglich weitere Sporthallen 
für diesen Zweck zu beschlagnahmen, müssen nach mei-
ner festen Überzeugung berlinweit alle dafür geeigneten 
Flächen zumindest vorübergehend für die Errichtung von 
mobilen Unterkünften – also Traglufthallen, Leichtbau-
hallen, Zelten – genutzt werden können. Ausschließlich 
und auf Dauer das Tempelhofer Feld hiervon auszuneh-
men, erscheint mir selbst in Anbetracht des Volksent-
scheids schwer vermittelbar, denn wir stellen bei vielen 
Gesetzen, Verordnungen, Regularien in diesen Tagen 
fest, die relative Normalität, auf der sie aufbauen und für 
die sie geschaffen waren, existiert im Moment nicht 
mehr.  

[Beifall von Nikolaus Karsten (SPD)] 

Eine undenkbare Situation ist eingetreten, und darum 
müssen wir über Dinge sprechen, die wir bis vor Kurzem 
alle miteinander ebenso für undenkbar gehalten haben.  
 
Deswegen ist es richtig, dass wir darüber diskutieren, ob 
und wie wir das Gesetz über das Tempelhofer Feld einer 
aktuellen Notlage anpassen müssen oder nicht. Es muss – 
und das ist mir wichtig – aber vor allen Dingen ebenso 
klar sein, dass das Tempelhofer Feld nicht die erste Wahl 
bei der Unterbringung von Flüchtlingen sein darf, son-
dern das letzte Mittel in einer Notsituation.  

[Zurufe von den GRÜNEN und der LINKEN] 

Das ist es, was der Respekt vor dem Volksentscheid ge-
bietet. Und das gebietet auch der Umstand – und da gebe 
ich Ihnen recht, Frau Kapek –, dass wir, solange es ir-
gendwie möglich ist, die in meinen Augen problemati-
sche Konzentration Zehntausender Flüchtlinge auf so 
engem Raum vermeiden sollten.  
 
Wir können aber bei der aktuellen Entwicklung nicht 
ausschließen, diese Kapazitäten trotzdem zu brauchen, 
und darum können und sollten wir die Voraussetzung 
dafür auch heute und hier in diesem Haus und in den 
nächsten Wochen miteinander diskutieren und dann poli-
tisch entscheiden. Die Diskussion ist da, wir werden ihr 
nicht aus dem Weg gehen. Wir werden uns ihr stellen.  

[Elke Breitenbach (LINKE): Ej!] 

Ein Volksgesetz so kurz nach seiner Entstehung zu ver-
ändern, das erfordert vom Parlament, von uns allen eine 
besondere Sensibilität. Und diese Sensibilität habe ich in 
den vergangenen Wochen bei einigen Beteiligten ver-
misst. 

[Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Und ich hoffe, dass mit der extrem unglücklichen Kom-
munikation in den letzten Wochen nicht zu viel Porzellan 
zerschlagen wurde, denn besser hätte man mitunter kein 
Misstrauen schüren können bei denjenigen, die hinter 
dieser Debatte nichts anderes vermuten als einen Rache-
akt am Volksentscheid, aber ich sage Ihnen ausdrücklich: 
Darum geht es uns nicht!  
 
Ich fand es deshalb auch sehr unglücklich – das sage ich 
offen und ehrlich –, die Diskussion ausgerechnet daran 
aufzuhängen, dass vor allem eine Aufstellungsmöglich-
keit für die berühmte IGA-Blumenhalle für Unterbrin-
gungszwecke benötigt würde. Daraus abzuleiten, dass 
dieses Parlament innerhalb von zwei Wochen über eine 
Änderung des Tempelhofer Feld-Gesetzes zu entscheiden 
hätte, das erschließt sich mir nicht zwingend. Ich bin 
deshalb sehr froh zu lesen, dass intensiv nach anderen 
Flächen dafür gesucht und hoffentlich auch eine gefunden 
wird. Ich habe Herrn Geisel gehört, aber ich sage aus-
drücklich: Wer daran festhält zu sagen, wir brauchen das 
Gesetz so schnell, wir brauchen eine Entscheidung in 
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zwei Wochen, weil wir für diese Halle, für die es defini-
tiv andere Aufstellungsmöglichkeiten gibt, eine Ände-
rung des Gesetzes brauchen, der schadet der Diskussion, 
die wir vor uns haben.  

[Beifall bei der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN und  

der LINKEN] 

Denn wenn wir eine Änderung des Tempelhofer Feld-
Gesetzes anstreben, dann brauchen wir einen offenen 
Austausch, eine stadtgesellschaftliche Debatte. Das muss 
und wird nicht ewig dauern, aber wir müssen uns die Zeit 
nehmen, die es dafür braucht. Und ich habe deshalb ges-
tern den Tempelhof-Koordinator und BUND-Geschäfts-
führer, Tilmann Heuser, den Sie in der Frage als starke 
Stimme alle kennen, gebeten, mit uns gemeinsam ein 
dafür geeignetes Verfahren auf den Weg zu bringen, 
damit wir das kurzfristig und konzentriert leisten können.  
Das Ziel muss sein, alle wichtigen Beteiligten aus dem 
Kreis der Initiativen rund um das Tempelhofer Feld, 
Vertreter des Senats, Vertreter der Fraktionen des Abge-
ordnetenhauses an einem Tisch zu versammeln und zeit-
nah unsere Entscheidung vorzubereiten.  

[Uwe Doering (LINKE): Warum denn dann nicht heute?] 

Ich stelle mich nicht einer zeitnahen Entscheidung entge-
gen, aber ich sage, sie muss gut und über dieses Haus 
hinaus vorbereitet sein. 
 
Dafür – das ist mein letzter Punkt – ist eine wichtige 
Grundlage ein belastbares Konzept für die geplante Er-
schließung und Inanspruchnahme der Flächen am Rand 
des Tempelhofer Feldes. Da gibt es noch nicht viel Sub-
stanz. Bevor wir diese Substanz nicht miteinander be-
sprochen haben, bevor wir sie nicht kennen, sollten und 
werden wir das Gesetz nicht verabschieden.  

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN –
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN –  

Uwe Doering (LINKE): Aha!] 

Wir schließen eine Änderung des Tempelhofer-Feld-
Gesetzes also nicht grundsätzlich aus. Wir stellen uns ihr 
nicht entgegen, wie das hier teilweise, vermutlich aus 
Motiven parteipolitischer Profilierung, stattgefunden hat. 
Aber ich sage, wenn wir uns der Diskussion nicht stellen, 
wenn wir nicht jetzt die Entscheidungen treffen, auf die 
wir möglicherweise in wenigen Wochen angewiesen sein 
werden –  

[Elke Breitenbach (LINKE): Was jetzt?  
Diskutieren oder entscheiden?] 

nicht für diese Blumenhalle, sondern für das was uns 
bevorsteht und was ich in drastischen Zahlen beschrieben 
habe –, dann würden wir verantwortungslos handeln. Und 
das weiß auch jeder in dieser Stadt, und daran bitte ich in 
den kommenden Wochen zu denken. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU –  
Dr. Klaus Lederer (LINKE): Ich verstehe  

immer weniger, was Sie sagen!] 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Evers! – Für die Piratenfraktion hat 
jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Reinhardt. – Bitte! 

[Unruhe bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Anja Kofbinger (GRÜNE): Ich finde es ja bedenklich, 

dass die CDU schon solche Reden hält!] 

 

Fabio Reinhardt (PIRATEN): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! – Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Ich denke, den Schluck Wasser konnten 
Sie gut brauchen, um die Rede von Herrn Evers ein biss-
chen sacken zu lassen, die hat uns doch einiges zum 
Nachdenken mitgegeben.  
 
Seit Monaten ist die Debatte um die Unterbringung von 
Geflüchteten in Berlin nicht mehr nur ein Nischenthema, 
das hier mit einigen Plattitüden und Halbsätzen abgetan 
wird, sondern es wird zumindest vordergründig als zent-
rale Aufgabe der Stadt angesehen. Dazu hatten wir in der 
letzten Sitzung eine wirklich beachtliche Regierungser-
klärung des Regierenden Bürgermeisters, der offensicht-
lich das Ende der Debatte jetzt doch nicht mehr mitkrie-
gen wollte. Die zentralen Punkte: Wir müssen miteinan-
der reden und gemeinsam handeln.  
 
Und was passiert nun? – Als Nächstes wird nun die Tem-
pelhof-Debatte wieder aufgemacht und eine Änderung 
des Tempelhof-Gesetzes angestrebt. Das ist absurd! Nicht 
nur, dass das Gesetz zur Nichtbebauung gerade 1,5 Jahre 
alt ist und es sich nicht gehört, ein Volksgesetz nach so 
kurzer Zeit zu ändern und nach dieser katastrophalen 
Bilanz dieser Koalition bezüglich der direkten Demokra-
tie – beispielsweise das Negieren des Wunsches des Sou-
veräns nach Wasserrekommunalisierung über viele Jahre 
– und nach der Torpedierung des Stadtwerks durch die 
Termintricksereien, nein, der Appell Müllers, mehr mit-
einander zu sprechen – und es haben bezüglich Tempel-
hof eigentlich alle Fraktionen und alle Initiativen Ge-
sprächsbereitschaft angekündigt; ich weiß gar nicht, wie 
viele PMs die Grünen mittlerweile verschickt haben, in 
denen stand „Wir sprechen gerne mit euch“ –, wurde 
komplett ignoriert. Es gab keinerlei Gespräche mit der 
Initiative „100 Prozent“. Und nun wird stattdessen ein-
fach ein Gesetzesänderungsantrag mit Dringlichkeit ins 
Parlament geschickt ohne irgendeine Debatte dazu, die 
Sie offensichtlich fürchten.  

[Beifall bei den PIRATEN und den GRÜNEN – 
Benedikt Lux (GRÜNE): So ist es!] 

Aber noch viel problematischer ist dabei, dass auch das 
Handeln jetzt infrage steht. Denn statt uns jetzt auf die 
Frage zu konzentrieren, wie man mehr Unterkünfte für 
Geflüchtete schafft, haben wir nun keine Unterbrin-
gungsdebatte, sondern eine Tempelhof-Debatte. 
 
Diese Debatte wird von der SPD geführt, wird von der 
Koalition geführt, wird hier im AGH geführt und wird 

(Stefan Evers) 
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von der Stadtgesellschaft geführt. Sie bindet Ressourcen 
und lenkt uns von den eigentlichen Problemen ab, die wir 
zu bewältigen haben, und sie wird zulasten der Geflüchte-
ten geführt. Das muss sich ändern! 

[Beifall bei den PIRATEN und  
der LINKEN] 

Worum geht es denn hier eigentlich? – Es geht um einen 
Vorschlag für einen Gesetzentwurf, dass hier wieder 
Massenunterkünfte errichtet werden. Wir lehnen das ab! 
Egal ob das Areal nun Tempelhofer Flugfeld heißt, 
Schmidt-Knobelsdorf-Kaserne, ICC oder ob irgendwo 
mitten im Nirgendwo auf der platten Wiese eine Unter-
kunft in der gleichen Größenordnung entstehen soll, es ist 
schlichtweg nicht akzeptabel.  
 
Große Sammelunterkünfte sind nach innen und außen 
stigmatisierend. Es sind ja schon 2 500 Menschen vor 
Ort, bald sollen es auf diesem Areal 5 000 sein. Die ge-
genwärtige Situation in den Hangars zeigt jetzt schon: 
Berlin hat solche großen Lagen nicht im Griff. Die hygi-
enischen Bedingungen sind völlig inakzeptabel, es stehen 
viel zu wenige Toiletten und Duschen für die Menschen 
zur Verfügung – von denen ja auch 800 Minderjährige 
sind. Über die Hälfte ist nicht registriert, sie haben keinen 
Krankenschein. Der Betreiber hat auf eigene Faust, auf 
eigene Initiative eine Krankenstation eingerichtet. – Und 
nun planen Sie, noch mehr Menschen dort unterzubrin-
gen. 
 
Vor allem die Bildungssituation ist und wird noch kata-
strophaler. Die Ansprüche von Senatorin Scheeres, dass 
Kinder eine Regelbeschulung erhalten, und vom Frakti-
onsvorsitzenden Herrn Saleh, dass alle Kinder in die 
Kitas gehen, werden komplett konterkariert. Diese Maß-
nahme, so wie sie hier geplant ist, ist vor allem eine Tor-
pedierung Ihrer eigenen Politik. Das kann ich nicht oft 
genug sagen. 

[Beifall bei den PIRATEN und  
der LINKEN – 

Beifall von Thomas Birk (GRÜNE)] 

Für uns ist die Debatte – das sage ich jetzt auch in Rich-
tung von Herrn Geisel – um dezentrale Unterbringung 
nicht passé, wir werden die hier auch weiter führen. 
 
Was liegt jetzt konkret vor, worum geht es? – Es geht 
hier darum, eine Änderung dieses kürzlich verabschiede-
ten Volksgesetzes als Ultima Ratio einzubringen. – Da 
habe ich genau zugehört, Herr Kollege Evers! Der Begriff 
„Ultima Ratio“ ist hier tatsächlich angebracht. – Denn 
bevor wir über diesen Änderungsvorschlag diskutieren, 
müssen alle anderen Optionen geprüft worden sein, und 
zwar alle anderen Optionen.  
 
Wir haben hier viele Fehler erlebt in den letzten Monaten 
und Jahren. Wir haben vor einiger Zeit gehört, dass erst 
im Sommer 2014 erstmalig überhaupt landeseigene Im-
mobilien für die Bebauung geprüft wurden und dass auch 

erst 2014 überhaupt erwogen worden ist, selbst Unter-
künfte zu bauen, und dann auch noch damals unter Lei-
tung Senator Czajas in der absolut schlechtesten Variante, 
die man sich vorstellen kann, nämlich Containerbauten, 
die innerhalb von fünf Jahren verrotten. Auch die Anfra-
gen an die Bundesebene nach Bundesimmobilien waren 
halbherzig. Es ist zudem nicht hinnehmbar, dass zeit-
gleich, während der Senat über Massenunterkünfte im 
großen Stil fabuliert, die BImA-Objekteliste seit nunmehr 
gut acht Monaten mehr oder weniger ungeprüft in der 
Mottenkiste verstaubt. Wir haben auch gehört, dass erst 
seit August die BImA-Angebote überhaupt daraufhin 
überprüft werden, ob man dort neu bauen kann. Und auch 
erst seit August überprüft die BIM die Immobilien auf 
ihre Herrichtungsmöglichkeit.  
 
Im Grunde genommen ist fast alles falsch gemacht wor-
den in den letzten Jahren, was man falsch machen kann, 
wenn es darum geht, hier vernünftige Unterbringungs-
plätze zu schaffen. Und dieses späte Handeln zieht dann 
eben auch die Frage nach sich, wie das zusammenpasst 
mit den Appellen und der Ruckrede des Regierenden 
Bürgermeisters in der letzten Woche. 

[Beifall bei den PIRATEN und der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

Wir haben viele weitere Möglichkeiten, um Flüchtlinge 
unterzubringen in dieser Stadt. Es wurde schon das ehe-
malige Bundesinnenministerium genannt, das Haus der 
Statistik, die Beschlagnahmung von zweckentfremdeten 
und/oder leerstehenden Wohnungen, Ausbau von festen 
Hostelkontingenten, berlinovo-Appartements. Das sind 
alles nicht unbedingt Dinge, die ich großartig finde, aber 
es sind alles bessere Alternativen.  
 
Die gestrige Besetzung des Postgebäudes in Neukölln für 
ein „Social Center 4 All“ mag nun nicht allen hier poli-
tisch passen – dazu kann man stehen wie man möchte –, 
aber sie zeigt den Leerstand in dieser Stadt auf, und inso-
fern war sie geeignet als Maßnahme, um auch den Leer-
stand in Ihrer Argumentation aufzuzeigen. Außerdem 
hieß es gestern noch plötzlich, es sei eine Halle in Prenz-
lauer Berg gefunden worden. – All dies zeigt, es sind 
noch nicht alle anderen Optionen vom Tisch, es gibt noch 
genug Möglichkeiten.  
 
Diese Optionen müssen erst geprüft werden. Wenn man 
dann am Ende dieser Prüfung, die noch nicht stattgefun-
den hat, zu dem Schluss käme, dass es keine anderen 
Varianten mehr gäbe, als auf dem Feld zu bauen, dann 
gibt es auch dort immer noch verschiedene andere Optio-
nen: Es gibt die Möglichkeit der Nutzung des Vorfelds, 
ohne Änderung des Gesetzes. Und das ist sogar besser 
geeignet. Es gibt dort leichteren Zugang zu Versorgungs-
kanälen als da, wo es jetzt laut Gesetzentwurf geplant ist. 
Und es gibt sogar konkrete Vorschläge. Am Montag fand 
dazu eine Pressekonferenz der Initiative statt. Selbst de-
ren Vorschläge waren konkreter als all das, was der Senat 
heute hier vorgelegt hat. 

(Fabio Reinhardt) 
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[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

Herr Senator Geisel! Entschuldigen Sie, aber dass das 
Vorfeld jetzt aus Sicherheitsgründen nicht genutzt wer-
den kann, ist doch ein Witz, und das ist auch ein Stück 
weit selbstverschuldet.  Erst stecken Sie 5 000 Menschen 
in eine Halle, und dann beschweren Sie sich, dass Sie 
dort eine Feuerwehrzufahrt brauchen! Das können Sie 
sich auch vorher überlegen, bevor Sie solche Maßnahmen 
treffen. Und weil diese Begründetheit so wacklig ist, ist 
es auch kaum überraschend, dass sich die Details jetzt 
ständig ändern: Vor Kurzem hieß es noch, man brauche 
zwei Flächen aus dem Feld; jetzt steht im Gesetzentwurf: 
vier Flächen. Und die zeitliche Begrenzung bis 2019 ist 
auch wenig glaubwürdig – glauben Sie etwa, dass die 
Geflüchteten dann wesentlich weniger sein werden? Ich 
glaube, die Energie für die Bebauung wird bei anderen 
Projekten fehlen, und die Plätze fehlen dann eben auch 
2019. Wie wollen Sie sich – und ich denke, dass Sie das 
auch einkalkulieren – hier dann guten Gewissens einer 
Verlängerung der Maßnahme, die Sie ja hier anstreben, 
entziehen? Ich glaube, dass Sie darauf spekulieren, dass 
man das dann eben als dauerhafte Maßnahme machen 
muss. 
 
Es bleibt – und damit komme ich dann auch zum Schluss 
– die Erkenntnis, dass dies offensichtlich der Einstieg in 
eine Maßnahme ist, die gerade letztes Jahr mit großer 
Mehrheit von der Bevölkerung abgelehnt wurde und die 
zudem mehr stigmatisierende, isolierende Unterbringung 
schaffen würde, desolat im Bereich Bildung und Gesund-
heit, und dass gerade dadurch das im Volksentscheid 
gezeigte grundsätzliche Misstrauen gegen Kompetenz 
und den guten Willen dieser Regierung, alle Vorurteile 
und Befürchtungen der Bevölkerung auch noch gestärkt 
werden und dieses Misstrauen letztendlich bestätigt wird. 
– Dieses Gesetz ist abzulehnen, und zwar zu 100 Prozent! 

[Beifall bei den PIRATEN, den GRÜNEN  
und der LINKEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Reinhardt! – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Es wird die Überweisung der Vorlage 
zur Beschlussfassung federführend an den Ausschuss für 
Bauen, Wohnen und Verkehr und mitberatend an den 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales, den Ausschuss 
für Stadtentwicklung und Umwelt sowie an den Haupt-
ausschuss empfohlen. Gibt es hierzu Widerspruch? – Das 
gibt es nicht; dann verfahren wir so. 
 
Ich rufe auf  

lfd. Nr. 3.5: 
Priorität der Piratenfraktion 

Winterabschiebestopp für alle schutzbedürftigen 
Menschen! 
Dringlicher Antrag der Piratenfraktion, der Fraktion  
Die Linke, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/2584 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. In der Beratung beginnt die Piratenfraktion. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Lauer. – Bitte! 
 

Christopher Lauer (PIRATEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Opposition beantragt hier mit diesem Antrag 
einen Winterabschiebestopp für schutzbedürftige Men-
schen, um humanitäre Härten zu vermeiden. Wir haben 
diesen Antrag als Opposition hier schon mehrmals ge-
stellt, und jetzt könnte man sich fragen: Warum stellen 
wir ihn wieder? – Aus einem ganz einfachen Grund: um 
darauf hinzuweisen, dass der Senat von Berlin an dieser 
Stelle eben nicht alle Möglichkeiten wahrnimmt, die er 
hätte, um Abschiebungen humanitärer zu gestalten. 
 
Ich kann ja verstehen, dass es in der Koalition eine Partei, 
nämlich die CDU, gibt, die auf das Mittel der Abschie-
bung ganz besonders steht, weil sie der Meinung ist, 
damit irgendeinen abschreckenden Effekt erzeugen zu 
können. Michael Müller, der Regierende Bürgermeister, 
hat es hier vor zwei Wochen gesagt: Alle jene, die glau-
ben, mit dem Mittel der Abschiebung würde sich ir-
gendetwas lösen, täuschen sich, weil die Zahl der Rück-
führungen insgesamt halt so gering ist, dass es nichts an 
dem ändert, was hier im Moment in Deutschland, aber 
auch in Berlin passiert. – Und da muss sich in meinen 
Augen die CDU hier an dieser Stelle fragen lassen – sie 
wird ja jetzt vor allen Dingen gegen diesen Winterab-
schiebestopp argumentieren –, was sie da reitet, wenn sie 
also der Meinung ist: Wenn Abschiebungen inhuman 
sind, dann ist uns das egal – Hauptsache, wir schieben die 
Leute ab! 
 
Es ist nämlich so, dass es eine solche Regelung – die hieß 
nicht Abschiebestopp – gab: Man hat als Senat die Mög-
lichkeiten genutzt, die man hatte, um eben nicht alle 
Leute sofort abschieben zu müssen. Es gab eine solche 
Regelung unter Rot-Rot. Die Grünen sind dafür, die Pira-
ten auch, weil wir das sonst hier nicht gemeinsam einge-
bracht hätten. Die SPD wäre wahrscheinlich in Mehrheit 
auch dafür zu haben, und man sieht ja jetzt an dieser 
Stelle noch mal sehr schön, wie eine parlamentarische 
Minderheit der Mehrheit dieses Parlaments ihre Minder-
heitenmeinung aufdrückt, nämlich dass es besonders cool 
ist, Leute zu jedem Zeitpunkt abzuschieben, auch wenn 
es Schutzgründe gibt, auch wenn man jetzt sagen kann: 
Nein, in dem Heimatland ist es jetzt zu kalt! Wir warten 
lieber noch ein paar Monate mit der Abschiebung. 

(Fabio Reinhardt) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2584.pdf
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Ich denke, darauf lässt es sich hier an dieser Stelle wirk-
lich sehr gut herunterbrechen: Es liegt an der CDU. Und 
da müssen Sie mir dann auch noch mal erklären – Spit-
zenvertreter Ihrer Partei reden ja dieser Tage davon, dass 
Flüchtlinge unsere Werte anerkennen müssen; irgendwas 
von deutscher Leitkultur: Wo ist das, deutsche Leitkul-
tur? Was hat das mit Humanität zu tun, Leute, die schutz-
bedürftig sind, im Winter abzuschieben? Erklären Sie es 
mir! 

[Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Hakan Taş (LINKE)] 

Erklären Sie es mir! Weil Sie sich immer so sehr auf Ihre 
christliche Tradition berufen: Erklären Sie mir, was das 
mit christlicher Nächstenliebe zu tun hat! Erklären Sie 
mir, wo Jesus Christus in der Bergpredigt gesagt hat: 
Selig sind die, die abschieben im Winter, denn ihrer ist 
das Himmelreich! 

[Beifall bei den PIRATEN] 

Ich kann mich daran nicht erinnern, obwohl ich zehn 
Jahre Messdiener war. Diese ganze Haltung Ihrer Frakti-
on – und das muss man ganz klar sagen – ist eine Min-
derheitenmeinung in diesem Parlament. Mir tun immer 
die SPD-Vertreter sehr leid, die dann irgendwie auf der 
einen Seite sagen müssen, dass sie den Oppositionsantrag 
doof finden, und auf der anderen Seite durchblicken las-
sen, dass das Anliegen eigentlich schon okay ist. Also, 
ich beneide Sie da nicht. – Erklären Sie uns, warum Ihre 
ideologisch geprägte Minderheitenmeinung hier für uns 
als gesamtes Parlament maßgeblich sein soll! 

[Zuruf von Michael Dietmann (CDU)] 

– Herr Dietmann! Dass Sie das aufregt, das war mir klar! 
Aber ich lasse mich davon nicht irritieren. Sie können ja 
eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie mir eine Zwischen-
frage stellen müssen. Dass Sie laut werden, wenn es um 
Humanität und Christlichkeit geht, das habe ich mir 
schon fast gedacht. – Erklären Sie es uns! Erklären Sie 
uns, warum Sie hier die Abstimmung nicht freigeben! Sie 
können ja auch einfach der Abstimmung fernbleiben, 
dann könnte sich die SPD sogar enthalten. Dann würden 
wir hier einen effektiven Schutz von Geflüchteten be-
kommen. Und man muss einfach ganz oft sagen: Sie sind 
hier nicht glaubwürdig! Es ist eine himmelschreiende 
Bigotterie, wenn Sie hier irgendwas von Werten und 
Christlichkeit und sonst irgendwas faseln, aber in der 
Realität halt Menschen auch dann abschieben, wenn es 
geboten und auch rechtlich möglich wäre zu sagen: Nein, 
wir warten jetzt noch ein bisschen! Es ist Winter; es ist zu 
kalt. – Erklären Sie es uns heute in dieser Debatte! Ich 
freue mich auf Ihre Scheinargumente! – Vielen lieben 
Dank! 

[Beifall bei den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Lauer! – Für die SPD-Fraktion hat 
jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Zimmermann. – 
Bitte! 
 

Frank Zimmermann (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In Ihrer 
Begründung zu Ihrem Antrag zum Winterabschiebestopp 
sagen Sie im ersten Satz: 

Aus der Sicht der Antragstellerinnen und Antrag-
steller sind Abschiebungen generell infrage zu 
stellen. 

Ich will deswegen einmal am Beginn grundsätzlich wer-
den: Wir können dem nicht folgen, dass Abschiebungen 
generell infrage zu stellen sind. Denn sie sind ein Mittel, 
um am Ende jemand Ausreisepflichtigen zur Abschie-
bung zu bewegen bzw. sie durchzusetzen, und man kann 
nicht vollkommen auf dieses Instrument verzichten. 

[Beifall bei der CDU – 
Zuruf von Oliver Höfinghoff (PIRATEN)] 

Das ergibt sich schon aus dem Bundesrecht, und das 
ergibt sich auch aus den Anforderungen, die im Bund und 
mit den Ländern gemeinsam verabredet worden sind, um 
am Ende denjenigen, die offensichtlich unbegründete 
Anträge gestellt haben, ein Sanktionsmittel entgegenzu-
stellen: dass man im Zweifel auch eine Ausreisepflicht 
durchsetzen kann. 
 
Aber – und das kommt sofort als nächste Anmerkung, die 
unmittelbar in diesem Zusammenhang genannt werden 
muss: Das Thema Abschiebung so zu verwenden, als 
könne man mit dem Instrument die zunehmende Zahl von 
Flüchtlingen in nennenswerter Weise begrenzen oder das 
Problem in irgendeiner Weise abschwächen, ist eine 
Illusion, und diese Illusion zu nähren, ist ebenfalls ein 
Fehler. Auch dem stellen wir uns entgegen! 

[Beifall bei der SPD und den Piraten – 
Oliver Höfinghoff (Piraten): Das ist Populismus, und das 

macht Ihr Innensenator!] 

Es geht also darum, dieses Instrument in den Kontext 
einzuordnen, in den es gehört, und dieser Kontext heißt: 
Am Ende einer Kette von Verfahrensschritten, in der eine 
letzte Möglichkeit genutzt werden muss, muss dies zur 
Verfügung stehen. Es muss in jedem Einzelfall geprüft 
werden, ob es tatsächlich durchsetzbar ist. 
 
Damit kommen wir zu dem Kernanliegen, das Sie äußern, 
Herr Lauer, oder was Sie auch in Ihrem Antrag geschrie-
ben haben, dass natürlich, wenn die Situation in dem 
Herkunftsland schwierig oder gar dramatisch ist und 
humanitäre Gründe dagegen sprechen, dass jemand abge-
schoben wird, am Ende aus humanitären Gründen von 
Abschiebungen abgesehen werden muss. Das ist unsere 
Haltung. Das wird im Einzelfall so geschehen müssen. 
 

(Christopher Lauer) 
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Die Frage ist, ob man mit einem generellen, förmlichen 
Abschiebestopp für den Winter eine Regel über alles 
treffen kann. Aus all dem, was gesagt worden ist, was 
auch in den gesetzlichen Regelungen verankert ist, folgt, 
dass man den Einzelfällen gerecht werden muss und man 
deshalb keinen förmlichen generellen Stopp aussprechen 
kann. Übrigens gab es den auch früher nicht, auch bei 
Ehrhart Körting gab es ihn nicht. Wir haben in der Praxis 
immer darauf geachtet, wenn es Probleme humanitärer 
Art gibt, dass wir davon absehen, dass dann im Winter 
nur in sehr geringem Umfang, wenn überhaupt, abge-
schoben wird. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Und 
dann kam Frank Henkel!] 

Aber eine solche generelle Regelung werden wir nicht 
machen und werden sie auch nicht unterstützen. Der 
Appell und auch die Kontrollfunktion, die wir haben, 
heißt: Wir achten darauf, dass hier keine humanitären 
Grundsätze verletzt werden. 
 
Deswegen glaube ich, dass wir hier nicht sofort abstim-
men können, sondern das noch beraten müssen, auch 
wenn es schon Ende November ist. Wir werden uns aber 
in den Ausschüssen noch einmal damit auseinandersetzen 
müssen, welches Instrument wozu dient. Nicht überbe-
werten, keine Illusionen schaffen, aber andererseits den 
Einzelfällen immer gerecht werden, das ist unsere Linie, 
und dann wird man der Sache auch gerecht. – Danke 
schön! 

[Beifall bei der SPD – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Zimmermann! – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort Frau Abgeord-
nete Bayram. – Bitte! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist wieder einmal soweit: Der Winter 
kommt, und wir müssen einen Antrag stellen, damit im 
Winter die Menschen nicht in das Elend, die Armut und 
die Kälte und teilweise sogar in die Lebensgefahr abge-
schoben werden. Dass wir das jedes Mal wieder machen 
müssen, liegt an der Unbelehrbarkeit dieses Senats, ins-
besondere des Herrn Senators Henkel, der es immer noch 
nicht verstanden hat, dass er eine Verantwortung nicht 
nur für die Verwaltung, der er vorsteht, trägt, sondern 
auch für die Menschen in dieser Stadt. Herr Henkel, fan-
gen Sie doch einfach einmal an, nachzudenken! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und  

den PIRATEN] 

Abschiebung ist nicht nur am Ort, an dem die Menschen 
ankommen, lebensgefährlich, es gab immer wieder Ab-
schiebefälle, bei denen Menschen bei der Abschiebung 
gestorben sind. Es ist auch unwürdig, wie Menschen 
teilweise mit Medikamenten, Spritzen und jeglichen 
Methoden ruhiggestellt werden, die sie ihrer Willenskraft 
entheben und sie eigentlich nur noch zu Objekten ge-
macht werden, Objekten einer Abschottungspolitik, einer 
Politik, mit der der CDU-Landesvorsitzende, Frank Hen-
kel, sich als starker Mann inszenieren will. Wie lächerlich 
er dabei ist, hat der Kollege Zimmermann gerade ausge-
führt, wird an den Zahlen deutlich, Kollege Lauer hat es 
auch dargestellt. 
 
Das Schreckliche an der Situation ist tatsächlich, wie 
diese Abschiebungen stattfinden: aus den Klassenzim-
mern, aus den Frauenhäusern, aus Einrichtungen, in de-
nen es sehr viele Menschen gibt, die sich für die Geflüch-
teten einsetzen. Zurück bleiben nicht nur die traumatisier-
ten, abgeschobenen Menschen, zurück bleiben auch Klas-
senkameraden, Freunde, Nachbarn, die einfach nicht 
verstehen, warum Menschen abgeschoben werden, deren 
einziges Vergehen es ist, in irgendwelchen Kategorien 
abgeheftet zu werden, unter anderem der Kategorie die 
schon an sich eine falsche Konstruktion ist: die sicheren 
Herkunftsstaaten. Menschlichkeit und Menschenrechte 
sind etwas anderes und sind mit Abschiebungen generell 
nicht vereinbar. 
 
Herr Kollege Zimmermann! Auch wenn ich diese SPD-
Position seit Langem kenne, bleibt sie für mich falsch. Es 
ist falsch, Menschen abzuschieben, ohne zu bedenken, 
was es hier für die Menschen bedeutet, die Angst davor 
haben, auch abgeschoben zu werden, und es ist falsch für 
die Menschen, die abgeschoben werden und im Elend 
landen, wie insbesondere die Romafamilien, für die wir 
auch und besonders eine historische Verantwortung als 
Deutschland haben. Da reicht es nicht, Gedenkorte ein-
zuweihen und derer zu gedenken, denen in Deutschland 
Unrecht geschehen ist. Da muss man sich auch um die 
Roma kümmern, die derzeit unter uns leben und unter 
dem permanenten Druck, abgeschoben zu werden. Dage-
gen stellen wir uns. 

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Menschenrechte achten, Menschenwürde achten, das 
würde auch aus einem ganz praktischen Grund sinnvoll 
sein. Was kostet uns eigentlich diese Abschiebemaschine-
rie? Was kostet es an Personal bei der Polizei, an Be-
schäftigung an Gerichten, an zig-fachen Versuchen, die 
Menschen abzuschieben, die nicht gelingen? – Ich habe 
das in den Haushaltsberatungen nachgefragt. Eine genaue 
Zahl konnte mir nicht genannt werden. Es konnte nicht 
gesagt werden, wie viel Geld das Land Berlin für miss-
lungene Abschiebungen bezahlt. Stellen Sie sich einmal 
vor, wir würden all dies Geld für die Menschen ausgeben 
statt gegen sie. Wie viel weiter kämen wir damit beim 
Thema Versorgung von Geflüchteten, wie viel weiter 

(Frank Zimmermann) 
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wären wir beim Thema Integration, wenn wir das Geld 
für die Menschen statt gegen sie einsetzen würden. 

[Beifall von Anja Kofbinger (GRÜNE)] 

Auch wenn ich weiß, dass Sie den Antrag in den Aus-
schüssen verschleppen und letztlich ablehnen werden, bin 
ich dennoch der Ansicht, dass es richtig und wichtig ist, 
dass wir gemeinsam als Oppositionsfraktionen diesen 
Antrag immer wieder stellen und Sie damit konfrontieren, 
dass diese Koalition nicht nur an diesem Punkt eine Poli-
tik betreibt, die von der Mehrheit des Hauses nicht getra-
gen wird. 

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN – 
Beifall von Hakan Taş (LINKE)] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Bayram! – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt das Wort Herr Abgeordneter Dr. Juhnke. – Bitte! 
 

Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Alle Jahre wieder, auch in einem Jahr, 

[Anja Kofbinger (GRÜNE): Ja, alle Jahre wieder!] 

in dem es einen historisch noch nie dagewesenen An-
sturm von Asylbewerbern gibt, auch in einem Jahr, in 
dem alle Kräfte mobilisiert werden müssen, um die Lage 
in den Griff zu bekommen, und in einem Jahr, wo es 
deutlicher denn je ist, dass wir unsere Hilfe nur auf dieje-
nigen konzentrieren können, die tatsächlich unseren 
Schutz brauchen, und in einem Jahr, in dem selbst füh-
rende Grünen-Politiker die Notwendigkeit von Abschie-
bungen betonen, wenn auch mit wenig Überzeugung, 
auch in solch einem Jahr kommt dieser Antrag, obwohl 
Ihnen bekannt ist, liebe Opposition, dass niemand, der 
tatsächlich schutzbedürftig ist, aus diesem Land abge-
schoben wird. Denn die, die schutzbedürftig sind, die 
dürfen auch hier bleiben. Dazu gibt es einen hinreichen-
den rechtlichen Schutz, dazu gibt es eine einschlägige 
Rechtsprechung, 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Bla, bla, bla!] 

dazu gibt es rechtstaatliche Verfahren, dazu gibt es die 
Härtefallkommission und anderes mehr. Deutschland hat 
ein weltweit beachtetes und humanitäres Recht. Die Zah-
len unterstreichen das in einer nie dagewesenen Deutlich-
keit. Ich darf daran erinnern: Es handelt sich hierbei um 
vollziehbar Ausreisepflichtige, die ihrer Ausreisepflicht 
bisher nicht freiwillig nachgekommen sind, das heißt 
also, die in jeder Hinsicht kooperationsunwillig sind. Wir 
können nur helfen, wenn wir dazu in der Lage sind. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Sie haben es 
ja noch nicht einmal versucht!] 

Unsere Kapazitäten sind nicht endlich. Es muss das Ziel 
einer den bestehenden Gesetzen und dem Wohl der Bun-

desrepublik Deutschland und auch unserer Stadt ver-
pflichteten Politik sein, den Zuzug nach Deutschland auf 
das humanitär berechtigte Maß zu beschränken. Deshalb 
ist das Gebot der Stunde, nicht Abschiebung auszusetzen, 
sondern im Gegenteil Abschiebungshemmnisse zu besei-
tigen. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Wie wäre es 
denn, wenn man sie überwindet?] 

Weil hier die Frage aufgeworfen wurde, ob die Abschie-
bungen aufgrund ihrer geringen Zahl von Bedeutung 
sind: Herr Zimmermann hat dargestellt, dass wir diese 
Konsequenz im Endeffekt auch zeigen müssen. Dass die 
meisten freiwillig gehen, die hier keinen Aufenthaltssta-
tus bekommen, liegt auch daran, dass zum Schluss die 
Abschiebung droht. Deshalb hat dies auch eine Signal-
wirkung, die man nicht unterschätzen darf. Deshalb teile 
ich auch nicht diese kurzschlüssigen Argumente, die der 
Herr Regierende Bürgermeister in der vergangenen Sit-
zung vorgebracht hat, 

[Ui, ui, ui! von den PIRATEN – 
Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Steile These!] 

weil an der Stelle alles miteinander zusammenhängt. 
 
Ich frage mich, weshalb Sie den Antrag wieder stellen. 
Ich glaube, es gibt dafür ein Bündel von Gründen. Sie 
inszenieren hier jährlich einen Politklamauk. Ich sage 
Ihnen, warum ich das glaube: Dieser Antrag kommt re-
gelmäßig zu spät. Er kommt grundsätzlich zu spät. Sie 
behaupten, der Abschiebestopp soll am 1. November 
beginnen. Heute haben wir bekanntlich Ende dieses Mo-
nats. Wenn Sie es ernsthaft meinten und es wirklich 
rechtzeitig initiieren wollten, warum legen Sie den An-
trag nicht auf Wiedervorlage und bringen ihn rechtzeitig 
in das Parlament ein?  

[Christopher Lauer (PIRATEN): Weil wir Ihretwegen 
diesen Antrag jedes Jahr stellen müssen!] 

Warum reichen Sie ihn immer drei Wochen später ein? 
Vielleicht fällt Ihnen dann ein, dass Sie noch diesen An-
trag stellen müssen. Die Ernsthaftigkeit, die Sie damit 
verbinden, kann ich an der Stelle nicht erkennen. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
 

Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Nein! Frau Bayram hat lange genug geredet. Ich glaube 
auch, dass sie weiter nur ihre Argumente, die sie immer 
vorträgt, Deutschland sei inhuman und so weiter, unter-
streicht. 

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Nicht ganz Deutschland, 
aber Sie insbesondere!] 

Ihnen geht es im Grundsatz darum, die Grenzen bedin-
gungslos öffnen zu wollen und alle Schranken und Ge-

(Canan Bayram) 
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setze fallen zu lassen. Damit erreichen Sie genau das 
Gegenteil von dem, was Sie wollen. Das ficht Sie auch 
nicht an. Die Akzeptanz des Asylrechts würde dramatisch 
abnehmen, und die Möglichkeiten der Hilfe wären im 
Übrigen gleich Null. Dieses moralische Pathos, das Sie 
immer an den Tag legen,  

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Sie haben vergessen, 
Gutmensch zu sagen!] 

wird vor allem dann ad absurdum geführt, wenn wir fol-
gende Dinge bedenken: Auch im Grün-regierten Baden-
Württemberg gibt es keinen Winterabschiebestopp, auch 
wenn man dort inzwischen von Rückkehrmanagement 
spricht. Das ist aber egal. Auch im leider Dunkelrot re-
gierten Thüringen gibt es keinen Winterabschiebestopp, 
um es noch einmal auf den Punkt zu bringen. Deshalb hat 
es selbst unter Rot-Rot hier in dieser Stadt auch keinen 
formellen Winterabschiebestopp gegeben. Was Sie hier 
verbreiten, ist wieder reines Pathos, das Sie jedes Jahr 
wiederholen und versuchen, mit zu spät eingebrachten 
Anträgen zu unterstreichen. Das zeigt, dass es Ihnen 
einfach nur um den Showeffekt geht. 
 
Dennoch hat der Antrag etwas Gutes und macht deutlich, 
wo die Grenze verläuft, zwischen denjenigen, die eine 
Politik nach dem Motto vertreten: Jeder darf kommen, 
und jeder darf bleiben und denjenigen, die in einer 
schwierigen Lage zwischen denen, denen geholfen wer-
den muss und denen, die deshalb wieder gehen müssen, 
unterscheiden können. Die CDU gehört zur letzten Grup-
pe. Aus diesem Grund kann ich nur ankündigen, dass der 
Antrag hier nicht unsere Zustimmung finden wird, falls er 
tatsächlich noch einmal in diesem Plenum behandelt 
werden soll. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Dr. Juhnke! – Nun hat das Wort zu 
einer Zwischenbemerkung Frau Abgeordnete Bayram. – 
Bitte sehr! 
 

Canan Bayram (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Kollege Juhnke! Sie haben doch noch 
diesen Brief an Angela Merkel geschrieben – können Sie 
sich noch erinnern? –, dass Ihr Innensenator nicht genug 
abschiebt. Natürlich reden Sie sich und auch Ihre Senats-
kollegen „besoffen“ beim Thema Abschiebungen, so, wie 
es Michael Müller, Regierender Bürgermeister, in der 
letzten Sitzung gesagt hat. Genau deswegen stellen wir 
solche Anträge. Sie haben dreimal nachgefragt, warum 
wir immer dieselben Anträge stellen. Ich sage es Ihnen: 
Wir tun es genau deswegen. Weil Sie es nicht verstehen, 
müssen wir es wiederholen. 
 

Es ist auch totaler Quatsch zu sagen, der Antrag käme zu 
spät, weil Sie sich dann freuen müssten, wenn es so wäre. 
Vielmehr kommt der Antrag genau rechtzeitig, denn wir 
geben Ihrem Senator die Gelegenheit – ich erkläre es 
Ihnen einmal –, von selbst auf die Idee zu kommen, dass 
es Menschlichkeit und Menschenrechte gibt und dass es 
vielleicht auch einen Weg gibt, insbesondere den hiervon 
betroffenen Menschen, den Roma-Familien, es zu erspa-
ren, ins Elend, in die Obdachlosigkeit, in die Mittellosig-
keit abgeschoben werden. Ja, es gab keinen offiziellen 
Winterabschiebestopp in der Zeit, als Rot-Rot hier regiert 
hat.  

[Daniel Buchholz (SPD): Teilweise!] 

Als Abgeordnete war ich damals auch in der Opposition. 
Deswegen bin ich jetzt nicht in der Gefahr, die Kollegen 
von der Linksfraktion zu verteidigen. Es gab aber den-
noch im Hintergrund Absprachen. Der frühere Senator 
hat sich größtenteils daran gehalten. Deswegen ist es 
doch albern, sich hier hinzustellen und zu sagen: Einen 
formalen Abschiebestopp habe es nicht gegeben. Wir 
hätten diesen Antrag auch nicht gestellt, wenn der Herr 
Senator Henkel mit sich reden lassen würde. Er macht es 
nicht. Warum tut er es nicht? – Er tut es nicht, weil er 
einen starken Max als CDU-Landesvorsitzender markie-
ren will. Warum macht er das? – Er tut es, weil ihm sonst 
nichts gelingt. Entweder ist er nicht in der Stadt oder 
packt die Probleme nicht an, für die er zuständig ist, hat 
dann aber immer die Parole: Ausländer raus, Roma raus, 
Westbalkanabschiebezentrum. Das sind wir leid. Dafür 
ist heute auch ein Antrag eingegangen. Wir werden ihm 
auch dieses Abschiebezentrum in Köpenick versauen. 
Wir werden nicht mit anschauen, dass er dort ein West-
balkanausreisezentrum errichtet. Es kann nicht sein, dass 
ein Senator jahrelang nichts tut und am Ende nur noch 
Sprüche klopft, die tendenziell rassistisch sind und sich 
gegen Menschen wenden.  

[Unruhe bei der CDU] 

Dagegen werden wir weiterhin Anträge stellen, Herr 
Kollege Juhnke. Sie können weiterhin Briefe an die Bun-
deskanzlerin schreiben, dass Ihr Senator zu wenig ab-
schiebt. 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank! – Ich persönlich empfinde das Wort „ver-
sauen“ als relativ grenzwertig, wenn ich das einmal ganz 
diplomatisch sagen darf. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Martin Delius (PIRATEN): Aber schmissig!] 

Herr Dr. Juhnke! Möchten Sie replizieren? – Bitte! 
 

(Dr. Robbin Juhnke) 
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Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Es fällt mir schwer, auf diese Polemik noch etwas zu 
erwidern.  

[Christopher Lauer (PIRATEN): Ihm fällt es auch so 
schwer zu erwidern!] 

Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass Sie sich in 
Ihrer Logik permanent widersprechen. Entweder unter-
stellen Sie dem Innensenator, dass er nichts tut, oder Sie 
unterstellen ihm, dass er ein Hardliner ist und sich seit-
dem das Klima in dieser Stadt verschlechtert habe und 
repressiver geworden ist.  

[Oliver Höfinghoff (PIRATEN): Er redet wie  
ein Hardliner und tut nichts!] 

Für eines müssen Sie sich entscheiden. Eines kann nur 
richtig sein. Deshalb glaube ich, dass das, was Sie per-
manent behaupten, einfach Propaganda ist.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Was würden Sie  
denn machen?] 

Da Sie relativ Vieles wiederholt haben, erlaube ich mir 
auch, noch einmal auf drei Dinge hinzuweisen: Es gibt in 
Baden-Württemberg keinen Winterabschiebestopp,  

[Martin Delius (PIRATEN): Wir sind nicht  
in Baden-Württemberg!] 

es gibt in Thüringen keinen Winterabschiebestopp. Es 
gab unter Rot-Rot keinen Winterabschiebestopp. Deshalb 
sparen Sie sich Ihr Pathos für Ihre innerparteiliche Ausei-
nandersetzung und ersparen Sie uns Ihre Behelligungen 
zu diesem Thema, bei dem Sie auch in Ihrer Partei sehen 
müssen, ob Sie mit Ihrer Auffassung dort nicht langsam 
in einer Ecke stehen, weil das nicht mehr von allen so 
gesehen wird! Mir ist es relativ gleich.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Die Menschen sind  
Ihnen gleich!] 

Ich sehe nur, dass es viele Vertreter Ihrer Partei gibt, die 
sich inzwischen in der Öffentlichkeit zu diesen Themen 
in einer Form äußern, die sich diametral von dem unter-
scheidet, was ich von Ihnen höre, Frau Bayram. Es kann 
nur einer recht haben und die Auffassung der Grünen 
vertreten. Ich bin mir nicht sicher, ob die Grünen weiter 
gut beraten sind, wenn man diese Scharfmacherei, diese 
Polemik in dieser Form verbreitet und ob es nicht auch an 
der Ernsthaftigkeit Ihrer Partei Spuren hinterlässt. Dar-
über müssen Sie selbst, vor allem aber muss Ihre Partei-
führung darüber nachdenken. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Dr. Juhnke! – Für die Linksfraktion 
hat jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Taş! – Bitte 
sehr! 
 

Hakan Taş (LINKE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
haben heute von der CDU wirklich nichts Neues gehört. 
Wie sie mit schutzbedürftigen Flüchtlingen, mit Geflüch-
teten, in der Stadt aktuell umgeht, ist allgemein in der 
Stadt bekannt. Innensenator Herr Henkel und die CDU 
haben, vorsichtig ausgedrückt, ein merkwürdiges Ver-
ständnis in Sachen Geflüchtete und Asylsuchende. Und 
nicht, Herr Henkel, dass Sie jetzt rechtliche Schritte ge-
gen mich einleiten, aber der Website des „RBB“ von 
23.10.2015 ist folgende Aussage des Berliner Innensena-
tors zu entnehmen. Ich darf an der Stelle mit Ihrer Er-
laubnis zitieren: 

So wurden im vergangenen Jahr in Berlin rund 
9 600 Asylbewerber abgelehnt, aber den Angaben 
zufolge nur 602 abgeschoben, das sind rund 6,3 
Prozent. In diesem Jahr wurden bis zum 1. Okto-
ber von 9 332 Abgelehnten 618 abgeschoben, ein 
Anteil von 6,6 Prozent. Damit liege Berlin „schon 
jetzt über den Abschiebezahlen des gesamten Vor-
jahres“, sagte Henkel. 

Wir haben in der Bundeshauptstadt einen Innensenator, 
der von Amts wegen auch für die Einhaltung der Verfas-
sung zuständig sein dürfte. Er rühmt sich damit, dass er 
die Zahl der abgeschobenen Schutzsuchenden erhöht hat. 
Wenn das kein Skandal ist! 
 
In der gleichen „RBB“-Meldung wird übrigens auch der 
Regierende Bürgermeister Müller zitiert: 

Abschiebungen werden das Problem nicht lösen. 
Dazu kommen in der Masse viel zu viele Asylbe-
werber. 

Ich muss es zum wiederholten Mal sagen: Auch wenn 
Asylgründe nicht vorliegen sollten, gibt es berechtigte 
Gründe, diesen Menschen Schutz vor Verfolgung, Unter-
drückung und Diskriminierung zu gewähren, wie wiede-
rum mehrfach angeführt. 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Wie wiederum mehrfach angeführt, weisen zahlreiche 
Berichte von Nichtregierungsorganisationen auf die exis-
tenzielle Bedrohungssituation von Minderheitengruppen 
wie der Roma, Ashkali und „Ägypter“ insbesondere in 
Serbien, in Mazedonien, im Kosovo, in Montenegro, in 
Bosnien, in Herzegowina und in Albanien hin. Die Men-
schen in diese lebensbedrohlichen Gegenden abzuschie-
ben und dann noch in den Wintermonaten, ist unmensch-
lich. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN  

und den PIRATEN] 

Sehr geehrter Herr Henkel! Das ist nicht der Auftrag 
unseres Grundgesetzes. 
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Auf dem Landesparteitag 2015 hat die Berliner SPD 
einen Winterabschiebestopp gefordert. Besonders maka-
ber ist die Entscheidung, das ehemalige Abschiebege-
fängnis in Berlin in eine Unterkunft für sogenannte aus-
sichtslose Fälle umwandeln zu wollen. Welch eine Ironie, 
wenn es hier nicht um Leib und Leben der Betroffenen 
ginge. Das Mindeste, was der Berliner Senat machen 
muss, um dem Auftrag des Grundgesetzes zu genügen, 
ist, eine gründliche Einzelfallprüfung – so wird übrigens 
auch in Thüringen vorgegangen – vor jeder Abschiebung 
vorzunehmen. Die Forderung der Antragstellerinnen und 
Antragsteller bleibt aber, aus humanitären Gründen einen 
generellen sofortigen Winterabschiebestopp für alle 
schutzbedürftigen Menschen ab sofort und in Zukunft ab 
November eines Jahres bis einschließlich 31. März des 
Folgejahres zu erlassen. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Taş! – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 
 
Die Oppositionsfraktionen haben die sofortige Abstim-
mung beantragt. Die Koalitionsfraktionen hingegen bean-
tragen die Überweisung an  den Ausschuss für Inneres, 
Sicherheit und Ordnung. Hierüber lasse ich abstimmen. 
Wer der Überweisung an den Ausschuss zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen der SPD und der CDU. Gegenstimmen? – Das 
sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die Linksfrak-
tion und die Piratenfraktion. Enthaltungen? – Ich sehe 
keine Enthaltungen. Dann ist der Antrag überwiesen. 
 
Ich komme zur 

lfd. Nr. 4: 
Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Berliner 
Hochschulgesetzes 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Wissenschaft vom 4. November 2015 
Drucksache 17/2540 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2507 

Zweite Lesung 

Ich eröffne die zweite Lesung zur Gesetzesvorlage und 
schlage vor, die Einzelberatung der zwei Artikel mitei-
nander zu verbinden. Gibt es hierzu Widerspruch? – Gibt 
es nicht! Ich rufe also auf die Überschrift, die Einleitung 
sowie die Artikel I und II. Eine Beratung ist nicht vorge-
sehen. Zu der Vorlage Drucksache 17/2507 empfiehlt der 
Fachausschuss einstimmig mit den Stimmen aller Frakti-
onen die Annahme. Wer der Gesetzesvorlage zustimmen 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen der SPD und der CDU, Bünd-

nis 90/Die Grünen, die Linksfraktion und die Piratenfrak-
tion. Gegenstimmen? – Keine! Enthaltungen? – Auch 
keine! Dann ist das Dreizehntes Gesetz zur Änderung des 
Berliner Hochschulgesetzes so beschlossen. 
 
Ich komme zur 

lfd. Nr. 5: 

Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes für das 
Land Berlin (SchulG) 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2558 

zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/1933 

Zweite Lesung 

Ich eröffne die zweite Lesung zum Gesetzesantrag und 
schlage vor, die Einzelberatung der zwei Artikel mitei-
nander zu verbinden. Gibt es hierzu Widerspruch? – Den 
gibt es nicht. Ich rufe also auf die Überschrift, die Einlei-
tung sowie die Artikel I und II. In der Beratung beginnt 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Das Wort Hat Frau 
Abgeordnete Remlinger. – Bitte! 
 

Stefanie Remlinger (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir 
bringen hier in zweiter Lesung – also zur Beschlussfas-
sung – unseren Vorschlag einer Schulgesetzänderung ein. 
Sie beinhaltet die Abschaffung der Früheinschulung. Ich 
glaube, es ist richtig und wichtig, dass wir hier darüber 
noch einmal sprechen, das noch einmal würdigen, denn 
immerhin handelt es sich nicht nur um eine wichtige 
Schnittstelle, einen wichtigen Übergang in der Bildungs-
biografie von Kindern, wenn sie von der Kita in die Schu-
le übergehen, sondern es war auch eine der Maßnahmen 
im Qualitätspaket, das damals Rot-Rot als Reaktion auf 
den PISA-Schock auf den Weg gebracht hat. Nicht zu-
letzt deshalb haben wir in den letzten Monaten sehr inten-
siv darüber debattiert. 
 
Ich darf sagen, werte Kolleginnen und Kollegen von der 
Koalition, dass es mir herzlich egal ist, wie Sie dazu 
heute abstimmen werden, denn sich weiß, dass Sie, wenn 
Sie heute unseren Vorschlag ablehnen und dafür vorder-
gründige Begründungen finden werden, einen praktisch 
identischen Vorschlag in den nächsten Wochen hier ein-
bringen werden. Das ist gut so, denn die Früheinschulung 
zurückzunehmen, ist richtig, wichtig und überfällig. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Da ich aber weiß, dass viele von Ihnen, die das damals 
beschlossen haben, immer noch an der Früheinschulung 
hängen, möchte ich einen logischen Bruch in Ihrer Ar-
gumentation benennen. Schließlich sind wir uns mitt-

(Hakan Taş) 
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lerweile alle über die Bedeutung der frühkindlichen Bil-
dung einig, sonst hätten wir uns auch nicht die ganze Zeit 
schon – auch heute wieder und noch einmal – über die 
Qualität der Kita auseinandergesetzt. 
 
Wobei ich mir die Anmerkung nicht verkneifen kann, 
liebe SPD, dass ich nicht verstehe, wie Sie erst Ihre Basis 
fragen können, die klar die Priorität Qualität vor Kosten-
freiheit setzt, und dann Tage später Geld aus Ausbau und 
Schlüsselverbesserung nehmen können, um daraus die 
sofortige Kostenfreiheit zu finanzieren. So viel Bera-
tungsresistenz und Verachtung für die eigene Mitglied-
schaft möchte ich nie lernen. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Zurück zur Früheinschulung: Wir arbeiten seit Jahren 
mehr oder weniger gemeinsam an der Verbesserung der 
Kita als Bildungseinrichtung. Wir arbeiten daran, alle 
Kinder in die Kita zu holen, Wir sind uns einig über die 
Bedeutung der Sprachförderung. Schritt für Schritt sehen 
wir auch Erfolge. Das hat uns just letzte Woche im Bil-
dungsausschuss Ihre von der Koalition eingeladene An-
zuhörende Frau Herrmann von der Johannes-Tews-
Grundschule beeindruckend geschildert. Wenn aber die 
Kita als Bildungseinrichtung gesehen wird und zuneh-
mend gut auch funktioniert, warum dann die Hektik, die 
Kinder möglichst schnell in die Schule zu schicken? 
Warum ihnen nicht die Zeit geben, sich in der Kita in 
Ruhe zu entwickeln? Warum sie nicht ganz entspannt 
spielen lassen, sich emotional, sprachlich und motorisch 
entwickeln lassen? Lassen wir sie doch einfach ein biss-
chen länger Kind sein! 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Wir haben die Zeit, denn wenn Sie an das Ende der schu-
lischen Bildungskette gucken, dann schicken wir die 
Kinder im Moment teilweise nach der zehnten Klasse mit 
15 Jahren in den Ausbildungsmarkt. Wir schicken sie mit 
17 Jahren ins Studium. Zu diesem Zeitpunkt können sie 
noch nicht einmal ihren eigenen Mietvertrag unterschrei-
ben. Warum die Hektik? 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Das gilt gerade auch für die Kinder mit Migrationshinter-
grund, die nicht zuletzt Zielgruppe dieser Änderung wa-
ren. Ich weiß, viele von Ihnen sind gerade getrieben von 
dem immer früher, immer mehr – im Zweifel mit Zwang 
– für diese Kinder. Aber irgendwann verkehrt sich der 
gute Wille ins Gegenteil, in das uns allen bekannte politi-
sche Problem „gut gemeint ist nicht unbedingt gut ge-
macht“. Sie haben damit noch etwas entscheidendes Ne-
gatives herbeigeführt: Sie haben die Arbeit der Grund-
schulen und das Thema Schulanfangsphase belastet. Wir 
wissen genau, dass überdurchschnittlich viele dieser 
Kinder, die früh eingeschult werden, in der Schulan-
fangsphase verweilen. Das hat auch dazu geführt, dass 
man dieses Verweilen als Sitzenbleiben empfindet. Das 
konnte nicht zu einem Qualitätsschub in der Grundschule 

führen, weil dieser Übergang verhunzt worden ist. Des-
halb sind wir froh, dass unsere Vorschlag – ob nun heute 
oder nächste Woche – von Ihnen beschlossen wird. Damit 
ist der Weg frei, sich tatsächlich inhaltlich mit der Quali-
tät der Grundschule und deren Weiterentwicklung zu 
befassen. Auch das werden wir heute später noch tun. 
Insofern danke ich Ihnen an dieser Stelle erst mal für Ihre 
Aufmerksamkeit. – Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Remlinger! – Für die SPD-Fraktion 
hat jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Özışık. – Bitte! 
 

İlkin Özışık (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der hier vorliegende Antrag sieht vor, den 
Beginn der regelmäßigen Schulpflicht um drei Monate zu 
verschieben. Danach sollen Kinder schulpflichtig werden, 
die bis zum 30. September das sechste Lebensjahr voll-
endet haben statt, wie bisher, bis zum 31. Dezember. 
Zudem können Kinder, die vom 1. Oktober bis zum 
31. März des Folgejahres das sechste Lebensjahr vollen-
den, auf Antrag ihrer Erziehungsberechtigten nur an einer 
Schule aufgenommen werden, wenn sie eine öffentlich 
finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe oder eine 
öffentlich finanzierte Tagespflegestelle besuchen und die 
besuchte Einrichtung eine Aufnahme befürwortet. Bei 
Zuzüglern oder Kindern, die aus anderen zwingenden 
Gründen keine solche Einrichtung besuchen konnten, ist 
eine vorzeitige Einschulung möglich, wenn das Kind 
schulfähig ist. 
 
Der Antrag enthält zwei wesentliche Aussagen, erstens 
die Anhebung des Alters, ab dem Kinder schulpflichtig 
werden, und zweitens die Einschränkungen bei der frei-
willigen Einschulung von sogenannten Antragskindern 
auf Wunsch ihrer Erziehungsberechtigten. Die Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft berei-
tet entsprechend dem Beschluss des Senats in der Klau-
sursitzung vom 8. Januar 2015 einen Gesetzentwurf vor, 
der vorsieht, dass ab dem Schuljahr 2017/18 das Einschu-
lungsalter um drei Monate angehoben wird. Danach be-
ginnt künftig die Schulpflicht für Kinder, wenn sie bis 
zum 30. September das sechste Lebensjahr vollendet 
haben. Damit wird Berlin seine Regelungen zum Beginn 
der Schulpflicht denen anderer Länder anpassen. Dies 
entspricht einem Teil des vorliegenden Antrags. 
 
Der Gesetzesantrag ist jedoch in anderer Hinsicht zurück-
zuweisen, weil er gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
verstößt, indem er die Früheinschulung nicht nach allge-
meingültigen Kriterien ermöglicht. Während bei Zuzüg-
lern die Schulfähigkeit festgestellt werden muss, werden 
gegebenenfalls in gleicher Weise schulfähige Kinder 
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nicht zugelassen, wenn die besuchte Tageseinrichtung 
oder Tagespflegestelle die Früheinschulung nicht aus-
drücklich befürwortet. Kinder, die keine Tageseinrich-
tung oder Tagespflege besuchen, sind sogar vollständig 
von der Möglichkeit ausgeschlossen, frühzeitig einge-
schult zu werden. Diese Benachteiligung bei gleichen 
Voraussetzungen ist nicht sachgerecht zu begründen und 
mutmaßlich wegen des Verstoßes gegen das Grundgesetz 
verfassungswidrig. Zudem gibt es weder im Gesetzent-
wurf noch in der pädagogischen Wissenschaft eine Defi-
nition des Begriffs der Schulfähigkeit. Daher kann der 
Änderung des Schulgesetzes in dieser Form nicht zuge-
stimmt werden. Die Anhebung des Einschulungsalters 
wird im Rahmen der nächsten Schulgesetzänderung vor-
bereitet, und dies ohne schwammige Begriffe und grund-
gesetzkonform. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD – 
Zuruf von Wolfgang Brauer (LINKE)] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Özışık! – Für die Linksfraktion hat 
jetzt das Wort Frau Abgeordnete Kittler. – Bitte! 
 

Regina Kittler (LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Wir werden gleich eine lächerliche Ab-
stimmung erleben, wie sie in diesem Hause schon so oft 
vorgekommen ist. 

[Oliver Friederici (CDU): Na, na, na!] 

Die Koalition wird gegen diesen Antrag stimmen, obwohl 
sie den Inhalt schon längst übernommen hat. Der Refe-
rentenentwurf liegt schon vor, wir haben es gerade noch 
mal gehört. Wir bekommen den Gesetzesänderungsantrag 
der Koalition dann eben im nächsten Monat oder im 
Januar, und dann wird es ja auch Zeit, denn die Anmel-
dungen für die Einschulungen kommen näher  

[Steffen Zillich (LINKE): Die laufen schon!] 

– Entschuldigung! Die laufen schon, weiß mein Kollege 
aus eigener Erfahrung –, und das längst eingetretene 
Handeln von Eltern sowie Erzieherinnen und Erziehern 
muss auf rechtliche Füße gestellt werden. 
 
Die Linksfraktion wird sich in der Abstimmung enthal-
ten. Ich möchte das auch begründen. Ich bin der Mei-
nung, dass ein nach hinten oder vorne verschobener 
Stichtag wenig bis nichts an dem Problem löst, das viele 
an der jetzigen Gesetzeslage festmachen. Wir brauchen 
flexiblere Verfahren statt starre Regeln, also ein Datum 
für eine Einschulung, das einen Richtwert darstellt. Die-
ser muss wiederum mit Bedingungen verbunden sein, die 
dem Kindeswohl dienen müssen. Eltern und Pädagogin-
nen und Pädagogen müssen sensibel und klug entschei-
den, ob ein Kind zu diesem Datum eingeschult wird oder 
ob es noch ein weiteres Jahr darauf vorbereitet werden 

sollte. Dafür sind sie nämlich verantwortlich. Und wenn 
entschieden ist, muss jedes Kind so individuell gefördert 
werden, wie es das braucht, in der Kita oder in der Schu-
le. 
 
Dafür müssen die Bedingungen da sein, in der Kita und 
in der Schule. In der Kita müssen dafür die fachlichen 
und Ausstattungsstandards so weiterentwickelt werden, 
dass das anspruchsvolle Kitabildungsprogramm vollstän-
dig umgesetzt werden kann. Dazu brauchen wir vor allem 
mehr und gut ausgebildete Pädagoginnen und Pädagogen 
einschließlich einer Verbesserung der Erzieher-Kind-
Relation. Hören wir hier auf das Berliner Kitabündnis! 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN] 

Auch in der Schule braucht es bessere Bedingungen, die 
ich hier in der ersten Rederunde schon mal dargestellt 
habe. Bei den Lehrkräften und auch bei den Erzieherin-
nen und Erziehern in der Schule muss genügend Arbeits-
zeit zur Verfügung stehen, um Lernbedingungen auch für 
die Kleinsten so zu schaffen, dass alle so gefördert wer-
den, wie sie es brauchen. – Danke! 

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Kittler! – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt das Wort Frau Abgeordnete Bentele. – Bitte! 
 

Hildegard Bentele (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Fraktion der Grünen! Eigentlich müssten 
wir uns gemeinsam freuen und feiern, dass wir durch 
gemeinsame Beharrlichkeit – ich erinnere mich noch sehr 
gut an Herrn Mutlu – eine sehr wichtige Sache für die 
Berliner Kinder und Eltern, nämlich die Rücknahme der 
Früheinschulung als Regelfall durchgesetzt haben. 

[Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Regina Kittler (LINKE)] 

Durch die Rückverlegung des Stichtags auf den 
30. September nehmen wir vielen Eltern Sorgen und 
Druck und passen uns nicht nur wieder an unseren Nach-
barn und Bildungspartner, das Bundesland Brandenburg, 
an, sondern reihen uns in die große Mehrheit der anderen 
Bundesländer ein. Der Gesetzentwurf wird spätestens 
Anfang des nächsten Jahres in das Parlament kommen. 
Wir könnten uns eigentlich gemeinsam zurücklehnen und 
zufrieden sei. 
 
Grüne und zufrieden sein – das passt aber wohl nicht so 
richtig zusammen. 

[Beifall bei der CDU – 
Zuruf von Benedikt Lux (GRÜNE)] 

Deshalb reden wir heute noch mal über die Modalitäten 
der Früheinschulung. Zwischen dem Entwurf der Grünen 
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und dem der Koalition gibt es einen kleinen, aber nicht 
unrelevanten Unterschied. Nach Maßgabe der Grünen 
darf ein Kind eigentlich nur früher eingeschult werden, 
wenn es zuvor eine Kita besucht hat und die Kita grünes 
Licht gibt. Gemäß unserem Gesetzentwurf reicht es aus, 
wenn die für den Schulbesuch notwendigen Sprachkennt-
nisse vorliegen. Für uns müssen also die Startbedingun-
gen für einen früheren Start stimmen, wir mischen uns 
aber nicht in die Frage ein, wo das Kind diese erwirbt. 
 
Hierbei kommt abermals unser Leitprinzip zum Tragen. 
Wir wollen, dass die Eltern bei der höchst sensiblen Fra-
ge, wann der richtige Zeitpunkt für den Schuleintritt ist, 
die Hauptentscheider bleiben. Sie kennen ihr Kind am 
besten und würden genauso schwer wie ihr Kind unter 
einer Fehlentscheidung leiden. Andere Erziehungsinstitu-
tionen können in dieser Frage unterstützen, aber die Ver-
antwortung muss aus unserer Sicht letztlich bei den El-
tern liegen. 
 
Ich habe zur Rücknahme der Früheinschulung viele sehr 
persönliche dankbare Rückmeldungen von Eltern be-
kommen. Deshalb glaube ich, dass wir mit unserer For-
mulierung auf dem richtigen Weg sind. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Remlinger? 
 

Hildegard Bentele (CDU): 

Ja! 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Bitte! 
 

Stefanie Remlinger (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Kollegin! Unabhängig davon, dass ich 
gesagt habe, ich freue mich, hätte ich an Sie die Frage: 
Wenn Sie sagen, unser Gesetzentwurf ist zu restriktiv, 
weil er verschiedene Wege sieht, wie man in die Schule 
kommen kann, warum haben Sie dann, wenn Sie sagen, 
es soll alles den Eltern überlassen bleiben, dem Gesetz-
entwurf zugestimmt, der alle Kinder in Berlin, die nicht 
in der Kita sind, zwingt, 18 Monate vor Schuleintritt 
einen Sprachtest zu machen, und sie – sofern sie Förde-
rung brauchen – zwingt, in die Kita zu gehen, im Zweifel 
per Bußgeldverfahren? 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Hört, hört!] 

 

Hildegard Bentele (CDU): 

Die Bedingungen sind die gleichen. Die Sprachkenntnisse 
müssen vorliegen, das ist die einzige Bedingung. Aber ob 

sie in der Kita oder außerhalb erworben werden, stellen 
wir frei. 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Aber 18 Monate vorher!] 

– Ja, es wird geprüft, und dann müssen Sprachkenntnisse 
erworben werden. Aber wenn die Sprachkenntnisse bei 
der Schuleingangsuntersuchung nachgewiesen werden, 
muss doch nicht vorausgesetzt werden, dass sie in der 
Kita waren. Also wir stellen das frei. Wir prüfen die 
Sprachkenntnisse ab, und wenn die zu Hause nicht er-
bracht werden, dann müssen sie in die Kita. Das wider-
spricht sich doch nicht. Wir sagen, wir müssen die Start-
bedingungen klarhaben und sie brauchen die Sprach-
kenntnisse. Wo sie die erwerben – –  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Das steht bei uns so drin!] 

– Nein! In Ihrem Gesetzesentwurf steht drin, dass nur 
früher eingeschult werden kann, wenn zuvor eine Kita 
besucht wurde und die Kita grünes Licht gibt.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Oder vergleichbar! – 
Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Könnt ihr nicht rausge-
hen? – Benedikt Lux (GRÜNE): Lebendige Debatte!] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Bentele! – Für die Piratenfraktion hat 
jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Delius.  
 

Martin Delius (PIRATEN): 

Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich mache es kurz, weil ich möchte, dass der Tagesord-
nungspunkt 28, Geflüchtete Frauen schützen, noch auf 
dieser Plenarsitzung beraten wird. – Wir werden, wie 
auch in der ersten Lesung schon ausgeführt, diesem An-
trag nicht zustimmen und auch nicht jeder weiteren Ge-
setzesänderung, die einen Stichtag zur Einschulung vor-
sieht, denn hier ist ein sehr berühmtes Beispiel in diesem 
Parlament, wie man Korrelation mit Kausalität verwech-
seln kann, vorliegend.  
 
Wir fordern weiterhin die Flexibilisierung der Einschu-
lung. Die anerkannte Wissenschaft sagt das auch aus. Es 
sind vier Jahre Unterschied bei gleichem Einschulungsal-
ter im Entwicklungsstand zu erwarten. Dem muss der 
Senat Rechnung tragen. Das tut die Senatorin im Übrigen 
auch, indem sie den ganzen Einschulungsvorgang massiv 
flexibilisiert hat. Das müsste eigentlich auch in einem 
Gesetz Niederschlag finden und nicht ein Einschulungs-
stichtag. – Vielen Dank!  

[Beifall bei den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Delius! – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Zu dem Antrag Drucksache 17/1933 
empfiehlt der Fachausschuss mehrheitlich gegen Grüne 
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bei Enthaltung der Linken und der Hauptausschuss gegen 
Grüne und Linke die Ablehnung. Wer dem Gesetzesan-
trag dennoch zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen der 
SPD, der CDU und die Piratenfraktion. Enthaltungen? – 
Das ist die Fraktion Die Linke. Dann ist dieser Antrag 
abgelehnt.  
 
Ich komme zur  

lfd. Nr. 5 A: 
Gesetz zum Achtzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Dringliche Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Europa- und Bundesangelegenheiten, Medien vom 
25. November 2015 
Drucksache 17/2588 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2494 

Zweite Lesung 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Ich eröffne die zweite Lesung der Gesetzesvor-
lage und schlage vor, die Einzelberatung der drei Paragra-
fen miteinander zu verbinden. – Ich höre auch hierzu 
keinen Widerspruch. Ich rufe also auf die Überschrift, die 
Einleitung sowie die Paragrafen 1 bis 3 sowie den Staats-
vertrag. Es ist keine Beratung vorgesehen. Zu der Vorla-
ge – zur Beschlussfassung – empfiehlt der Ausschuss für 
Europa- und Bundesangelegenheiten, Medien einstimmig 
mit allen Fraktionen die Annahme. Wer der Gesetzesvor-
lage zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen, die Linksfraktion und die Pira-
tenfraktion. Gegenstimmen? – Ich sehe keine Gegen-
stimmen. Enthaltungen? – Ich sehe auch keine Enthaltun-
gen. Damit ist das Gesetz zum Achtzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag so beschlossen.  
 
Ich komme zur  

lfd. Nr. 6: 
Das Probejahr an Gymnasien abschaffen! – Gesetz 
zur Änderung des Schulgesetzes für das Land 
Berlin 
Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2564 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung. In der Beratung beginnt die 
Fraktion Die Linke. Das Wort hat Frau Abgeordnete 
Kittler. – Bitte!  
 

Regina Kittler (LINKE): 

Danke schön, Frau Präsidentin! – Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wir wollen das Probejahr abschaffen, denn 

Inklusion kann nicht in einem exklusiven Schulsystem 
realisiert werden.  

[Beifall bei der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Machen wir mal einen kleinen Exkurs in die jüngere 
Geschichte. Am 25. Juni 2009 fasste das Abgeordneten-
haus von Berlin den Beschluss mit dem Titel „Weiter-
entwicklung der Berliner Schulstruktur“, Drucksache 
2479. Im Beschluss werden die seitdem oft wiederholten 
Ziele der Schulreform benannt: erstens, alle Kinder und 
Jugendlichen zu höchstmöglichen schulischen Erfolgen 
und die übergroße Mehrheit zum mittleren Schulab-
schluss am Ende der 10. Jahrgangsstufe zu führen sowie 
den Anteil derjenigen, die die Schule ohne Abschluss 
verlassen, deutlich zu verringern; zweitens die Abhängig-
keit des Bildungserfolgs von der sozialen Herkunft deut-
lich zu verringern und drittens die Abiturientenquote 
innerhalb der nächsten zehn Jahre deutlich zu erhöhen. 
Ausdrücklich beschloss das Abgeordnetenhaus unter 
Punkt 1.1 hier auch die Gleichwertigkeit von integrierter 
Sekundarschule und Gymnasium. Hier heißt es, ich zitie-
re:  

Ein zweigliedriges Schulsystem in der Sekundar-
stufe I ist nur dann erfolgreich, wenn beide Schul-
arten gleichwertig sind. Das bedeutet im Einzel-
nen: In beiden Schularten gelten die gleichen Bil-
dungsstandards und entsprechend gleiche Lernvo-
lumina. Beide Schularten vergeben alle Schulab-
schlüsse einschließlich des Abiturs nach gleichen 
Kriterien. Für aufgenommene Schülerinnen und 
Schüler ist ein Wechsel der Schulart durch Ent-
scheidung der Schule nicht mehr zulässig. Ein 
Verlassen der Schule auf eigenen bzw. Wunsch 
der Eltern bleibt selbstverständlich möglich. Für 
den Übergang in die gymnasiale Oberstufe gelten 
die gleichen Anforderungen und Regelungen. Der 
gemeinsame Unterricht von Schülerinnen und 
Schülern mit und ohne sonderpädagogischen För-
derbedarf findet an beiden Schularten statt. Beide 
Schularten sind gleichwertig im Hinblick auf den 
Anspruch, jeden Schüler und jede Schülerin in ei-
ner heterogenen Lerngruppe zum bestmöglichen 
Abschluss zu führen.  

Zitatende. Alle Schulen, eben auch die Gymnasien, müss-
ten deshalb Verantwortung für jede aufgenommene Schü-
lerin und für jeden aufgenommenen Schüler übernehmen 
und eine Kultur der individuellen Förderung entstehen 
lassen. Dazu gehört, dass aufgenommene Schüler bei 
Defiziten der Leistungsentwicklung nicht zwangsweise 
an andere Schulen abgegeben werden. Der erzwungene 
Schulwechsel ist eine auf die Sicherung fiktiver Homo-
genität ausgerichtete Selektionsmaßnahme, die mit dem 
Inklusionsauftrag unvereinbar ist. Die betroffenen Schü-
lerinnen und Schüler werden in der Regel beschämt und 
in ihrer Entwicklung beschädigt. Und dann kommen sie 
in die Reparaturwerkstatt ISS oder Gemeinschaftsschule. 
Die Pädagoginnen und Pädagogen dort haben dann lange 

(Vizepräsidentin Anja Schillhaneck) 
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zu tun, diese Schülerinnen und Schüler wieder aufzubau-
en, ihnen den Glauben in die eigenen Fähigkeiten wieder-
zugeben und ihr Selbstwertgefühl aufzubauen. Bei einem 
nicht unbeträchtlichen Teil schaffen es engagierte Lehr-
kräfte dort, dann trotzdem diese angeblich abituruntaugli-
chen Schülerinnen und Schüler erfolgreich zum Abitur zu 
führen. Ich frage Sie: Warum sollte das nicht auch im 
Gymnasium gehen?  

[Beifall bei der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Unabhängig davon, dass folgendes Problem jedes Jahr 
neu besteht: Wohin mit den sogenannten Rückläufern? 
Zurück? Wohin? Dahin, wo sie herkommen? Oder dahin, 
wo sie hingehören, nur nicht am exklusiven Gymnasium 
bleiben? Das ist doch der Zopf der Vergangenheit, der 
uns hier anguckt und der endlich abgeschnitten gehört.  

[Beifall bei der LINKEN –  
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Beim ersten Überfliegen der politischen Schwerpunktset-
zungen, die die Koalition mit der Verteilung der Rück-
zahlung des Bundes und der Länder in Höhe von 
300 Millionen Euro betont, dachte ich ja: Oha, die SPD 
erinnert sich an ihren eigenen mit uns Linken gemeinsam 
gefassten Beschluss. Ich weiß, so ist es leider nicht.  
Oder? Ich interpretiere den Geldsegen für die Gymnasien 
mit einer Aufstockung von 5 Millionen Euro per anno 
jetzt einfach mal als Unterstützung für unseren Antrag. 
Das Geld ist dort gut angelegt, wenn das Probejahr fällt 
und Gymnasien prinzipiell mit heterogenen Klassen ar-
beiten und alle Schülerinnen und Schüler so fördern, dass 
aus ihnen wird, was aus ihnen werden kann. Tun wir es 
einfach, schaffen wir das Probejahr ab!  

[Beifall bei der LINKEN und den PIRATEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Kittler! – Für die SPD-Fraktion hat 
das Wort der Abgeordnete Oberg. – Bitte!  
 

Lars Oberg (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! Ich fühle 
mich ein wenig in der Zeit zurückversetzt, so ungefähr 
sechs oder sieben Jahre. Da haben wir in diesem Haus, 
aber nicht an diesem Ort die gleichen Debatten miteinan-
der geführt, das waren damals noch die Koalitionsrunden 
von Rot-Rot, als wir uns gemeinsam diese Schulstruktur-
reform, wie sie der Senat vorgeschlagen hat, sehr genau 
angesehen haben. Wir haben uns überlegt, wie wir es 
schaffen, ein Schulsystem zu etablieren, bei dem wir zwei 
Schulformen haben, die bis zum Abitur führen, und zwei 
Schulformen, die gleichwertig sind. Gleichwertig, aber 
nicht gleichartig war damals etwas, was wir als gemein-
sames Ziel formuliert haben. Und das entspricht auch 
dem, was Sie eben vorgelesen haben.  Es ist aber wichtig, 
zwischen gleichwertig und gleichartig zu unterscheiden, 

weil man eben doch den unterschiedlichen Charakter 
beider Schulen in den Blick nehmen muss. Den muss es 
ja auch geben, sonst kann man schlecht begründen, wa-
rum die einen in zwölf und die anderen in 13 Jahren zum 
Abitur führen,  

[Martin Delius (PIRATEN): Eben!] 

warum wir das eine als Ganztagsschule machen und das 
andere nicht, warum das eine mit einer geringeren Klas-
senfrequenz unterwegs ist, wohingegen das andere von 
besonders großen Klassen geprägt ist.  
 
Das alles wissend haben wir uns überlegt, wie wir das mit 
dem Übergang organisieren. Da war es das prägende 
Moment, dass wir wollten, dass möglichst viele Kinder 
eine faire Chance haben, sich selbst gemeinsam mit ihren 
Eltern entscheiden zu können. Wir hatten lauter Varian-
ten auf dem Tisch. Und irgendwann fiel das Wort, wir 
suchen die beste von lauter schlechten Möglichkeiten, 
denn man kann einen Schulübergang in verschiedener Art 
und Weise organisieren.  
 
Die erste Möglichkeit ist die, die Sie jetzt präferieren, die 
wir damals relativ rasch verworfen haben, war die, es 
völlig freizugeben und zu sagen, wer will, entscheidet 
sich nach dem Ende der 6. Klasse, auf welche Schulart er 
geht, und dabei bleibt es dann. Das haben wir aus zwei 
Gründen verworfen, erstens wegen der Akzeptanz der 
Schulstrukturreform und zweitens aber auch wegen der 
praktischen Unmöglichkeit, eine sichere Wahl zu diesem 
einen Zeitpunkt treffen zu können. Man kann sich 
schlicht auch irren, in die eine wie in die andere Rich-
tung.  
 
Dann haben wir uns also die anderen Alternativen über-
legt und haben uns angeschaut, wie man es machen könn-
te. Man könnte es so machen, dass man einen Test ein-
führt, der nach der 6. Klasse festlegt, wer aufs Gymnasi-
um und wer in die Sekundarschule darf. Das wollten wir 
nicht. Das wäre nämlich sehr ungerecht gewesen. Zweite 
Möglichkeit wäre ein Numerus Clausus gewesen. Das 
wäre ebenso schlecht gewesen. Deswegen haben wir es 
vom Tisch genommen.  
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Zillich? 
 

Lars Oberg (SPD): 

Wenn ich den Satz zu Ende gebracht habe. – Deshalb 
sind wir dann zu dem recht fairen Instrument gekommen, 
dass sich die Kinder und die Eltern nach der 6. Klasse frei 
entscheiden können und dass es dann eben ein Probejahr 
gibt, in dem auch die Kinder, die sich bei der Grundschu-
lempfehlung, die es davor gab oder die so ähnlich ausse-
hen könnte, nicht bewähren konnten, trotzdem die Mög-
lichkeit haben durchzukommen. Das Problem, dass es 

(Regina Kittler) 
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Schulen gibt, die in der 7. Klasse ganz besonders gut 
fördern, und andere, die brutal aussieben, lässt sich per 
Gesetz gar nicht ändern, sondern das ist eine Frage der 
Kulturen. Ich stimme Ihnen zu, dass wir da ranmüssen. 
Auf dem von Ihnen vorgeschlagenen Weg würden wir 
das aber nicht lösen. – Jetzt die Zwischenfrage. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Bitte, Herr Zillich! 
 

Lars Oberg (SPD): 

Es ist ja wie früher, sag ich doch! 
 

Steffen Zillich (LINKE): 

Herr Kollege Oberg! Ich will nicht alle Debatten noch 
einmal führen, aber Sie haben es so dargestellt, als wäre 
das Probejahr ein gutes Instrument, mit dem Eltern oder 
Kinder ihre eigenen Irrtümer korrigieren können. Dann 
braucht man es doch nicht als Zwangsinstrument, oder? 
Die Schule wechseln kann man doch immer. 
 

Lars Oberg (SPD): 

Nein, es war eine andere Frage. Dann müssten Sie beide 
Punkte hören, die ich gesagt habe. Es sind zwei Aspekte. 
Das eine ist: Wir möchten, dass möglichst viele einen 
fairen Zugang haben. Gleichzeitig muss man aber auch 
die Akzeptanz des gesamten Instruments berücksichtigen. 
Wir beide wissen sehr genau, wie hart wir damals gegen 
CDU und FDP darum ringen mussten, diese Schulstruk-
turreform nicht als sozialistisches Experiment diffamieren 
zu lassen, sondern als etwas anerkennen zu lassen, das 
genau das richtige Augenmaß zwischen Chancengleich-
heit und Fairness auf der einen Seite und der Rücksicht-
nahme auf gesellschaftliche Echoeffekte auf der anderen 
Seite hat. Deshalb ist dieses Probejahr die beste unter 
lauter schlechten Alternativen.  
 
Ich denke, wir können auf ein Übergangssystem nicht 
verzichten. Einen Numerus Clausus wird es mit uns nicht 
geben, wird es mit Ihnen nicht geben. Einen harten Test, 
das wird es mit uns auch nicht geben. Deshalb ist diese 
Lösung, die natürlich Risiken und Nebenwirkungen hat 
und zu Verwerfungen führt, die aber immer noch geringer 
sind als ein Numerus Clausus oder ein Test, die beste 
unter lauter schlechten Möglichkeiten, und wir stehen 
dazu. – Ich glaube, da möchte noch jemand eine Zwi-
schenfrage stellen. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Ich wollte Sie gerade fragen, ob Sie eine weitere Zwi-
schenfrage zulassen, dieses Mal von der Kollegin Kittler. 
 

Lars Oberg (SPD): 

Selbstverständlich, geht ja alles nicht von der Zeit ab. 
 

Regina Kittler (LINKE): 

Das ist ja einer, der sich traut, im Gegensatz zu vielen 
anderen.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Ah!] 

Herr Oberg! Können Sie bitte erklären, warum Ihre Lan-
des-AG Bildung der SPD eine ganz andere Meinung hat? 
Monika Buttgereit hat das vor anderthalb Wochen bei der 
letzten Veranstaltung der GGG definitiv gesagt, weil sie 
einschätzte, dass diese Regelung zulasten der ISS und der 
Gemeinschaftsschulen gehe.  
 

Lars Oberg (SPD): 

Warum es unterschiedliche Meinungen gibt, lässt sich 
relativ leicht erklären. Die Einheit von Staat und Partei – 
könnte ich jetzt sagen, lasse ich mal weg – ist schon ein 
bisschen her. Selbstverständlich gibt es unterschiedliche 
Auffassungen. Selbstverständlich diskutieren wir das 
auch intern, so wie wir das hier auch diskutieren. Das ist 
bei Volksparteien so. Dass ist das, warum wir bei der 
Willensbildung ganz besonders effizient sind.  

[Vereinzelter Beifall bei der CDU – 
Steffen Zillich (LINKE): Da sagt die Partei das eine  

und die Fraktion das andere!] 

Ich sage der Partei auch – da gibt es übrigens auch unter-
schiedliche Meinungen, weil es nicht nur eine Person 
gibt, sondern viele –: Was ist denn dann eure Alternative? 
Wenn mir jemand eine bessere Alternative bietet, können 
wir darüber reden. Das, was Sie vorschlagen, es schlicht 
zu streichen, würde die Legitimationsbasis unserer ge-
meinsamen Schulstrukturreform im Nachhinein untergra-
ben.  

[Regina Kittler (LINKE): Wieso das denn?] 

Ich glaube, wir würden unseren bildungspolitischen Zie-
len damit keinen Gefallen tun. Deshalb glaube ich, dass 
wir über Alternativen diskutieren sollten, aber diese hier 
ist keine, von der ich mich bisher habe überzeugen lassen 
können, dass sie mehr positive als negative Effekte 
bringt.  

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (LINKE)] 

Wir wollen weiter, dass es ein Bildungssystem gibt, das 
auf der einen Seite gesellschaftliche Akzeptanz besitzt 
und gleichzeitig trotzdem für jeden einzelnen die maxi-
malen Chancen bietet. Das war unsere gemeinsame Phi-
losophie,  

[Regina Kittler (LINKE): Die war ein bisschen anders!] 

und genau daran werden wir weiterarbeiten. – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

(Lars Oberg) 
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Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Oberg! – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete 
Remlinger.  
 

Stefanie Remlinger (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
störe Ihre Aufarbeitungsdebatte eigentlich nur ungern, 
aber andererseits nehme ich natürlich gerne an der Debat-
te teil, wenn Sie offensichtlich ein paar Jahre nach der 
Schulstrukturreform hier die Debatte ums Gymnasium 
eröffnen wollen.  
 
Ich habe an dieser Stelle vor Monaten zur CDU gesagt, 
was ich hier gerne wiederhole: Wir stehen als Grüne nicht 
dafür bereit, den Schulfrieden aufzukündigen. Wir stehen 
insbesondere nicht für einen Kulturkampf gegen oder für 
das Gymnasium zur Verfügung.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Dr. Wolfgang Albers (LINKE):  
Darum geht es auch gar nicht!] 

– Ja, ich weiß, und offensichtlich rüstet ihr euch für den 
Wahlkampf und haltet dies ausgerechnet für die richtige 
Zeit, um die Debatte wieder aufzumachen. 

[Regina Kittler (LINKE): Mensch! Habt ihr  
noch andere Argumente? – 

Uwe Doering (LINKE): Das macht ihr nicht?] 

Wir werden die Debatte auch im Wahlkampf führen, und 
ich skizziere die Linie, die wir haben werden, hier gerne. 
Ich habe gesagt, wir machen keinen Kulturkampf für oder 
gegen das Gymnasium. Was wir aber gerne jederzeit 
machen, ist eine fundierte Qualitätsdebatte und eine ehr-
liche Debatte darüber, was Schulen brauchen, um sich 
weiterzuentwickeln – sich weiterentwickeln zu wollen 
und zu können.  
 
Es ist kein Geheimnis, dass wir als Grüne keine Freun-
dinnen und Freunde des Probejahrs sind. Ich finde es 
deshalb richtig, dass wir uns ein paar Jahre nach der 
Strukturreform genauer anschauen, was hier genau pas-
siert, welche Anreizwirkung das Probejahr in den letzten 
Jahren hatte, wie viel Förderung oder Nichtförderung 
tatsächlich stattfindet, inwiefern die Abschulung als In-
strument verwendet wird, um Klassenfrequenzen abzu-
senken.  
 
Was wir auf jeden Fall wissen, ist, dass gerade diese 
Übergangsschwelle eine ist, die Kindern mit Migrations-
hintergrund zum Nachteil gerät. Gerade an dieser 
Schwelle bleibt aus interkultureller Sicht noch sehr viel 
zu tun. Zu sehr stecken Vorurteile über sogenannte bil-
dungsferne Familien und Milieus noch in vielen Köpfen. 
Zu oft wird aus den falschen Gründen vom Gymnasium 
abgeraten und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
gesagt, sie sollten sich keine illusorischen Ziele setzen. 

Damit muss Schluss sein, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Wie gesagt, mit Blick auf diese Fragen und Probleme 
debattieren wir gerne und haben deshalb zu diesem The-
ma eine Anhörung im Bildungsausschuss angemeldet. 
Und auch nach der Anhörung sollten wir aus unserer 
Sicht die Gespräche fortsetzen und uns darüber unterhal-
te, ob eine Abschaffung des Probejahrs als isolierte Maß-
nahme sinnvoll ist. Hier wäre dann auch der überraschen-
de gestrige Hauptausschussbeschluss mit einzubeziehen, 
die Gymnasien im Probejahr analog zu den Sekundar-
schulen zu finanzieren.  
 
Da stellt sich natürlich die Frage, ob wir diesen Weg 
weiterzugehen auch gemeinsam willens sind. Und wir 
sollten uns darüber unterhalten, ob der Weg der Weiter-
entwicklung einer ist, wo wir Schulen unterstützen, die 
sich auf diesen Weg machen wollen, oder ob wir einmal 
mehr den Schulen flächendeckend etwas überstülpen, 
etwas verordnen wollen. – Wie auch immer wir uns ent-
scheiden, ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss. 
Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Remlinger! – Für die CDU-Fraktion 
hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete Bentele. – Bitte! 
 

Hildegard Bentele (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Der Antrag der Linken führt uns in eine 
geradezu schizophrene Situation. Die Linke hat im Zuge 
der Schulstrukturreform im Jahr 2009 das damalige Pro-
behalbjahr am Gymnasium nicht etwa abgeschafft, nein, 
sie hat es erst recht fest etabliert, indem sie es auf ein Jahr 
verlängert hat.  Wir nehmen gerne für uns in Anspruch, 
unsinnige rot-rote Reformen zu korrigieren, aber dass uns 
die Urheber der Reformen selbst zur Korrektur aufrufen, 
das ist dann schon eine besondere Variante aus dem Toll-
haus! 

[Beifall bei der CDU – 
Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Mädel, 

nichts verstanden!] 

Dazu kommt, dass der Antrag zeigt, dass Die Linke das 
Zwei-Säulen-Modell – es handelt sich um zwei Säulen; 
das ist nicht besonders anspruchsvoll – immer noch nicht 
verstanden hat. 

[Regina Kittler (LINKE): Aber Sie!] 

Dann leisten wir also zunächst einmal bildungspolitische 
Entwicklungshilfe! 
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Kapitel 1: Was unterscheidet das Gymnasium von der 
ISS? – Das Gymnasium ist eine Schulform für viele, aber 
nicht für alle, so wie die ISS oder die Gemeinschaftsschu-
le. 

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Genau  
das ist das Problem! – 

Regina Kittler (LINKE): Sie haben 
 das Problem erfasst!] 

Das Gymnasium richtet sich an Schüler mit hohem 
Sprachvermögen, die leicht, schnell und gerne lernen und 
die Leistungsbewertungen befürworten. 

[Steffen Zillich (LINKE): Wo steht denn das?] 

Ziel des Gymnasiums ist die allgemeine Hochschulreife 
nach zwölf Schuljahren und die Vorbereitung auf ein 
Hochschulstudium. Am Gymnasium wird nicht auf ver-
schiedenen Niveaus unterrichtet, sondern durchgehend 
auf dem höchsten. Weniger als ein Drittel der Gymnasien 
sind Ganztagsschulen. Die Klassen sind deutlich größer 
als an den ISS, und den Gymnasien stehen überdies we-
niger Teilungsstunden für Einzel- oder Gruppenarbeit zur 
Verfügung. Ich könnte noch viele weitere Unterschiede 
aufzählen, aber ich glaube, schon die genannten machen 
deutlich: Das Gymnasium ist ein relativ anspruchsvoller 
Bildungsweg, für den die Schüler die richtigen Voraus-
setzungen mitbringen müssen, weil sie sonst aufgrund der 
eben beschriebenen Struktur des Gymnasiums Gefahr 
laufen, nicht mitzukommen. 
 
Kapitel 2: Grundschüler in Berlin bringen höchst unter-
schiedliche Voraussetzungen aus der Grundschule in die 
weiterführende Schule mit. Grundschulnoten sind nur 
sehr begrenzt aussagekräftig und schwer vergleichbar. 

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Das ist 
 auf dem Gymnasium nicht anders!] 

Wir fordern schon lange zentrale Klassenarbeiten in 
Klasse 6 in den Kernfächern, die nach einem einheitli-
chen Schlüssel korrigiert und bewertet werden, damit 
Schüler und Eltern einen objektiven Überblick über die 
Leistungen ihres Kindes und damit eine gute Grundlage 
für die Entscheidung über den weiteren Bildungsweg 
bekommen. Das war mit der SPD nicht zu machen, wie 
Herr Oberg gerade eben auch gesagt hat. Wir haben uns 
als Behelf in dieser Legislaturperiode darauf geeinigt, 
dass bei einem Notendurchschnitt von 3,0 abwärts ein 
obligatorisches Beratungsgespräch durchgeführt wird, 
damit Eltern, Schüler und das Gymnasium ihre gegensei-
tigen Erwartungen abgleichen können und Fehlentschei-
dungen hoffentlich vermieden werden. 
 
Zusammenfassung: Wir haben sehr unterschiedliche 
Leistungsausgangslagen bei den Grundschülern, gleich-
zeitig haben wir das klare Zielraster Erreichung des Klas-
senziels bzw. Abitur an den Gymnasien, das mit deutlich 
weniger innerschulischen Hilfsstrukturen und pädagogi-
schem Personal unterlegt ist und für das nur sechs Jahre 
zur Verfügung stehen. 

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Das zeigt,  
wie sinnvoll unsere Forderung ist!] 

Unter diesen gegebenen Umständen brauchen wir das 
Probejahr zur Orientierung bzw. zur Neuorientierung für 
Schüler, die sich in ihrer Leistungsfähigkeit möglicher-
weise geirrt haben. Momentan führt kein Weg daran 
vorbei, außer dass wir es eigentlich wieder auf ein halbes 
Jahr verkürzen könnten. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
 

Hildegard Bentele (CDU): 

Nein! Ich möchte erst einmal zu Ende sprechen. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Keine Zwischenfragen! 
 

Hildegard Bentele (CDU): 

Nur, damit wir uns nicht missverstehen: Die CDU ist 
grundsätzlich keine Anhängerin des Probejahres. Wir 
denken, dass man die Frage: Passt ein Schüler auf das 
Gymnasium oder nicht? – beispielsweise durch die ge-
nannten zentralen Klassenarbeiten und eine Gymnasial-
platzgarantie für Schüler, die einen bestimmten Noten-
durchschnitt mitbringen, viel besser regeln könnte. Was 
aber nicht geht, ist das, was Sie vorschlagen, nämlich 
Schüler, die schon in der ersten Gymnasialklasse große 
Probleme haben, dem gymnasialen Niveau zu folgen, 
einfach in der nicht mit umfangreichen Hilfsleistungen 
ausgestatteten Gymnasialstruktur hängenzulassen. 
 
Was übrigens auch nicht geht, ist, die Gymnasialpädago-
gen mit zusätzlichen Anforderungen, beispielsweise dem 
Abschluss von Zielvereinbarungen einzudecken, ohne 
ihnen hierfür die entsprechenden personellen und struktu-
rellen Ressourcen zu geben. 

[Regina Kittler (LINKE): Das können  
Sie doch tun!] 

Das ist einfach nur heuchlerisch und unterscheidet dieje-
nigen, die das Gymnasium indirekt sterben lassen wollen, 
indem sie es mit Heterogenität zufluten, ohne dem Gym-
nasium die Bedingungen zur Bewältigung dieser Hetero-
genität zur Verfügung zu stellen, von denen, die die Rea-
lität an den Gymnasien ehrlich zur Kenntnis nehmen. 

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Weil Sie die Ressourcen 
nicht liefern können, müssen die Kinder leiden!] 

Wir halten die Übergangssituation von der Grundschule 
auf das Gymnasium für bei Weitem nicht gut geregelt 
und finden, dass Hunderte von Umsteigern jedes Jahr ihr 
siebtes Schuljahr besser hätten verbringen können. Da 
wir das Grundproblem aber leider nicht lösen können, 
sorgen wir zumindest konkret dafür, dass sich die Situ-

(Hildegard Bentele) 
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ation der Schüler und Lehrer in den 7. Klassen an den 
Gymnasien in Zukunft wirklich verbessert. 
 
Auf unseren Antrag wurden in den Doppelhaushalt je-
weils 5 Millionen Euro pro Jahr eingestellt, um den Per-
sonalschlüssel in Klasse 7 des Gymnasiums so zu verbes-
sern, dass auch schwächere Schüler gefördert werden 
können. So sieht verantwortungsvolle Bildungspolitik im 
Zwei-Säulen-System aus! 

[Beifall bei der CDU] 

Aus Anträgen wie Ihren, verehrte Kollegen der Fraktion 
Die Linke, spricht doch eigentlich nur die Verzweiflung 
darüber, 

[Regina Kittler (LINKE): Sieht so Verzweiflung aus?] 

dass Sie selbst mit Rot-Rot nicht die Kraft hatten, das 
Gymnasium offen abzuschaffen,  

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Wir arbeiten dran!] 

und deshalb schießen Sie nun vergiftete Pfeile ab. 
44 000 Gymnasiasten haben einen Anspruch auf eine 
faire Vertretung ihrer Interessen. Bei den Linken – das 
haben Sie durch diesen Antrag abermals gezeigt – ist 
hierzu Fehlanzeige zu vermelden. 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Bentele! – Für die Piratenfraktion hat 
jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Delius. – Bitte! 
 

Martin Delius (PIRATEN): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich wiederhole mich: Aus Respekt vor dem 
Antrag lfd. Nr. 28 – Frauen vor Gewalt schützen – fasse 
ich mich kurz. Die Linke macht es hier richtig. Sie bean-
tragt, was konsequent notwendig ist, wenn man Inklusion 
an den Berliner Schulen haben möchte, sie beantragt, das 
Probejahr an den Gymnasien abzuschaffen. 

[Beifall von Regina Kittler (LINKE)  
und Dr. Wolfgang Albers (LINKE)] 

Dem können wir zustimmen; in den Ausschussberatun-
gen wird sich das noch einmal verfestigen. Wir haben 
auch schon einmal darüber geredet – darauf ist Frau Rem-
linger eingegangen. 
 
Herr Oberg! Die am wenigsten schlechte Lösung ist im-
mer noch eine schlechte Lösung. 

[Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Carsten Schatz (LINKE)– 

Lars Oberg (SPD): Besser als keine Lösung!] 

Ja! Wir sind auch nicht mehr vor sechs Jahren. Das sehen 
Sie daran, dass ich hier vorne stehe und mich in die De-
batte einmische.  
 

Trauen Sie doch den Gymnasien – das ist mein letzter 
Punkt – mehr zu! Die Gymnasien können Inklusion. Die 
Gymnasien können berufliche Bildung. Und wenn Sie sie 
auch noch mit 5 Millionen Euro unterstützen, dann schaf-
fen wir das. Insofern: Haben Sie Mut! Setzen Sie die 
Strukturreform, die Sie angefangen haben, konsequent 
um, und beachten Sie, dass im Gegensatz zu der Zeit vor 
sechs oder sieben Jahren inzwischen weit mehr als zwei 
Drittel der Bevölkerung in Berlin völlig überzeugt von 
dem Erfolg dieser Strukturreform sind und das dann auch 
gerne umgesetzt sehen. – Vielen Dank! 

[Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN 
und der LINKEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Delius! – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 
 
Es wird die Überweisung des Antrags an den Ausschuss 
für Bildung, Jugend und Familie empfohlen. Gibt es 
hierzu Widerspruch? – Gibt es nicht. Dann verfahren wir 
so. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 7: 
Dreizehntes Gesetz zur Änderung der Verfassung 
von Berlin 
Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2571 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung. Es ist keine Beratung vorge-
sehen. 
 
Es wird die Überweisung der Vorlage – zur Beschlussfas-
sung – federführend an den Ausschuss für Inneres, Si-
cherheit und Ordnung und mitberatend an den Ausschuss 
für Verfassungs- und Rechtsangelegenheiten, Verbrau-
cherschutz, Geschäftsordnung empfohlen. Gibt es hierzu 
Widerspruch? – Gibt es nicht. Dann verfahren wir so. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 8: 

Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus 
(WobauBeschlG) 
Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2573 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung. Es ist keine Beratung vorge-
sehen. 
 
Ich habe die Vorlage vorab federführend an den Aus-
schuss für Bauen, Wohnen und Verkehr und mitberatend 

(Hildegard Bentele) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2571.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2573.pdf
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an den Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt 
überwiesen. Darf ich Ihre nachträgliche Zustimmung 
feststellen? – Ich höre auch hierzu keinen Widerspruch. 
 
Der Tagesordnungspunkt 9 war Priorität der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen unter TOP 3.3. 
 
Ich komme also nun zu 

lfd. Nr. 10: 
Erstes Gesetz zur Änderung des 
Gesundheitsdienstreformgesetzes 
Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2575 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung. Auch hier ist keine Beratung 
vorgesehen. 
 
Es wird die Überweisung der Gesetzesvorlage an den 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales empfohlen. Gibt 
es hierzu Widerspruch? – Gibt es nicht. Dann verfahren 
wir so. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 10 A: 
Gesetz zur Änderung besoldungs- und 
laufbahnrechtlicher Vorschriften im Schulbereich 
Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU 
Drucksache 17/2587 

Erste Lesung 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Ich eröffne die erste Lesung. In der Beratung 
beginnt die Fraktion der CDU. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schlede. – Bitte! 
 

Stefan Schlede (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Ände-
rung des Landesbesoldungsgesetzes ist uns ein besonde-
res Anliegen, damit wir das, was im Haushalt bereits über 
den Hauptausschuss für die Jahre 2016 und 2017 einge-
stellt worden ist, nämlich die höhere Besoldung der 
Grundschulleiter, tatsächlich durchführen können. 
 
Ich habe mir sagen lassen, wenn wir uns auf eine Be-
schlussvorlage des Senats hätten einlassen müssen, dass 
es Monate gedauert hätte, ehe wir zum erklärten Ziel 
gekommen wären, um das Geld, das bereits eingestellt 
worden ist, auch tatsächlich anwenden zu können. Des-
wegen sind wir dafür, dass das Gesetz von uns aus einge-
bracht wird. Ich rechne sogar mit einer allgemeinen Zu-
stimmung in diesem Zusammenhang. 
 

Notwendig ist es aus unserer Sicht schon lange gewesen, 
und zwar spätestens, als wir immer wieder durch Nach-
fragen erfahren haben, dass im Grundschulleiterbereich 
hohe Vakanzen bestehen, die Stellen nicht ausgefüllt und 
nicht nachgefragt werden und wir letztlich feststellen 
mussten, dass es eine deutliche Diskrepanz zwischen den 
Leitungsdotierungen der anderen Schulzweige und denen 
der Grundschule gibt und von daher die Bewerberlage 
extrem schlecht war. Als wir beispielsweise im März 
2015 festgestellt haben, dass sich die Zahl der fehlenden 
Grundschulleiter auf 19 belief und die der fehlenden 
stellvertretenden Grundschulleiter auf 70, ist das für alle 
eine so alarmierende Zahl gewesen, dass wir nicht nur auf 
unserem Parteitag beschlossen haben, eine Anhebung der 
Dotierung für die Grundschulleiter vorzunehmen. Wir 
waren auch der Auffassung, dass dieses eventuell hilft, 
die Nachfrage zu verstärken, und gleichzeitig einen An-
reiz für die Stellvertreter bietet, diese Position anzustre-
ben.  
 
Wir waren ursprünglich der Auffassung, man sollte auch 
die Stellvertreter gleich mit einbeziehen. Das wäre sicher-
lich besser gewesen, denn Leitungsfunktionen an Grund-
schulen sind auch heute mit so viel bürokratischer Last 
verbunden, dass man auch die Stellvertreter hätte mit 
einbeziehen können. Aber selbst dieser Schritt, den wir 
jetzt hoffentlich gemeinsam gehen können, wird helfen, 
die Grundschulen in der Zukunft besser leiten zu können.  

[Beifall bei der CDU] 

„Besser ausgestattet“ heißt also auch: in Zukunft besser 
nachgefragt. Und das ist die Hoffnung, die uns bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzes bewegt. – Schönen 
Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Schlede! – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete 
Remlinger. – Bitte sehr! 
 

Stefanie Remlinger (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! wer-
ter Herr Schlede! Selbstverständlich wissen Sie, dass wir 
es nicht ablehnen werden, die Rektorinnen und Rektoren 
besser zu bezahlen. Dass Sie das jetzt mit dem Gesetz-
entwurf untersetzen, was haushälterisch schon mehr oder 
weniger abgebildet ist und sein wird, ist nur würdig und 
recht. Dennoch haben Sie die Kritikpunkte, die man hier 
nun mal nennen muss, selbst angesprochen.  
 
Sie haben kurz erwähnt, dass wir auch das Thema Grund-
schullehrkräfte insgesamt mal auf die Tagesordnung 
nehmen könnten. Sie sagen: Wir haben begriffen, dass 
Schulleiter für Schulen wichtig sind. Das gilt für alle 
Schultypen. Hier haben wir einen besonderen Mangel. 

(Vizepräsidentin Anja Schillhaneck) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2575.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2587.pdf
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Dann zahlen wir da mehr. – Ich sage Ihnen: Ich kenne 
Ampelsysteme der Warnung zur Frage, wo wir Fachkräf-
temangel haben. Eines hat sogar vier Farben – nicht nur 
Grün, Orange und Rot, sondern auch noch Dunkelrot –, 
und das bezieht sich auf die mittelfristige Lehrkräftebe-
darfsplanung. Sie wissen es genau: Bis auf einzelne Fä-
cher ist dort die Warnlampe auf Dunkelrot – bei der 
Grundschule in allen Fächern. – Das heißt, es ist eigent-
lich unverzeihlich, hier isoliert nur die Rektoren und 
Rektorinnen zu betrachten.  

[Beifall bei den GRÜNEN und der LINKEN] 

Gerade deshalb, weil Sie meine Kleine Anfrage und die 
Zahlen aus meiner Kleinen Anfrage zitiert haben, dass 
wir rein numerisch einen wesentlich größeren Mangel bei 
den Konrektoren und Konrektorinnen haben – Stand 
letztes Jahr: da fehlten dort 70, hingegen nur 19 bei den 
Schulleitern –, verstehe ich nicht, warum sie die Konrek-
toren und Konrektorinnen nicht einbeziehen.  
 
Ein Detail finde ich besonders nicklig. Der Senat – oder 
Sie als Koalition, wenn Sie das nicht ändern – steht sogar 
auf dem Standpunkt, dass Konrektoren und Konrektorin-
nen, die kommissarisch die Leitung der Schule überneh-
men, im Unterschied zu allen anderen Beamtinnen und 
Beamten im Land Berlin selbst nach einer mehr als 18-
monatigen Ausübung dieser Funktion die betreffende 
Zulage zu verwehren ist – mit der Begründung, dass die 
Vertretung der Schulleitung in der Stellenbeschreibung 
der Konrektoren und Konrektorinnen enthalten sei. Auch 
wenn Sie nicht mit uns den Weg gehen, sich die Grund-
schule einmal insgesamt anzuschauen und sich insgesamt 
um den Fachkräftemangel in einer längerfristigen Per-
spektive zu kümmern, werden wir bei Ihrem Gesetzent-
wurf noch im Detail streiten müssen, ob Sie vor dem 
Hintergrund, dass Sie nicht mehr sagen können, das Geld 
sei nicht da – Sie haben in der Restelesung des Hauptaus-
schusses Millionen auch im Bildungsbereich ausgeschüt-
tet –, nicht in dem Punkt eine Nachbesserung vornehmen 
wollen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Remlinger! – Für die SPD-Fraktion 
hat jetzt das Wort der Herr Abgeordnete Oberg. – Bitte! 
 

Lars Oberg (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! Vor 30 
Jahren, als ich in die Grundschule ging, stellte ich mir 
meine Schulleiterin als sehr glücklichen Menschen vor. 
Sie war die Chefin der Personen, die sich bei uns im 
Klassenzimmer als Chefs vorgestellt hatten – also der 
Lehrerinnen und Lehrer. Um 12.55 Uhr war Feierabend, 
und dann ging es mit dem 190er-Mercedes ins traute 
Eigenheim. Das sprach für ein gutes Einkommen, jeden-
falls für ein höheres, als ich es von zu Hause kannte. Jetzt 

sind 30 Jahre vergangen, und es haben sich ein paar Din-
ge verändert. Erstens bin ich älter geworden, zweitens 
habe ich dazugelernt und weiß, dass Schulleiterinnen und 
Schulleiter natürlich nicht um 12.55 Uhr Feierabend 
haben und dass sie auch nicht die angenehme Position des 
Chefs oder der Chefin der Chefs haben und den ganzen 
Tag eigentlich nichts tun,  

[Heidi Kosche (GRÜNE):  
Aber den Mercedes haben sie noch!] 

sondern dass sie einen enorm bedeutsamen Job mit einer 
großen Verantwortung haben und dass es keine zentralere 
Person für eine erfolgreiche Schule gibt als einen Schul-
leiter oder eine Schulleiterin.  
 
Das hat sich in den letzten Jahren eher noch verstärkt, 
weil wir über die Jahre immer mehr Aufgaben an die 
Schulleitungen gegeben haben. Unsere Erwartungen sind 
stets gestiegen. Damit konnte die Bezahlung aber nie 
Schritt halten. Das heißt, im Vergleich zu dem, was 
Schulleiterinnen und Schulleiter insbesondere im Grund-
schulbereich heute zu leisten haben, ist die Bezahlung 
nicht angemessen. Deshalb ist es gut, dass der Senat mit 
dem Entwurf des Haushaltsplanes den Vorschlag ge-
macht hat, die Besoldung zu erhöhen, und zwar, bei klei-
nen Grundschulen auf A 14 und bei großen Grundschulen 
auf A 15 zu gehen.  
 
Richtig ist aber auch, dass der Beschluss des Haushaltes 
in zwei Wochen nicht ausreicht, um das wirksam zu ma-
chen, und wir deshalb eine entsprechende Gesetzesände-
rung brauchen. Es ist zwar recht einfach, eine Gruppe von 
A 13 auf A 14 und die andere von A 14 auf A 15 zu he-
ben. In der Sache ist es allerdings etwas komplizierter, 
und deshalb haben wir uns gedacht, dass es ein netter Zug 
von uns ist, wenn wir dem Senat ein bisschen unter die 
Arme greifen und helfen, den Prozess zu beschleunigen, 
indem wir heute ein Gesetz einbringen, das sich auch auf 
Verordnungen, Fußnoten und alles mögliche andere be-
zieht.  
 
Die Schulleiterinnen und Schulleiter warten zu Recht 
darauf, dass das, was wir angekündigt haben, auch Wirk-
lichkeit wird, und deshalb setzen wir uns sehr dafür ein, 
dass dieses Gesetz noch in diesem Jahr beschlossen und 
dann zum 1. Januar die Bezahlung entsprechend ange-
passt wird.  
 
Lassen Sie mich noch ein Wort zu den stellvertretenden 
Schulleitern und Schulleiterinnen sagen. Es ist ein durch-
aus zutreffendes Argument, dass man sich hätte überle-
gen können, beides in einem Zug zu machen. Es gibt 
immer viele Gründe dafür, warum man Dinge nicht 
macht. Es gibt vielleicht eine Sache, die man als kleinen 
Trost nehmen kann. Warum haben wir denn so viele 
unbesetzte Positionen für stellvertretende Schulleiter und 
Schulleiterinnen? – Das hängt damit zusammen, dass es 
in keiner Weise attraktiv ist, sich für eine Stellvertreter-
stelle zu bewerben, wenn die eigentliche Stelle, auf die 

(Stefanie Remlinger) 
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man dann vielleicht umso leichter rücken könnte, über-
haupt nicht lohnend ist. In dem Augenblick, wo wir die 
Attraktivität der Schulleiter- und Schulleiterinnenstelle 
erhöhen, erzeugen wir natürlich auch einen Kamineffekt, 
weil jeder Stellvertreter und jede Stellvertreterin prima 
Karten hat, irgendwann Schulleiter bzw. Schulleiterin in 
der höheren Bezahlung zu werden. Wir lösen das Prob-
lem nicht, aber wir haben zumindest einen positiven 
Effekt. Über die anderen Aspekte reden wir dann im 
Ausschuss. – Vielen Dank!  

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Herr Oberg! – Für die Linksfraktion hat 
jetzt das Wort Frau Abgeordnete Kittler.  
 

Regina Kittler (LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Besoldungsänderung ist überfällig und rich-
tig, und sie wird von der Linksfraktion selbstverständlich 
unterstützt. Aber reicht das als Antwort auf eine dramati-
sche Personalentwicklung? Nach den letzten mir bekann-
ten Zahlen aus dem Jahr 2015 – es wurde schon mehrfach 
darauf abgehoben – hat in Berlin etwa jede siebte Schule 
keine vollständige Schulleitung. An Berliner Schulen 
fehlten nach Angaben des Senats im März 2015 über 120 
Schulleiter und Schulleiterinnen bzw. stellvertretende 
Schulleiter und Schulleiterinnen. Zwei Drittel davon sind 
den Grundschulen zuzuordnen.  
 
Da frage ich, was dafür die Ursache gerade in den Grund-
schulen ist. Ja, auch die Bezahlung! Das gilt nicht nur für 
die Schulleiter und Schulleiterinnen – es ist hier schon 
mehrfach Thema gewesen –, sondern natürlich auch für 
die Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Das hätten Sie 
in diesem Zuge gleich mit verändern müssen. Da ist eine 
Anhebung der Bezüge auch für die erste und zweite Kon-
rektorinnen- und Konrektorenstelle fällig.  

[Beifall von Stefanie Remlinger (GRÜNE)] 

Wenn wir schon bei der Bezahlung sind: Bevor neu beru-
fene Schulleiter und Schulleiterinnen überhaupt zu dieser 
Besoldungsgruppe, die mit der Stelle verbunden ist, 
kommen, müssen sie eine Bewährungszeit von eineinhalb 
Jahren bestehen.  Und dann kommt das noch zu dem 
hinzu, was die Kollegin Remlinger vorhin gesagt hat: Sie 
machen die gleiche Arbeit wie ihre Amtskolleginnen und 
Amtskollegen, bekommen aber weniger Geld. Auch hier 
ist eine Veränderung angebracht, entsprechend der Forde-
rung: gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Stefanie Remlinger (GRÜNE)] 

Spannend bleibt außerdem, wann das Dienstrecht endlich 
an die Tatsache angepasst wird, dass bereits knapp die 
Hälfte aller Lehrkräfte angestellt sind. Ich habe hier hohe 

Erwartungen an den Senat, was die kommenden Tarif-
verhandlungen um eine Entgeltordnung im Bund angeht.  

[Beifall von Stefanie Remlinger (GRÜNE)] 

Es sei wenigstens erwähnt: Geld ist nicht alles. Viele 
Lehrkräfte, die gerne bereit wären, eine Funktionsstelle 
anzustreben, die diese auch ausfüllen könnten, scheuen 
davor zurück, weil sie schlicht befürchten, für die vielen 
Aufgaben trotz Überstunden nicht genug Zeit zu haben. 
Die Zumessungsrichtlinien für Ermäßigungstatbestände 
und die Höhe der Unterrichtsverpflichtung für die Päda-
goginnen und Pädagogen mit Leitungsfunktion, beson-
ders für die erste und zweite Konrektorin bzw. den ersten 
und zweiten Konrektor, gehören ebenfalls auf den Prüf-
stand. Letzteren wird in Abhängigkeit von der Beschäf-
tigtenzahl eine Unterrichtsstundenabminderung zwischen 
drei und elf Stunden gewährt. Sollen die Schulleitungs-
mitglieder an den Grundschulen nicht nur das Schulma-
nagement führen, sondern die Qualitätsentwicklung vo-
rantreiben und engagiert für neue Wege in der Bildung 
sein, brauchen sie dafür mehr Zeit und mehr Unterstüt-
zung. 

[Beifall von Carsten Schatz (LINKE)] 

Sie sollten sich nicht tagelang auf Castings herumtreiben 
und mit ihren Kolleginnen und Kollegen auf Jagd nach 
fehlenden Lehrkräften gehen müssen. Sie sollten sich 
auch nicht um die Verwaltung der Mittel aus dem 7000-
Euro-Programm – oder zukünftig Flexi-Programm – 
kümmern müssen,  

[Zuruf von Lars Oberg (SPD)] 

sondern dafür Personal haben, wie z. B. Verwaltungslei-
terinnen und Verwaltungsleiter. Da reichen die 24 Stellen 
für alle öffentlichen Berliner Schulen wohl nicht aus; 
noch dazu wird nicht eine Grundschule daraus bedient. 
 
Die zwei bis drei Schulleitungsmitglieder an Grundschu-
len sind neben den eben genannten Programmen auch 
noch für das Bonusprogramm und sämtliche anderen 
Programme, die Ganztagskoordinierung, die Organisation 
von Fortbildungen, Personalführung, Entwicklung von 
Schulprofilen etc. pp. zuständig. Nicht zuletzt sollte sich 
die Schulleitung auch um die vielen neuen Kolleginnen 
und Kollegen kümmern, von denen viele nicht auf 
Grundschullehramt studiert haben – einschließlich vieler 
Quereinsteiger/-innen –, und das, ohne dass es weitere 
Funktionsstellen gibt. Es gibt keine Fachleitung, keine 
Koordinationsstellen, egal, wie viele Schülerinnen und 
Schüler die Grundschule hat.  
 
Wir werden dem Antrag also zustimmen, sehen aber 
dringenden weiteren Handlungsbedarf, und der besteht 
vor allem auch in der Angleichung der Bezahlung der 
Grundschullehrkräfte – ein dringendes Gebot spätestens 
zum Schuljahr 2017/2018, wenn die ersten Absolventin-
nen und Absolventen nach dem neuen Lehrkräftebil-
dungsgesetz in die Berliner Schulen kommen. 

(Lars Oberg) 
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[Beifall bei der LINKEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Kittler! – Nun hat das Wort zu einer 
Zwischenbemerkung Herr Abgeordneter Oberg. – Bitte! 
 

Lars Oberg (SPD): 

Herzlichen Dank! – Liebe Frau Kollegin Kittler! Ich 
würde gerne auf drei Punkte eingehen, die Sie hier 
en passant gestreift haben, die aber doch deutliche Impli-
kationen haben. Zunächst einmal: Sie haben vollkommen 
recht, Bezahlung ist nicht alles. Es gibt zwei wesentliche 
Dinge, die Schulleiterinnen und Schulleiter in Berlin 
brauchen. Als Erstes brauchen sie Anerkennung für ihre 
enorme Arbeit, die sie leisten, und für die großen Heraus-
forderungen. Das haben wir aktuell nicht in allen Teilen. 
Wir wissen, dass wir gemeinsam etwas dafür tun können, 
unseren Lehrerinnen und Lehrern mehr Anerkennung zu 
zollen, weil sie oft, das geben viele Gespräche her, das 
Gefühl haben, dass sie zwar viel tun, aber nicht immer so 
gewürdigt werden, wie sie es verdienten.  

[Zuruf von Wolfgang Brauer (LINKE)] 

Deshalb ist es mir wichtig, noch hier einmal zu unter-
streichen, dass wir das tun. 
 
Es ist aber – zweitens – genauso richtig, dass eine gute 
Schulleitung ein gutes Unterstützungsteam braucht. Des-
halb, und das sollten Sie nicht unter den Teppich kehren, 
werden wir zusätzliches Geld für die Verwaltungsleitun-
gen geben; heute in zwei Wochen wird das bei der Haus-
haltsdebatte wieder eine Rolle spielen. Selbstverständlich 
müssen wir auch darüber nachdenken, in welcher Art und 
Weise es gelingen kann, Verwaltungsleiterinnen oder 
Verwaltungsleiter für Grundschulen nutzbar zu machen – 
zum Beispiel für zwei oder drei Grundschulen, die nahe 
beieinander liegen, um dort die Unterstützung zu geben, 
die sie dringend benötigen. Wir wollen nämlich die Ver-
antwortung in den Schulen haben. Wir finden es richtig, 
dass die Schulen eigenständig darüber entscheiden kön-
nen, was mit den Bonusmitteln gemacht wird. Wir finden 
es richtig, dass die Schulen selbstständig über 20 000 
Euro verfügen können, um eigenständige Entscheidungen 
auch im baulichen Bereich zu treffen. Ich habe übrigens 
sehr viele Schulleiterinnen und Schulleiter getroffen, die 
das ausdrücklich begrüßen. Die wollen selbst entschei-
den, sie sind froh, wenn sie das selbst regeln können, weil 
sie auch keine Lust mehr haben, sich mit den Bezirksäm-
tern herumzuschlagen. 

[Regina Kittler (LINKE): Müssen sie ja trotzdem, 
 weil sie es ja beantragen müssen!] 

Deshalb brauchen sie unsere Unterstützung. 
 
Sie setzen große Hoffnung in die Entgeltordnung des 
Bundes. Da wäre ich ein bisschen vorsichtig, denn wir in 
Berlin bezahlen besser als alle anderen. Wenn es eine 

Verhandlung gibt, die eine gemeinsame Lösung für alle 
Bundesländer findet, wird die irgendwo zwischen Sach-
sen, die ganz unten stehen, und Berlin, die wir ganz oben 
stehen, liegen. Alles, was zwischen Sachsen und uns 
liegt, wird weniger als das Heutige sein. Deswegen wäre 
ich da ein wenig vorsichtig. 
 
Ein Letztes zu der Frage, Grundschullehrerinnen und 
Grundschullehrer genauso gut wie alle anderen Lehrerin-
nen und Lehrer im Land Berlin zu bezahlen: 

[Stefanie Remlinger (GRÜNE): Ja!] 

Es könnte ja einen Grund haben, warum wir in den Koali-
tionsverhandlungen durchgesetzt haben, dass die Ausbil-
dung von Grundschullehrerinnen und -lehrern den glei-
chen zehnsemestrigen Anspruch haben muss wie die der 
anderen Lehrer/-innen. Es könnte auch einen Grund ha-
ben, warum wir das Gesetz entsprechend geändert haben.  

[Zuruf von Stefanie Remlinger (GRÜNE)] 

Damit haben wir einen Status geschaffen, der gar nicht 
anders kann, als die gleiche Bezahlung herbeizuführen. 
Das kann allerdings erst dann wirksam werden, wenn wir 
die auch in den Schulen haben. 

[Zuruf von Dr. Gabriele Hiller (LINKE)] 

Führten wir das heute willkürlich ein, müssten wir unter-
scheiden zwischen denen, die das verdienten, und denen, 
die das nicht verdienten. Unser Ziel ist klar: Wir wollen, 
dass alle Lehrer/-innen in Berlin das gleiche Geld be-
kommen, egal, ob sie in den obersten oder den untersten 
Altersklassen unterrichten. Sie haben überall eine wichti-
ge Aufgabe, eine enorme Verantwortung. Von ihnen 
hängt viel ab, ob die Kinder in dieser Stadt eine Chance 
haben. Es muss aber ein geregelter Prozess sein. 
 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Sie müssen bitte zum Schluss kommen! 
 

Lars Oberg (SPD): 

Den haben wir vor vier Jahren schon begonnen, und wir 
werden ihn auch zu Ende bringen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD – 
Zuruf von Heidi Kosche (GRÜNE)] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank! – Frau Kittler! Möchten Sie antworten? – 
Bitte! 
 

Regina Kittler (LINKE): 

In dem gleichen Interesse, das der Kollege Delius jetzt 
schon mehrfach benannt hat, bloß eine Bemerkung dazu: 
Ich kann das alles sehr schön unterstützen, was Sie gesagt 
haben. Dann tun Sie es doch endlich! 



Abgeordnetenhaus von Berlin 
17. Wahlperiode 
 

Seite 7421 Plenarprotokoll 17/72 
26. November 2015 

 
 

[Beifall von Carsten Schatz (LINKE) – 
Lars Oberg (SPD): Machen wir doch!] 

– Na, Moment! Im Jahr 2017 kommen die ersten Refe-
rendarinnen und Referendare, die nach dem neuen Lehr-
kräftebildungsgesetz ausgebildet sind, in die Schulen. Sie 
haben keine Mittel im Jahr 2017 zur Erhöhung bei den 
Grundschulen eingestellt. Genau das müssten Sie aber 
tun. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Vizepräsidentin Anja Schillhaneck: 
Vielen Dank, Frau Kittler! – Die Piratenfraktion verzich-
tet in dieser Rederunde. Weitere Wortmeldungen liegen 
demnach nicht vor. Es wird die Überweisung des Geset-
zesantrags an den Ausschuss für Bildung, Jugend und 
Familie sowie an den Hauptausschuss empfohlen. Gibt es 
hierzu Widerspruch? – Das gibt es nicht, dann verfahren 
wir so. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Ich rufe nun auf  

lfd. Nr. 11: 

Wahl des Präsidenten des Kammergerichts 
Wahl 
Drucksache 17/2521 

Der Senat schlägt gemäß § 11 Abs. 2 Berliner Richterge-
setz den Präsidenten des Landgerichts Herrn Dr. Bernd 
Pickel als Präsidenten des Kammergerichts vor. Er ist 
anwesend und sitzt auf der Tribüne. – Herzlich willkom-
men! 

[Beifall] 

Im Ältestenrat hat man sich entsprechend § 88 Abs. 1 
Berliner Richtergesetz darauf verständigt, die Wahl mit 
verdeckten Stimmzetteln durchzuführen. Gemäß Artikel 
82 Absatz 2 der Verfassung von Berlin werden die Präsi-
denten der oberen Landesgerichte auf Vorschlag des 
Senats vom Abgeordnetenhaus mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder gewählt. Das sind bei 149 Abgeordneten min-
destens 75 Ja-Stimmen.  
 
Ich möchte Ihnen das Wahlverfahren noch einmal erläu-
tern. Für die von mir aus gesehen rechten Kabinen erfolgt 
der Namensaufruf für die Buchstaben A bis K. Für die 
Buchstaben L bis Z stehen die linken Kabinen zur Verfü-
gung. Jedem Abgeordneten wird erst nach Namensaufruf 
und vor Eintritt in die Wahlkabine der Stimmzettel aus-
gehändigt. Nach Ausfüllen des Stimmzettels in der 
Wahlkabine mit dem dort vorhandenen Kugelschreiber ist 
der Stimmzettel noch in der Kabine zu falten und in den 
Umschlag zu legen. Der Umschlag ist anschließend in die 
entsprechende Wahlurne zu werfen. Ich möchte aus-
drücklich darauf hinweisen, dass Abgeordnete nach 

§ 74 Absatz 2 der Geschäftsordnung zurückgewiesen 
werden müssen, die außerhalb der Wahlkabine ihren 
Stimmzettel kennzeichnen oder in den Umschlag legen. 
 
Wer dem Vorschlag des Senats – Dr. Bernd Pickel – 
zustimmen möchte, der muss hinter dem Namen ein 
Kreuz in das Kästchen mit „Ja“ setzen. 

[Zuruf von den PIRATEN] 

Sie haben weiterhin die Möglichkeit, mit „Nein“ zu 
stimmen oder sich der Stimme zu enthalten. Ein leerer, 
nicht mit einem Kreuz versehener Stimmzettel gilt als 
ungültiger Stimmzettel genauso wie anders gekennzeich-
nete Stimmzettel oder Stimmzettel mit zusätzlichen Ver-
merken. Es gibt gute Gründe, das immer wieder in Erin-
nerung zu rufen. Nun bitte ich die Präsidiumsmitglieder, 
an den Wahlkabinen bzw. Wahlurnen Aufstellung zu 
nehmen, um die Ausgabe der Stimmzettel vorzunehmen 
und deren Abgabe zu kontrollieren.  
 
Ich appelliere ausdrücklich an Sie alle, den Wahlvorgang 
diszipliniert und geduldig durchzuführen, um einen ge-
ordneten und einwandfreien Ablauf zu gewährleisten. 
Insbesondere beim Einwurf der Umschläge bitte ich um 
Rücksichtnahme auf die die Stimmabgaben kontrollie-
renden Beisitzerinnen und Beisitzer. 
 
Frau Abgeordnete Haußdörfer bitte ich, die Namen der 
Abgeordneten zu verlesen. 
 
Ich weise darauf hin, dass die Fernsehkameras nicht auf 
die Wahlkabinen ausgerichtet werden dürfen. Alle Plätze 
direkt hinter den Wahlkabinen und um die Wahlkabinen 
herum bitte ich freizumachen. 
 
Dann bitte ich um den Aufruf der Namen. 

[Aufruf der Namen und Abgabe der Stimmzettel] 

Haben alle ihre Stimme abgegeben? – Ich gehe davon 
aus, dass jeder aufgerufen wurde und seine Stimme abge-
geben hat. Der Wahlgang wird dann geschlossen. Ich 
bitte um Auszählung! Die Sitzung wird unterbrochen. 

[Auszählung] 

Meine Damen und Herren! Ich bitte, die Plätze wieder 
einzunehmen. – Liebe Kollegen! Es wäre nett, wenn Sie 
sich setzen würden. – Danke schön! Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 
 
Ich möchte das Wahlergebnis bekanntgeben. Ergebnis der 
Abstimmung Wahl des Präsidenten des Kammergerichts: 
abgegebene Stimmen 145, Ja 102, Nein 24, Enthaltungen 
18. Dr. Bernd Pickel ist damit gewählt. Herzlichen 
Glückwunsch! 

[Allgemeiner Beifall] 

Die Tagesordnungspunkte 12 bis 15 stehen auf der Kon-
sensliste. 
 

(Regina Kittler) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2521.pdf
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Ich komme nun zu 

lfd. Nr. 16: 

Bonusprogramm ausweiten – auch Schulen in 
freier Trägerschaft und berufliche Schulen sind 
förderungswürdig 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2556 

zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/1827 

in Verbindung mit 

lfd. Nr. 17: 
Chancengerechtigkeit für alle – Schulen in freier 
Trägerschaft gehören in das Bonusprogramm 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2557 

zum Antrag der Piratenfraktion 
Drucksache 17/1838 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. – Zu dem Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 17/1827 
empfehlen die Ausschüsse mehrheitlich – gegen Grüne 
und Piraten, bei Enthaltung Linke – die Ablehnung. Wer 
dem Antrag dennoch zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und die Piraten. Gegenstimmen? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen. Damit ist das abgelehnt. Enthal-
tung? – Bei der Linken. 
 
Zu dem Antrag der Piratenfraktion Drucksache 17/1838 
empfehlen die Ausschüsse mehrheitlich – gegen Grüne 
und Piraten, bei Enthaltung Linke – die Ablehnung. Wer 
dem Antrag dennoch zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Piratenfraktion und 
einige Grüne. – Alle Grüne. Dagegen oder dafür? 

[Stefanie Remlinger (GRÜNE): Wir sind dafür!] 

Sie sind auch dafür. Also Piraten und Grüne dafür. Ge-
genstimmen? – Das ist die Koalition. Enthaltungen? – 
Bei den Linken. Damit ist auch das abgelehnt. 
 
Ich komme nun zu 

lfd. Nr. 18: 
Ankommen – Teilhaben – Bleiben. 
Flüchtlingspolitik für Berlin 
Hier: Infrastruktur für Flüchtlingsarbeit in den 
Bezirken unterstützen 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2559 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2053 

in Verbindung mit 

lfd. Nr. 19: 
Ankommen – Teilhaben – Bleiben. 
Flüchtlingspolitik für Berlin 
Hier: Kitaplätze für Flüchtlingskinder 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2560 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2054 

In der gemeinsamen Beratung beginnt die Fraktion Die 
Linke. – Frau Möller, bitte schön, Sie haben das Wort. 

[Unruhe] 

Ansonsten bitte ich, dass es ein bisschen ruhiger wird und 
die Gespräche bitte draußen geführt werden. Danke 
schön! – Bitte! 
 

Katrin Möller (LINKE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ungefähr 5 700 unter 18-jährige Kinder und 
Jugendliche wurden in Berlin bis zum 3. November in 
Einrichtungen für Geflüchtete registriert. Darunter sind 
etwa 2 400 null- bis sechsjährige Kinder. Die Zahlen sind 
noch nicht einmal aus allen Unterkünften bekannt und 
ändern sich täglich. Natürlich ist es auch angesichts des 
Tempos eine große Herausforderung, zügig eine an den 
Bedürfnissen von Kindern orientierte Flüchtlingsintegra-
tion umzusetzen. Aber genau darum muss es gehen, ge-
nau davon sind wir Lichtjahre entfernt.  

[Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Fabio Reinhardt (PIRATEN)] 

Dass besonders bei Förderung von Kindern aus Flücht-
lingsfamilien im Vorschulalter Handlungsbedarf besteht, 
dass möglichst viele dieser Kinder in Regelangebote der 
Kindertagesbetreuung integriert werden sollen, ist politi-
scher Konsens hier im Land, zumal jedes dieser Kinder 
einen Rechtsanspruch darauf hat.  

(Präsident Ralf Wieland) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2556.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1827.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2557.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1838.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2559.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2053.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2560.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2054.pdf
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In Kita und Tagespflege angekommen, sind bisher nur 
470 Kinder. Zum Vergleich: Im Januar dieses Jahres 
waren es 325. Auch in diesem Bereich steht die allge-
genwärtige Frage im Raum, warum es nicht besser wird 
und warum es so lange dauert. Richtig ist, dass die Fami-
lien zunächst einmal andere Lebensprobleme haben, sie 
systembedingt häufig die Unterbringung wechseln müs-
sen, oder dass sie aus Kulturkreisen kommen, wo frühe 
öffentliche Förderung nicht so bekannt ist. Wichtig ist 
uns aber, das Kindeswohl im Fokus zu haben. Die Kinder 
müssen möglichst früh die Möglichkeit haben, wieder 
Kind sein zu dürfen, indem sie gemeinsam mit Gleichalt-
rigen Zugang zu Bildungsangeboten erhalten. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Fabio Reinhardt (PIRATEN)] 

Das fördert auch die schnelle gesellschaftliche und 
sprachliche Integration. Das geht nie wieder so gut wie in 
diesem Alter. Hier braucht es viel mehr Aufklärung der 
Eltern über das Bildungsangebot, Kita und den Rechtsan-
spruch, sachkundiges Personal, das für diese Aufklärung 
sorgt, und natürlich Kitaplätze. Dass es an dieser Stelle 
ohnehin knirscht, ist bekannt. 
 
Deshalb haben wir bereits im Januar 2014 – so alt sind 
die beiden vorliegenden Anträge – vorgeschlagen, Flücht-
lingskinder bei der Bedarfsprüfung für Plätze und Perso-
nal mitzudenken und mit Kitaträgern Vereinbarungen 
über schnell und flexibel belegbare Plätze zu treffen. Zu 
Letzterem wurde uns erklärt, es ginge nicht. Aber auch 
hier beweisen engagierte Praktiker sehr wohl, dass es 
geht. Immer mehr Kitas stellen trotz Platzmangels ein bis 
zwei Plätze für Flüchtlingskinder zur Verfügung; einige 
Bezirke treffen solche Regelungen.  
 
Ebenso hatten wir mit dem zweiten Antrag vorgeschla-
gen, die Bezirke ausreichend bei der Schaffung der not-
wendigen Infrastruktur im sozialen und Familienbereich 
zu unterstützen und sofort Mittel für entsprechendes 
Personal zur Koordinierung an die Hand zu geben, und 
zwar damals. Das Problem, das sich heute zeigt, ist, dass 
es zwar viel Engagement von Ehrenamtlichen und Haupt-
amtlichen gibt, aber keinen Austausch über gute Praxis, 
keine gute Vernetzung und Koordination. Wo keine funk-
tionierenden Strukturen sind, hilft auch kein Handlungs-
leitfaden. 
 
Im Integrationskonzept, das seit Sommer dieses Jahres 
existiert, wurde richtig erkannt, dass der Ausbau vorhan-
dener Angebote mit dem Ziel ganzheitlicher Bildung 
wichtig ist, vorhandene Angebote im Kinder- und Ju-
gendfreizeitbereich, der Familienbildung, in Kultur und 
Sport. Geflüchtete Familien sollen außerdem mehr über 
Familienzentren, Beratungsangebote und aufsuchende 
Elternarbeit erreicht werden. Die Jugendämter müssen 
viel besser ausgestattet werden und so weiter. Gemeint 
sind genau all jene Angebote, die in den letzten Jahren 
sukzessive heruntergewirtschaftet wurden. Es wird alles 
mehr denn je gebraucht. Jetzt haben wir genau dort ein 

Problem, beispielsweise in der Frage, woher plötzlich die 
benötigten Leute kommen sollen. 
 
Eine Bedarfsabfrage in den Bezirken ergab außerdem, 
dass es neben mehr Personal in den Ämtern einen hohen 
Bedarf an Fortbildungen zu interkulturellen Kompeten-
zen, zu Traumata und anderen Belastungsstörungen, aber 
auch zum Umgang mit Rechtsextremismus gibt. Das 
muss jetzt alles Hals über Kopf neben den regelhaften 
Aufgaben und den zusätzlichen Herausforderungen durch 
die geflüchteten Familien in den Bezirken gestemmt 
werden. Dabei ist die große Mehrheit der Geflüchteten 
noch längst nicht in den Bezirken angekommen. Es gibt 
Aufgaben und gute Vorschläge ohne Ende. Aber das 
interessiert die Regierungskoalition sowieso nicht, wie 
wir gerade wieder erleben. Um auch hier noch einen Satz 
zur Kita für alle zu sagen: Anstatt auf der Metaebene 
fachpolitisch sinnvolle Entscheidungen zu treffen, betrei-
ben Sie populistische Machtpolitik und rühmen sich mit 
Kitagebührenfreiheit, anstatt alle Mittel in mehr Personal 
und Neubau zu stecken, so wie es alle Sachverständigen 
raten und Ihre eigene Mitgliedschaft ebenso. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Fabio Reinhardt (PIRATEN)] 

Es muss sich keiner Sorgen machen, Herr Schneider. 
Dass wir als Linke lieber die richtigen Prioritäten setzen, 
werden unsere Wählerinnen und Wähler ganz sicher 
nachvollziehen können. 

[Beifall bei der LINKEN – 
Beifall von Anja Schillhaneck (GRÜNE) und 

Fabio Reinhardt (PIRATEN)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Kolle-
ge Eggert das Wort.  
 

Björn Eggert (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Linksfraktion! Liebe Frau Möller! Zu Ihrem Antrag 
– wir haben im Februar schon einmal darüber gesprochen 
– kann ich sagen, dass wir Ihnen in vielen grundsätzli-
chen Dingen zustimmen. Wir haben das gemeinsam im 
Ausschuss auch so beraten. Es gibt nur die Situation, dass 
es sich weiterentwickelt und der Senat eine ganze Menge 
in diesem Bereich getan hat. Im Familienbereich arbeitet 
der Senat für Bildung, Jugend und Wissenschaft. Das 
sollten wir auch immer fein säuberlich trennen. Ich be-
mühe mich darum auch sehr gut und sehr ordentlich. Ich 
danke den Kolleginnen und Kollegen, die dort ihre Arbeit 
machen, sehr engagiert. Wir haben auch an den Stellen 
Unterstützung organisiert, wo wir sie brauchen. 
 
Die Senatsverwaltung hat diverse Vorschläge für die 
Bezirke und Landesebene, die auch konkret mit Kosten 

(Katrin Möller) 
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unterlegt wurden, für den Haushalt erarbeitet. Der Se-
natsverwaltung für Gesundheit und Soziales wurden diese 
Sachen zugeliefert. Auch dies ist im Ausschuss gesagt 
worden. Ihr Antrag hat insofern wegen tätigen Handelns 
des Senats und vor allen Dingen der Senatorin hier ei-
gentlich seine Erledigung gefunden. Das ist der erste 
Antrag. 
 
Zum zweiten Antrag – wir müssen hier leider wieder 
aufgrund der Zeit zwei Anträge gleichzeitig behandeln –: 
Kitaplätze für Flüchtlingskinder. Auch hier haben wir 
darüber in der ersten Lesung gesprochen. Ich gebe Ihnen 
recht, wie Sie sagten, es ist Konsens zwischen uns allen, 
dass die Integrationsarbeit in den Kitas geleistet wird. 
Das ist hervorragend. Die Kitas leisten immer und zu 
jeder Zeit gute Integrationsarbeit. Deswegen setzen wir 
uns dafür ein, dass es möglichst gar keine Hemmnisse 
gibt, um Kinder in die Kita hineinzubekommen.  
 
Wir haben aber auch mehrfach diskutiert – auch das kam 
in der Anhörung zur Sprache –, dass es bei vielen Fami-
lien, die zu uns kommen, ganz unterschiedliche Gründe 
gibt – Sie haben sie teilweise genannt –, Traumata oder 
Traumatas. 

[Jutta Matuschek (LINKE): Die Traumata] 

– Entschuldigen Sie bitte – ganz ruhig!  

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Sind Sie nicht  
auf dem Gymnasium gewesen?] 

Fragen Sie das als Zwischenfrage! Ich war auf einer Ge-
samtschule in Schleswig-Holstein.  

[Heiterkeit] 

Haben wir uns alle wieder beruhigt? Darf ich zurück zum 
Sachthema kommen? Stellen Sie Zwischenfragen, sonst 
habe ich keine Zeit dazu! Meine Zeit läuft ab. Bleiben wir 
dabei. Ich habe es damals gesagt und muss es weiterhin 
so sagen. Eine Extraeinrichtung zu schaffen, wo Flücht-
linge besonders aufgenommen werden, halte ich für 
falsch. Ich glaube, dass wir in den Kitas gute Integration 
leisten können. Ich glaube, dass wir da viel machen. Wir 
müssen dazu kommen – Sie haben es gerade ge- 
sagt –, dass in den Bezirken Vereinbarungen auch mit 
den Trägern geschaffen werden. Zwei Drittel der Plätze 
sind bei freien Trägern. Wir sollten hier keine neue Fi-
nanzierungssystematik aufmachen. 
 
Was aber den Werbeeinsatz betrifft – das haben wir auch 
mehrfach gesagt –, gibt es in allen Einrichtungen Flyer 
dazu in verschiedenen Sprachen. Wir informieren über 
die Möglichkeiten für Eltern und Rechtsansprüche. Wir 
sollten aber auch respektieren, dass Familien, die her-
kommen, erst einmal in Wohnungen ankommen und zur 
Ruhe kommen wollen. Ich glaube, die Forderungen nach 
zusätzlichen Personalmitteln für diesen Bereich teilen 
wir. Wir haben in dem Haushalt in diesem Bereich eini-
ges geschaffen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Wir werden beide Anträge aus Sicht der Koalition ableh-
nen. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Für Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt Frau 
Burkert-Eulitz das Wort. – Bitte! 
 

Marianne Burkert-Eulitz (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Unsere Bezirke sind die Orte, wo es sich ent-
scheiden wird, ob die Integration der Menschen, die zu 
uns kommen, gelingen wird oder nicht. Wir müssen sie 
also bei diesen wichtigen Aufgaben sofort unterstützen. 
Die Bezirke brauchen Mittel, über die sie sofort und un-
bürokratisch entscheiden können. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Katrin Möller (LINKE)] 

Dass die Landesebene das nicht kann, hat sie uns bewie-
sen, wie schade es ist, es funktioniert nicht. Warum be-
kommt eine Stadt wie München das hin? Das frage ich 
mich die ganze Zeit. Wer Schlechtes denkt, vermutet 
Absicht dahinter. 
 
Die Bezirke sind im Augenblick diejenigen, die nah an 
ihren Bürgerinnen und Bürgern sind, denen, die sich 
besorgt zeigen, wie denen, die als Ehrenamtliche in be-
wundernswerter Weise die Herausforderungen annehmen, 
daran arbeiten, dass die Willkommenskultur sich überall 
in Berlin durchsetzt und immer noch erhalten ist.  Damit 
die Geflüchteten mit den wesentlichen Dingen und Ange-
boten versorgt werden, damit sie ein Minimum an Men-
schenwürde erfahren, opfert sich die Zivilgesellschaft 
dieser Stadt auf. Das Land Berlin versagt vollständig. 
Dafür schäme ich mich in zunehmendem Maß. Das muss 
sich sofort ändern. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Beifall von Katrin Möller (LINKE)] 

Richtig ist, dass Flüchtlingskinder so schnell als möglich 
mit Kitaplätzen versorgt werden müssen. Nur ein kleiner 
Teil der Kinder geht in die Kita. Kleine Kontingente, wie 
bei den Kinderschutzfällen, mit den Trägern auszuhan-
deln, kann man machen, aber bei den Bedarfen, die wir 
jetzt haben, ist das nur ein Tropfen auf den heißen Stein, 
den man vermutlich nicht einmal zischen hören wird. 
Was wir brauchen, sind viele neue Kitaplätze und viele 
zusätzliche Erzieherinnen und Erzieher. Richtig stellt der 
vom Senat eingesetzte Familienbeirat heute fest: Die 
Koalition setzt mit Gebührenbefreiung in der Kita auf das 
falsche Pferd. Eltern wünschen sich mehr Plätze und 
Qualität. Ich zitiere: 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt setzt die Koalition 
damit eine falsche Weichenstellung sagt Thomas 

(Björn Eggert) 
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Härtel, Vorsitzender des Berliner Beirats für Fami-
lienfragen, deutlich. 

Ausgerechnet jetzt, wo angesichts der vielen ankommen-
den Kinder noch deutlich mehr Kitaplätze und Personal 
benötigt werden, rücken langfristig wirkende Qualitäts-
verbesserungen in weite Ferne. Dabei fehlen schon heute 
Fachkräfte, um den wachsenden Bedarf an Kindertages-
betreuung zu decken. Gegen den Sachverstand aller fach-
kundigen Akteure und gegen die explizite Empfehlung 
des Familienbeirats hat der Senat jetzt ad hoc entschie-
den, Geld in Gebührenfreiheit statt in Qualität zu inves-
tieren. Das hat die Koalition verzapft. Um das Stecken-
pferdchen eines Raed Saleh zu bedienen, verzapft die 
gesamte Koalition diesen Quatsch. 

[Burgunde Grosse (SPD): Ha, ha, ha!] 

Berlin braucht keine Geschenke für Wohlhabende. Wir 
brauchen keine Gebührenfreiheit für Reiche, solange wir 
eigentlich andere Probleme in der Kita haben. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Es folgt Herr Simon für die CDU-Fraktion. 
 

Roman Simon (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Wir diskutieren heute zwei Anträge. Als 
wir das erste Mal über diese Anträge hier im Planum 
diskutiert haben, waren es noch drei. Heute ist es einer 
weniger. Zwischenzeitlich haben wir im Ausschuss für 
Bildung, Jugend und Familie eine Anhörung auch zu 
diesem Thema gehabt. Wir haben die Anhörung ausge-
wertet und mehrheitlich die beiden Anträge, die wir heute 
noch einmal diskutieren, abgelehnt. 
 
Ich möchte mich, weil es schon einiges an Vorrede zu 
diesen Punkten gab, auf Folgendes beschränken: Im An-
trag „Infrastruktur für Flüchtlingsarbeit in den Bezirken 
unterstützen“ sprechen Sie sich für eine finanzielle Unter-
stützung der Bezirke für die Flüchtlingsarbeit in Höhe 
von 150 000 Euro je Bezirk aus. Hierzu ist von meiner 
Seite festzustellen, dass bereits 150 000 Euro pro Jahr an 
die Stadtteilzentren für Flüchtlingsarbeit verteilt werden. 
Das ist zielgenauer, als das Geld den Bezirken zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
Im Antrag „Kitaplätze für Flüchtlingskinder“ fordern Sie 
eine stärkere Berücksichtigung von Flüchtlingsunterkünf-
ten bei der Erstellung des Kitabedarfsatlasses. Zum einen 
stelle ich fest, dass Flüchtlingsunterkünfte tatsächlich 
schon in die Erstellung des Kitabedarfsatlasses einfließen, 
und zum anderen kann ich auch nach der Debatte, die wir 
hier einmal im Plenum und dann mehrfach im Ausschuss 
hatten, nicht nachvollziehen, weshalb die potenzielle 
Nachfrage nach Kitaplätzen durch Eltern von Flücht-

lingskindern stärker gewichtet werden soll als die poten-
zielle Nachfrage durch Eltern, die nicht geflüchtet sind. 

[Benedikt Lux (GRÜNE): Das ist  
doch gar nicht so!] 

Rechtsanspruch ist Rechtsanspruch. Er gilt für alle. – 
Herr Lux! Es ist ganz gut, wenn man mal den Antrag 
durchliest, bevor man einen Zwischenruf macht. Viel-
leicht vertiefen Sie sich erst einmal in den Antrag. Dann 
können Sie nochmal dazwischenrufen. – Sie möchten 
eine bestimmt Zahl von freien Kitaplätzen für Kinder von 
Flüchtlingen. Die Finanzierung dafür würde aber der aus 
meiner Sicht logischen und schlüssigen Finanzierungs-
systematik im Land Berlin widersprechen. Finanziert 
werden in Berlin belegte Kitaplätze und keine vorgehal-
tenen. Wir meinen, Sie schlagen einen Weg vor, der nicht 
optimal ist. Der Königsweg kann nicht die Reservierung 
von Plätzen für bestimmte Gruppen von Kindern sein, 
sondern der weiterhin massive Ausbau der Zahl der Kin-
dergartenplätze. Wir brauchen Kindergartenplätze. Die 
Koalition aus SPD und CDU geht diesen Weg. Wir haben 
es nicht nur zur Priorität in unserem Koalitionsvertrag 
gemacht. Wir untermauern diese schriftliche Absicht 
auch seit vier Jahren durch Handeln. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön! – Für die Piraten folgt jetzt der Kollege 
Reinhardt. 
 

Fabio Reinhardt (PIRATEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich schließe mich dem 
Lob des Kollegen Eggert für die Fachpolitikerinnen und 
Fachpolitiker im Ausschuss an, zu denen auch meine 
Kollegin Graf gehört. Sie kann heute leider nicht dabei 
sein, weswegen ich das übernehme. – Die Anträge wur-
den tatsächlich in den Ausschüssen umfangreich disku-
tiert. Einige Pro- und Kontrapunkte würden hier noch 
einmal genannt. Ich will gleich noch auf den Kollegen 
Simon eingehen, der sagte, hier solle eine Parallelinfra-
struktur geschaffen werden. Es ist zwar richtig, dass hier 
ein besonderer Ansatz gewählt wird, den man vielleicht 
auch kritisch sehen kann. Es ist aber tatsächlich so – und 
das hat, glaube ich, auch die gestrige Debatte im Haupt-
ausschuss gezeigt, dass der Senat nicht wirklich überzeu-
gend darstellen kann, wie die bezirklich unterschiedlichen 
Bedarfe sind und warum an manchen Stellen in der Stadt 
mehr Kitaplätze entstehen und an anderen weniger. Es ist 
zudem nicht ganz klar, warum vor allem an den Stellen 
der Stadt, wo viele Flüchtlingskinder sind, besonders 
wenige Kitaplätze entstehen. Das mag eine Koinzidenz 
sein – ich hoffe es –, aber es ist tatsächlich so, dass kein 
wirklich schlüssiges Konzept vorliegt, und da würde der 
Antrag der Linksfraktion einen Schwerpunkt setzen, den 
ich unterstütze. Außerdem ist es natürlich so, dass hier 
besondere Mittel für die Unterstützung von besonders 

(Marianne Burkert-Eulitz) 
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traumatisierten Flüchtlingskindern bereitgestellt werden 
sollen. Ich glaube, dass das ein Schwerpunkt ist, wo man 
durchaus von einer ansonsten allgemeineren und viel-
leicht auch berechtigteren Finanzierungsgrundlage ab-
weichen kann. Insofern findet das unsere Unterstützung. 
 
Im Grunde genommen fordert der Antrag die Gewährleis-
tung des Rechtsanspruchs auf einen Kitaplatz für die 
betroffenen Flüchtlingskinder. Der sollte eigentlich 
selbstverständlich sein. Leider ist er das aber nicht. Bei 
den verschiedenen Debatten, die wir sowohl im Fachaus-
schuss als auch gestern im Hauptausschuss geführt haben, 
wurde immer wieder als Argument genannt, dass Eltern 
mit einem Fluchthintergrund anders an das Thema Kita 
herangehen, misstrauisch sind, stärker als Familien zu-
sammenbleiben wollen. Das sind Punkte, die aus meiner 
Sicht vorgeschoben werden, um nicht zu handeln. Das 
mag für die ersten Wochen vielleicht noch ein Faktor 
sein, den man berücksichtigen kann, aber letztlich ist es 
an uns, den Eltern Aufklärung zu geben – dazu haben wir 
schon viele Anträge eingereicht – und auch Überzeu-
gungsarbeit zu leisten. Ich finde es schon ein bisschen 
verwunderlich, dass der Kollege Saleh, der jetzt schon 
mehrfach genannt wurde, immer wieder propagiert, jedes 
Kind müsse in die Kita, aber eher verhalten argumentiert 
wird, wenn es darum geht, den Eltern konkrete Unterstüt-
zung und Informationen an die Hand zu geben. 
 
Noch einmal zwei Sätze zu dem anderen Antrag: Infra-
struktur in den Bezirken war natürlich als Thema nicht 
nur bis vor anderthalb Jahren, wo die 150 000 Euro für 
die Stadtteilzentren erstmals bereitgestellt wurden, ext-
rem wichtig, sondern sie ist es immer noch. Wir haben 
jetzt die Situation, dass zum einen die 150 000 Euro, die 
damals schon sehr wenig waren – –  Das macht ungefähr 
eine halbe Stelle pro Stadtteilzentrum, was natürlich nicht 
ausreicht. Zum anderen stellt sich die Frage, warum jetzt 
sechs Stadtteilzentren unterstützt wurden und die anderen 
nicht. Wir haben, wie wir heute Morgen gehört haben, 
nahezu 120 Flüchtlingsunterkünfte. Und nur sechs Stadt-
teilzentren wurden ausgesucht, um sie gesondert zu fi-
nanzieren. Das ist eine Sache, die sich nicht erschließt. 
Als Mehrbedarf für die Unterstützung in den Bezirken – 
neben den Integrations- und Flüchtlingskosten – werden 
etwa 600 000 Euro angemeldet. Diese Mittel müssen sich 
letztlich auch im Haushalt wiederfinden. Insofern teilen 
wir den Antrag der Form und Sache nach. – Vielen Dank! 

[Beifall bei den PIRATEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Danke schön, Herr Kollege Reinhardt! – Ich würde doch 
bitten, den Gesprächspegel etwas zu senken, vielleicht 
auch, die Plätze einzunehmen. 
 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Zu dem Antrag 
Drucksache 17/2053 empfehlen die Ausschüsse mehrheit-
lich gegen Grüne, Linke und Piraten die Ablehnung auch 

mit geändertem Berichtsdatum. Wer dem Antrag dennoch 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind Linke, Grüne und Piraten. Gegenstimmen? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. 
 
Zu dem Antrag Drucksache 17/2054 empfehlen die Aus-
schüsse mehrheitlich gegen Linke und Piraten bei Enthal-
tung der Grünen die Ablehnung auch mit Änderungen. 
Wer dem Antrag dennoch zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind Die Linke und die 
Piraten. – Gegenstimmen? – Die Koalitionsfraktionen. 
Enthaltungen? – Bei den Grünen! Damit ist der Antrag 
ebenfalls abgelehnt. 
 
Ich komme zur 

lfd. Nr. 20: 
Bekanntheit und Akzeptanz des Gewerbeportals 
Berlin – Einheitlicher Ansprechpartner (EA) – 
erhöhen, mehrsprachiges Angebot des EA 
gegebenenfalls erweitern! 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Forschung und Technologie vom 9. November 2015 
Drucksache 17/2561 

zum Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der CDU 
Drucksache 17/2130 

hierzu: 

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 
Drucksache 17/2130-1 

Es beginnt in der Aussprache die SPD-Fraktion. – Herr 
Kollege Jahnke, bitte schön, Sie haben das Wort! 
 

Frank Jahnke (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Einheitliche Ansprechpartner in der Senatsverwal-
tung für Wirtschaft in der Martin-Luther-Straße ist dort 
physisch für die Unternehmen ansprechbar, aber sehr 
wichtig ist auch das elektronisch erreichbare Gewerbe-
portal des Einheitlichen Ansprechpartners. 
 
Wir haben den Einheitlichen Ansprechpartner, der EU-
Dienstleistungsrichtlinie folgend, im Jahr 2009 eingerich-
tet. Er ist in gewisser Weise an die Stelle einer Institution 
getreten, die wir schon seit längerer Zeit diskutiert hatten, 
als ein Ansprechpartner für die Unternehmen in Berlin, 
das, was wir vor zehn Jahren auch schon international als 
eine „One-Stop-Agency“ bezeichneten, dass die Unter-
nehmen nur einmal anhalten müssen, nur „One Face to 
the Customer“. Auch schon damals sollten sie nur ein 
Gesicht als Ansprechpartner haben, um alle Vorgänge 
erledigen zu können, die im Zusammenhang mit ihrer 
Ansiedelung oder Erweiterung nötig sind. 
 

(Fabio Reinhardt) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2561.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2130.pdf
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Berlin hat den Einheitlichen Ansprechpartner im Grunde 
anstelle der ZAK eingerichtet, der Zentralen Anlauf- und 
Koordinierungsstelle der Senatsverwaltung für Wirtschaft 
– wer sich ein bisschen länger damit auskennt, weiß das 
noch. Sie ist aufgegangen in diesem Einheitlichen An-
sprechpartner, der gerade für inländische Unternehmen da 
soll sein soll. Berlin nutzt also die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie für inländische Wirtschaftsförderung und 
auch für alle Branchen. Das heißt, es geht auch über die 
Dienstleistungsunternehmen hinaus. 
 
Der Einheitliche Ansprechpartner wurde in den letzten 
Jahren auch zunehmend bekannt und genutzt. Er ist be-
reits eine Erfolgsgeschichte. Er ist sozusagen die One-
Stop-Agency geworden, koordiniert Verwaltungsvorgän-
ge mit den zuständigen Behörden und zeigt dem „Custo-
mer“ ein einziges Gesicht. 
 
Was gut ist, kann aber auch noch weiter verbessert wer-
den, gerade auch für Unternehmen aus dem Ausland, für 
die der Einheitliche Ansprechpartner vorrangig gedacht 
war. Berlin ist eine internationale Stadt, hat hier bereits 
fast 40 000 Unternehmen mit ausländischen Wurzeln aus 
170 Ländern. Da stellt sich die Frage, ob man, zumindest 
elektronisch, nur auf zwei Sprachen zurückgreifen muss. 
Sicher ist Englisch weit verbreitet, und es ist ein Vorteil, 
wenn sich die ausländischen Unternehmen erst mal auf 
Englisch informieren können, aber wir alle wissen: Wenn 
wir uns für etwas interessieren oder bewerben, ist es 
schön, wenn wir es auf Englisch lesen können, noch 
besser aber, wenn wir es in unserer eigenen Sprache lesen 
können, gerade bei komplizierten rechtlichen Fragen, die 
zu beachten sind. 
 
Von daher bitten wir den Senat zu prüfen, in welchen 
Sprachen es sinnvoll ist, sich auch vom Kosten-Nutzen-
Verhältnis her vernünftig darstellen lässt, ein solches 
länderspezifisches Angebot zu machen. 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Herr Kollege Jahnke! Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Matuschek? 
 

Frank Jahnke (SPD): 

Ja, bitte! 
 

Präsident Ralf Wieland: 
Bitte schön! 
 

Jutta Matuschek (LINKE): 

Vielen Dank, Herr Jahnke! – Da wir heute die zweite 
Lesung dieses wunderbaren Antrags haben, will ich Sie 
fragen: Was erzählen Sie uns eigentlich heute Neues im 
Vergleich zu dem, was Sie bei der Einbringung des An-
trags gesagt haben? 

Frank Jahnke (SPD): 

Der Antrag ist überwiesen. 

[Thomas Birk (GRÜNE): Wir sind hier  
in der Schlussberatung!] 

– Wir kommen gleich zu dem, was die Grünen auch noch 
fordern. – Wir wollen diesen Antrag noch dahin gehend 
spezifizieren, was der Senat tun wird: zum einen prüfen, 
in welchen Sprachen es Sinn macht, auch, ob eine Ver-
bindung verschiedener länderspezifischer Angebote mit 
einem bundesweiten Portal sinnvoll ist, ob man vielleicht 
auch eine Kombination mit dem Bürgertelefon 115 her-
stellen kann. Dieses ist auf jeden Fall eine Beratung wert. 
– Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Herr Birk für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen! 

[Andreas Baum (PIRATEN): Erzählen Sie  
uns was Neues?] 

 

Thomas Birk (GRÜNE): 

Ja! – Herr Kollege Jahnke! Ich fasse es nicht, Sie haben 
offensichtlich die Schlussberatung mit der Einbringung 
verwechselt! Wir sind gerade bei der Beschlussempfeh-
lung aus zwei Ausschüssen. Ich frage mich auch, warum 
wir über diesen Antrag reden und nicht über den viel 
spannenderen zur Situation der Bürgerämter, den Sie 
dringlich eingebracht haben. Das wäre wirklich besser 
gewesen, denn da brennt die Luft. 

[Beifall bei den GRÜNEN und den PIRATEN] 

Da ist es interessant festzustellen, dass Sie offensichtlich 
vorhaben, die Online-Terminvereinbarung abzustellen 
und stattdessen nur noch die Nummer 115 als Möglich-
keit, Termine zu vereinbaren, bereitstellen wollen. Es 
muss schlimm sein, wenn Sie das als Notmaßnahme 
nehmen. Da kann das ITDZ ja gleich ganz viele neue 
Leute einstellen, um die Nummer 115 nicht zum Fla-
schenhals für die Bürger werden zu lassen. 
 
Aber zum Antrag! Wir haben schon bei der Einbringung 
gesagt, der Antrag ist nett, aber das kann alles die Wirt-
schaftssenatorin – die gerade gar nicht da ist – auch so 
machen, das Ding noch mal bewerben, wie wir das schon 
mal hatten, und mehr Sprachen haben wir schon lange 
gefordert, und dass man das vielleicht bundeseinheitlich 
gemeinsam bewerben soll, ist auch nichts Neues, das 
wird schon lange in der Fachszene debattiert. Wir haben 
uns schon bei der Einbringung darüber gewundert, dass 
Sie immer nur über ein Informationsportal reden wie 
auch in der Begründung des Antrags. Tatsächlich muss 
man sagen, dass der Einheitliche Ansprechpartner besser 
ist als sein Ruf. Er kann nämlich inzwischen für im-

(Frank Jahnke) 
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merhin 28 verschiedene Verfahren die Dinge online re-
geln, das heißt, man kann sich einloggen und die Dinge, 
wenn man eine elektronische Signatur hat, offensichtlich 
abschließend regeln. Da wir aber darüber Bescheid wis-
sen wollten, wie viel inzwischen tatsächlich abschließend 
online regelbar ist, haben wir in unserem Änderungsan-
trag einfach die Dienstleistungsrichtlinie zitiert und for-
dern – ich verkürze es ein wenig: 

Der Senat wird … gebeten zu prüfen, wie, bis 
wann und mit welchem technischen und finanziel-
len Aufwand das Erfordernis der EU-
Dienstleistungsrichtlinie … erfüllt werden kann, 
dass nämlich alle Verfahren und Formalitäten … 
problemlos … elektronisch über den Einheitlichen 
Ansprechpartner oder bei der betreffenden zustän-
digen Behörde elektronisch abgewickelt werden 
können. 

Das war der Prüfauftrag. 
 
Nun hat uns Henner Bunde im Ausschuss gesagt: Wenn 
es ums Bergrecht geht, braucht man das nicht. – Stimmt, 
das sehe ich auch so. Da gibt Ihnen aber zukünftig das  
E-Government-Gesetz schon die Möglichkeit, wenn wirt-
schaftliche Gründe es hergeben, auf ein elektronisches 
Verfahren zu verzichten. Und dann hat Henner Bunde 
auch noch gesagt, die meisten wollten das gar nicht elekt-
ronisch machen, denn eine Gewerbeanmeldung sei so 
kompliziert – ohne zu wissen, dass das inzwischen schon 
elektronisch geht und natürlich von der Wirtschaft gefor-
dert wird. Deswegen wollen wir heute unseren Prüfantrag 
zur Abstimmung stellen. Wir wollen, dass der Einheitli-
che Ansprechpartner noch besser wird. Wir wollen auch, 
dass er bekannt wird. Aber wenn er besser werden soll, 
dann muss er auch mehr können. Und dann können Sie 
ihn auch gerne mehr bewerben. 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Vielen Dank! – Für die CDU-Fraktion jetzt Herr Schult-
ze-Berndt! – Bitte schön, Herr Kollege! 
 

Jürn Jakob Schultze-Berndt (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben aktuell 186 671 Arbeitslose in Berlin, und von 
den heutigen Flüchtlingen werden in Kürze noch weitere 
auf dem Arbeitsmarkt als Suchende vertreten sein. Wer 
schafft die Arbeitsplätze, mit denen diese Menschen dann 
ein finanzielles Auskommen, soziale Kontakte und ge-
sellschaftliche Teilhabe haben werden? – Dieser Senat 
hat verstanden, wer die Arbeitsplätze schafft. Dieser 
Senat hat verstanden: Es sind die kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen, die Gewerbetreibenden und 
Handwerker, diejenigen, die mit hohem persönlichen 
Risiko und Unternehmergeist die Vision haben, mit ihrer 

Geschäftsidee ein dauerhaftes Auskommen zu haben, und 
für diese Realisierung der Geschäftsidee andere Leute 
dauerhaft einstellen wollen. Dieser Senat hat es bewiesen, 
namentlich die Wirtschaftssenatorin Cornelia Yzer. Man 
muss diesen unternehmerisch handelnden Personen das 
Leben so einfach wie möglich machen, Administration 
reduzieren, Hürden abbauen, Prozesse beschleunigen. So 
ist nach wie vor die Reform des Vergaberechts mit der 
Erhöhung der Auftragsgrenzen bei der öffentlichen 
Vergabe, die Umstellung auf rein elektronische Verfah-
ren, die Reduzierung der eigenhändigen Unterschriften 
und die Einbeziehung modernster technischer Innovatio-
nen in die Ausschreibungsvorgaben das klarste Symbol 
für die Handwerker, für diese kleinen und mittelständigen 
Unternehmen in Berlin, dass der Senat es ernst meint, die 
Handwerker als Partner und die KMU in gleicher Art und 
Weise auf Augenhöhe an die Seite zu nehmen, um ge-
meinsam Deutschland, Berlin und den Arbeitsmarkt nach 
vorne zu bringen. 
 
Dafür steht auch die Verabschiedung des Handwerker-
aktionsprogramms des Senats mit dem Bausenator Herrn 
Geisel. Hier werden ganz kleinteilig und detailliert mit 
den Partnern im Handwerk Aktionen abgestimmt, die den 
Handwerkern ermöglichen, sich mehr als vorher auf ihre 
unternehmerische Tätigkeit zu konzentrieren und den 
administrativen Aufwand rundherum zu reduzieren. So 
schafft man ein Klima, das es den Unternehmen ermög-
licht, leichter Arbeitslosen eine neue, dauerhafte Beschäf-
tigung zu geben. 
 
Heute reden wir über eine weitere Maßnahme, mit der 
das Land Berlin den Unternehmen das Leben erheblich 
erleichtert. In der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Tech-
nologie und Forschung gibt es den sogenannten einheitli-
chen Ansprechpartner Berlin. Hierbei handelt es sich um 
ein Onlineportal, bei dem Anliegen rund um das Unter-
nehmen bzw. den Beruf abgewickelt werden können. Das 
Portal kann rund um die Uhr – 24 Stunden, sieben Tage 
die Woche – genutzt werden. Unsere Verwaltung arbeitet 
mit einer völlig unübersichtlichen Zahl von Programmen 
aus allen Generationen des Computerzeitalters. Die einen, 
so meint man, haben noch gar keinen Computer. Die 
einen arbeiten scheinbar noch mit der Lochkarte, die 
anderen sind bei der Floppy-Disk angekommen, die ande-
ren arbeiten schon mit den neuesten Apps auf ihren I-
Phone-6-Geräten. Und wir werden es nicht schaffen, 
diese Systemlandschaft in ihrer Heterogenität zu verein-
heitlichen. Aber vermutlich ist auch den Gewerbetreiben-
den in Berlin völlig schnuppe, mit welcher Hard- und 
Software im Hintergrund gearbeitet wird.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Herr Kollege! Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Olalowo? 
 

(Thomas Birk) 
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Jürn Jakob Schultze-Berndt (CDU): 

Danke, nein. – Die wollen, dass die für sie relevanten 
Verwaltungsvorgänge so schnell und so einfach wie mög-
lich abgewickelt werden können, damit sie sich auf das 
konzentrieren, was das Unternehmen nach vorne bringt. 
Dieser Senat hat es begriffen und gehandelt. Berlin war 
das erste Bundesland, das diesen einheitlichen Ansprech-
partner im Jahr 2013 in dieser Form umgesetzt hat. In den 
ersten drei Quartalen 2015 wurden bereits über 22 000 
Fälle über dieses elektronische System des einheitlichen 
Ansprechpartners abgelegt. Die Prognose beträgt 30 000 
Fälle bis zum Jahresende. Dieser Senat hat begriffen, was 
wir brauchen, damit wir mehr Arbeitsplätze in Berlin 
schaffen können. Lassen Sie uns gemeinsam daran arbei-
ten, damit die Zahl der Prozesse, die rein elektronisch 
abgewickelt werden können, zeitnah sprunghaft steigen 
können! – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Ralf Wieland (SPD)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Kollege Schultze-Berndt! – Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor.  
 
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 17/2130-1 abstim-
men. Wer also dem Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind Die Linke, die Grünen und 
Teile der Piraten. Wer ist dagegen? – Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Wer enthält sich? – Auch Teile der Pira-
ten, drei Stimmen. Die Koalition hatte die Mehrheit, 
insofern ist dieser Antrag abgelehnt.  
 
Zu dem Antrag Drucksache 17/2130 empfiehlt der Aus-
schuss für Wirtschaft, Forschung und Technologie ein-
stimmig bei Enthaltung Grüne und Linke die Annahme 
mit geändertem Berichtsdatum „31. März 2016“. Wer 
also dem Antrag mit dem geänderten Berichtsdatum 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind Piraten, CDU und SPD. Wer enthält sich? – Das 
sind Linke und Grüne und ein Pirat. Gibt es Gegenstim-
men? – Sehe ich nicht, damit ist der Antrag angenommen.  
 
Der Tagesordnungspunkt 22 steht auf der Konsensliste.  
 
Ich rufe auf 

lfd. Nr. 22: 
Einsatz von Pfefferspray durch die Berliner Polizei 
beschränken! 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres, 
Sicherheit und Ordnung vom 9. November 2015 
Drucksache 17/2563 

zum Antrag der Piratenfraktion und der Fraktion Die 
Linke 
Drucksache 17/2349 

Dieser Punkt soll heute vertagt werden. – Ich höre keinen 
Widerspruch, dann verfahren wir so.  
 
Ich rufe auf 

lfd. Nr. 22 A: 
Nr. 08/2013 des Verzeichnisses über 
Vermögensgeschäfte 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses vom 25. November 2015 
zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß §  38 
GO Abghs 
Drucksache 17/2589 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Der Haupt-
ausschuss empfiehlt einstimmig bei Enthaltung Linke und 
Piraten die Zustimmung. Wer also dem Vermögensge-
schäft Nr. 08/2013 zustimmen möchte, bitte ich um das 
Handzeichen! – Das sind die Koalitionsfraktionen und die 
Fraktion der Grünen. Wer enthält sich? – Das sind Piraten 
und Linke. Gibt es Gegenstimmen? – Einige Gegenstim-
men bei den Piraten, drei, wenn ich richtig sehe. Damit ist 
das Vermögensverzeichnis beschlossen. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 22 B: 
Nr. 12/2015 des Verzeichnisses über 
Vermögensgeschäfte 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses vom 25. November 2015 
zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß §  38 
GO Abghs 
Drucksache 17/2590 

Wird hier der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist 
nicht der Fall. Eine Beratung ist auch hier nicht vorgese-
hen. Der Hauptausschuss empfiehlt mehrheitlich gegen 
die Oppositionsfraktionen die Zustimmung. Wer also 
dem Vermögensgeschäft Nr. 12/2015 zustimmen möchte, 
bitte ich um das Handzeichen! – Das sind die Koalitions-
fraktionen. Wer ist dagegen? – Das sind die Oppositions-
fraktionen. Gibt es Enthaltungen? – Das sehe ich nicht. 
Das erste war die Mehrheit, dann ist das Vermögensge-
schäft beschlossen.  
 
Wir kommen zu  

lfd. Nr. 22 C: 
Rahmenvertrag mit dem Studentenwerk Berlin für 
die Jahre 2016 bis 2019 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses 
Drucksache 17/2591 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2563.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2349.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2589.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2590.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2591.pdf
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zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2539 

Wird hier der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist 
nicht der Fall. Eine Beratung ist ebenfalls nicht vorgese-
hen. Die Ausschüsse empfehlen einstimmig bei Enthal-
tung der Oppositionsfraktionen die Annahme. Wer also 
der Vorlage Drucksache 17/2539 zustimmen möchte, 
bitte ich um das Handzeichen! – Das sind die Koalitions-
fraktionen. Wer enthält sich? – Das sind die Oppositions-
fraktionen, wie ich sehe, geschlossen. Gibt es Gegen-
stimmen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag 
beschlossen.  
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 23: 
Zusammenstellung der vom Senat vorgelegten 
Rechtsverordnungen 
Vorlage – zur Kenntnisnahme – gemäß Artikel 64 
Absatz 3 der Verfassung von Berlin 
Drucksache 17/2572 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion 
Die Linke bitten um Überweisung der lfd. Nr. 2 VO-Nr. 
17/212, das ist die Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sozialbeitragsverordnung, an den Ausschuss für Wissen-
schaft. Von der weiteren Verordnung hat das Haus hier-
mit Kenntnis genommen.  
 
Der Tagesordnungspunkt 24 steht auf der Konsensliste. 
Der Tagesordnungspunkt 25 wurde mit dem Tagesord-
nungspunkt 1 behandelt, 26 und 27 sind auf der Konsens-
liste.  
 
Folgt demnach 

lfd. Nr. 28: 
Geflüchtete Frauen schützen 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/2569 

In der Beratung beginnt die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Kofbinger ist mir als Rednerin 
benannt. – Ich erteile Ihnen das Wort. 
 

Anja Kofbinger (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine Damen und Her-
ren! Auch zum Schluss dieser heutigen Sitzung wird es 
sich wieder um den Topos Flucht handeln, handeln müs-
sen, dieses Mal auch in einer – wie in den vorherigen 
Rederunden – sehr ernsthaften Art und Weise. Es geht 
dieses Mal darum, auch geflüchtete Frauen ganz beson-
ders in den Blick zu nehmen und ihre Situation besonders 
zu betrachten. Wir wissen, dass ungefähr ein Drittel der 
Geflüchteten, die hier in Deutschland und Berlin ankom-
men, Frauen sind, Frauen, die entweder mit ihrer Familie 
geflüchtet sind, aber eben auch Frauen, die allein flüch-
ten, Frauen, die mit ihren Kindern flüchten ohne ihre 

Männer, weil ihre Männer vielleicht getötet wurden oder 
auf der Flucht von ihnen getrennt wurden.  
 
Um diese Frauen, die eben ohne den männlichen Beistand 
– so würde ich das einmal nennen – hier sind, dreht es 
sich in unserem Antrag „Geflüchtete Frauen schützen“. 
Wir bringen ihn heute gerne ein. Sie wissen, gestern, am 
25. November war der Internationale Tag gegen Gewalt 
an Frauen. Der wird hier immer entsprechend begangen, 
seit sechs Jahren. Auch heute haben wir eine Flagge auf-
gezogen – die Terre-des-Femmes-Flagge –, die Flagge 
einer Organisation, die sich für das freie Leben, frei von 
Gewalt, auch für Frauen einsetzt. Es war eine außeror-
dentlich prominent besetzte Veranstaltung, wenn ich das 
so sagen darf, nicht weil die Kollegin Czyborra und ich 
da waren – wir waren auch da, selbstverständlich –, nein, 
es war auch der Bürgermeister da, und der Präsident hat 
die Rede gehalten. Das heißt also, heute haben wir schon 
um 10.30 Uhr ein Zeichen gegen Gewalt an Frauen ge-
setzt. Es ist auch schön, dass wir das heute hier mit die-
sem Thema beschließen wollen. 
 
Was haben wir in unserem Antrag geschrieben? – Das ist 
im Prinzip eine ganz einfache Sache. Wir haben uns an 
dem Papier des Paritätischen Wohlfahrtverbandes orien-
tiert, das im Juni/Juli herausgekommen ist. Dort wird eine 
kleine Handreichung gegeben: Empfehlungen an ein 
Gewaltschutzkonzept zum Schutz von Frauen und Kin-
dern vor geschlechtsspezifischer Gewalt in Gemein-
schaftsunterkünften. – Das ist ein bisschen die Grundlage 
unseres Antrags, und damit Sie den auch gut verstehen 
können, haben wir nur die vier wichtigsten Punkte her-
ausgenommen, als da sind: Wir erwarten Kompetenz im 
Umgang mit von Gewalt betroffenen Frauen. Wir erwar-
ten, dass es in allen Unterkünften, zumal in den sehr 
großen und großen Unterkünften, Schutzräume für Frau-
en und Kinder gibt, dass diese ausgewiesen sind, dass das 
Personal diese Schutzräume kennt und im Falle des Falles 
dort auch Frauen und Kinder unterbringen kann, dass es 
Unterbringungskonzepte überhaupt gibt, die sich mit dem 
Thema Frauen und Schutz von Frauen vor Gewalt in 
diesen Gemeinschaftsunterkünften beschäftigt, und der 
Punkt 4 – uns persönlich sehr wichtig –, dass die hier 
schon vorgehaltenen Unterstützungsangebote für Frauen, 
die psychologische Unterstützung brauchen, auch an 
diese Frauen weitergegeben werden. 
 
Das sind unsere vier wichtigen Punkte. Wir möchten sie 
mit Ihnen natürlich auch in den Ausschüssen diskutieren. 
Das ist selbstverständlich. Aber das sind so essenzielle 
Punkte, dass wir hoffen, dass wir heute in dieser Rede-
runde schon Ihre Unterstützung zu diesen vier Punkten 
einholen können.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei den PIRATEN] 

Was wir im Prinzip von Ihnen wollen, ist auch ganz klar: 
Es werden gerade unglaublich viele Unterkünfte einge-
richtet, neu gebaut, in modularer Bauweise – wie auch 

(Vizepräsident Andreas Gram) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2539.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2572.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2569.pdf
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immer – gebaut. Wir haben den Plan, dass es hier min-
destens eine Einrichtung, wenn nicht sogar zwei geben 
muss, die speziell für Frauen und für Frauen mit ihren 
Kindern da ist. Sie sind besonders schutzbedürftig. Und 
an diesen Taten werden wir Sie auch messen, ob Sie 
unseren Antrag in den nächsten sechs Monaten in den 
Ausschüssen beraten oder ob Sie ihn liegenlassen, wie es 
so oft passiert ist. 
 
Ich möchte auf eine Sache noch hinweisen: Wir haben 
vor ziemlich genau zwei Jahren einen Antrag mit dem 
Titel „Frauen und Mädchen auf der Flucht in Berlin und 
bundesweit besser schützen“ gestellt. Den konnten Sie 
leider anderthalb Jahre nicht beraten, weil Sie da nicht 
sprechfähig waren. Ich hoffe, dass die jetzige Situation 
Sie in die Lage versetzt hat, sich darum zu kümmern, wie 
es den Frauen hier geht. Denn auch das Deutsche Institut 
für Menschenrechte hat eine Broschüre im August – also 
kurz nach dem Paritätischen Wohlfahrtsverband – her-
ausgegeben: „Effektiver Schutz vor geschlechtsspezifi-
scher Gewalt auch in Flüchtlingsunterkünften“. Auch hier 
haben Sie auf 26 Seiten eigentlich alles, was Sie brau-
chen, gute Vorschläge.  
 
Ich werde auch, wenn ich mit diesen Anträgen Veranstal-
tungen mache, oft angesprochen. Heute hat mich Christa 
Stolle von Terre des Femmes angesprochen und gesagt: 
Das ist ein guter Antrag. Bitte beraten Sie den anständig. 
– Es kommen auch einfach Bürgerinnen und Bürger auf 
einen zu und sagen: Ich habe mir diese Handreichung des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte durchgelesen. Ich 
finde das ganz hilfreich. Können Sie nicht etwas in dem 
Bereich A oder B machen? – Das finde ich sehr erfreu-
lich. Das heißt, die Bevölkerung hat bereits diesen Bedarf 
erkannt, dass Frauen besonders geschützt werden müssen. 
Ich hoffe, dass es hier auch Eingang findet, und bin sehr 
gespannt auf die Rede, die ich gleich von den Koalitions-
fraktionen hören werde, und hoffe, dass ich mich da ein 
bisschen freuen kann. 
 
Ich danke Ihnen aber jetzt erst einmal für Ihre Aufmerk-
samkeit und hoffe, dass unser Anliegen hier gut aufgeho-
ben ist. Noch einmal zur Bestärkung: Ich erwarte, dass 
am Ende dabei herauskommt, dass wir in Berlin eine – 
mindestens eine – Unterkunft nur für Frauen haben. Das 
muss möglich sein, und da haben Sie auch unsere Unter-
stützung, wenn Sie das durchsetzen wollen. – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 
Vereinzelter Beifall bei der LINKEN  

und den PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Ebenfalls vielen Dank, Frau Kollegin! – Für die Fraktion 
der SPD spricht jetzt Frau Dr. Czyborra. – Bitte schön, 
Frau Kollegin! 
 

Dr. Ina Czyborra (SPD): 

Vielen Dank! – Sehr verehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich spare mir jetzt die allgemeinen 
Vorreden zur Gewalt an Frauen und die spezifischen 
Fluchtgründe sowie die Gefahren auf der Flucht und in 
der Unterbringung. Gestern hatten wir – es wurde erwar-
tungsgemäß schon erwähnt – den Internationalen Tag 
gegen Gewalt an Frauen, und heute haben wir mit Terre 
des Femmes die Fahne vor diesem Haus gehisst. Alle in 
diesem Saal sind hinlänglich informiert – davon gehe ich 
aus. 
 
Kommen wir also gleich zu den vier Forderungen dieses 
vorliegenden Antrags. Es sind vier, von denen drei ganz 
unumstritten sind: Möglichkeit getrennter Unterbringung, 
Schutzräume in den Unterkünften, Betreiberkonzepte 
prüfen und Personal schulen. Die vierte Forderung ist 
absolut wünschenswert, aber schon wegen des bislang 
nicht ausreichend vorhandenen sprachlich und fachlich 
qualifizierten Personals recht schwierig umzusetzen. 
Traumatisierung ist auch ein Thema, mit dem man nicht 
leichtfertig umgehen darf. Da kann man mit fachlich 
schlecht qualifiziertem oder fehlqualifiziertem Personal 
mehr Schaden als Nutzen anrichten. 
 
Zur Praxis: Was passiert denn schon? – Ich vermute fast, 
die Senatsverwaltung hat die Papiere, von denen die 
Kollegin Kofbinger hier sprach, auch schon gelesen. 
Schutzplätze für akut in den Einrichtungen von Gewalt 
betroffene Frauen gibt es – ein paar. Das heißt, es ist 
möglich, im akuten Gewaltfall die Frauen extern in die-
sen Schutzplätzen unterzubringen. Eine Unterkunft aus-
schließlich für Frauen und Kinder steht in Aussicht, höre 
ich. Es gibt ein konkretes Objekt, das ins Auge gefasst 
wird, und man ist mit der Umsetzung befasst, höre ich. 
Standards, die in Musterverträgen abgebildet werden, und 
auch Vorgaben für Schutzräume und Rückzugsräume, in 
denen auch geschützte Gespräche oder bestimmte Ange-
bote für Frauen stattfinden können, werden erarbeitet. 
Verträge werden geprüft. Selbstverständlich soll auch das 
umgesetzt werden. Am 12. Oktober hat die erste Fortbil-
dung für Träger mit BIG und LARA stattgefunden. Die 
Vernetzung mit der Beratungsinfrastruktur in dieser Stadt 
wird vorangetrieben, damit die Betreiber der Unterbrin-
gungen dann auch im Zweifelsfall wissen, wo sie kompe-
tente Hilfe erreichen. Konzepte für verschiedene Gruppen 
besonders Schutzbedürftiger sind erarbeitet. 
 
Ich plädiere dafür, dass wir uns diesem Thema im Aus-
schuss ganz besonders intensiv widmen und neben den 
beteiligten Verwaltungen, die uns ihren Arbeitsstand 
darlegen können, auch Experten zum Beispiel vom Insti-
tut für Menschenrechte, die dieses Policy-Paper erarbeitet 
haben, hinzuziehen, um nicht zu debattieren, ob dieser 
Antrag richtig oder falsch ist – er ist identisch mit Papie-
ren und Forderungen von Menschenrechtserklärungen 
über DGB-Forderungen, SPD-Bundestagsfraktionspres-
seerklärungen, die Forderungen vieler NGOs und anderer 

(Anja Kofbinger) 
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Organisationen und hat, wie gesagt, Eingang in prakti-
sches Handeln im Senat auch längst gefunden –, sondern 
ich will sehen, wie wir in dieser Stadt konkret weiter-
kommen und wie wir die Verwaltung bei der Umsetzung 
der Ansprüche in die Realität für die geflüchteten Frauen 
in dieser Stadt unterstützen können. – Vielen Dank! 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Ebenfalls vielen Dank, Frau Kollegin! – Für die Fraktion 
Die Linke: Frau Kollegin Sommer – bitte sehr! 
 

Evrim Sommer (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Czybor-
ra! Ich weiß nicht, wo Sie leben. Wir leben hier in Berlin, 
und tagtäglich besuchen wir Flüchtlingsunterkünfte und 
sprechen mit Frauen. Die Realität, die Sie beschrieben 
haben, insbesondere, dass es Schutzräume für traumati-
sierte Frauen gibt, die in ihren Ländern sexuelle Gewalt 
erfahren haben, kann ich leider nicht bestätigen; die gibt 
es in Berlin in der Tat nicht. Es gibt sie in Brandenburg 
und nicht hier in Berlin. Auch Frau Stolle, die Vorsitzen-
de von Terre des Femmes, hat heute noch einmal klar 
dargestellt, wie die Situation in den Flüchtlingsunterkünf-
ten bezüglich geflüchteter Frauen aussieht, nämlich sehr 
dramatisch. Frau Czyborra! Sie haben hier also ein Bild 
aufgezeigt, das so nicht korrekt ist und nicht der Realität 
entspricht. 
 
Eigentlich müsste von uns ein Signal ausgehen, das mehr 
ist als das alljährliche Hissen einer Fahne vor dem Abge-
ordnetenhaus. Das war richtig. Ich finde es auch wichtig, 
denn diese Initiative geht auch auf unsere Fraktion zu-
rück. Doch diesem symbolischen Akt müssen auch Taten 
folgen. Die Zahl von Flüchtlingen steigt und damit auch 
die Zahl der weiblichen Flüchtlinge. Die meisten fliehen 
vor politischer Verfolgung, Gewalt und Krieg. Oft waren 
sie in dem Land, aus dem sie flohen, oder auf der Flucht 
Opfer sexueller – –  

[Unruhe] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Frau Kollegin! Darf ich Sie einen Moment unterbrechen? 
– Meine Herrschaften! Lassen Sie bitte ein wenig mehr 
Ruhe einkehren! Die Tagesordnung ist bald abgearbeitet, 
aber die Rednerin hat jetzt Ihre Aufmerksamkeit verdient.  
 

Evrim Sommer (LINKE): 

Danke, Herr Präsident! – Sie waren oft Opfer sexueller 
Gewalt. Angekommen in Berlin, brauchen sie einen be-
sonderen Schutz. Die Situation in den Flüchtlingsunter-
künften ist für die geflohenen Frauen unzumutbar. Das 
habe ich schon erwähnt. Ich habe vor einigen Tagen das 

AWO-Refugium in Lichtenberg besucht. Das ist eine 
Erstaufnahme für Erwachsene und Familien. Dort hatte 
ich Gelegenheit, mit mehreren syrischen Flüchtlingsfrau-
en zu sprechen. Deren Männer sind im Kampf gegen den 
IS gefallen. Sie sind jetzt allein mit ihren Kindern hier. 
Zu Hause haben sie sexuelle Gewalt erfahren, und jetzt 
teilen sie sich mit den Männern die sanitären Anlagen, 
und sie haben nachts allein die Toiletten zu benutzen. Das 
ist die Realität, die in den Unterkünften herrscht.  
 
Viel schlimmer ist die Lage in den großen Notunterkünf-
ten, in den Turnhallen. Frauen können dort sehr leicht 
Opfer von Gewalt werden. Sie brauchen sichere Orte, 
abschließbare Zimmer, separate Sanitär- und Duschanla-
gen und geschützte Gemeinschaftsräume.  

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

Flüchtlingsfrauen benötigen leicht zugängliche Angebote 
der gesundheitlichen Versorgung sowie psychosoziale 
oder psychologische Betreuung. Darüber hinaus muss das 
Personal sensibilisiert und interkulturell geschult werden.  
 
Flüchtlingsfrauen finden heute kaum mehr Zuflucht vor 
Gewalt in Frauenhäusern, weil die Frauenhäuser schon 
seit 2012 melden, dass sie voll belegt sind. Also dort 
können wir diese Frauen, die von Gewalt betroffen sind, 
nicht unterbringen. Das gehört auch zur Realität. Die 
Zahl der Plätze in den Frauenhäusern muss erhöht wer-
den.  
 
Frauen in Flüchtlingsnotunterkünften müssen den not-
wendigen Schutz vor Gewalt haben. Der Berliner Senat 
muss hier schnellstmöglich handeln. Da ist natürlich auch 
die Frauensenatorin aufgefordert. Doch heute Vormittag 
hat sie einmal mehr bewiesen, dass sie sich von Notsitua-
tion zu Notsituation hangelt. Das Thema der geflüchteten 
Frauen erreicht kaum die Öffentlichkeit. Niemand redet 
darüber, nur punktuell geschieht das. Die Flüchtlingspoli-
tik ist seit Jahrzehnten lediglich auf Männer ausgerichtet. 
Wie bereits gesagt, würde ich mir wünschen, dass die 
Frauensenatorin hier mal aktiv wird. Aber sie hört nicht 
zu. Es gab vor ein paar Monaten diesen Antrag. Er wurde 
auch diskutiert und wurde hier abgelehnt. Man sieht auch 
daran, welche Aktivitäten die Frau Senatorin hier noch 
mal dargestellt hat, dass sie in dem Bereich nicht aktiv 
ist. Das sollte man an dieser Stelle noch einmal deutlich 
machen.  
 
Hier steht, dass meine Redezeit zu Ende ist. Das kann 
nicht sein.  
 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Wenn es da steht! 

[Anja Kofbinger (GRÜNE): Das kann nicht sein, 
die Stunde ist doch noch nicht um!] 

 

(Dr. Ina Czyborra) 
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Evrim Sommer (LINKE): 

Ja, genau! – Es ist also notwendig, dass man auch eine 
gegenderte Flüchtlingspolitik auf die Tagesordnung setzt. 
Frau Kolat! Sie können sich gern mal in Brandenburg 
umschauen. Dort wird es gemacht. In Potsdam gibt es seit 
zwei Jahren ein Haus für traumatisierte Frauen und ihre 
Kinder. Mitten in der Altstadt von Potsdam unterhält der 
Verein „Soziale Stadt Potsdam“ ein Wohnheim, in dem 
geflüchtete Frauen untergebracht und geschützt sind. So 
etwas brauchen wir auch in Berlin, aber Sie haben ja 
gesagt, dass das für Sie nicht gerade wünschenswert ist.  
 
Der Antrag der Grünen geht in die richtige Richtung. 
Meine Fraktion, Die Linke, unterstützt ihn. – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei der LINKEN, den GRÜNEN und den  
PIRATEN] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Sommer! – Für die Fraktion 
der CDU hat jetzt das Wort die Kollegin Vogel. – Bitte 
schön! 
 

Katrin Vogel (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Geflüchtete Frauen verdienen unsere besondere Auf-
merksamkeit. Wir wollen sie vor Bedrohung und Gewalt 
bewahren. Frauen und Kinder sind nicht nur in ihren 
Heimatländern und auf der Flucht gefährdet, auch in den 
Flüchtlingsunterkünften kann es zu Übergriffen kommen. 
Insofern unterstützen wir die Intention Ihres Antrages. 
Wir verschließen nicht die Augen davor, dass es Gruppen 
von Flüchtlingen gibt, die mehr Schutz benötigen oder 
andere Bedürfnisse haben als andere Flüchtlinge. Daraus 
ergeben sich dann natürlich auch andere Ansprüche an 
das Personal in den Unterkünften und an die Unterkünfte 
selbst.  
 
Das bedeutet aber nicht, dass wir mit den Überlegungen, 
wie ein Schutz aussehen soll, von vorne beginnen müs-
sen. Wir haben in Berlin ein breites Netz von Unterstüt-
zungsangeboten für Frauen und Kinder in Not. Dieses 
steht selbstverständlich auch Flüchtlingen offen. In den 
Flüchtlingsunterkünften in meinem Bezirk Treptow-
Köpenick konnte ich mich vor Ort davon überzeugen, 
dass die Träger der Einrichtungen verantwortungsvoll 
und sensibel agieren und auch ohne diesen Antrag Frauen 
und Kinder gesondert unterbringen, sofern die baulichen 
Gegebenheiten das erlauben. Es erfolgt auch eine Infor-
mation für Frauen und Kinder, die Opfer von Gewalt 
wurden, über die bestehenden Hilfeangebote in Berlin. 
Nach meinem Kenntnisstand gibt es zwischen den zu-
ständigen Senatsverwaltungen bereits Planungen, ein 
konkretes Objekt ausschließlich für die Unterbringung 

von Frauen und Kindern zur Verfügung zu stellen. Das 
begrüßt meine Fraktion sehr.  
 
Mit der psychologischen Unterstützung von Flüchtlingen 
befassen sich mehrere Fachstellen und Einrichtungen in 
Berlin – einige davon explizit auch mit der Hilfe für 
Frauen. Ich gebe Ihnen recht, dass das Angebot insbeson-
dere an muttersprachlichen Psychologen und Therapeuten 
nicht ausreichend ist, aber daran wird auch Ihr Antrag 
nichts ändern. Ich denke, wir sollten dafür sorgen, dass 
jeder Flüchtling, der nach Deutschland kommt, gleich zu 
Anfang über die Regeln, die hier gelten, aufgeklärt wird. 
Dazu gehören das Grundgesetz und eben auch die 
Gleichstellung von Frauen. Das ist nicht verhandelbar, 
und genau das sollten wir auch deutlich machen.  
 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass Sie in Ihrem 
Antrag Forderungen stellen, die teilweise bereits umge-
setzt wurden oder deren Umsetzung in Planung ist. Für 
eine weitere Beratung beantragen wir daher die Überwei-
sung in den zuständigen Fachausschuss. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Danke schön, Frau Kollegin Vogel! – Für die Piratenfrak-
tion hat jetzt das Wort der Kollege Kowalewski.  
 

Simon Kowalewski (PIRATEN): 

Wieder mal als Letzter. – Geehrter Herr Präsident! Ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute den 
ganzen Tag viel über das Los der Geflüchteten geredet – 
über das Versagen der Verwaltung, über Nazis, die am 
LAGeSo das Hausrecht ausüben, über unmenschliche 
hygienische Zustände in den Sammellagern, die keine 
Privatsphäre zulassen, über Obdachlosigkeit und fehlende 
gesundheitliche Versorgungsmöglichkeiten. Rund um 
den „Internationalen Tag zur Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen“ reden wir jedes Jahr über verschiedene 
Aspekte struktureller Diskriminierung von Frauen, und 
die wird leider trotzdem nicht weniger.  
 
Ausgerechnet im Frauenministerium wird gerade ein 
Gesetz vorangetrieben, um Sexarbeiterinnen generell für 
unselbstständig und überwachungsbedürftig zu erklären 
und sie in das gefährliche Leben in der Illegalität zu 
drängen. Ein anderes Gesetz aber, das die sexuelle 
Selbstbestimmung ein kleines bisschen verbessern soll, 
indem es Vergewaltigung bestraft, wenn das Opfer durch 
einen überraschenden Angriff überrumpelt wird oder sich 
fälschlicherweise für schutzlos hält, wird hingegen bis 
heute vom Kanzleramt blockiert. Die Frauenhäuser – für 
viele Frauen die letzte Fluchtmöglichkeit, die Kollegin-
nen haben sie schon erwähnt – sind ständig überfüllt. Im 
vergangenen Jahr konnte allein in Berlin 1 900 hilfesu-
chenden Frauen kein Platz angeboten werden. Das sind 
500 mehr als im Vorjahr.  
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Das Ergebnis sehen wir in einer anderen traurigen Statis-
tik – der Zahl der von ihren Ehemännern, Lebensgefähr-
ten oder Ex-Partnern getöteten Frauen. Waren es 2012 in 
Deutschland noch 106 Fälle, so stieg die Zahl im vergan-
genen Jahr auf 160.  

[Unruhe] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Meine Herrschaften! Entschuldigung! Bitte den Ge-
räuschpegel senken! Es ist der letzte Redner für den heu-
tigen Tag. Die Aufmerksamkeit werden wir doch noch 
haben.  
 

Simon Kowalewski (PIRATEN): 

Danke! – Bei geflohenen Frauen addieren sich diese 
Problemkomplexe nicht, sie multiplizieren sich. In ein 
ohnehin überlastetes Hilfesystem hineinzukommen, ge-
lingt den Frauen, die kaum Sprachkenntnisse, kaum fi-
nanzielle Mittel, kaum Kommunikationsmöglichkeiten 
und kaum Bewegungsfreiheit haben, gar nicht, wenn sie 
denn überhaupt wissen, dass es ein solches System in 
einem Land gibt, in dem schon die Registrierung als 
Asylsuchende Monate dauern kann, wenn sie nicht das 
nötige Schmiergeld haben, um sich eine Vorzugsbehand-
lung einzukaufen. Traumatisierte Menschen sind beson-
ders verletzlich. Sie zu Hunderten, zu Tausenden zusam-
menzupferchen, ihnen absichtlich jede Zukunftsperspek-
tive zu nehmen, um ein Exempel zu statuieren, ihnen 
weite Wege zu so grundsätzlichen Dingen wie Wasser 
oder Toiletten zuzumuten, ihnen keinen Rückzugsraum 
zu gewähren, das macht Menschen unglaublich dafür 
anfällig, Opfer von Gewalttaten zu werden.  

[Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Anja Kofbinger (GRÜNE)  

und Evrim Sommer (LINKE)] 

Das ist ja auch bekannt. Und wer diese Fakten nicht 
wahrnimmt, wer besonders schutzbedürftigen Menschen 
keinen besonderen Schutz zukommen lässt, der handelt 
nicht nur fahrlässig, sondern vorsätzlich. 

[Beifall bei den PIRATEN – 
Beifall von Anja Kofbinger (GRÜNE)] 

Deswegen hoffe ich auf die sehr baldige Annahme des 
Antrags. Alles andere wäre eine weitere Schande für 
diese Stadt. – Vielen Dank und einen schönen Feier-
abend! 

[Beifall bei den PIRATEN und  
der LINKEN – 

Beifall von Anja Kofbinger (GRÜNE)] 

 

Vizepräsident Andreas Gram: 
Das Schlusswort verbleibt dann trotzdem bei mir, lieber 
Kollege Kowalewski. – Weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Es wird die Überweisung des Antrags an den 
Ausschuss für Arbeit, Integration, Berufliche Bildung 
und Frauen empfohlen. – Widerspruch höre ich nicht, 
dann verfahren wir so. 
 
Der Tagesordnungspunkt 29 steht auf der Konsensliste. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 29 A: 
Keine gesonderten Unterkünfte für Geflüchtete 
vom Westbalkan 
Dringlicher Antrag der Fraktion Die Linke, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
Piratenfraktion 
Drucksache 17/2586 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Es wird die 
Überweisung des Antrags federführend an den Ausschuss 
für Inneres, Sicherheit und Ordnung und mitberatend an 
den Ausschuss für Gesundheit und Soziales empfohlen. – 
Widerspruch höre ich nicht, dann verfahren wir so. 
 
Ich komme zu 

lfd. Nr. 29 B: 
Service der Berliner Bürgerämter umgehend 
verbessern 
Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU 
Drucksache 17/2592 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? – Das ist nicht 
der Fall. Es ist keine Beratung vorgesehen. Die Koaliti-
onsfraktionen schlagen vor, den Antrag dem Hauptaus-
schuss zu überweisen. – Widerspruch höre ich nicht, dann 
verfahren wir so. 
 
Das war unsere heutige Tagesordnung. Die nächste Sit-
zung, das ist die 73. Sitzung, findet am Donnerstag, dem 
10. Dezember 2015 statt. Achtung: Sie beginnt um 9 Uhr, 
dass das jeder verinnerlicht! 
 
Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche einen guten 
Heimweg. 

[Schluss der Sitzung: 18.32 Uhr] 

 

(Simon Kowalewski) 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2586.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2592.pdf
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Anlage 1 
 

Konsensliste 
Vorbehaltlich von sich im Laufe der Plenarsitzung ergebenden Änderungen haben Ältestenrat und Geschäftsführer der 
Fraktionen vor der Sitzung empfohlen, nachstehende Tagesordnungspunkte ohne Aussprache wie folgt zu behandeln: 
 
 

Lfd. Nr. 12: 
Professionelle und angemessen honorierte 
Übersetzungs- und Dolmetschleistungen für die 
Wahrung der Rechte nicht Deutsch sprechender 
Personen 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit, 
Integration, Berufliche Bildung und Frauen vom 
1. Oktober 2015 
Drucksache 17/2501 

zum Antrag der Piratenfraktion 
Drucksache 17/2367 

mehrheitlich – gegen PIRATEN bei Enthaltung GRÜNE 
und LINKE – abgelehnt 
 

Lfd. Nr. 13: 
25 Jahre nach der friedlichen Revolution – 
Zeichen der Erinnerung an die Demonstration und 
Kundgebung am 4. November 1989 auf dem 
Alexanderplatz 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kulturelle 
Angelegenheiten vom 2. November 2015 
Drucksache 17/2553 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/1740 

mehrheitlich – gegen LINKE und PIRATEN bei Enthal-
tung GRÜNE – auch mit geändertem Berichtsdatum 
„31.12.2015“ abgelehnt 
 

Lfd. Nr. 14: 
Theaterbesuche junger Menschen fördern – nicht 
behindern 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2554 

zum Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/1602 

mehrheitlich – gegen GRÜNE, LINKE und PIRATEN – 
abgelehnt 
 

Lfd. Nr. 15: 
Subventioniertes Schulessen für alle Schüler/-
innen an Ganztagsschulen, auch für Oberschüler/-
innen! 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Jugend und Familie vom 1. Oktober 2015 und 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 
6. November 2015 
Drucksache 17/2555 

zum Antrag der Piratenfraktion und der Fraktion Die 
Linke 
Drucksache 17/1675 

mehrheitlich – gegen GRÜNE, LINKE und PIRATEN – 
auch mit geändertem Berichtsdatum „31.12.2015“ abge-
lehnt 
 

Lfd. Nr. 21: 

Geschäftsanweisung zur Kennzeichnungspflicht 
für Dienstkräfte im Polizeivollzugsdienst öffentlich 
zugänglich machen – mehr Transparenz für die 
Berliner Bürger/-innen 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres, 
Sicherheit und Ordnung vom 9. November 2015 
Drucksache 17/2562 

zum Antrag der Piratenfraktion 
Drucksache 17/1227 

mehrheitlich – gegen GRÜNE, LINKE und PIRATEN – 
abgelehnt 
 

Lfd. Nr. 24: 

Wasser zahlt, wer Wasser nutzt 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/2524 

an WiFoTech 
 

Lfd. Nr. 26: 
Keine Abschiebungen aus Schulen und 
Ausbildungsstätten 
Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2566 

an InnSichO (f) und BildJugFam 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2501.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2367.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2553.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1740.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2554.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1602.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2555.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1675.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2562.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-1227.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2524.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2566.pdf
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Lfd. Nr. 27: 
a) „Was die Stadt braucht“ – Masterplan zum Abbau 

des Sanierungsstaus 
Hier: Schule 
Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2567 

vertagt 
 

b) „Was die Stadt braucht“ – Moderne und 
zukunftsfähige Schulbauten 
Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/2568 

vertagt 
 

Lfd. Nr. 29: 
Sprachbarrieren abbauen – Migranten und 
Migrantinnen und Geflüchtete stärken 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/2570 

an ArbIntFrau 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2567.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2568.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2570.pdf
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Anlage 2 
 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 
 
 

Zu lfd. Nrn. 3.1 und 3.2: 
Priorität der Fraktion der SPD und 
Priorität der Fraktion der CDU 

Zukunft von Air Berlin sichern – Bund muss 
Codeshare-Flüge weiterhin ermöglichen 
Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU 
Drucksache 17/2585 

Der Senat wird aufgefordert, sich gegenüber der Bundes-
regierung für den Fortbestand der Codeshare-Füge der 
Fluggesellschaft Air Berlin auch über den 15. Januar 
2016 hinaus einzusetzen.  
 
Mit seiner Weigerung, die von Etihad Airways beantrag-
ten Codeshare-Flüge zu genehmigen, gefährdet das Bun-
desverkehrsministerium den Fortbestand der Fluglinie 
Air Berlin und viele Tausend Arbeitsplätze in unserer 
Stadt und weit darüber hinaus. 
 
Solche Codeshare-Flüge sind für den Austausch von 
Fluggästen zwischen den Gesellschaften Etihad und 
Air Berlin notwendig. Sie wurden jahrelang umstandslos 
durch den Bund genehmigt. Nur mit ihnen bleibt 
Air Berlin konkurrenzfähig. 
 
Das zuständige Bundesministerium für Verkehr ist aufge-
fordert, umgehend eine einvernehmliche und für das 
Unternehmen Air Berlin wirtschaftlich tragfähige Ver-
einbarung zu erzielen. 
 
Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 31. Dezember 2015 
zu berichten. 
 

Zu lfd. Nr. 11: 
Wahl des Präsidenten des Kammergerichts 
Wahl 
Drucksache 17/2521 

Das Abgeordnetenhaus wählt gemäß Artikel 82 Abs. 2 
der Verfassung von Berlin 
 
den Präsidenten des Landgerichts 
Herrn Dr. Bernd Pickel 
 
zum Präsidenten des Kammergerichts. 

 

Zu lfd. Nr. 20: 
Bekanntheit und Akzeptanz des Gewerbeportals 
Berlin – Einheitlicher Ansprechpartner (EA) – 
erhöhen, mehrsprachiges Angebot des EA 
gegebenenfalls erweitern! 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Forschung und Technologie vom 9. November 2015 
Drucksache 17/2561 

zum Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der CDU 
Drucksache 17/2130 

Der Senat von Berlin wird aufgefordert zu prüfen, mit 
welchen Maßnahmen das erfolgreich eingeführte mehr-
sprachige Berliner Angebot des Einheitlichen Ansprech-
partners (Gewerbeportal Berlin) bei europäischen Unter-
nehmen und der hiesigen Wirtschaft noch bekannter 
gemacht werden kann, damit sich der Zugriff auf den EA 
weiter erhöht. Insbesondere soll geprüft werden, inwie-
weit eine Erweiterung des Sprachangebots des EAs, ne-
ben Englisch auch andere europäische Sprachen anzubie-
ten, helfen kann, die Akzeptanz bei den Unternehmen für 
den EA zu erhöhen und gleichzeitig zu gewährleisten, 
dass rechtssichere Verwaltungsauskünfte erfolgen. Der 
Senat soll dabei evaluieren, welche Sprachen dafür  
– neben Englisch – im Rahmen eines Kosten-Nutzen-
Verhältnisses prioritär infrage kommen. Außerdem ist zu 
prüfen, ob und ggf. inwieweit der Telefonsupport des EA 
mit dem Bürgertelefon 115 kombiniert angeboten werden 
kann.  
 
Geprüft werden soll darüber hinaus, ob eine gemeinsame 
Bewerbung der länderspezifischen Angebote im Netz 
durch ein bundesweites Portal möglich ist. Auch eine 
spezielle Werbung in Ländern der Europäischen Union 
mit in Berlin besonders vielen aktiven und interessierten 
Gewerbetreibenden sowie Investoren ist zu prüfen. 
 
Über die Ergebnisse der Prüfung soll der Senat von Ber-
lin bis zum 31. März 2016 dem Abgeordnetenhaus be-
richten und den damit ggf. verbundenen materiellen 
Aufwand maßnahmenscharf darstellen. 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2585.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2521.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2561.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2130.pdf
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Zu lfd. Nr. 22 A: 
Nr. 08/2013 des Verzeichnisses über 
Vermögensgeschäfte 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses vom 25. November 2015 
zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß §  38 
GO Abghs 
Drucksache 17/2589 

Dem Verkauf einer Teilfläche von ca. 27 631 m² des 
Grundstücks Fischerhüttenstr. 41, 43, Plüschowstraße in 
Berlin Steglitz-Zehlendorf gemäß der Änderungs- und 
Anpassungsvereinbarung vom 10.09.2015 zur 
UR-Nr. 453/2015 des Notars Thilo Möller in Berlin zum 
Kaufvertrag vom 20.12.2012 zur UR-Nr. 165/2012 des 
vorgenannten Notars wird zugestimmt. 
 

Zu lfd. Nr. 22 B: 

Nr. 12/2015 des Verzeichnisses über 
Vermögensgeschäfte 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses vom 25. November 2015 
zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß §  38 
GO Abghs 
Drucksache 17/2590 

Dem Verkauf des Grundstücks Rudower Chaussee 43 in 
Berlin Treptow-Köpenick wird auf der Grundlage des 
vorgelegten Vertragsentwurfs zugestimmt. 
 

Zu lfd. Nr. 22 C: 
Rahmenvertrag mit dem Studentenwerk Berlin für 
die Jahre 2016 bis 2019 
Dringliche Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses 
Drucksache 17/2591 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 
Drucksache 17/2539 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin stimmt dem vom Se-
nat von Berlin vorgelegten Rahmenvertrag mit dem Stu-
dentenwerk Berlin für die Jahre 2016 bis 2019 (siehe 
Anlage der Drucksache 17/2539) zu. 
 
 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2589.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2590.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2591.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2539.pdf

